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Die Jahre 2016, 2017 und 2018 sind für viele Landkreise in Deutschland, aber auch für den
Landkreistag Jubiläumsjahre:

1816 wurden preußische Kreise in Westfalen und in den Rheinprovinzen gebildet. 1818
erfolgte die Bildung von Landkommissariaten im Baiern zugefallenen Rheinkreis, der
heutigen Pfalz. Nach einer erneuten Ausdehnung Preußens wurden 1867 preußische
Kreise in den Provinzen Schleswig-Holstein und Hessen-Nassau gebildet; auch wurde in
diesem Jahr eine Amts- und Kreisverfassungsverordnung für die Provinz Hannover, in der
eine flächendeckende Kreisbildung erst 1885 erfolgen sollte, erlassen.

Am 8.9.1916 wurde schließlich im Preußischen Abgeordnetenhaus in Berlin der Verband
der Preußischen Landkreise als Vorläufer des Deutschen Landkreistages gegründet.

Aus diesen Anlässen sind verschiedene Veranstaltungen durchgeführt worden und
mehrere Publikationen erschienen. Die einschlägigen Beiträge aus der Zeitschrift: „Der
Landkreis“ werden in diesem Band zum Jahreswechsel 2017/2018 noch einmal ge-
bündelt vorgelegt.

Schon jetzt ist darauf hinzuweisen, dass im Jahr 2022 erneut Anlass zur Rückerinnerung
besteht. Es ist dann des 200. Todestages des StaatskanzlersHardenberg am26.11.1822
ebenso zu gedenken wie des 150. Jahrestages der Verabschiedung der als „Magna
Charta des preußischen Volkes“ bezeichneten Preußischen Kreisordnung vom
13.12.1872 und der 100. Wiederkehr der Bildung des Deutschen Landkreistages in
München am 7.9.1922 und der 75. Wiederkehr der Wiedergründung des Deutschen
Landkreistages nach der 1933 erfolgten Zwangsauflösung am 10.2.1947 in Höchst.

Wir wünschen viel Freude beim Rückerinnern, das immer auch Blicke in die Zukunft
ermöglicht.

Berlin zum Jahreswechsel 2017/18

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke

Vorwort
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Friedrich der Große und die landrätlichen Creyße

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
A. Creyße in den brandenburgischen

Territorien

Der Ursprung der Kreise liegt neben einzel-
nen Erscheinungsformen in Böhmen weit
vorderEntstehungmodernerStaaten inder
Mark Brandenburg1. Dort gelang es der
märkischen Ritterschaft aufgrund ihrer
starken wirtschaftlichen und politischen
Position, Mitte des 16. Jahrhunderts die
Zustimmung des Kurfürsten zu erzwingen,
neben seinen ständigen Hofräten auch
Landräte zu berufen, ohne deren Rat und
Bewilligung er in Zukunft keinerlei Rechts-
verpflichtungen einzugehen versprach, oh-
ne dass damit flächendeckend eine feste
Gewohnheit oder gar ein Anspruch einzel-
ner „Creyße“ begründet wurde.2 Das Wort
„Creyßverfassung“ stammt ebenfalls aus
dieser Zeit und bedeutet eine räumlich be-
grenzte Verteidigungsgemeinschaft („des
Creyßes selbsten defension“), in der der
Charakter des alle Stände miteinander
verbindenden, die Ausbildung eines Dua-
lismus zwischen Fürst und Ständen ver-
hindernden, Land und Leute umfassenden
„Creyßes“ zum Ausdruck kommt.

Im Laufe des 17. Jahrhunderts bildete sich
dann in der Mark Brandenburg mit der
Kreisverfassung eine Administrationsform
der Ritterschaft auf dem platten Land her-
aus, zu der es im ganzen Heiligen Römi-
schen Reich Deutscher Nation nichts Ver-
gleichbares gab. Die Bestellung von Land-
räten aus ihrer Mitte und die Einbeziehung
und Repartierung der Steuern im kreis-
landschaftlichen Rahmen waren ihr, der
Ritterschaft, zugesichert. In der Mitte des
17. Jahrhunderts erhielten die märkischen
Creyße als administrative Bezirke feste
Grenzen. Die Creyße waren genossen-
schaftliche Sprengel, deren Begrenzung
geografische und häufig auch aus der Ko-
lonisationszeit herrührende politische
Gründe hatte. Ausschlaggebend war ein
engeres Zusammenhörigkeitsgefühl sozial
und rechtlich gleichgestellter adeliger
Nachbarn, die sich selbst als „Verwandte“
betrachteten und auch bezeichneten3.

Die Repräsentanten der Creyße verstanden
sich als Diener ihres Fürsten und handelten
entsprechend. Zugleich bildeten sie politi-
sche Verbände und leisteten durch ihre po-
litische Tätigkeit der Ausbildung einer zen-
tralistischen und bürokratischen Staatsver-
fassung mit Erfolg Widerstand. Dadurch
prägte sich in der Kreisverfassung – in fun-
damentalem Gegensatz zu den Städten –

eine Formder Selbstverwaltung heraus, der
die Vorstellung eines Dualismus zwischen
Staat undGesellschaft fremdwar,was nicht
zuletzt in der fortdauernden Tradition des
Lehnsverbandes begründet war, der das
persönlicheTreueverhältnisvonLehnsherrn
und Lehnsmann umschloss und deshalb
einenDualismus zwischenbeiden nicht auf-
kommen lassen konnte.4

Die Hauptaufgabe der märkischen Creyße
bestand zunächst imAusbauder Verkehrs-
verbindungen auf dem Lande, aber auch
zwischen Stadt und Land. Bereits zur Zeit
des 30-jährigen Krieges traten allerdings
die Städte aus dem Creyßen als „be-
zirkter Landschaft“ heraus. Bereits
1653 wurde die nicht zuletzt vom Landes-
herrn geförderte soziale Trennung von
Stadt und Land im Landtagsrezess be-
stätigt. Seit dem 17. Jahrhundert wurden
die Creyße als Bezirke für Steuerverwal-
tung und Polizei immer stärker mit der
fürstlichen Verwaltung verbunden, sodass
in den Creyßen auch unter sich gänzlich
verändernden Verhältnissen eine Tradition
der Mitverantwortung für den engeren Be-
reich wie für das gemeine Ganze erhalten
blieb. Am 27.6.1702, also kurz nach An-
nahme des Titels eines Königs in Preußen
durch Kurfürst Friedrich III. von Branden-
burg, gewährte dieser als König Friedrich I.
sämtlichen „Landes-Directores und Com-
missarii der Chur Mark Brandenburg“ ein-
heitlich den Titel: „Landrat“.

B. Kreisbildungen Friedrich des
Großen in Schlesien, Preußen,
Kleve und der Mark

Während der 46-jährigen Regierungszeit
Friedrichs des Großen von 1740 bis 1786
wurde fast das ganze – sich vergrößernde –
Staatsgebiet in Kreise gegliedert, wobei
dies in den mittleren Provinzen stets in
Übereinkommen mit den Ständen erfolgte.
1776 bestätigte der König der Ritterschaft
jedes Kreises der mittleren Provinzen das
Präsentationsrecht von zwei bis drei „taug-
lichen Subjekten“ zur Besetzung der Land-
ratsstelle. Friedrich II. war wie bereits sein
Vater, der Soldatenkönig, erfolgreich be-
strebt, neben dem antifeudalen Beamten-
tum auch den Adel sowohl durch die
Armee als auch im Zivildienst zu einer
festen Stütze zu machen. Diesbezüglich
kam dem brandenburgischen Landrat
eine Schlüsselstellung zu. Dieser genoss
aufgrund der kurmärkischen Kreisverfas-
sung eine erhebliche Unabhängigkeit.
Die von der Krone anerkannte und von den
Kreisständen gewünschte Stellung des
Landrats, die ihm im Vergleich zu allen
anderen Amtsträgern seiner Zeit ein Allein-
stellungsmerkmal verlieh, kommt im Tenor
seiner Bestellung zum Ausdruck, bei der

nicht nur Pflichten im Verhältnis zum König
zum Ausdruck gebracht wurden, sondern
es auch hieß, dass der Landrat

„des Königs und des Kreises Nutzen überall su-
chen und befördern, den Landes- und Kreiszu-
sammenkünften jedes Mal mit beiwohnen und
sich bei den Kontributionsanlagen und allen an-
deren Dingen nach des Kreises Verfassung rich-
ten solle“.5

Auch zur Zeit Friedrich desGroßen bildeten
die Städte als königliche Verwaltungsbe-
zirke staatliche Exklaven in einem vom
genossenschaftlich-ständischen Prinzip
getragenen Kommunalverband Kreis. Da
der vom Landrat verwaltete Kreis nicht nur
eine landschaftliche, sondern auch eine
administrative Einheit darstellte, hat man
bei der verwaltungsmäßigen Neueinteilung
des preußischen Staates auf die alten
Grenzen Gewicht gelegt.

Das Landratsamt wurde von Friedrich
dem Großen –mit Ausnahme von Ostfries-
land und Moers – in allen Provinzen der
Monarchie eingeführt, aber nicht überall
mit einer Kreisverfassung wie in der Mark
Brandenburg verbunden.

Im Österreich abgerungenen Schlesien
wurde dagegen trotz des vielfach noch
österreichisch gesinntem katholischen
Adels 1741 die Kreisverfassung mit 48
landrätlichen Kreisen eingeführt, wobei
geregelt wurde, dass – wie auch in den
übrigen Gebieten – kein Kreis allzu groß
sein sollte,

„sondern füglich von einem Landrat, einem Ein-
nehmer, zwei Ausreutern oder Landdragonern
bestritten werden könne“.

Auch in Ostpreußen wurde die Provinz in
zehn Kreise gegliedert, es wurden dort
jedoch keine Kreistage eingerichtet. Die
Kreise in Ost- wie später auch in West-
preußen waren königliche Behörden und
damit lediglich Bezirke der allgemeinen
Landesverwaltung, deren Landräte vom
König eingesetzt wurden. Dies war die
Reaktion Friedrich des Großen darauf,
dass die Provinz Ostpreußen im Sieben-
jährigen Krieg der russischen Zarin Elisa-
beth gehuldigt hatte.

Bereits zu Beginn des 17. Jahrhunderts
kamen das Herzogtum Kleve und die
Grafschaft Mark in den Besitz des Kur-
fürsten von Brandenburg. Der Große Kur-
fürst vereinigte diese Gebiete später voll-
ständig mit Brandenburg. Kreise wurden
dort zunächst jedoch nicht errichtet. Auch
Friedrich II. konnte sich für das Amt des

1 Dazu ausf.: von Unruh, Der Kreis, 1964, S. 23 ff.

2 Vom Freiherrn vom Stein wurde das Wort: „Crayße“
geschrieben.

3 von Unruh (Fn. 1), S. 29.

4 Dazu ausf.: von Unruh (Fn. 1), S. 29 f.

5 Dazu näher: von Unruh (Fn. 1), S. 51 ff.
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Landrats und die Kreisrepräsentation nur
eine adelige Körperschaft vorstellen. Da
Friedrich der Große dem westlichen Adel
misstraute,wurdennachder1753dennoch
erfolgenden Bildung der Kreise Kleve,
Wesel, Emmerich, Hamm, Hörde, Wet-
ter und Altena die Anweisung getroffen,
pensionierte Offiziere mit dem Landratsamt
zu betrauen. Wegen der zunächst opposi-
tionellenHaltung gegenüber derKronewur-
de hier wie in Ostpreußen eine Repräsen-
tation der Kreise nicht geschaffen.

C. Aufgaben des Landrats

Zur Zeit Friedrich des Großen zählten zu
den Aufgaben des Landrats

• Steuersachen und Kontributionsver-
waltung,

• Sorge für die durchmarschierenden
Truppen und

• Conservation derUntertanen insbeson-
dere durch Schutz der Bauern.

Dabei hatte der Landrat „zu leiten und zu
ordnen, zu beaufsichtigen und zu mahnen,
zu berichten und zu kontrollieren“ – er hatte
indes keine eigene uneingeschränkte Po-
lizeistrafgewalt.

Dass wir uns im Zeitalter des monarchi-
schen Absolutismus befinden, kommt u. a.
darin zum Ausdruck, dass seinerzeit die
Landräte

• im Mai jedes Jahres über den voraus-
sichtlichenStand der Ernte zu berichten
hatten,

• die militärischen Belange vor allem bei
Märschen von Regimentern und Verän-
derungen von Garnisonen, der Quar-
tierzuweisung, der Fouragelieferung
und bei Vorspannstellung im Auge zu
haben und zu sichern hatten,

• aber auch Kinder und Gesinde zum
Spinnen anzuhalten, die Landwirtschaft
zu fördern und

• zu alledem das Kreisgebiet zu bereisen
hatten. Dabei hatten sie darauf zu se-
hen,

„dass die Untertanen und ihre Kinder die langen
Abende im Herbst und im Winter nicht mit Fau-
lenzen zubringen, sondern wie in anderen Provin-
zen auf Spinnen und Weben verwenden mögten,
um sich dadurch überhaupt zu mehr Fleiß zu
gewöhnen, wobei die Landräte ihr hauptsächli-
ches Augenmerk dahin gerichtet sein müssen,
den Landmann zu guter Ordnung in der Ökono-
mie, Feld- und Gartenbau, auch Viehzucht zu
animieren, auch dazu Anweisung zu geben.“

Dabei hatten die Landräte „die Angelegen-
heiten mit allem ersinnlichen Fleiße und
treuepflichtig jedes Mal mit der äußersten
Promptitude zu besorgen“. Friedrich II. war
überzeugt, dass

„die Faulheit der kurmärkischen Untertanen
die einzige Ursache sei, weshalb dieselben sich in
ärmlichen Umständen befänden und bei den
Kreiskassen um Vorschüsse nachsuchten. Da
sie zu keinen Nebenhantierungen treiben wollen,
allein auf den Ackerbau sähen, sich allein aus den
Scheunen und aus dem Mehlsack ernähren woll-

ten, den Garten- und Kartoffelbau nicht achten,
woraus sie doch den größten Teil des Winters für
ihre Nahrung mitnehmen sollten, so hätten sie
beständigeUnterstützungnötig. Es fehle nicht
an heilsamen Verordnungen für die Änderung
dieser Lage der Untertanen. Es fehle aber an
Landräten und Beamten, die den Untertanen
bei der diesenmangelhaften Anlage diegehörige
Anleitung geben. Es solle hierfür jeder Landrat
der Kammer jährlich einen Wirtschaftsbericht ab-
statten. Darin solle auf Pflicht und Gewissen an-
gezeigt werden, wie in jedem Kreise der Unter-
tanen Nahrung, im Flachsbau, Spinnen, Weben,
Hopfenbau, der Viehzucht und anderen nützli-
chen Wirtschaftsstücken sich verbessert habe.“

Legendär sind die sog. „Kartoffelbefeh-
le“ Friedrichs des Großen an die Landräte.
Für Schlesien lautete das erste Schreiben
vom 24. März 1756 wie folgt:

„Circulare an sämtliche Landräte und
Beamte wegen Anbauung der Tartoffeln

Es ist von uns in höchster Person in unseren
anderen Provinzen die Anpflanzung der sog. Tar-
toffeln, als ein sehr nützliches und sowohl für
Menschen als Vieh auf sehr vielfache Weise dien-
liches Erd-Gewächse, ernstlich anbefohlen. Da
Wir nun bemerkt, daß man sich in Schlesien mit
Anziehung dieses Gewächses nicht sonderlich
abgibt; als [darum] habt ihr denen Herrschaften
und Untertanen den Nutzen von Anpflanzungen
dieses Erd-Gewächses begreiflich zu machen,
und denselben anzuraten, daß sie noch dieses
Frühjahr die Pflanzung der Tartoffeln, als einer
sehr nahrhaften Speise, unternehmen müssen,
besonders dadurch die armen Bauern und Unter-
tanen in den Stand gesetzt werden, manchen
Scheffel Korn mehr zu verkaufen, welchen sie
sonst zum Brote anwenden müssen, mithin ihrer
[ihnen] die Unterhaltung ihrer Familien, und Ab-
führung ihrer praestandoren [Verpflichtungen]
leichter fallen wird, indemdiese Frucht bekannter-
maßen sich sehr vermehrt, man auf gleichem
Terrain von keinem Gewächse mehr, als den
Tartoffeln gewinnen kann, wie dann auch die
Domina [Gutsherren] und Untertanen finden wer-
den, daß sie von der Erziehung dieses Erd-Ge-
wächses, teils dadurch, daß sie solches selbst
konsumieren, und dabei viel Getreide zu mena-
gieren [sparen] im Stande gelangen, teils aber
auch durch deren Verkauf und Führung zu Markte
sehr guten Nutzen haben können, und müssen
übrigens diejenige Örter, die zur Zeit noch mit gar

keinen Tartoffeln versehen, von andern Orten sich
dergleichen zur Saat anschaffen.“

In einem zweiten für Schlesien bestimmten
Schreiben vom 5. April 1757 wird vermerkt,
dass esan „Kenntnis fehle,wiedieseTartof-
feln anzupflanzen“ undwozu sie zu verwen-
den sind. Deswegen wird eine lange An-
leitunggegebenübergeeigneteBöden,Bo-
denbearbeitung,AuspflanzenderKartoffeln
und Verwendung für die menschliche Er-
nährung sowie als Viehfutter. Beschrieben
werden Mischbrot aus Kartoffelmehl und
Roggen, Kartoffelpüree (noch ohne Milch),
KartoffelnalsBeilagezuFleisch,Gewinnung
vonKartoffelstärke(für„Puder“unddie„bes-
ten Kuchen“) und für „arme Leute“ Pellkar-
toffeln mit Salz. Weiter heißt es:
„Wo nur ein leerer Platz zu finden ist, soll die
Tartoffel angebaut werden, da diese Frucht nicht
allein sehr nützlich zu gebrauchen, sondern auch
dergestalt ergiebig ist, daß die darauf verwendete
Mühe sehr gut belohnt wird. Übrigens müßt ihr es
beym bloßen Bekanntwerden der Instruction
nicht bewenden, sondern durch die Land-Dra-
goner und andere Creyßbediente Anfang
May revidieren lassen, ob auch Fleiß bey
der Anpflantzung gebraucht worden, wie Ihr
denn auch selbst bey Euren Bereysungen unter-
suchen müsset, ob man sich deren Anpflantzung
angelegen seyn lasse.“

Wer „Misswuchs, Hagelschaden, Wasser-
schaden, auch Viehsterben und andere
Unglücksfälle erlitten“, musste diese Fälle
„noch vor Ablauf des Jahres, wenn alles
noch in frischem Andenken ist, bei dem
Landrate des Kreises melden und ein At-
test beilegen, dass sich alles angebrach-
termaßen verhalte.“ Dann konnte nach
Untersuchung durch „den Landrat in loco“
mit einem Ausgleich gerechnet werden.

Man sieht: DerGrundsatz des „Förderns
und Forderns“ ist nicht erst von der rot-
grünen Bundesregierung zu Beginn des
21. Jahrhunderts erfunden worden. &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte
der Deutschen Landkreise e.V., Berlin

© Deutsches Historisches Museum, „Der König überall“ von Robert Warthmüller (1886).
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Steins Scheitern bei der Schaffung einer
Verfassung der Crayßstände

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
A. Einleitung

Am 19.10.2015 sagte die Frak-
tionsvorsitzende von Bündnis
90/Die Grünen, Kathrin Göring-
Eckardt, im ARD-Morgenmaga-
zin, ohne Widerspruch der Mo-
deratorin zu ernten:

„Dresden, das ist vor allem die Frauen-
kirche, die ist wieder aufgebaut wor-
den, nachdem die Nazis sie zerstört
haben. Das, finde ich, ist das Symbol,
an das man heute denken sollte.“

Bei Youtube ist diese Sequenz zu
einem Renner geworden. Würde
morgen jemand behaupten,
durch die Stein-Hardenberg-
schen Reformen sei die kommu-
nale Selbstverwaltung in den
Kreisen begründet worden, wo-
bei die beiden Reformer zur
Realisierung Hand in Hand ge-
arbeitet hätten, würde dies bei
Youtube kaum massenhafte Auf-
rufe auslösen, unabhängig von
der Prominenz des solche Aus-
sagen Tätigenden. Viele meiner
kommunalnahen Gesprächs-
partner, Mitglieder der Stein-Ge-
sellschaft, des Kuratoriums der
Stiftung Schloss Neuharden-
berg, aber auch Teilnehmer des
DLT-Professorengesprächs hät-
ten diesen beiden Aussagen
zugestimmt; völlig widerspro-
chen hat ihnen jedenfalls nie-
mand. Trotzdem wissen wir spä-
testens seit dem 50-jährigen
Bestehen des Deutschen Land-
kreistages durch zahlreiche, in
der Sache völlig einhellige Ver-
öffentlichungen:

Stein hat die Städteordnung vom
19.11.1808 in dem nach Jena
und Auerstedt verbliebenen
Restpreußen durchgesetzt. An
der Schaffung einer Verfassung
der Crayßstände, die ihmsehr am
Herzen lag, ist er vollständig ge-
scheitert. Kreisbezogen hat Stein
nüchtern gesagt realiter gar
nichts bewirkt, denn in den preu-
ßischen Kernlanden waren die
Kreise schon vorhanden und
funktionsfähig, bevor Stein die
Berliner Bühne betrat.

Hardenberg lehnte Steins Ge-
danken der ehrenamtlichen Mit-
wirkung von Eigentümern an der
Verwaltung komplett ab, dehnte
die Kreisstruktur zwar auf die auf
demWiener Kongress gewonne-

nen Provinzen aus – aber nur als vom
historisch Überkommenen völlig losgelös-

te, nach funktionalen Gesichts-
punkten gebildete obrigkeitliche
Verwaltungsuntergliederungen
der Provinzen und Regierungs-
bezirke. Die Unterteilungen der
Westprovinzen in Kreise waren
in der Tat „Zweckschöpfungen
der Verwaltungskunst“ – die mit
ehrenamtlicher Selbstverwal-
tung schlechterdings gar nichts
zu tun hatten.

Jens Bisky hat in der Süddeut-
schen Zeitung vom 11.7.2009
unter dem Titel: „Unser Reform-
minister“ bezogen auf Stein die
Frage aufgeworfen, ob dieser in-
zwischen statt als Mythos nicht
vor allem als „Gerücht“ überlebe
und folgende zugespitzte Kurz-
bewertung abgegeben:

„Stein war nur 14 Monate in der ent-
scheidenden Position des Reformmi-
nisters gewesen, nach seinem Sturz
musste er sich meist mit Denkschrif-
ten, Briefen und kleineren Intrigen be-
gnügen. Frankophobie, ein patheti-
sches Deutschtum und die Städte-
ordnung sicherten ihm Popularität
und eine nach seinem Tode 1831
nur wachsende Faszinationskraft.“

Angesichts der weit verbreiteten
Irrtümer soll im Folgenden auf
die kommunalrelevanten Maß-
nahmen und Ideen Steins und
Hardenbergs und ihr zuneh-
mend von abgrundtiefem Hass
zueinander geprägtes persönli-
ches Verhältnis näher eingegan-
gen werden. Wir sind es beiden,
deren Denkmäler seit einigen
Jahren Seite an Seite vor dem
Preußischen Landtag in Berlin,
dem Gründungsort des Land-
kreistages am 8.9.1916, stehen,
schuldig, zumal ihre sonstigen
Leistungen für den Wiederauf-
stieg Preußens nach Oktober
1806 berechtigter Anerkennung
gebühren.

Bei der Dresdner Frauenkirche
reicht demgegenüber der bloße
Hinweis auf die Luftangriffe vom
13. und 14. Februar 1945 aus.

B. Der Beginn der Verwal-
tungslaufbahnen Harden-
bergs und Steins

Bereits zu Zeiten Friedrichs des
Großen waren Hardenberg und
Stein für Preußen tätig.

Zum Stein-Denkmal vor dem Preußischen Landtag erläutert Heinz Duch-
hardt, Mythos Stein, 2008, auf S. 82 f.: „An den Ecken des Postaments
wurden vier allegorische Figuren platziert, die Steins vorzügliche Eigen-
schaften veranschaulichen sollten: die Vaterlandsliebe, die Energie, die
Wahrheitsliebe und die Frömmigkeit. Die vier Seiten des Postaments ver-
anschaulichen die Verwaltungsreform, die Städteordnung und dasOktober-
Edikt, und zwar jeweils den Augenblick der Übergabe des jeweiligen Ge-
setzes- bzw. Verordnungstextes an den Monarchen. Auf dem Sockel
werden jene Personen berücksichtigt, die zu Steins engster Entourage
gezählt und seine Politik entscheidend mit befördert hatten: König Friedrich
Wilhelm III., Königin Luise, die Kaiser Franz I. undAlexander I., die Brüder des
Königs,Dohna, Clausewitz, Arndt, Eichhorn, Rühle, Blücher, Gneisenau und
Vincke. Dass Steins Verhältnis zu König Friedrich Wilhelm III. längst nicht so
ungetrübt war, wie das Denkmal assoziieren könnte, ist zur Genüge
bekannt. Dass Hardenberg nicht in den Kreis der SteinschenWeggefährten
aufgenommen wurde, hätte Steins – und wohl auch Hardenbergs – vollen
Beifall gefunden.Wenn ermitzureden gehabt hätte, hätte er möglicherweise
noch für die Berücksichtigung Wilhelm von Humboldts plädiert.“

Fotos: DLT
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I. Hardenberg in Ansbach-Bayreuth

Hardenberg war am 31.5.1750 in Essen-
rode im heutigen Landkreis Helmstedt ge-
boren worden, studierte bereits als 16-
Jähriger Jura in Göttingen und später in
Leipzig, wo er den etwas älteren Johann-
Wolfgang Goethe kennenlernte. Von 1781
bis 1790 war er Geheimer Rat in Braun-
schweig-Wolfenbüttel, wo er und seine
erste FrauChristiane ein turbulentesPrivat-
leben führten. Nach seiner Scheidung von
seiner ersten Frau und der Heirat der sei-
netwegen geschiedenen Sophie von Len-
the trat er als Leitender Minister in den
preußischen Dienst zum Markgrafen von
Ansbach-Bayreuth. Hier leitete er die sich
angesichts der Zersplitterung des Staats-
gebietes als sehr schwierig erweisende
Eingliederung der Provinz als preußischer
Minister.

Die beiden Fürstentümer Ansbach und
Bayreuth gliederte Hardenbergmit Verord-
nung vom 1.2.1797 nach verwaltungs-
technischen Prinzipien in zwölf Kreise, oh-
ne dabei auf vorhandene historische Kom-
munalgrenzen Rücksicht zu nehmen. Auf
dieses Organisationsprinzip wird beim
Kreisedikt von 18121 und bei der Verord-
nung wegen verbesserter Einrichtung der
Provinzial-Behörden vom 30.4.18152

zurückzukommen sein. Zudem vereinigte
Hardenberg in diesen beiden Fürstentü-
mern zum ersten Male Stadt und Land –

französischen Verwaltungsmaximen fol-
gend – im Kreis. Auch die innere Verfas-
sung der Kreise wurde anders als in den
übrigen Provinzen gestaltet: Von der Krone

wurden aus zwei Beamten (Kreisdirektor
und Kommissar) bestehende Kollegialbe-
hörden ernannt.

Außerdem setzte Hardenberg in Ansbach-
Bayreuth bis 1798 eine grundlegende Ver-
waltungsreform u. a. mit der Bildung von
vier Fachministerien für Inneres, Justiz,
Krieg und Finanzen, assistiert u. a. von
Wilhelm von Humboldt, um.

1798 wurde Hardenberg unter dem Vor-
wurf der Verschwendung nach Berlin beor-
dert. Seine Selbständigkeit der Verwaltung
Ansbach-Bayreuths wurde eingeschränkt;
die Verwaltungsreform wurde zum Teil zu-
rückgenommen und an den Stand im üb-
rigen Preußen angepasst.

Am 14.4.1804 wurde Hardenberg dann
allerdings von König Friedrich Wilhelm III.
zumMinister für auswärtige Angelegenhei-
ten ernannt, was er bis zum31.3.1806 zum
Teil neben, zum Teil anstelle von Christian
von Haugwitz blieb. Ende März 1806
musste Hardenberg auf Drängen Napo-
leons als preußischer Außenminister zu-
rücktreten.

II. Stein in der Mark und in Kleve…

Hardenbergs Kollege als Minister für das
Akzise-Zoll-, Kommerz- und Fabrikwesen
war 1804 der um sieben Jahre jüngere, am
25.10.1757 in Nassau im heutigen Rhein-
Lahn-Kreis geborene Karl Reichsfreiherr
von und zum Stein geworden, der in die-
sem Jahr den Weg von Westfalen nach
Berlin gefunden hatte.

Stein hatte ebenfalls seit seinem 16. Le-
bensjahr Jura und daneben Geschichte
und Kameralwissenschaften studiert –

und zwar ebenso wie vor ihm Hardenberg
und später auch Otto von Bismarck in
Göttingen. Anschließend absolvierte Stein
– wie zuvor bereits Hardenberg – ein Prak-
tikum beim Reichskammergericht in Wetz-
lar. Auf Bemühen seiner Mutter trat Stein
1780 in den preußischen Staatsdienst ein,
was er selbst mit seiner Bewunderung für
Friedrich den Großen und der Liberalität
des preußischen Staates begründete, wel-
cher keine Vorbehalte gegen Außenseiter
kannte und ihm gute Anstellungsmöglich-
keiten bot. Sein weiterer Werdegang be-
stätigte seine Berufswahl nachdrücklich.
Bereits 1784 wurde der erst 27-jährige
Stein mit der Gesamtleitung des Montan-
wesens in der Grafschaft Mark mit Sitz in
Wetter an der Ruhr betraut. Ganz klaglos
fand sich Stein zunächst allerdings nicht
damit ab, in einer Region beginnen zu
müssen, die seinerzeit häufig als „Stiefkind
des friederizianischen Staates“ charakteri-
siert wurde. Schon bald erkannte er aber,
dass und wie man aus einer strukturell
insbesondere aufgrund des Bergbaus be-
günstigten Region, „einem Preußen zwei-
ter Klasse“, ein Vorbild für denGesamtstaat
machen könne.

1787 wurde er zunächst Vizedirektor und
sodann Direktor der Kriegs- und Domä-
nenkammer für das Herzogtum Kleve und
die Grafschaft Mark in Hamm, 1793 so-
dann Präsident der beiden Domänenkam-
mern mit Dienstsitz in Kleve. 1796 schließ-
lich wurde er auch verantwortlich für die
Mindener Kriegs- und Domänenkammer
und damit Oberkammerpräsident sämtli-
cher westfälischer Verwaltungsbehörden
in Minden, wobei er aktiv die Reste der
Ständeverfassung gegen die preußische
Zentralverwaltung schützte.

Die von Napoleon diktierten territorialen
Veränderungen im Westen des Heiligen
RömischenReichesDeutscherNation, ins-
besondere die Säkularisierung der geist-
lichen Territorien, billigte Stein ausdrück-
lich. Zwischen 1802 und seiner Berufung
als Minister nach Berlin im Jahre 1804
leitete er im Auftrag der preußischen Zen-
tralregierung die Eingliederung der geist-
lichen Herrschaften im Westfälischen in
den preußischen Staat.

III. … und in Berlin

Nachdem auch Haugwitz im November
1806 nach dem bereits im März 1806 ent-
lassenen Hardenberg um Entlassung ge-
beten hatte, bat Friedrich Wilhelm III. Stein,
auch das Außenministerium zu über-
nehmen, um den Frieden mit Frankreich
zu erreichen, obwohl Stein in einer Denk-
schrift vom 26./27.4.1806, also ein halbes

Grundfragender kommunalenSelbstverwaltungdiskutierten aufSchlossNeuhardenbergdieTeilnehmerdes
DLT-Professorengesprächs 2013. Von der Schinkel-Kirche und demHardenberg-Mausoleum im Bildhinter-
grund ließen sich u.a. beeindrucken der frühere Chef des Bundespräsidialamtes Prof. Dr. Lothar Hagebölling
(2.v.l.), der Vizepräsident des Bundesverfassungsgerichts Prof. Dr. Ferdinand Kirchhof (1.v.l.), der Verfasser
der grundlegenden Schrift „Selbstverwaltung als Ordnungsprinzip“ Prof. Dr. Reinhard Hendler (1.v.r.) sowie
die Prof. Dres. JoachimWieland (Bildmitte),ChristianWaldhoff (3.v.r.) und Friedrich Schoch (2.v.r.).Foto: DLT

1 Dazu Henneke, Der Landkreis 2016, Heft 5.

2 Dazu näher Henneke, Der Landkreis 2016, Heft 5.
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Jahr vor Jena und Auerstedt, heftige Kritik
an der Politik des Königs und dessen
Berater geäußert und insbesondere den
Vorwurf erhoben hatte, dass der preußi-
sche Staat keine Staatsverfassung habe.
Seinen Kollegen Außenminister Haugwitz
bezeichnete er darin als einen „Mann ohne
Wahrhaftigkeit, einen abgestumpftenWoll-
lüstling, schwelgend in sinnlichen Genüs-
sen jeglicher Art“, dessen Leben „eine un-
unterbrochene Folge von Verschrobenheit
und Verworfenheit“ sei. Der Kabinettsrat für
Militärfragen sei demgegenüber ein „ein-
geschränkter, ungebildeter Kopf von ge-
meinem Charakter und Denkungsart.“ Für
die demütigende Lage Preußens hatte
Stein in der Denkschrift den unentschlos-
senen und ideenlosenKönig verantwortlich
gemacht.

Stein lehnte das mehrfache Angebot des
Königs unter Hinweis auf den in der Ver-
gangenheit das Amt wahrnehmendenHar-
denberg sowie seine eigene mangelnde
Kompetenz in auswärtigen Angelegenhei-
ten schroff ab und übte zudem erneut
scharfe Kritik an der Politik und dem ver-
fassten Zustand Preußens. Sofern es keine
Veränderung des Systems gebe, die die
erste Bedingung der Rettung des Staates
wäre, müsse er um seine Entlassung bit-
ten. Der Personalvorschlag Steins, auf den
König FriedrichWilhelm III. nicht einging, ist
ein Ausdruck dafür, dass Stein und Har-
denberg sich im Winter 1806/07 so nahe
standen wie sonst nie3.

IV. Steins erste Entlassung am 3.1.1807
wegen „respectwidrigen und unan-
ständigen Benehmens“

Der durch die Reaktion Steins tief ver-
stimmte König Friedrich Wilhelm III. entließ
diesen am 3.1.1807. An diesem Tage rich-
tete der König vonMemel aus – dorthin war
er mit seinem Gefolge vor Napoleon ge-
flohen – einen Brief an den noch in Königs-
berg weilenden Stein, der mit der Ankün-
digung endet, dass, wenn Stein sein „res-
pectwidriges und unanständiges Beneh-
men“ nicht schleunigst ändere, „der Staat
keine große Rechnung auf Ihre ferneren
Dienste machen“ könne. Der König führte
in dem Schreiben an, dass er Vorbehalte
gegen Stein gehabt habe, den er immer für
exzentrisch und genialisch und für einen
Mann gehalten habe, der nur seine eigene
Meinung gelten lasse. König Friedrich Wil-
helm III. beklagte, dass Stein die Annahme
des Außenamtes in einem „bombastrei-
chen Aufsatze“ verweigert habe, womit
er ihn in große Verlegenheit gestürzt habe.
Auf die königliche Ordre wegen Schaffung
des Konseils und einer neuen Res-
sortverteilung habeStein noch nicht einmal
geantwortet. Wörtlich fährt König Friedrich
Wilhelm III. in dem Brief fort:

„Aus allen diesem habe ich mit großem Leidwe-
sen ersehen müssen, dass ich mich leider nicht
anfänglich in Ihnen geirrt habe, sondern dass Sie

vielmehr als ein widerspenstiger, trotziger, hart-
näckiger und ungehorsamer Staatsdiener anzu-
sehen sind, der, auf sein Genie und seine Talente
pochend, weit entfernt, das Beste des Staats vor
Augen zu haben, nur durch Capricen geleitet, aus
Leidenschaft und aus persönlichem Hass und
Erbitterung handelt. Der gleichen Staatsbeamte
sind aber gerade diejenigen, deren Verfahrungs-
art an allernachteiligsten und gefährlichsten für
die Zusammenhaltung des Ganzen wirkt“.

Das war’s fürs Erste! Stein bat nach Erhalt
dieses Briefes zutiefst gekränkt noch am
Abend des 3.1.1807 um seine Dienstent-
lassung. Der König antwortete lakonisch:

„Da der Herr Baron von Stein unter gestrigem
Dato sein eigenes Urteil fällt, so weiß ich nichts
hinzuzusetzen“.4

Stein verließ sodann Königsberg, erreichte
Anfang März 1807 wieder Berlin und reiste
wenige Tage später nach Nassau weiter,
wo er hoffte,

„durch den Einfluss des Klimas und den Ge-
brauch der Bäder seine erschütterte Gesundheit“

wieder herzustellen. Aber dabei beließ er es
nicht; stattdessen bereitete er auch als
Folge seiner tiefen Kränkung im Juni
1807 einen öffentlichen „Paukenschlag“
vor, die sogleich näher wiederzugebende
Nassauer Denkschrift5.

Zwar wurde Hardenberg im April 1807 als
Leitender Minister wieder mit allen inneren
und äußeren Angelegenheiten betraut. Für
Preußen liefen die Dinge in der Folgezeit
dennoch immer schlechter. Für Stein auf
seiner „Schmollburg“ Nassau schien die
negative Entwicklung vorhersehbar gewe-
sen zu sein. Er sprach von der gesunkenen
Moralität der preußischen Nation und der
„Schlaffheit, Trägheit und bis zur Verblen-
dung gehenden Kurzsichtigkeit der Regie-
rung“. An die Stelle von Verantwortung und
Staatsklugheit seien Egoismus und Kurz-
sichtigkeit getreten, die sich nur um den
Augenblick sorgten. Kurz um: Stein sah
König Friedrich Wilhelm III. als Ausbund an
Taten-, Prinzipien- und Führungslosigkeit
sowie fehlender Menschenkenntnis an.6

C. Der Frieden von Tilsit und die
Folgen

Nach dem Preußen demütigenden Frieden
von Tilsit musste Hardenberg am 10.7.
1807 als Leitender Minister erneut zurück-
treten. Er wurde am 14.7.1807 von König
Friedrich Wilhelm III. entlassen.

Der entlassene Hardenberg äußerte sich in
seiner Rigaer Denkschrift vom 12.9.1807:

„Die Französische Revolution gab den Franzosen
unter Blutvergießen und Stürmen einen ganz
neuen Schwung. Alle schlafenden Kräfte wurden

geweckt, das Elende und Schwache, veraltete
Vorurteile und Gebrechen wurden – freilich zu-
gleich mit manchem Guten – zerstört“.

Hardenberg schlussfolgerte daraus, dass
die revolutionären Kräfte so gewaltig, groß
und so allgemein anerkannt und verbreitet
seien, dass

„der Staat, der sie nicht annimmt, entweder sei-
nem Untergange oder der erzwungenen Annah-
me derselben entgegensehen“

müsse.

Hardenberg war von der Tradition der Auf-
klärung geprägt und nahm die Prinzipien
der Französischen Revolution und Anre-
gungen der napoleonischen Herrschafts-
praxis auf, wie er dies bereits in Ansbach-
Bayreuth praktiziert hatte. Das heißt – wo-
rauf noch vertiefend einzugehen ist7 – er
war Etatist und strebte eine Stärkung des
Staates durch eine straffe und zentral
organisierte Verwaltung an. Beides sollte
ihn trotz gemeinsamer Ausgangspunkte
grundlegend von Stein unterscheiden,
der zentralistischen Bürokratien skeptisch
gegenüberstand und dessen traditionalis-
tischer Reformansatz für mehr Kollegialität
in der Verwaltung und für Dezentralisierung
eine Politik der „defensiven Modernisie-
rung“ gegen Napoleon und die Prinzipien
der Französischen Revolution verfolgte.

Hardenberg und Stein prägten in mehr-
fachem Wechsel nacheinander mit unter-
schiedlichen, sich bezogen auf die kom-
munale Selbstverwaltung sogar wechsel-
seitig ausschließenden Reformansätzen
die politische Richtung. Nach Stein und
Hardenberg „vor Tilsit“ machte Stein her-
nach erneut den Aufschlag, wobei der im
Juli 1807 entlassene Hardenberg Steins
Rückkehr mit zäher Ausdauer betrieb. So
schrieb er an Stein:

„Sie allein vermögen einen Staat zu retablieren
und zu retten, dem Sie seit Ihrer Jugend gedient
haben.“

Auf Drängen Napoleons undmit Unterstüt-
zung des sich nach Riga begebenden Har-
denberg sollte Stein – trotz seiner unehren-
haften Entlassung im Januar 1807 – im
Herbst 1807 erneut zum Staatsminister
berufen werden, angesichts der Vorge-
schichte und der unveränderten Haltung
Steins keine einfache Angelegenheit für
Friedrich Wilhelm III. wie für Stein selbst.
Angesichts der verzweifelten Lage ließ sich
König Friedrich Wilhelm III. schließlich dazu

3 Stamm-Kuhlmann, Stein und Hardenberg, Reformer
auf getrennten Wegen: in Duchhardt (Hrsg.), Stein.
Die späten Jahre des preußischen Reformers 1815
– 1831, S. 99 (99).

4 Zum Ganzen ausf.: Duchhardt, Stein. Eine Biogra-
fie, 2007, S. 161 ff.

5 Abdruck in Botzenhart/Hubatsch (Hrsg.), Freiherr
vom Stein, Briefe und amtliche Schriften (BuaS),
Bd. II/1, 1959, Nr. 354, S. 380 ff. sowie in Botzen-
hart/Ipsen (Hrsg.), Freiherr vom Stein, 2. Aufl. 1986,
S. 109 ff.

6 Dazu ausf.: Duchhardt (Fn. 4), S. 174 f.

7 Dazu näher Henneke, Der Landkreis 2016, Heft 5.
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überreden, seinen Stolz und seine Beden-
ken gegen den willensstarken Minister
hintanzustellen und ihm die Leitung aller
inneren Angelegenheiten des Königreichs
anzuvertrauen. Später sollte er allerdings
erklären, er habe Stein nie geliebt, die
öffentliche Meinung sei aber ganz zu des-
sen Gunsten gewesen und Napoleon habe
ihm diesen Mann als eine allgemein ge-
achtete Persönlichkeit empfohlen. Dem
habe er nicht widersprechen wollen; das
habe den Ausschlag gegeben8.

Friedrich Wilhelm III. machte schließlich
also gute Miene zum unvermeidlichen
Spiel, da es sich Preußens König in der
„Zeit der schweren Not“ (Günter de Bruyn)
nicht leisten konnte, nachtragend zu sein.
Stein selbst musste allerdings vonHarden-
berg und anderen erst noch überzeugt und
veranlasst werden, seinen Schmollwinkel
Nassau zu verlassen und den weiten Weg
nach Memel auf sich zu nehmen. Der Ent-
schluss dazu fiel ihm nach der Anfang 1807
erfolgten Kränkung durch König Friedrich
Wilhelm III. nicht leicht9. Indes hatte er in
der Sache selbst den Grund für seine
Wiederberufung mit der im Juni 1807 ver-
fertigten Nassauer Denkschrift gelegt.

D. Steins Nassauer Denkschrift
Juni 1807

In der Denkschrift Steins:

„Über die zweckmäßige Bildung der obersten und
der Provinzial-, Finanz- und Polizei-Behörden in
der preußischen Monarchie“10

stehen Gedanken über die Einbeziehung
von Bürgern in die Verwaltung des Staates
im Zentrum der Betrachtungen, um

„der Nation einen Anteil an der Geschäftsführung
unter gewissen Einschränkungen und Bestim-
mungen“

zu geben. Daher besteht Einigkeit, dass
SteinsGedanken zu den historischen Wur-
zeln des Prinzips kommunaler Selbstver-
waltung gehören, wie es in Art. 28 Abs. 2
GG in den Sätzen 1 und 2 verfassungs-
rechtlich gewährleistet ist, auchwennStein
selbst den Begriff der kommunalen Selbst-
verwaltung nicht verwendet11.

I. Beteiligung von Eigentümern an der
Verwaltung in den Kernprovinzen

In der Denkschrift wird die Idee der Betei-
ligung von Repräsentanten der Staatsbür-
ger als notwendiges Mittel zur Regenera-
tion des Staates vor allem auf die Kommu-
nal- und Provinzial-Behörden einschließ-
lich der Kreise bezogen. Der ZugangSteins
ist dabei ein ganz praxisbezogener. Er geht
von der Vielfalt der Organisationsformen
aus, die sich insoweit in Preußen erhalten
haben und fragt, welche von ihnen den
Vorzug verdiene. Rundum verworfen wird
das Modell einer Verwaltung, die allein in
den Händen besoldeter Beamter ruht:

„In die aus besoldeten Beamten bestehenden
Landes-Kollegia drängt sich leicht und gewöhn-
lich ein Mietlingsgeist ein, ein Leben in Formen
und Dienst-Mechanismus, eine Unkunde des Be-
zirks, den man verwaltet, eine Gleichgültigkeit, oft
eine lächerliche Abneigung gegen denselben,
eine Furcht vor Veränderungen und Neuerungen,
die die Arbeit vermehren, womit die besseren
Mitglieder überladen sind und der die geringer-
haltigen sich entziehen. Ist der Eigentümer von
aller Teilnahme an der Provinzial-Verwaltung aus-
geschlossen, so bleibt das Band, das ihn an sein
Vaterland bindet, unbenutzt; die Kenntnisse, wel-
che ihm seine Verhältnisse zu seinen Gütern und
Mitbürgern verschaffen, unfruchtbar; seine Wün-
sche und Verbesserungen, die er einsieht, um

Abstellung von Mißbräuchen, die ihn drücken,
verhallen oder werden unterdrückt und seine
Muße undKräfte, die er demStaat unter gewissen
Bestimmungen gern widmen würde, werden auf
Genüsse aller Art verwandt oder in Müßiggang
aufgerieben. Es ist wirklich ungereimt zu sehen,
daß der Besitzer eines Grundeigentums oder
anderen Eigentums vonmehreren TonnenGoldes
eines Einflußes auf die Angelegenheiten beraubt
ist, den ein fremder, des Landes Unkundiger,
durch nichts mit ihm in Verbindung stehender
Beamter ohnbenutzt besitzt.

Man tötet also, indem man den Eigentümer von
aller Teilnahme an der Verwaltung entfernt, den
Gemeingeist und den Geist der Monarchie, man
nährt den Unwillen gegen die Regierung, man
vervielfältigt die Beamtenstellen und verteuert die
Kosten der Verwaltung, weil man nur die Gehälter
den Bedürfnissen und dem Stand der Beamten,
die allein von der Besoldung leben wollen, ange-
messen bestimmen muss. Die Erfahrung beweist
die Richtigkeit dieser Bemerkung und wollte man
zum Beispiel die wichtigen Verrichtungen der
Landräte besoldeten Offizianten aus der Klasse
der Nicht-Eigentümer übertragen, so würde ge-
wiß der den Landräten anvertraute Verwaltungs-
zweig verteuert.“12

Demgegenüber überzeuge ihn seine
Diensterfahrung – damit bezieht er sich
insbesondere auf seine Jahre im Westfäli-
schen –

„innig und lebhaft von der Vortrefflichkeit zweck-
mäßig gebildeter Stände, und ich sehe sie als ein
kräftigesMittel an, die Regierung durch dieKennt-
nisse und das Ansehen aller gebildeten Klassen
zu verstärken, sie alle durch Überzeugung, Teil-
nahme und Mitwirkung bei den National-Angele-
genheiten an den Staat zu knüpfen, den Kräften
der Nation eine freie Tätigkeit und eine Richtung
auf das Gemeinnützige zu geben, sie vom müßi-
gen sinnlichen Genuß oder von leeren Hirnge-
spinsten der Metaphysik, oder von Verfolgung
bloß eigennütziger Zwecke abzulenken und ein
gut gebildetes Organ der öffentlichen Meinung zu
erhalten, die man jetzt aus Äußerungen einzelner
Männer oder einzelner Gesellschaften vergeblich
zu erraten bemüht ist.“13

Hinsichtlich der Städte kritisierte Stein:

„Die Städte besitzen zwar Wahl-Magistrate, die
besoldet, permanent und mit dem Wahlrecht
versehen sind, sie haben aber alle den Nachteil
der besoldeten Kollegien, und an ihrer Stelle
würden von der mit Häusern und Eigentum an-
gesessenen Bürgerschaft gewählte Magistrate,
alle sechs Jahre erneuert, ohne Gehalt, errich-
tet.“14

Stein schlug im Detail vor:

„Die gewählten Magistrats-Personen erhielten
ihre Betätigung vom Staat, der in den großen,
über 3.000 Seelen habenden Städten zu besol-
deten Stadtdirektoren aus drei von der Bürger-
schaft präsentierten Subjekten wählte. Die Zahl

Das Jahr 2007war auch das Jahr desGedenkens an den preußischen ReformerKarl vomund zumStein, der
250 Jahre zuvor geboren worden war und 200 Jahre zuvor die „Nassauer Denkschrift“ verfasst hatte. DLT-
Hauptgeschäftsführer Prof. Dr. Hans-Günter Henneke hielt als Präsidiumsmitglied der Freiherr vom Stein-
Gesellschaft die Laudatio im Steinschen Schloss in Nassau. Foto: Robert Dieth

8 von Unruh, Der Kreis, 1964, S. 155.

9 Hermann, Hardenberg. Der Reformkanzler, 2003,
S. 271.

10 Wie Fn. 5.

11 Dazu näher: Henneke/Ritgen, DVBl. 2007, 1253
(1255).

12 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (389).

13 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (389 f.).

14 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (391).
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der Magistratsmitglieder richtet sich nach der
Bevölkerung der Stadt, und ihnen sind noch
Stadtverordnete oder Bürgerschafts-Deputierte
beizuordnen.“15

Mit Blick auf die Kreise machte Stein ver-
gleichbare Vorschläge:

„Mehrere Städte und Dörfer machen in der preu-
ßischen Monarchie einen landrätlichen oder
steuerrätlichen Kreis aus. Bei neueren Organisa-
tionen hat man die Städte den landrätlichen Krei-
sen einverleibt und dem ganzen Bezirk einen
gewählten Beamten, den Landrat, vorgesetzt,
eine nachahmenswerte Einrichtung.“16

Stein beschrieb sodann sehr ausführlich,
dass die Verfassungen der Kreisstände, die
dem Kreis vorstehen, bisher voneinander
abwichen,

„so entsteht zum Beispiel im Clevischen die Ab-
surdität, dass der Corpus des Adels nur aus
einem einzigen Individuo besteht, das dirigiert,
votiert, concludiert und nomine collectivo corres-
pondiert.“17

Stein fordert stattdessen:

„An die Stelle der Bürokratie muss nicht eine auf
kümmerlichen und schwachen Fundamenten be-
ruhende Herrschaft weniger Gutsbesitzer errich-
tet werden, sondern es kommt die Teilnahme an
der Verwaltung sämtlichen Besitzern eines be-
deutenden Eigentums jeder Art zu, damit sie alle
mit gleichen Verpflichtungen und Befugnissen an
den Staat gebunden sind. Auf den Kreistagen
erscheinen daher die adligen Gutsbesitzer und
Deputierten, so aus den übrigen städtischen und
bäuerlichen Kommunitaten gewählt sind.“18

Stein verfolgte mit der Einbeziehung be-
stimmter Bevölkerungskreise in die Erledi-
gung öffentlicher Angelegenheiten ver-
schiedene Zielsetzungen19. An erster Stelle
zu erwähnen sind sicher die qualitativen
Verbesserungen, die sich Stein in Bezug
auf Effektivität und Rationalität der Aufga-
benerfüllung versprach. Insoweit verweist
er in der Nassauer Denkschrift auf die
Kenntnisse des Eigentümers, „welche
ihm seine Verhältnisse zu seinen Gütern
und Mitbürgern verschaffen“, und die un-
fruchtbar blieben, wenn diese Bürger nicht
an der Verwaltung beteiligt würden20. Um-
gekehrt vervielfältige ihre Einbeziehung die
Quellen der Erkenntnis „von den Bedürf-
nissen der bürgerlichen Gesellschaft“ und
die Administration gewinne „an Stärke in
den Mitteln ihrer Ausführung“.21 In einem
mit Blick auf die Städteordnung verfasstem
Schreiben unterstreicht er sein Anliegen,
durch die Mitwirkung der Bürger „mehr
Sach- und Ortskenntnis, mehr tätiges In-
teresse für den verwalteten Bezirk und die
verwalteten Personen in die Kollegien zu
bringen, als durch die Zusammensetzung
aus lauter Staatsdienern entsteht“, und
stellt fest: „Sach-, Ort- und Personen-
kenntnis und lebhaftes Interesse an den
Geschäften ist wichtiger als aller Formen-
kram“22.

Dabei ging es – was man in heutiger Zeit
nachdrücklich herausstellen muss – Stein
nicht um die Verwirklichung demokratisch-

egalitärer Beteiligungsformen. Zur Mitwir-
kung berechtigt, aber auch aufgefordert
war vielmehr nur die sozioökonomische
Elite der Eigentümer23. Andererseits wurde
diese Teilhabe denkbar umfassend ver-
standen. Die Rolle der Eigentümer sollte
sich nicht etwa auf den Bereich der Legis-
lative oder eine bloße Kontrollfunktion be-
schränken. Sie sollten vielmehr unmittelbar
an der Administration der Kommunen und
Provinzen mitwirken24. Die „Teilnahme der
ständischenRepräsentanten an der öffent-
lichen Verwaltung“ sei, wie Stein bei ande-
rer Gelegenheit betonte, „auch auf die ei-
gentliche Ausführung auszudehnen.“25 Vor
diesem Hintergrund hat es eine gewisse
Berechtigung, Stein als den Schöpfer des
politischen Ehrenamtes zu bezeichnen26.

Insbesondere vor dem Hintergrund eines
von Auflösungserscheinungen bedrohten
Staatswesens, wie es Preußen zu Steins
Zeiten war, gewinnt neben dem Aspekt der
Qualität staatlichen Handelns auch die
Notwendigkeit einer stärkeren Identifika-
tion der Bürger mit ihrem Gemeinwesen
an Bedeutung. Deshalb maß Stein auch
dem Umstand entscheidende Bedeutung
zu, dass nach seiner Einsicht die gesell-
schaftlichen Kräfte durch „Teilnahme und
Mitwirkung bei den National-Angelegen-
heiten an den Staat“ geknüpft werden
könnten27. Andererseits töte man den „Ge-
meingeist“, wennman den Eigentümer von
aller Teilnahme an der Verwaltung entfer-
ne.28 Durch die Mitwirkung der Eigentümer
werde „der Einklang zwischen dem Geist
der Nation, ihren Ansichten und Bedürfnis-
sen und denen der Staatsbehörden“ her-
gestellt.29 Es geht mit anderen Worten
darum, hoheitliche Entscheidungen mit
dem Willen und den Anliegen der Bevölke-
rung abzustimmen.30

Schließlich ist nicht zu verkennen, dass
Stein – als früherer Finanzminister in be-
sonderer Weise mit den finanziellen Nöten
des Staates vertraut – mit seinen Reform-
bemühungen auch auf eine Reduzierung
der Verwaltungskosten durch Ausbau der
ehrenamtlichen Tätigkeit abzielt. Tatsäch-
lich nimmt dieser Aspekt in der Nassauer
Denkschrift sogar einen breiten Raum ein.
Stein selbst hält aber auch fest, dass dies
„der weniger bedeutende Gewinn“ sei.
Weit wichtiger ist ihm, dass die vorgeschla-
gene Mitwirkung bestimmter Bevölke-
rungsgruppen

„die Belebung des Gemeingeistes und Bürger-
sinns, die Benutzung der schlafenden oder falsch
geleiten Kräfte und der zerstreut liegendenKennt-
nisse, der Einklang zwischen dem Geist der Na-
tion, ihren Ansichten undBedürfnissen unddenen
der Staatsbehörden, die Wiederbelebung der
Gefühle für Vaterland, Selbständigkeit und Na-
tionalehre“

bewirken werde.31 In diesem Satz liegt das
Credo der Nassauer Denkschrift beschlos-
sen.

„Der Formenkram und Dienst-Mechanismus in
den Kollegien wird durch Aufnahme von Men-
schen aus dem Gewirre des praktischen Lebens
zertrümmert und an seine Stelle tritt ein le-
bendiger, fortstrebender schaffender Geist und
ein aus der Fülle der Natur genommener Reich-
tum von Ansichten und Gefühlen.

Die Anzahl der gebildeten und verständigen Män-
ner ist in allen Klassen der Einwohner in den alten
Provinzen des preußischen Staates so groß, dass
es an geschäftsfähigen, mit praktischen Kennt-
nissen ausgerüsteten Männern, die mit Erfolg
dem ihnen angewiesenen Geschäftskreis vorste-
hen werden, nicht fehlen kann. Die Regierung,
weit entfernt Ursache zu haben, über den Einfluss
der Klasse der Eigentümer aus einer ruhigen,
sittlichen, verständigen Nation etwas befürchten
zu müssen, vervielfältigt die Quellen ihrer Er-
kenntnis von den Bedürfnissen der bürgerlichen
Gesellschaft und gewinnt an Stärke in den Mitteln
der Ausführung. Alle Kräfte der Nation werden in
Anspruch genommen und sinken die höheren
Klassen derselben durch Weichlichkeit und Ge-
winnsucht, so treten die folgenden mit verjüngter
Kraft auf, erringen sich Einfluß, Ansehen und
Vermögen und erhalten das ehrwürdige Gebäude
einer freien, selbständigen, unabhängigen Ver-
fassung.“32

II. Zweifel bei den polnisch-preußischen
Provinzen

Zweifel äußert Stein indes mit Blick auf die
polnisch-preußischen Provinzen, die mit
dem Frieden von Tilsit wenige Wochen
später allerdings wieder verlorengehen
sollten, sodass sich die Umsetzungsfrage
der Denkschrift-Überlegungen dort zu-
nächst nicht stellen sollte:

„Wir finden hier einen Adel, bei dem Veränder-
lichkeit, Leichtsinn, Sinnlichkeit, Völlerei, Hang zu
Ränken und Facienden herrscht, einen wenig

15 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (391 f.).

16 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (392).

17 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (392).

18 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (393).

19 Hendler, Selbstverwaltung als Ordnungsprinzip,
S. 10 ff.

20 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (390).

21 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (395).

22 Schreiben von Stein an Minister Schroetter vom
25.8.1808 in: Botzenhart/Hubatsch (Hrsg.), BuaS,
Band II/2, Nr. 795, S. 834 (835).

23 Burg, Steins „Nassauer Denkschrift“ und die preußi-
sche Kommunalverfassung, in: Duchhardt/Teppe
(Hrsg.), Karl von und zum Stein: Der Akteur, der Au-
tor, seine Wirkungs- und Rezeptionsgeschichte,
2003, S. 125 (126).

24 von Unruh, Die Veränderungen der preußischen
Staatsverfassung durch Sozial- und Verwaltungsre-
formen, in: Jeserich/Pohl/von Unruh (Hrsg.), Deut-
sche Verwaltungsgeschichte, Band 2, 1983, S. 399
(409).

25 Schreiben von Stein an Minister Schroetter (Fn. 22),
Nr. 795, S. 834 f.

26 von Unruh (Fn. 24), S. 399 (401), unter Hinweis auf
eine Feststellung von Theodor Heuss.

27 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (391).

28 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (391).

29 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (394).

30 Hendler (Fn. 19), S. 12.

31 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (394).

32 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (394 f.).
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zahlreichen Bürgerstand, die meisten Städte un-
ter dem Druck der Gutsherren, der größte Teil der
Nation, der Bauernstand, ohne Eigentum, ohne
Freiheit, der Willkür seiner Erbherren preisgege-
ben, in die tiefste Unwissenheit, Völlerei, Rohheit
und Unreinlichkeit versunken, die Gewerbe un-
vollkommen, der Ackerbau unter dem Druck der
Erbuntertänigkeit und der Willkür erliegend.“33

III. Kernideen

Die Kernidee Steins für eine Staatsreform
lag also nicht in der Gliederung der hoheit-
lichen Gewalt in Legislative, Exekutive und
Judikative bei Beschränkung der Betei-
ligung von Volksvertretern an der Legisla-
tive, sondern in der Überwindung des Ge-
gensatzes zwischen Staat und Gesell-
schaft durch verantwortliche Beteiligung
von Vertretern der Bürger an der Adminis-
tration der Städte, Kreise und Provinzen.
Dabei hebt er insbesondere auf die nach-
ahmenswerte Einrichtung der Kreisverwal-
tung vor allem im Hinblick auf den Landrat
als gewählten Beamten ab34.

Die typische Kreisverfassung und ihre
Funktionen, wie sie sich insbesondere in
der Kurmark herausgebildet hatten, hatte
Stein ebenso wie Hardenberg und die
meisten anderen maßgeblichen Staatsre-
former – vor Abfassung der Nassauer
Denkschrift – noch nicht kennengelernt.
Inwieweit Stein seinerzeit klare Vorstellun-
gen von der Kreisverfassung und der Posi-
tion der Kreise besaß, ist fraglich, da ihm
unmittelbare persönliche Erfahrungen von
dessen Funktion nicht zur Seite standen.
Seine westfälischen Erfahrungen waren
insoweit nicht typisch für die Kernprovin-
zen35. Auch wenn es Stein nicht um die
Freiheit des Eigentümers vom Staat und
um die Beschränkung von Staatsmacht,
sondern um eine Einbindung der Eigen-
tümer als sozioökonomische Elite in die
staatliche Macht durch Selbst- und Mitver-
waltung in öffentlichen Institutionen ging,
war auch er von Gedanken der Französi-
schen Revolution nicht unbeeinflusst und
-beeindruckt. Der Entfaltung von Gemein-
geist und Bürgersinn verdankten schließ-
lich die französische Nation und Napoleon
die Niederringung der inneren und äußeren
Feinde36.

Die von Stein propagierte Selbst- und Mit-
verwaltung sollte also kein Instrument zur
Beschränkung der Staatsgewalt sein. Viel-
mehr betrachtete Stein die kommunalen
Organe als Mittel, dem Staat die Kenntnis-
se und Kraft einzelner seiner Angehörigen
dienstbar zu machen. Der Bürger sollte
nicht zur Teilnahme an den öffentlichen
Geschäften herangezogen werden, um
die Exekutive zu kontrollieren, sondern
um selbst zu handeln und zu entscheiden
und um auf diese Weise ein Staatsbe-
wusstsein in weiten Teilen der Bevölkerung
entstehen zu lassen37.

Stein ging dabei von einem egalitären Ei-
gentümerbegriff aus, nach dem eine brei-

tere mittelständische Schicht von selbst-
ständigen Kaufleuten, Handwerkern, Ge-
werbetreibenden, Beamten und Angehöri-
gen akademischer Berufe den sozialen
Kern städtischer Selbstverwaltung bilde-
ten und dort das von Handwerkern und
Kaufleuten geprägte Privilegiensystem
ablösen sollten.

IV. Kreisverfassung und ständische
Schichtung auf dem platten Land

In denKreisenwaren es demgegenüber die
Gutsbesitzer und Bauern, in deren Händen
die Selbst- undMitverwaltung liegen sollte.
Zwischen diesen beiden tat sich indes in
wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht eine
große Kluft auf. Im ostelbischen Preußen,
auf dessen Raum der Staat nach Jena und
Auerstedt und bei Abfassung der Nassauer
Denkschrift zurückgedrängt war, stellten
die grundherrlichen Verhältnisse starke so-
ziale Hindernisse für eine Beteiligung der
Bauern an der Selbstverwaltung, wie sie
Stein anstrebte, dar. Stein betrachtete die
ostelbische Grundbesitzeraristokratie mit
deutlichenWorten als Hemmschuh für fort-
schrittliche Reformen38:

„Was kann man erwarten von den Einwohnern
dieser sandigen Steppen, diesen pfiffigen, herz-
losen, hölzernen, halbgebildeten Menschen – die
doch eigentlich nur zu Corporalen und Calcula-
tors gemacht sind? Der Adel im Preußischen ist
der Nation lästig, weil er zahlreich, größtenteils
arm und anspruchsvoll auf Gehälter, Ämter, Pri-
vilegien und Vorzüge jeder Art ist. Eine Folge
seiner Armut ist Mangel an Bildung. Diese große
Zahl halbgebildeter Menschen übt seine Anma-
ßungen zur großen Last seiner Mitbürger in ihrer
doppelten Eigenschaft als Edelleute und Beamte
aus.“

Die starke ständische Schichtung Preu-
ßens auf dem platten Land erwies sich
hartnäckig als besonderes Hemmnis. Da-
her musste vor Etablierung der Selbstver-
waltung eine Überwindung alter ständi-
scher Strukturen in Angriff genommenwer-
den. Die Aufhebung der Gutsuntertänigkeit
war eine unausgesprochene, aber selbst-
verständliche Voraussetzung der Überle-
gungen Steins zur Kreisverfassung. Ein
erster behutsamer Schritt in diese Rich-
tung war das sogleich zu behandelnde
Oktoberedikt 1807.

Dennoch gab es bereits 1807 Anknüp-
fungspunkte für die Schaffung einer länd-
lichen Selbstverwaltung bei den Kreisen,
die man mit von Unruh39 zutreffend als die
eigentlichen Kommunalverbände des plat-
ten Landes im Osten bezeichnet hat. Um
den Kreis, seine kommunale und obrigkeit-
liche Organisation, um die Polizeiverfas-
sung des platten Landes, hat es sich
1807 genauso wie bei jedem späteren
Reformversuch in erster Linie gehandelt,
doch fand man lange Zeit hindurch keinen
Weg, die gewachsenen Formen weiterzu-
entwickeln40.

Wie Gordon Craig41 hervorgehoben hat,
war letztlich doch das alte Preußen der klar
gegeneinander abgegrenzten Stände, wel-
ches von Krone, Heer und grundbesitzen-
dem Adel beherrscht wurde, stärker und
widerstandsfähiger, als Stein es sich vor-
gestellt hatte. Das galt erst recht nach
1813, als der Krieg die adligen Grundbesit-
zer wieder in den Sattel gehoben hatte.
Craig42 stellt fest:

„Sie triumphierten nicht nur über Napoleon, son-
dern auch über Stein. Als sie nach Hause ritten,
hatte sich das alte Preußen rehabilitiert und die
letzten Reformer wurden bald darauf aus dem
Amt gedrängt.“

Trotz des Oktoberedikts blieben nämlich
die ökonomischen Vorrechte des Adels
weiter bestehen – die Grundsteuerfreiheit
bis 1861, die Jagdgerechtigkeit bis 1848
und die gutsherrliche Gerichtsbarkeit und
Polizeigewalt sogar bis 1872.

Bei Abfassung der Nassauer Denkschrift
konnte Stein aber nur das seinerzeit von
Preußen beherrschte ostelbische Gebiet
im Blick haben, für das er zu dem Befund
kam43:

„Hier ist Gewohnheit an das längst Bestehende,
angestammter Gehorsam gegen den Regenten,
Lenksamkeit.“

V. Erweitertes Staatsgebiet, neue Pro-
bleme: Wie geht man mit dem aufge-
regten, beweglichen Volksstamm auf
dem linken Rheinufer um?

Dass seine Kernüberlegungen zur Mitwir-
kung der Eigentümer nicht losgelöst von
Zeit und Raum waren, zeigen die von ihm
zu späterer Zeit geäußerten Bedenken44,
die 1808 erlassene

„Städteordnung in die westlichen Provinzen zu
schicken, ohne die Grenzen der Befugnisse des
Magistrats und der Stadtverordneten zu bestim-
men. In den westlichen Provinzen, namentlich auf
dem linken Rheinufer, herrscht ein aufgeregter,
beweglicher Sinn. Die Regierung ist hier eine neue
Erscheinung, nicht durch die Bande der Gewohn-
heit gefestigt, hier und besonders in den großen
Handelsstädten muss die neue Institution nicht
schwankend und dunkel in ihren wesentlichen
Bestimmungen sein, sondern fest und klar.“

In den großen Städten des linken Rhein-
ufers macht Stein nämlich aus45:

33 Stein (Fn. 5), Nr. 354, S. 380 (395).

34 Dazu näher: von Unruh (Fn. 24), S. 399 (409).

35 von Unruh (Fn. 8), S. 75 u. 78.

36 Burg (Fn. 23), S. 125 (125 ff.).

37 von Unruh (Fn. 24), S. 399 (432).

38 Zitiert nach Craig, Das Ende Preußens, 1983,
S. 32.

39 von Unruh (Fn. 8), S. 75.

40 von Unruh (Fn. 8), S. 75.

41 Craig (Fn. 38), S. 29.

42 Craig (Fn. 38), S. 35.

43 Stein, in: BuaS (Fn. 25), Bd. VII, Nr. 242, S. 260 f.

44 Wie Fn. 43.

45 Stein, in: BuaS (Fn. 25), Bd. VII, Nr. 490, S. 554.
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„viele sinnliche Gemeinheit, Geldsucht, Neigung
zu Frankreich, Hang zur Intrige, die teils auf der
Geistesbeweglichkeit des Volksstammes beruht,
teils durch die französische Gesetzgebung ent-
wickelt wird.“

VI. Bedrohungen durch den sich ausbrei-
tenden Pöbel

Gefahren wittert er aber nicht nur aus den
Charaktereigenschaften des linksrheini-
schen Volksstammes, insbesondere will
er auch die Eigentümerstellung gesichert
sehen46:

„Das Eindringen des Pöbels in die Bürgerschaft
und in die Stellen muss verhindert werden und
dieses ist umso wichtiger, da er in den Fabrik-
städten Bielefeld, Iserlohn, Altena, Elberfeld,
Köln, Aachen so zahlreich und zumTeil so roh ist.“

Es gehe darum47,

„die Gefahr abzuwenden, welche das Eigentum
bedroht, die Gefahr nämlich, die aus demWachs-
tum der Zahl und der Ansprüche der untersten
Klasse der bürgerlichen Gesellschaft entsteht.
Diese Klasse besteht in den Städten aus dem
heimatlosen, eigentumslosen Pöbel, auf dem
Land aus der Klasse der kleinen Kötter, Brinksit-
zer, Neubauern, Einlieger, Heuerlinge; sie hegt
und nährt in sich den Neid und die Habsucht,
die überhaupt die verschiedenen Abstufungen in
der bürgerlichen Gesellschaft erzeugen. Wie sehr
die Sicherheit des Eigentums und der Person
gefährdet sind, wenn jene Abstufungen alle der
Erde gleich gemacht, das lehrt der gegenwärtige
Zustand Frankreichs.“48

E. Die Umsetzung von Reformen von
Oktober 1807 – November 1808

Nach dem aus Gründen des gedanklichen
Zusammenhangs gebotenen Vorgriff auf
Zeit und Raum sind nun zunächst die auch
kommunalrelevanten Reforminhalte kurz
darzustellen. Am 4.10.1807 wurde Stein
von König Friedrich Wilhelm III. die Leitung
aller Zivilangelegenheiten des preußischen
Staates übertragen. Steins Rückkehr in
das Amt eines nunmehr mit umfassender
Zuständigkeit versehenen Ministers soll
Königin Luise zu dem Stoßseufzer ver-
anlasst haben49:

„Stein war hier. Ein Zeichen, dass uns Gott noch
nicht ganz verlassen hat“,

eine Äußerung, die König FriedrichWilhelm
III. Jahre später nach Königin Luises Tod
bestritten hat. Kaum im Amt, kam es in der
Folgezeit von Memel aus zu einer ganzen
Reihe von Stein verantworteten Reform-
maßnahmen, wie dem von ihm zwar nicht
inspirierten, sondern bei Amtsantritt voll-
zugsreif vorgefundenen, allerdings von ihm
inmaßgeblichenPunkten geänderten Edikt
vom 9.10.1807, den erleichterten Besitz
und den freien Gebrauch des Grundeigen-
tums sowie die persönlichen Verhältnisse
der Landbewohner betreffend, kurz: der
Bauernbefreiung, sowie der Neuorganisa-
tion der preußischen Bürokratie und der
Preußischen Städteordnung vom 19.11.
1808. Auf den Inhalt der Reformen kann
hier im Einzelnen nicht näher eingegangen

werden50, in unserem Zusammenhang ist
nur auf Folgendes hinzuweisen:

Bereits mit dem Preußischen Allgemeinen
Landrecht von 1794 wurden bei den kö-
niglichen Domänen Bindungen an die
Gutsherrschaft beseitigt. Persönliche
Pflichtigkeiten an die Gutsherrschaft im
Übrigen bestanden jedoch fort. Mit dem
Oktoberedikt 1807 wurde die Erbuntertä-
nigkeit genannte öffentlich-rechtliche Ho-
heitsgewalt der Gutsherren abgeschafft.
Dort hieß es, nach dem Martinstage
1810 gibt es nur noch freie Leute. Alle
Menschen aller Stände, seien es Adlige,
Bürger oder Bauern, durften von nun an
Grund und Boden erwerben bzw. verkau-
fen und darüber hinaus wurde den preußi-
schen Untertanen die freie Berufswahl ge-
stattet. Das neue Gesetz hob die Schollen-
pflicht für die Bauern auf und entband
deren Kinder vom Gesindezwangsdienst.
Auch entfiel die Zustimmungspflicht der
Herrschaft für die Verpfändung oder Ver-
äußerung bäuerlichen Bodens und für die
Heirat. Allerdings erwarben die persönlich
frei gewordenen Bauern durch das Edikt
noch kein freies Eigentum, da die Eigen-
tumsrechte sowie die Stellung der Guts-
herren als Träger der Patrimonialgerichts-
barkeit und der niederen Polizei sowie die
Jagdgerechtigkeit der Güter fortbestan-
den51. Die gesetzliche Aufhebung der Erb-
untertänigkeit machte die Bauern öffent-
lich-rechtlich zu unmittelbaren Untertanen
des Königs, nachdem sie bis dahin Unter-
tanen der Gutsbesitzungen gewesen wa-
ren und als Subjekte nur mittelbar zum
Staatswesen gehört hatten.

Privatrechtlich erhielten die befreiten
Bauern das Recht, selbst Eigentum zu
erwerben und sich eine wirtschaftliche
Existenz aufzubauen, ohne durch Fron-
dienste und Abgaben daran gehindert zu
sein. Als Kehrseite wurde der Bauern-
schutz aufgehoben, sodass auch Adlige
nun Bauernland erwerben, „Bauern aus-
kaufen“durften. DadieBauern völlig unvor-
bereitet in den freienWettbewerb gestoßen
wurden, konnten sie das erforderlicheGeld
für den Erwerb des genutzten Landes zu-
meist nicht aufbringen. Bauernland wech-
selte so in der Folgezeit oft den Besitzer.
Arme Bauern waren daher in Notzeiten erst
recht schutzlos – die „Kosten der Freiheit“
dieser in der Zeitachse positiv zu bewer-
tenden Reform wuchsen ihnen über den
Kopf, was sich bei der Währungsreform
vom 20. Juni 1948 bei vielen ebenso wie-
derholen sollte wie bei der Wirtschafts-,
Währungs- und Sozialunion vom1.7.1990.

Die sozialen und ökonomischen Verände-
rungen, die mit der Bauernbefreiung und
mit der ebenfalls statuierten Freiheit der
Berufswahl einhergingen, führten auch zu
einer Neuorganisation der preußischenBü-
rokratie52.

Die Krönung, aber auch bereits der
Schlussstein des Steinschen Reformwer-
kes war die von König Friedrich Wilhelm III.
am 19.11.1808 unterzeichnete und ver-
öffentlichte „Ordnung für sämtliche Städte
der preußischen Monarchie“ – die, wie
dargestellt, aber nur östlich der Elbe Wirk-
kraft entfaltete. Da in Königsberg die Mittel
für ein eigenes Gesetzblatt fehlten, konnte
der Text der Städteordnung lediglich in vier
Folgen im Laufe des Monats Dezember als
Zeitungsbeilage veröffentlicht werden.
Aber auch bei der Veröffentlichung der
Städteordnung herrschte keine Begeiste-
rung; vielmehr wurde sie in den meisten
preußischen Städten von der Bevölkerung
äußerst reserviert aufgenommen, obwohl
sie als Befreiungswerk gedacht war. Die
Bürger konnten sich die neue Selbstver-
waltung noch nicht recht vorstellen. Vor
allem die Zünfte und Kaufmannschaften
widersetzten sich ihr in den Großstädten53.

Die Städteordnung sollte nach den Plänen
Steins allerdings kein Solitär werden. Un-
terschriftsreif bearbeitet waren auch die
Verordnungen über die Reformen der obe-
ren und unteren Staatsbehörden. DesWei-
teren sollte die Städteordnung um eine
Kreisverfassung ergänzt werden, die eben-
falls von dem Grundsatz ausging54,

„die Tätigkeit aller Staatsbürger bei der Staats-
verwaltung in Anspruch zu nehmen und nicht alles
dem Mietlingsgeist des Büros zu überlassen“.

Auf einen entsprechenden Auftrag Steins
legte Minister Schroetter am 13.10.1808
den Plan für eine sich zunächst nur auf die
Provinz Preußen beziehende Kreisverfas-
sung vor, von dem Schroetter die Hoffnung
hatte, dass die Einrichtung „womöglich
Trinitatis 1809 ihren Anfang nehmen“ mö-
ge. Dies erwies sich allerdings als krasse
Fehleinschätzung.

F. Ein abgefangener Brief und seine
Folgen

Am 15.8.1808 hatte Stein in der ihm eige-
nen Art anlässlich eines Volksaufstandes in
Spanien gegen die französische Besat-
zungsmacht einen unverschlüsselten Brief
an den Fürsten Wittgenstein geschrieben,
der von der aktuellen Gärung in Deutsch-
land, namentlich in Hessen und Westfalen,
und von der Notwendigkeit sprach, diese

46 Stein, in: BuaS (Fn. 25), Bd. VII, Nr. 3, S. 2.

47 Stein, in: BuaS (Fn. 25), Bd. VII, Nr. 916, S. 1028
(1030).

48 Dazu ausf.: Burg (Fn. 23), S. 125 (138 ff.).

49 Dazu näher: Henneke/Ritgen, DVBl. 2007, 1253 ff.

50 Dazu ausf: Hubatsch, Die Stein-Hardenbergschen
Reformen, 2. Aufl. 1989, passim.

51 von Unruh (Fn. 24), S. 399 (412).

52 von Unruh (Fn. 24), S. 399 (412 f.).

53 Burg (Fn. 23), S. 125 (132 ff.).

54 Stein, in: BuaS (Fn. 25), Bd. III, Nr. 241, S. 335; zu
Steins Vorstellungen einer Kreisverfassung ausf.:
von Unruh (Fn. 8), S. 72 ff.; ders. (Fn. 24), S. 399
(419 ff.); ders., DVBl. 1983, 204 ff.
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zu nähren. Da ein französischer Marschall
auf der Straße nach Tegel Steins Kurier
verhaftete, fiel dieser Brief in französische
Hände und wurde vonNapoleonmit Rand-
bemerkungen versehen in einer französi-
schen Zeitung veröffentlicht. Stein geriet
dadurch gegenüber der französischen Be-
satzungsmacht in eine unhaltbare Lage,
war aber zugleich keineswegs bereit, sei-
nem Monarchen gegenüber allen solchen
Plänen abzuschwören. Walter Hubatsch55

kommentiert Steins Vorgehen zutreffend:

„Diese übereifrige Eruption passt so vollständig zu
Steins Charakter, dass es des Erstaunens über
eine solche Fülle von Fehlern und Ungereimthei-
ten gar nicht bedarf“.

In der Folgezeit wurde die Briefaffäre so-
wohl von französischer Seite weiter aufge-
bauscht als auch von innenpolitischen Ge-
gern ausgenutzt, gab es doch in Preußen
viele Unzufriedene, die altpreußische Tra-
ditionen über vieles andere stellten. Insbe-
sondere die Aufhebung der Erbuntertänig-
keit und der freie Besitz des Grundeigen-
tums hatte einen Großteil des märkischen
Adels gegen Stein aufgebracht. Heinz
Duchhardt56 hat herausgearbeitet, dass

„der Spätherbst 1808 an Intrigen und hasserfüll-
tem Gegeneinander kaum noch zu überbieten“

war. So waren Freiherr von Altenstein und
andereMitarbeiter Steins seiner rauen Um-
gangsformen überdrüssig und wollten
selbst zum Zuge kommen.

Und auch auf Königin Luise war kein Ver-
lass mehr. Sie, die mit enthusiastischem
Vertrauen auf ihn zugegangen war und ihn
immer wieder um Rat und Trost gebeten
hatte, fühlte sich in wachsendemMaße von
Steins schroffem Betragen abgestoßen
und entfremdete sich von ihm zusehends.
Daher stützte sie ihn nicht mehr und nahm
auch an Steins Abschiedsaudienz nicht
mehr teil. Ihr kurzes Urteil lautete:

„Er ist zu sehr Stein“.

In einer solchen Situation war an eine Ver-
abschiedung der Kreisverfassung nicht zu
denken. Aber auch in der Folgezeit kam es
dazu nicht, was zu der Zwischenfeststel-
lung führt, dass Stein bei allen Verdiensten
bezogen auf die Kreisbildung und die Kon-
stituierung neuer Formen von Kreisselbst-
verwaltung realiter nichts erreicht hat. Wie
dornenreich und politisch hoch brisant der
Weg bis hin zu ihrer Verabschiedung im
Dezember 1872 werden sollte, ist einer
besonderen Betrachtung57 wert. Wenn
Georg Christoph von Unruh58 ausführt:

„Erst mit dem Abschluss der Reform im Zusam-
menhang der Kreisordnung von 1872 wurden
auch die letzten Reste der administrativen Befug-
nisse der Gutsherren beseitigt, wozu Stein nicht
mehr gekommen war,“

verzerrt dies sowohl die dahinterstehenden
Sachprobleme als auch den Blick auf der
Zeitachse: Das Oktoberedikt von 1807 war
ebenso conditio sine qua non für die Kreis-

verfassungwie die darüber hinausgehende
Beseitigung der „letzten Reste der admi-
nistrativen Befugnisse der Gutsherren.“

Bis es soweit war, sollte allerdings nicht nur
ein Jahr vergehen, sondern weitere gut 64
Jahre und die Reform hätte dann fast ein
politisches Alphatier im Amt zu Fall ge-
bracht, das 1807/08 noch gar nicht ge-
boren war, nämlich den späteren Reichs-
kanzler und preußischenMinisterpräsiden-
tenOtto von Bismarck auf dem Höhepunkt
seiner Macht im Jahr nach der Gründung
des Deutschen Reiches. Ähnlich lange be-
nötigte nach meiner Kenntnis nur noch die
Reform der Zusammenführung von Ar-
beitslosenhilfe und Sozialhilfe. Begonnen
am Ende der Weimarer Republik, sollte sie
erst 2003/04 gelingen und ebenfalls für
heftigste politische Turbulenzen sorgen.

G. Erneute Entlassung Steins auf
Intervention Hardenbergs

Angesichts des französischen Drucks bot
Stein zunächst am 18.10.1808 und dann
erneut am 7.11.1808 dem König seinen
Rücktritt an. Dass König Friedrich Wilhelm
III. Stein schließlich am 24.11.1808 ent-
lassen sollte, war nicht zuletzt auf Harden-
berg zurückzuführen. Für diesen war es
unbegreiflich, dass Stein nach Entdeckung
des Briefes nicht sofort von sich aus zu-
rückgetreten war, sondern den Rücktritt
dem König nur angeboten und seine An-
nahme in dessen Hände gelegt hat.

Am 11.11.1808 legte Hardenberg König
Friedrich Wilhelm III. und Königin Luise bei
einem unauffälligen Zusammentreffen vor
dem Brandenburger Tor in Königsberg
nachdrücklich dar, dass eine unvorsichtige
und unzeitgemäße Bearbeitung des Vol-
kes, wie Stein sie in dem Brief an Wittgen-
stein zumAusdruck gebracht hatte, höchst
gefährlich sei. Außerdem warnte er den
König vor der Idee und dem Ziel der Stein-
schen Reformen, da eine Teilhabe nie in
etwas Revolutionäres ausarten dürfe.

Am Folgetag verfasste Hardenberg die so-
genannte Braunsberger Denkschrift, die er
dem König zuleitete und in deren Einlei-
tungssatz er die umgehende Entlassung
Steins und seine räumliche Entfernung ein-
forderte. Zugleich unterbreitete er konkrete
Personal- und Besoldungsvorschläge. Im
Einzelnen heißt es in der Braunsberger
Denkschrift u. a.:

„Um Euerer Königlichen Majestät unschätzbarem
Vertrauen zu entsprechen und den mir ertheilten
höchsten Befehl zu befolgen, wiederhole ich
dasjenige hier schriftlich, was ich die Ehre hatte,
Höchstdenenselben mündlich über die Gegen-
stände zu sagen, zu deren Erörterung Sie mich
zuzuziehen huldreichst geruhten. Ich glaube,
mich dabei kurz auf die Resultate beschränken
und in Absicht auf die Motive, besonders auf die
Charakterisirung der Personen, auf jene münd-
liche Unterredung ehrerbietigst beziehen zu kön-
nen. Jedoch erlaube ich mir hier und da einige
Zusätze:

Es scheint mit der politischen Lage der Dinge
schlechterdings nicht vereinbarlich, daß der sonst
so verdienstvolle Staatsminister Freiherr vom
Stein jetzt an der Spitze der Geschäfte bleibe,
vielmehr, so groß auch der Verlust für Euerer
Majestät Dienst ist, nicht zu vermeiden, daß er
seine öffentliche Entlassung erhalte und sich ent-
fernt von Berlin, in einem andern Ort Euerer
Königl. Maj. Staaten aufhalte. Die Idee, als Staats-
rath in Dienstverbindung und in der Residenz zu
bleiben, möchte noch weit nachtheiliger in Ab-
sicht auf die Folgen, die man vermeiden will,
wirken, als die Beibehaltung der Stelle selbst.
Dieses schließt indessen nicht aus, daß Eure
Königl. Maj. das schriftliche Gutachten des Frei-
herrn vom Stein fordern können, wo Höchstdie-
selben es für nöthig finden. Euere Königl. Maj.
werden ihm auch vermuthlich eine angemessene
Pension gnädigst aussetzen, da er zumal wegen
seiner Besitzungen, die in Ländern liegen, welche
ganz unter französischem Einfluß stehen, gar
nicht gesichert ist.

Der Schritt, ihn seiner Dienste zu entlassen, dürfte
nicht länger aufzuschieben sein, als bis zu dem
Augenblick, wo der Graf von Goltz die gegen-
wärtige Unterhandlung in Berlin abgeschlossen
haben wird, weil sonst der widrige Eindruck bei
Napoleon immer ärger werden würde.

Das Dringendste ist, ein Ministerium einzurichten,
das Euerer Königliche Majestät Höchstdero Be-
fehle unmittelbar vernehme und die Ausführung
leite.

Dieses würde bestehen:

Aus dem Minister für die Finanzen, bisherigen
Geheimen Finanzrath, dem Freiherrn Stein von
Altenstein.

Aus dem Minister des Innern, dem bisherigen
Kammerpräsidenten zu Marienwerder, Grafen
von Dohna.

Die Einsetzung und Organisation dieses Ministe-
riums müsste nothwendig mit der Dienstentlas-
sung des Staatsministers vom Stein gleichen
Schritt halten und nicht einen Augenblick ver-
spätet werden, damit die Leitung der Geschäfte
nicht unterbrochen werde.

Ein Hauptgrundsatz in Euerer Königl. Maj. Politik,
über den ich ebenfalls Gelegenheit hatte, mich
mündlich näher zu äußern und daher hier in kein
weiteres Detail eingehe, muß jetzt meines Erach-
tens sein, alles Aufsehen sorgfältigst zu vermei-
den. Und was macht wohl ein größeres und ge-
fährlicheres Aufsehen, als eine unvorsichtige und
unzeitige Bearbeitung des Volkes. Daß dieses aus
Liebe und Anhänglichkeit an seinen König und an
die Verfassung zu allen Opfern vorbereitet und
willig sei, daß man dessen Gesinnungen kenne
und wisse, was man von ihm fordern und er-
warten kann, daßman in der Stille Pläne entwerfe,
wie man seine Theilnahme mit großmöglichster
Kraft zu benutzen im Stande sei – darauf kommt
es an. Genaue Aufsicht auf Maßregeln einzelner
Männer und auf Verbindungen, die mit den reins-
ten Zwecken dennoch großes unwiederbringli-
ches Unglück herbeiführen könnten, ist diesem-
nach höchst nothwendig.“

55 Hubatsch (Fn. 50), S. 7.

56 Duchhardt (Fn. 4), S. 227 ff.

57 Dazu näher Henneke, Der Landkreis 2016, Heft 6.

58 von Unruh (Fn. 24), S. 399 (412).
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Das Entlassungsschreiben des
Königs fiel diesmal für Stein eh-
render und anerkennender aus als
im Januar 1807.

Doch kaum jemand rührte noch
die Hand für Stein, was diesem
nicht verborgen blieb. So kom-
mentierte der Militärreformer Lud-
wig Yorck von Wartenburg Steins
Entlassung mit dem Satz59:

„Ein unsinniger Kopf ist schon zertre-
ten; das andere Natterngeschmeiß
wird sich in seinem eigenen Gift auflö-
sen.“

Stein bekundete seinerseits seine
Verachtung für die „leeren, trägen
und platten Menschen“ am könig-
lichen Hof und wartete nicht län-
ger auf seine Aussöhnung oder
gar Wiederberufung. Die ohnehin
nicht einfache Beziehung zu Har-
denberg war seither schwer ge-
stört. Für Stein war das zentrale
Kapitel seines Lebens abge-
schlossen, was ihn aber nicht da-
ran hinderte, den weiteren Verlauf
der Politik in Preußen im Allgemei-
nen und die Politik Hardenbergs
im Besonderen kräftig zu kom-
mentieren60.

Hinzuzufügen ist, dass mit der Entlassung
Steins die Angelegenheit für Napoleon
noch nicht ihr Ende gefunden hatte. Er
erklärte Stein im Dezember 1808 von Spa-
nien aus förmlich zum „Feind Frankreichs
und des Rheinbundes.“ Seine Besitzungen
wurden sequestriert. Außerdemwurde ihm
für den Fall seiner Ergreifung sofortige Er-
schießung angedroht61. Stein floh daher
aus Preußen zunächst nach Böhmen.

H. Stein und die kommunale Selbst-
verwaltung

Die Bewertung der Leistungen Steins fällt
sehr unterschiedlich aus.Peter Burg62 hebt
hervor, dass das Urteil über die langfristi-
gen Wirkungen Steins in den Bereich der
historischen Mythen gelangt ist, insbeson-
dere treffe dies für die Inanspruchnahme
Steins als Begründer der kommunalen
Selbstverwaltung zu. Gordon Craig 63 hält
Stein im Ergebnis für „gründlich geschei-
tert“. Die tatsächlich in die Praxis umge-
setzten Reformen seien mit Ausnahme der
Erweiterung der städtischen Selbstverwal-
tung nur begrenzt durchgeführt und früher
oder später durch „Nachbesserungen“
weiter verstümmelt worden:

„Stein kontrollierte die Dinge nur für relativ kurze
Zeit mit eigener Hand. Daran trug er selbst eine
gewisse Mitschuld. Er war stets ein ungestümer
und eigenwilliger und unter dem Einfluss heftiger
Gefühle auch unvorsichtiger Mann.“

Zumindest darin sind sich alle Beobachter
einig64:

„Steins Ausscheiden aus dem Staatsdienst ist für
die Weiterführung der Reformen verhängnisvoll

geworden und bezeichnet dafür, und nicht nur für
Steins Leben, einen tiefen und entscheidenden
Einschnitt.“

Fasst man die Gedanken, die Stein in der
Nassauer Denkschrift und anderen Publi-
kationen entfaltet hat, zusammen, so ergibt
sich das Bild einer Mit- und Selbstverwal-
tung, deren Ziel es mit einer Formulierung
des Bundesverfassungsgerichts65 war,

„das bürgerliche Element engermit demStaate zu
verbinden, den Gegensatz zwischen Obrigkeit
und Untertan zu mildern und durch selbstverant-
wortliche Beteiligung der Bürgerschaft an der
öffentlichen Verwaltung in der Kommunalebene
den Gemeinsinn und das politische Interesse neu
zu beleben und zu bekräftigen“.

Dem zentralen Anliegen Steins entspre-
chend, der von ihm als „Nation“ bezeich-
neten Gesellschaft „selbst einen Anteil an
der Verwaltung zu geben“, erweist sich
Selbstverwaltung im Sinne Steins als eine
besondere Organisationsform der Betrof-
fenenpartizipation, wobei sich die Betrof-
fenheit nicht nach gruppenspezifischen
Kriterien wie etwa übereinstimmenden In-
teressen oder der Zugehörigkeit zu einem
bestimmten Berufsstand bestimmt, son-
dern allein von räumlichen Kriterien, näm-
lich der Wohnsitznahme im Hoheitsbereich
einer Stadt oder eines Kreises abhängt.

Die von Stein verantwortete Städteord-
nung von 1808 beschränkte sich in ihrem
Geltungsbereich entsprechend der seiner-
zeitigen Gebietsausdehnung Preußens auf
die Städte östlich der Elbe. Die Kreise
wurden von ihr komplett nicht erfasst.
Von einer Selbstverwaltung der Landge-

meinden war gar nicht erst die
Rede. Nach den preußischen
Territorialgewinnen auf dem
Wiener Kongress 1815 wurde
die Städteordnung von 1808
nicht auf die neuen westlich ge-
legenen Provinzen erstreckt,
stattdessen gab es unter-
schiedliche Ordnungen in den
preußischen Provinzen, die von
Stein im Hinblick auf den unter-
schiedlichen Charakter der
Volksstämme ausdrücklich be-
grüßt wurden. Eine Kreisverfas-
sung gab es auch jetzt nicht.

Stein ging es bei allem um die
Mitwirkung der Eigentümer an
den Verwaltungsangelegenhei-
ten, nicht dagegen um demo-
kratische Teilhabe auf der
Grundlage gleichen Wahl-
rechts, etwa auch für Nichtei-
gentümer und Frauen. Da
Deutschland zu seiner Zeit noch
kein Nationalstaat war, stellte
sich für Stein das Problem der
Beschränkung des Wahlrechts
auf Deutsche oder die Auswei-
tung auf Ausländer gem. Art. 28
Abs. 1 S. 3 GG gar nicht erst.

Bei der Entwicklung der kommunalen
Selbstverwaltung hin zu Art. 28 Abs. 1
S. 2 und Abs. 2 GG bewegen wir uns bei
Stein also nach wie vor eher auf einer Stufe
mit und in der Nähe von Friedrich dem Gro-
ßen – allerdings bei appellhafter Weckung
der schlafendenKräfte undzerstreut liegen-
den Kenntnisse, die ihre Wirkung in der
BevölkerungaufDauernichtverfehlensollte.

Als Begründer der kommunalen Selbst-
verwaltung i.S.v. Art. 28 Abs. 2 i.V.m.
Abs. 1 S. 2 GG kann Stein dagegen nicht
in Anspruch genommen werden, nicht für
die Städte – und schon gar nicht für die
Kreise. &&

Prof. Dr. Hans Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte
der Deutschen Landkreise e.V., Berlin

Parl. Staatssekretär Karl Diller (l.) überreicht das 2007 anlässlich des 250.
Stein-Geburtstages herausgegebene Sonderpostwertzeichen.

Foto: Robert Dieth

59 Zitiert nach Steinberg, Bismarck, 2015, S. 34.

60 Dazu ausf.: Henneke, Der Landkreis 2016, Heft 5.

61 Dazu näher: Duchhardt (Fn. 4), S. 230.

62 Burg (Fn. 23), S. 125 (137).

63 Craig (Fn. 38), S. 28.

64 Hubatsch (Fn. 50), S. 6.

65 BVerfGE 11, 266 (274).
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Hardenbergs Konzept einer wohlwollenden
Beamtendiktatur*

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, BerlinDie Befassung mit der „Integration
durch Verwaltung“ im sich zu Beginn

des 19. Jahrhunderts deutlich ausweiten-
den Bayern1 hat es erforderlich gemacht,
erneut2 einen kurzen Blick auf Karl Au-
gust von Hardenberg zu werfen, und
zwar auf seine Ansbacher Zeit, sein Wir-
ken auf dem Wiener Kongress und die
von ihm in Preußen initiierten Schritte zur
Integration durch Verwaltung in den neu
erworbenen Westprovinzen.

Die „Großen Männer dieser Zeit“, Stein
(1757 – 1831), Hardenberg (1750 –

1822), Montgelas (1759 – 1838) und Met-
ternich (1773 – 1859), waren – von Met-
ternich abgesehen – alle 1750er Jahrgän-
ge; sie alle wurden – wohl wegen der von
ihnen zu bewältigenden Herausforderun-
gen – relativ alt, wobei alleinHardenberg 72
½ jährig noch imAmt – und zwar in demdes
preußischen Staatskanzlers – verstarb,
und das im November vor 195 Jahren,
genau am 26.11.1822 in Genua.

Das bedeutet, dass sich sein Todestag
2022 zum 200. Male jährt und man in
diesemJahr gleich vier (wennmanwill auch
fünf) Anlässe hat, (auch) dieses Staats-
manns und seiner Bedeutung für die heu-
tige Zeit zu gedenken:

• 2022 jährt sich Hardenbergs Todestag
zum 200. Male,

• die Preußische Kreisordnung, die die
kommunale Selbstverwaltung auch
„aufs platte Land“ und damit ins ganze
Land hinein brachte, wird 150 Jahre alt,

• die Ausdehnung des bis dahin nur
„Preußischen Landkreistages“ auf die
gesamteWeimarer Republik kann 2022
auf 100 Jahre zurückblicken,

• die Wiedergründung des Deutschen
Landkreistages nach dem Zweiten
Weltkrieg am 10.2.1947 auf 75 Jahre –

• und die Stiftung Schloss Neuharden-
berg wird dann immerhin bereits 20
Jahre alt.

Nachdem es lange still um Hardenberg
war, haben wir ihn im letzten Jahr aus
Anlass des 100-jährigen Bestehens des
als Verband der preußischen Landkreise
gegründeten Landkreistages erneut ins
Licht gerückt3, begleitet von zwei Biogra-
fien. Die eine aus der Feder von Günter de
Bruyn ist unter dem Titel: „Die Somnam-
bule oder Des Staatskanzlers Tod“ im
September 2015 erschienen und durch
eine Lesung von Peter Simonischek am
30.10.2016 in Neuhardenberg eindrucks-
voll zur Aufführung gebracht worden, die
andere aus der Feder eines Großmeisters
der Biografie, Lothar Gall, ist im September

2016 erschienen. Stoff zur Befassung mit
der Frage: „Was kann uns Hardenberg
heute sagen?“ gibt es also genug, zumal
bereits 2003 eine weitereHardenberg-Bio-
grafie von IngoHermann erschienen ist, vor
allem aber Thomas Stamm-Kuhlmann
nach seiner großen Arbeit zu Friedrich Wil-
helm III., dem „Melancholiker auf dem
Thron“, die Tagebücher und autobiografi-
schen Aufzeichnungen Hardenbergs auf
1108 Seiten aufbereitet und mit einer 64-
seitigen erschließenden Einführung, auf die
sogleich näher einzugehen ist, versehen
hat. So erfährt nicht nur jemand wie ich,
der aus dem niedersächsischen Landkreis
Diepholz stammt, eher vordergründig,
dass sich Hardenberg wegen Landge-
richtstagen zwischen Sonntag, dem 24.
September und Freitag, dem 13. Oktober
1780, also als 30-Jähriger, in Stolzenau,
Diepenau, Nienburg, Liebenau, Hoya, Sy-
ke, Buchhausen, Neubuchhausen, Wild-
eshausen, Harpstedt, Ehrenburg, Bahren-
burg, Siedenburg, Diepholz und Lemförde
aufgehalten hat (S. 146 f.), sondern es wird
Hardenbergs Wirken und Denken, mittel-
bar aber auch sein Wesen, umfassend
erschlossen, was Hardenberg dem Greifs-
walder Historiker dadurch erleichtert, dass
er in seinen zum Teil in deutscher, zum Teil
in französischer Sprache abgefassten Auf-
zeichnungen nicht zwischen dienstlichen
und privaten Darlegungen trennt. Im Fol-
genden soll genau dies aber geschehen,
wobei ausGründen der sich sogleich näher
erschließenden Kausalität von Ereignissen
mit privaten Entwicklungen begonnen wer-
den soll.

A. Hardenberg und die Frauen

Hardenbergs Eltern versuchten früh, ihn
mit einer reichen Braut zusammenzubrin-
gen, die sie für ihn ausgesucht hatten:
Sophie von Haßberg. Hardenberg lehnte
es allerdings brüsk ab, sich darauf einzu-
lassen. Er wollte nicht, dass seine Eltern
eine Braut für ihn aussuchten. Sophie von
Haßberg heiratete daraufhin – zunächst –
Hardenbergs Freund Ernst von Lenthe.
Hardenberg verliebte sich stattdessen in
Luise von und zum Stein, die Schwester
des Reichsfreiherrn aus Nassau, und be-

gehrte diese zu ehelichen. Gegen eine
Heirat mit ihr intervenierten nun wiederum
Hardenbergs Eltern, weil dieser „nur eine
reiche Frau haben sollte“, aber auch Stein
war von einer solchen Verbindung keines-
falls angetan.

1773 hattenHardenbergs Eltern erneut die
reiche Schwiegertochter, die ihnen vor-
schwebte, gefunden; diesmal die 1759
geborene, also erst 14-jährige Christiane
Friderike Juliane von Reventlow. Diese und
der 23 Jahre alte Karl August von Harden-
berg fanden zueinander und heirateten am
8.6.1774. Hardenberg musste sich dafür
zusätzlich den Familiennamen seiner däni-
schen Frau zulegen und erhielt dafür den
Nießbrauch ihres Vermögens, das jährlich
stattliche Einnahmen abwarf. Dennoch
„rechnete“ sich diese Beziehung in keiner
Weise. 1781 reisten Hardenberg und seine
Frau bei einem grandiosen Aufwand von
über 30.000 Talern nach London und
Windsor, um ein glanzvolles gesellschaftli-
ches Leben in der Nähe zum Königlichen
Hof zu führen; schließlich war der Kurfürst
vonHannover auchKönig von England und
Hardenberg war Landeskind, das im heu-
tigen Landkreis Helmstedt geboren wor-
den war. Christiane ging indes ein erheb-
liche Publizität erzeugendes Liebesverhält-
nis mit demPrinzen vonWales, dem späte-
ren KönigGeorge IV., ein, was Hardenberg
letztlich zum Abbruch des Aufenthalts in
London und zum Ausscheiden aus dem
Hannover’schen Staatsdienst veranlasste.
Insoweit muss man gleich mehrfach von
„frustrierten Aufwendungen“ sprechen.

Seine dann folgenden Tätigkeit als Minister
in Braunschweig ging aus ähnlichen Grün-
den zu Ende wie die in Hannover. Bereits
seit 1777, also drei Jahre nach der Hoch-
zeit mit Christiane von Reventlow, unter-
hielt Hardenberg Beziehungen ausgerech-
net zu jener Sophie von Lenthe, die ihm
seine Eltern 1772 als Braut zugedacht
hatten. Zehn Jahre später kam es dann
nach seinen Tagebucheintragungen zur
„Catastrophe avec Madame de Revent-
low“ und zur „Explosion“. Christiane ihrer-
seits unterhielt ein ebenfalls für Skandale
sorgendes Liebesverhältnis zu Philipp
Adolf von Münchhausen. Im Herbst 1787
entschlossen sich Hardenberg und Chris-

* Zugleich zu Thomas Stamm-Kuhlmann, Karl-August
von Hardenberg 1750 – 1822, 2000, 1108 S., 135
€, de Gruyter, Berlin.

1 Dazu Henneke, Der Landkreis 2017, ,

2 Dazu bereits ausf.: Henneke, Die deutschen Kreise
und ihr Landkreistag – Von den Anfängen in Bran-
denburg bis zur Etablierung der Bonner Republik,
2016, S. 62 ff.

3 Henneke, (Fn. 2), S. 62 ff.
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tiane folgerichtig zur Scheidung, die sich
für Hardenberg in finanzieller Hinsicht auf-
grund des geltenden dänischen Rechts als
verheerend entpuppte. Sei’s drum.

Am zweiten Weihnachtstag 1787 kam es
zur Begegnung mit Sophie von Lenthe
(„Mon trésor“), die er am 9.6.1788, also
14 Jahre und einen Tag nach seiner ersten
Hochzeit, heiratete und insoweit im Tage-
buch vermerkte: „Happy,most happy day“.
Der erneute gesellschaftliche Skandal, der
Wegfall der Nießbrauchserträge aufgrund
der Scheidung und der daraufhin drohende
Bankrott führten 1790 zu einem erneuten
Dienstwechsel, diesmal als preußischer
Minister zur Verwaltung der Markgraf-
schaften Ansbach und Bayreuth.

1794 hatte Hardenberg über Armeever-
pflegungsangelegenheiten in Frankfurt zu
verhandeln, dabei lernte er die junge Sän-
gerin und Schauspielerin Charlotte Schön-
emann kennen, die seine Mätresse wurde
und später bei ihm auf dem von ihm er-
worbenen Gut Tempelberg in der Nähe der
Märkischen Schweiz lebte. Zuvor hatte
sich die von Hardenberg so festgehaltene
„Catastrophe de Sophie“ ereignet, die die
Scheidung Hardenbergs von Sophie von
Haßberg-Lenthe nach sich ziehen sollte.
Die Hochzeit mit Charlotte Schönemann
fand erst 1807, und zwar zum dritten Male
im Juni, diesmal am 19., statt, nachdem
beide 1806 vor Napoleon nach Riga ge-
flohen waren. Hier blieben sie länger als
beabsichtigt, da seine Eheschließung mit
Charlotte Schönemann den Standesdün-
kel seines Sohnes tief verletzt hatte. Im
Februar 1808 übersiedelte das Paar nach
Tilsit und am 18. Oktober 1808 stellte
Hardenberg in seinem Tagebuch betrübt
fest, dass er und seine Frau sich auf den
Tag genau seit zwei Jahren in der „mal-
heureusen Emigration“ befänden.

Nach der Rückkehr des Ehepaars nach
Tempelberg im Dezember 1808 brachen
erneut aufwendige Arbeits- und unruhige
Reisezeiten an. Hardenberg hatte in der
Folgezeit nicht nur eine Affäre mit Amalie
von Beguelin, sondern sollte 1816 auch
Friederike Hähnel kennen und bald lieben
lernen. Das häusliche Glück mit Charlotte,
jetzt im Haus Glinicke, an der Königstraße
zwischen Potsdam und Berlin gelegen,
sollte darunter leiden, zumal Friederike
Hähnel mit ins Haus aufgenommen wurde
und man auch Reisen zu dritt anzutreten
pflegte, was Charlotte nicht behagte. Als
sie sich diesem Treiben entzog, arrangierte
Hardenberg am Sonnabend, dem 5. Mai
1821 eine (Schein-)Ehe Hähnels mit von
Kimsky. In seinem Tagebuch heißt es lapi-
dar: „Arrivée de Kimsky dans la matinée“,
arrangé lemariage de laHähnel“. Am7.Mai
1821 ging es dann „nach Neu-Hardenberg
mit derHähnel, Kimsky undHofer“. Am 24.
Juni 1821 reiste die nunmehrige Fürstin
Hardenberg und frühere Schauspielerin
Charlotte Schönemann – für Hardenberg

Aufnimmerwiedersehn – nach Karlsbad.
Hardenberg reiste seither in der Regel
mit „der Hähnel“ und von Kimsky. Auf der
vom König angeordneten Reise nach Ve-
rona 1822 ging es Hardenberg, der zu-
nächst allein gereist war, gesundheitlich
gut, bis ihm die von ihm entbehrte Friede-
rikeHähnel nachreiste.HardenbergsTage-
bücher enden mit der Eintragung vom
9.11.1822: „Arrivée des Kimsky le soir.“

Die Zeit mit ihr tat ihm vermutlich nicht gut,
wie Varnhagen in seinen Tageblättern4 ver-
merkte:

„Sie verursachte ihm Unruhe, ja sogar nachteilige
körperliche Reizung; man gibt in letzterer Hinsicht
allerlei Abscheuliches zu verstehen: Kurz, man
sieht ihre Mitreise nach Italien als die Beschleu-
nigung seines Endes an.“

Von daher kam es nicht völlig überra-
schend, dass Friedrich von der Marwitz,
der sich zu den Umständen von Harden-
bergs Tod sehr drastisch äußerte5. Zu dem
zusammenfassenden Befund kam:

„Übrigens war Hardenberg von hellem Blick, ein-
nehmendem Wesen, aber leichtsinnig, liederlich
und hatte die Art und Unerfahrenheit eines Jüng-
lings mit in sein graues Alter hinübergetragen,
daher, wenngleich nicht faul, doch immer seinen
Geschäften nicht gewachsen und jederzeit von
augenblicklichen Eindrücken bestimmt. So, wie
er sein lebelang mit den Weibern unredlich war,
eine nach der andern heiratete, entführte, sitzen
ließ, und noch zehn andere neben ihr frequen-
tierte, so war er auch als Minister nach allem
greifend, sich mit allem beschäftigend, aber
nichts vollendend und behauptend.“

Hinzugefügt werden muss allerdings, dass
diese Charakterisierung durchaus von per-
sönlichen Rivalitäten gekennzeichnet ist.

B. Hardenbergs Berufsweg

Wenden wir uns daher in objektiverer Wei-
se auf der Grundlage der vonStamm-Kuhl-
mann ausgewerteten Tagebücher und
Aufzeichnungen Hardenbergs beruflicher
Laufbahn zu und fragen zunächst, warum
sie trotz der vorgenannten Biografien nicht
in detaillierterem Maße aufbereitet worden
ist. Stamm-Kuhlmann führt insoweit das
geringe Interesse an Hardenberg insbe-
sondere im 19. Jahrhundert darauf zurück,
dass

„sein angeblicher Opportunismus, seine vielfach
kritisierte Geschmeidigkeit, insgesamt seine Ei-
genschaften, die ihn eher einem rheinbündischen
Reformabsolutisten ähnlich machten, als dass in
ihm ein Vorläufer der Reichsgründung hätte ge-
sehen werden können“,

dem entgegen gestanden hatten.

Er hebt aber zugleich auch hervor, dass
das, was Hardenberg insbesondere im
Kaiserreich unbeliebt gemacht hatte, näm-
lich sein fehlender Nationalismus und seine
Orientierung an einem westeuropäischen,
wenngleich gouvernementalen Liberalis-
mus, ihn heute zu einem willkommenen
Vorläufer bundesrepublikanischer West-
bindung mache.

Sämtliche Tagebücher und Aufzeichnun-
gen Hardenbergs wurden übrigens gleich
nach Hardenbergs Tod auf Befehl König
Friedrich Wilhelms III., der aufgrund des
abgekühlten Verhältnisses zu Hardenberg
in dessen letzten Lebensjahren nicht zu
Unrecht negative Ausführungen befürch-
tete, beschlagnahmt und versiegelt. Gelöst
wurde das Siegel übrigens erst nahezu 50
Jahre später durch Bismarck persönlich.
Hardenbergs Aufzeichnungen reichen bis
in seine frühe Kindheit, d. h. bis zu grau-
sigen Eindrücken wie der Erhängung eines
plündernden Soldaten im Siebenjährigen
Krieg 1756 – 1763 zurück.

I. Hannover

Zwischen dem 17. und 20. Lebensjahr stu-
dierte Hardenberg in Göttingen und Leip-
zig, ohne einen Abschluss abzulegen, und
ging sodann in die öffentliche Verwaltung
und auf Kavalierstour. Anschließend wurde
erKammerrat, ab1778GeheimerKammer-
rat im Kurfürstentum Hannover, um in die-
ser Funktion u. a. die ausgiebigen Landge-
richtsreisenu. a. nachSyke,Neubruchhau-
sen undHarpstedt durchzuführen, über die
eingangs berichtet wurde. In dieser Zeit
entwickelte er erste Verwaltungsrationali-
sierungsvorstellungen, die er gerade in ei-
nem absolutistischen System am leichtes-
ten durchzusetzen gedachte.

II. Braunschweig

Nach seinem Ausscheiden aus dem Han-
noverschen Staatsdienst wurde er in
Braunschweig mit dem Ziel Minister, dort
später Leitender Minister zu werden. Statt
über Hannover in die Interessen der Welt-
macht England eingebunden zu sein,
nahm er mithin die Chance wahr, in einem
kleinen Land eine tonangebende Rolle zu
spielen. Zu diesem Behufe bezog er ein
prachtvolles Haus und setzte den glänzen-
den Lebensstil fort, den er zuvor schon in
London und Windsor entfaltet hatte – und
entwickelte erneut Denkschriften zur Ver-
waltungsreformmit einer Neuaufteilung der
Zuständigkeiten und der Bildung von Fach-
ministerien für Finanzen, Inneres und Jus-
tiz. Außerdem trat auch er den Tausch-
plänen Bayerns gegen die Österreichi-
schen Niederlande (also Bayern an Öster-
reich und Belgien an den Wittelsbacher
Pfalzgrafen bei Rhein6 entgegen. Letztlich
wurde Hardenberg aber auch in Braun-
schweig hinsichtlich der Realisierung sei-
ner Reformpläne enttäuscht.

III. Ansbach und Bayreuth

1790, also kurz nach der in ganz Europa
Erschütterungen auslösenden Französi-
schen Revolution, trat der inzwischen im-
merhin schon 40-jährigeHardenberg seine

4 Dazu näher Henneke (Fn. 2), S. 88.

5 Dazu Henneke (Fn. 2), S. 88.

6 Dazu Henneke, Der Landkreis 2017, .
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nächste Station an, um auf Veranlassung
des preußischen Königs Friedrich Wilhelm
II. zur Verwaltung der Markgrafschaften
Ansbach und Bayreuth als ansbachischer
Minister zu amtieren. Nach den beiden
vergeblichen Anläufen in Hannover und
Braunschweig hatte Hardenberg also
zum dritten Mal die Gelegenheit, seine in-
zwischen noch klarer konturierten Reform-
ideen umzusetzen.

Entscheidende Voraussetzung für eine
Neugestaltung des staatlichen Verwal-
tungsapparats mit einer Neujustierung
des Verhältnisses zwischen souveränen
Untertanen einerseits bzw. Staat und Indi-
viduum andererseits war die Herstellung
geschlossener Landesgebiete, wobei sich
Hardenberg sogar erfolgreich um einen
Anschluss Nürnbergs an Preußen bemüh-
te, den König Friedrich Wilhelm II. aller-
dings letztlich nicht vollzog, um Österreich
nicht zu reizen. Insgesamt zwölf Jahre
wirkte Hardenberg in Ansbach und Bay-
reuth und reformierte dabei die Verwaltung
erfolgreich – nicht zuletzt durch die flä-
chendeckende Einführung von Kreis-
direktoren, die mit ihrer zentralistischen
Unterordnung und ihrer diskretionären
Gewalt an Ort und Stelle die Präfekten
und Unterpräfekten der Zeit Napoleons,
die Vorbild für die späteren pfälzischen
Landkommissare werden sollten, sogar
vorwegnahmen. Mit der späteren Übertra-
gung dieses Modells auf ganz Preußen
sollte Hardenberg jedoch scheitern7.

IV. Preußen

Auf Ansbach und Bayreuth folgte eine Tä-
tigkeit Hardenbergs in Preußens schwie-
rigster Zeit. Bezogen auf die Tätigkeit der
Verwaltung ging es insoweit einerseits da-
rum, die Sphäre vonStaat undGesellschaft
insbesondere durch einen weitgehenden
Rückzug des absolutistischen Staates aus
dem Wirtschaftsleben schärfer gegenein-
ander abzugrenzen, und andererseits da-
rum, denBeamtenapparat leistungsfähiger
zumachen und dabei zwar denMonarchen
in den Mittelpunkt zu stellen, nicht aber wie
noch zu Zeiten Friedrichs des Großen von
einer „Selbstregierung“ des Monarchen
auszugehen. Hardenberg ging dabei wie-
derum von der Idee eines Kabinettsminis-
teriums aus, das sich aus den klassischen
Ressorts Äußeres, Krieg, Inneres, Justiz
und Finanzen zusammensetzen sollte.

Nachdem sichHardenberg undMontgelas
bereits in Ansbach in Hardenbergs sei-
nerzeitiger Regierungs- und Montgelas‘
seinerzeitigen Exilzeit kennengelernt hat-
ten8, trafen sie 1800 erneut zusammen, um
in Süddeutschland die Arrondierungen
Preußens und Bayerns durch Grenzverträ-
ge festzulegen.

In den Folgejahren der Napoleonischen
Herrschaft rückten außenpolitische Frage-
stellungen ins Zentrum.Hardenbergwurde

preußischer Außenminister, aber im März
1806 auf Druck Napoleons entlassen. Im
Oktober dieses Jahres kames zur Schlacht
von Jena und Auerstedt, die für Preußen
verheerend ausging. Der König und Köni-
gin Luise flohen – und auch Hardenberg
setzte mit Charlotte Schönemann seine
Flucht nach Nordosten fort. Da der un-
beugsame Stein seine Vorstellungen ge-
genüber König Friedrich Wilhelm III. nicht
durchsetzen konnte, forderte er am
3.1.1807 seinen Abschied, den er von
Friedrich Wilhelm III. ungerührt erhielt9:

„… daß Sie vielmehr als ein widerspenstiger,
trotziger, hartnäckiger und ungehorsamer Staats-
diener anzusehen sind, der, auf sein Genie und
seine Talente pochend, weit entfernt, das Beste
des Staats vor Augen zu haben, nur durch Capri-
cen geleitet, aus Leidenschaft und aus persönli-
chem Hass und Erbitterung handelt. Dergleichen
Staatsbeamte sind aber gerade diejenigen, deren
Verfahrungsart am allernachteiligsten und gefähr-
lichsten für die Zusammenhaltung des Ganzen
wird. Da der Herr Baron von Stein unter gestrigem
Dato sein eigenes Urteil fällt, so weiß ich nichts
hinzuzusetzen.“

Unter dem Einfluss König Luises wurde
Hardenberg im April von König Friedrich
Wilhelm III. zumErstenKabinettsminister (=
Premierminister) eingesetzt, im Juni 1807
aber erneut auf Druck Napoleons als Vor-
bedingung für den Friedensschluss von
Tilsit vom 9.7.1807 entlassen. Hardenberg
verfasste daraufhin die Rigaer Denkschrift
(„Demokratische Grundsätze in einer mo-
narchischen Regierung: dies scheint mir
die angemessene Form für den gegenwär-
tigen Zeitgeist“). Danach sollten zwar Frei-
heit und Gleichheit hergestellt werden,
nicht aber Selbstbestimmung. An die-
sem Konzept einer wohlwollenden Be-
amtendiktatur hielt Hardenberg bis zu sei-
nem Ende fest.

Anders Stein, der sich aus Staatsraison
überwinden musste, aber wegen der er-
folgten Kränkung durch König Friedrich
Wilhelm III. nur äußerst schwer überwinden
konnte, einem erneuten Ruf Friedrich Wil-
helms III. zu folgen und Leitender Minister
zu werden und etliche Reformen, u. a. die
Preußische Städteordnung vom 19.11.
1808, durchsetzte, wobei Stein zur Zeit
ihres Inkrafttretens schon nicht mehr im
Amt war, war doch ein Brief Steins an
Wittgenstein, in dem er zur Vorbereitung
einer Volkserhebung gegen Napoleon auf-
forderte, von französischer Seite abgefan-
gen und publiziert worden. Hardenberg
bestärkte König Friedrich Wilhelm III. mas-
siv darin, Stein aufgrund dessen entlassen
zumüssen. Spätestensdaswar der Beginn
einer „wunderbaren Freundschaft“ zwi-
schen Stein und Hardenberg bis zu Har-
denbergs Ableben.

Nach mehr als zwei Jahren im Exil in Riga
und Tilsit kehrteHardenberg nach Tempel-
berg zurück und erhielt mehr als beachtli-
che finanzielle Unterstützungen vom Preu-

ßischen Staat insbesondere auf Ver-
anlassung seines langjährigen Gefolgs-
mannes und nunmehrigen Finanzministers
und von Hardenberg protegierten Stein-
Nachfolgers Altenstein. Indes: Dohna und
Altenstein als Stein-Nachfolger reüssierten
in keiner Weise. Preußen befand sich in
erheblichen eigenen Finanznöten und
konnte zudem die beträchtlichen französi-
schen Geldforderungen nicht begleichen.
Frankreich drohte bei weiteren Zahlungs-
rückständen Preußens mit der Abtretung
Schlesiens und kamnach und nach zu dem
Ergebnis, dass ausgerechnet der stets mit
eigenen Geldsorgen kämpfende Harden-
berg am besten geeignet sei, die französi-
schen Geldforderungen zu erfüllen.

Hardenbergs große Stunde war gekom-
men. Er wurde von König FriedrichWilhelm
III. zum Staatskanzler berufen, bezog kein
festes Gehalt, sondern konnte sich das
„Notwendige“, was sich in der Rückschau
als ganz erheblich entpuppen sollte, aus
der königlichen Kasse selbst bewilligen10.
Hardenberg packte an, setzte verschiede-
ne Wirtschaftsreformen durch, auch um
die Staatseinnahmen zu steigern, und för-
derte mit dem Finanzedikt die Einführung
indirekter Steuern. Mit dem Wirtschafts-
wachstum stiegen auch die Staatseinnah-
men. Zudemwurdemit dem Finanzedikt
ein – vom König allerdings nicht erfülltes –

Verfassungsversprechen verbunden.
Für Hardenberg stand dabei die Reihen-
folge der Reformmaßnahmen fest: Bevor
nicht die großen Veränderungen in der
Sozialverfassung und der Verwaltungs-
struktur gesichert waren, kam für ihn die
dauerhafte Verankerung einer Reprä-
sentation nicht in Betracht, da er von ihr
mehr Widerstand als Unterstützung erwar-
tete. Weil in der bürgerlichen Gesellschaft
der Zukunft für sonderständische Gruppen
kein Platz mehr war, wurde das Edikt zur
Judenemanzipation auf dem preußischen
Territorium des Jahres 1812 verwirklicht.

1812 wurde schließlich zum Wendejahr.
Im März lernten sich Napoleon und Har-
denberg auf dem Fürstentag in Dresden
persönlich kennen, wobei Napoleon, der
Preußen als Aufmarschgebiet gegen Russ-
landbenötigte, sehr jovial auftrat. Nachden
Notizen der Frau des Vortragenden Rats im
Kanzleramt, die Hardenbergs seinerzeitige
„Lebensabschnittsgeliebte“ war, rührte ihn
das alles nicht sehr. Nach der Konvention
von Tauroggen Ende 1812 nach Napo-
leons gescheitertem Russlandfeldzug wa-
ren Entscheidungen geboten. Harden-
bergs vorrangiges Ziel bestand zunächst
lediglich in der gesicherten Herstellung der
Unabhängigkeit Preußens.

7 Dazu näher Henneke (Fn. 2), S. 70 ff.

8 Dazu näher Henneke, Der Landkreis 2017, .

9 Dazu Henneke (Fn. 2), S. 34.

10 Dazu ausf.: Henneke (Fn. 2), S. 62 ff.
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Die von Bernd Kauffmann in seiner Rede
aus Anlass der feierlichen Eröffnung von
Schloss Neuhardenberg am 8. Mai 2002
hervorgehobene, nicht näher datierte und
von ihm als lapidar bezeichnete Tagebuch-
notiz: „Wardochgut“hatThomasStamm-
Kuhlmann genau datiert11 und in einen
höchstbedeutsamenKontext eingeordnet:
Preußen hatte sich mittlerweile entschie-
den, sich in einer russisch-preußischen
Allianz gegen Frankreich zu wenden. Das
„War doch gut“ bezieht sich auf diesen
Sachverhalt und die daraufhin erfolgreich
geführten Waffenstillstandsunterhandlun-
gen, die am 4.6.1813 zur Zeichnung des
Waffenstillstands führten.

Was nun aber tun, nachdem Napoleon in
der Völkerschlacht von Leipzig – jedenfalls
scheinbar – endgültig besiegt wordenwar?
Stein kannte kein Pardon und riet Zar
Alexander I. auf Paris loszumarschieren,
Napoleons militärische Ressourcen unwi-
derbringlich zu vernichten und Napoleon
zu stürzen. Österreich wollte demgegen-
über so weit nicht gehen und Frankreich
aus Gleichgewichtsgründen nicht zu sehr
verkleinern. Hardenberg schloss sich die-
ser Position mit der Folge an, dass ihn der
preußische König gegenüber Zar Alexan-
der bloßstellte.

ImApril 1814 arbeiteteHardenberg darauf-
hin im Vorfeld des Wiener Kongresses ei-
nen „Plan pour l‘Arrangement futur de
l'Europe“ aus, mit dem verhindert werden
sollte, dass nochmals eine Universalherr-
schaft nach napoleonischem Vorbild er-
richtet werden könnte.

Am 3.6.1814wurde Hardenberg daraufhin
von König Friedrich Wilhelm III. in den

erblichen Fürstenstand erhoben. Auf
dem Wiener Kongress folgte die entspre-
chendematerielle Ausstattung mit Ver-
leihungsurkunde vom 11.11.1814 nach,
mit der ihn der König zum erblichen Stan-
desherrn auf den Gütern Quilitz, Rosenthal
und der ehemaligen Kommende Lietzen
machte. Die Güter und ihr Zubehör wurden
unter dem Namen Neu-Hardenberg zu-
sammengefasst.

Auf dem Wiener Kongress verfolgte Har-
denberg für Preußen in der ihm eigenen
Geschmeidigkeit das Ziel, ganz Sachsen
zu erwerben. Der Zar wollte in Polen einen
konstitutionellen Staat unter seiner eigenen
Herrschaft errichten. Beides aber wollten
die anderen Europäer nicht, insbesondere
Österreich wollte nicht gleichzeitig die Rus-
sen in Krakau und die Preußen in Dresden
haben. Da König Friedrich Wilhelm III. in
Treue fest zu Zar Alexander seinerzeit Har-
denberg zwang zu geloben, sich in Zukunft
nach den Anordnungen seines Königs zu
richten, isolierten sich Preußen und Russ-
land gleichermaßen – und Frankreich ge-
lang es durch Talleyrand geschickt, wieder
als gleichberechtigtes Mitglied ins europä-
ische Staatenkonzert aufgenommen zu
werden. Preußen bekam infolgedessen
„nur“ 57 % der Fläche und 42 % der Ein-
wohner Sachsens, dafür aber nebenWest-
falen auch die Rheinprovinzen, und Bayern
bekam später die Pfalz, sodass beide,
Bayern und Preußen, nun an Frankreich
angrenzten und Sachsen aufatmen konn-
te: Es wurde wegen seiner unverbrüch-
lichen Treue zu Napoleon zwar „kräftig
gerupft“, blieb in seiner Existenz aber unan-
getastet.

Nach dieser lange Kräftebindung durch
außenpolitische Fragen galt es erneut, sich
den unerledigten innenpolitischen Auf-
gaben zuzuwenden – und das in einem
gebietlich deutlich vergrößerten Preu-
ßen. Das heikle Problem der Einführung
einer Kommunalverfassung auf dem plat-
ten Land, das erst 1872 nach der Reichs-
gründung unter Bismarck gelöst werden
sollte, schob er ganz bewusst „auf die
lange Bank“. Dafür hatte die Vereinheitli-
chung der Rechtsverhältnisse und der
Gesetzgebung in allen Provinzen durch
den Zugewinn neuer Territorien noch an
Bedeutung gewonnen, damit Preußen
auch auf diese Weise zu einer Nation
homogenisiert werden konnte. Im Rhein-
land kam man allerdings – ebenso wie
Bayern in der Pfalz12 – an der Fortgeltung
des Code Civil nicht vorbei.

Ein neues Steuersystem, das zum ersten
Mal alle Untertanen und damit auch das
Gesinde, das im ständischenDenken keine
selbstständige Existenz hatte, einbezog,
konnte 1820 etabliert werden. Einerseits
wurde damit das Untertanenverhältnis zum
Staat unmittelbar gemacht, was einen wei-
teren Schritt auf dem Weg zur Staatsbür-
gergesellschaft darstellte, andererseits
wurden damit die unteren Schichten finan-
ziell „über Gebühr“ belastet.

Hardenbergs Einfluss auf den König sank
zu dieser Zeit deutlich. Ein Reformstau
stellte sich ein, aber Hardenbergs gestal-
terische Zeit war trotz hohen persönlichen
Einsatzes abgelaufen. Sie endete, nach-
dem der König ihm eine Reise zum Folge-
kongress des Wiener Kongresses nach
Verona 1822 aufgenötigt hatte, mit Har-
denbergs bereits geschildertem Tod in Ge-
nua. &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte
der Deutschen Landkreise e.V., Berlin

Schloss Neuhardenberg. Foto: DLT

11 Stamm-Kuhlmann, (*), S. 734: 29.5.1813.

12 Dazu näher Henneke, Der Landkreis 2017, .
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Warum gratuliert Stein nach Hardenbergs Tod
„der preußischen Monarchie zu diesem glücklichen

Ereignis“?

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
A. Schrankenlose Vollmachten bei

unbegrenztem Gehalt

Nach dem Scheitern des auf Vorschlag
Hardenbergs eingesetzten Ministeriums
Dohna/Altenstein, das die Steinschen Re-
formen versanden ließ und keine weitere
Reform mehr publizierte, und der sich in-
tensivierenden Ausbreitung Frankreichs
mit der Annektierung des früheren König-
reichs Hollands im Juli 1810 und der
bevorstehenden Annektierung Norddeut-
schlands in das französische Staatsgebiet
bot Hardenberg nach einer Unterredung
mit König Friedrich Wilhelm III. und Königin
Luise auf der Pfaueninsel erneut seine
Dienste unter der Bedingung einer offiziel-
len Berufung an.

Napoleon intervenierte dagegen nicht
mehr, da ihm zu jener Zeit, im Sommer
1810, am meisten an einem kontributions-
zahlungswilligen Preußen gelegen war,
was Hardenberg am besten zu garantieren
schien.

So stieg der soeben 60 Jahre alt gewor-
dene Hardenberg am 4. Juni 1810 zum
Staatskanzler Preußens mit unbegrenztem
Gehalt und fast schrankenlosen Vollmach-
ten auf, vereinigte er doch bis zu seinem
Tod 1822 für mehr als ein Dutzend Jahre
eine Machtfülle auf sich, wie sie in Preußen
nie wieder – auch nicht von Otto von
Bismarck – erreicht werden sollte, und
das in einer Zeit, in der seine Güter ver-
wahrlost und seine wirtschaftlichen Ver-
hältnisse zumindest „ungeordnet“ waren.

Auch Königin Luise schlug sich auf Har-
denbergs Seite. Duchhardt1 weiß zu be-
richten:

„Letztlich mag sie froh gewesen sein, dass in den
Schoß der königlichen Familie wieder etwas mehr
Ruhe einkehrte, aber auch darüber, dass nun
wieder Hardenberg an ihrer Seite sein würde,
der kluge, elegante, geschmeidige Kavalier, zu
dem sie sich menschlich ja schon seit geraumer
Zeit hingezogen fühlte.“

Spontan wie immer jubelte sie2:

„Meine Freude ist unaussprechlich, dass dem
König und dem Lande ein so kluger und vor-
trefflicher Mann, dem nur Gerechtigkeit wider-
fährt, wiedergegeben wird.“

Ihre Freude währte allerdings nicht lange,
starb sie doch bereits wenige Wochen
später am 19.7.1810, wobei die letzten
Worte König Friedrich Wilhelms III. zu ihr
nach dessen eigenem Bekunden waren3:

„Du bist ja mein einziger Freund, zu dem ich
Zutrauen habe,“

worauf Luise einfiel:

„und Hardenberg.“

Der so hochgelobte „geschmeidige Kava-
lier“ und „einzige Freund“ hatte nach der
Unterredung auf der Pfaueninsel umge-
hend an König Friedrich Wilhelm III. unter
dem 3.6.1810 geschrieben und die Bedin-
gungen seiner Ernennung alle selbst vor-
geschlagen.

I. Entfernung der bisherigen Minister

„Seit der gestrigen Unterredung mit E. K. M. und
bei der großen Abneigung, welche Allerhöchst-
dieselben gegen die Entfernung des Großkanz-
lers Beyme, des Ministers von Altenstein und des
Geheimen Staatsrats Nagler von ihren Dienst-
stellen bezeigten, habe ich mich unaufhörlich
mit dem inneren Kampf beschäftiget zwischen
dem sehnlichen Wunsch, Höchstihrer auf die
Beibehaltung dieser Männer gerichteten Neigung
zu entsprechen, und dem, was ich – nicht nach
Gefühlen, denn diese würden, wollte ich ihnen
folgen, mich ebenfalls für diese Beibehaltung
stimmen lassen – sondern nach vernünftigen
Gründen tun muß, um den schweren und großen
Zweck zu erreichen, den E. K. M. mir aufgeben
wollen. Könnten Allerhöchstdieselben doch in
meinem Herzen lesen! Sie würden darin finden,
wieviel es mich kostet, Ihnen nach der sorgfältig-
sten Prüfung bestimmt zu erklären, daß ich mich
der Erfüllung jenes Zwecks unmöglich widmen
kann, wenn E. K. M. die Gründe für jene Beibe-
haltung überwiegend finden sollten.

Niemand weiß es besser als Sie Selbst, aller-
gnädigster König, wie weit entfernt ich davon
war, die Stelle zu suchen, die E. K. M. höchstes
Vertrauen mir überträgt. Nur meine Liebe und
Anhänglichkeit an Allerhöchstdero Person und
die Betrachtung, daß die Pflicht es laut fordert,
in einem so gefahrvollen Augenblicke nach äußer-
sten Kräften zur Rettung beizutragen, können
mich allein bewegen, meine Ruhe und ländliche
Zurückgezogenheit, deren ich mich nach einem
stürmischen Leben zu widmen hatte, zum Opfer
zu bringen. Aber ich kann das nur bei voller
Überzeugung, daß ich würklich hoffen darf, das
vorgesteckte Ziel zu erreichen. Sonst würde ich
höchst strafbar und pflichtwidrig gegen E. K. M.
und gegenmich selbst handeln. Mögen immerhin
gewöhnliche Menschen mich für fähig halten,
dem Ehrgeiz und Persönlichkeiten Gehör zu ge-
ben – das ist der Lauf der Welt –mein Bewußtsein
erhebt mich weit darüber. Um desto gefaßter
kann und muß ich aber dabei beharren, was mir
die Vernunft und mein Gewissen in dieser wich-
tigen Sache vorschreiben.

Wenn E. K. M. gnädigst zu erwägen geruhen, daß
man wohl nicht leicht einen schwereren Beruf
übernehmen könne, als der ist, dem ich nach
Höchstdero Willen folgen soll, so müssen Sie

einsehen, daß die Hindernisse notwendig weg-
zuräumen sind, diemir die Sache erschweren und
verleiden oder die Erfüllung des Zwecks gar ver-
eiteln können. Wenn E. K. M. die Zeit ferner
erwägen, in der ich das leisten soll, was nötig
ist, so werden Höchstdieselben einsichtsvoll er-
messen, daß ich nicht erst das Wagestück eines
Versuch machen dürfe, ob die Minister mir folgen
und eifrig und willig zu einem Zweck mit mir
arbeiten werden, daß ich schlechterdings darauf
rechnen muß, gleich Mitarbeiter zu haben, in die
ich kein Mißtrauen zu setzen gezwungen bin, die
mich gern und nach meinen Ideen unterstützen
und die Ausführung eifrig besorgen. Das steht
aber von den erwähnten Männern keineswegs zu
erwarten, vielmehrmuß ich allem entgegensehen,
was Unzufriedenheit, beleidigter Egoismus und
böser Willen ihnen eingeben würde, wo nicht
öffentlich und geradezu, doch heimlich und mit-
telbar gegen mich zu tun. Wird aber nur ein Glied
aus der Kette des Ganzen gerissen, treten Ver-
zögerungen und unnötige Schwierigkeiten ein, so
muß dieses die Zerrüttungmeiner Pläne nach sich
ziehen, mithin die Nichterfüllung von E. K. M.
Erwartungen und die schlimmsten Folgen für
Höchstdieselben, für mich aber ewig nagenden
Kummer, Schimpf und Schande.

Je beglückender E. K. M. Vertrauen für mich ist,
um desto heiliger ist die Pflicht, den höchsten
Grad der Sorgfalt anzuwenden, damit ich sol-
chem möglichst entspreche. Je ehrenvoller die
Meinung ist, welche man im Publikum von der
vorseienden Veränderung hat –wovon schon das
starke Steigen der Papiere ein Beweis ist –, desto
mehr liegt mir ob, auch dieses Zutrauen zu recht-
fertigen, so weit ich nur immer vermag, und ich
darf es E. K. M. beteuern, daß es selbst dieser
jetzt für die Geschäfte besonders im Finanzwesen
so notwendigen guten Meinung und dem Ver-
trauen zu mir höchst nachteilig werden müßte,
wenn man sähe, daß ich nicht imstande sei, bei
meinem Eintritt an die Spitze der Administration
von E. K. M. zu bewürken, daß Männer aus
derselben entfernt würden, die das Publikum
entweder für meine offenbaren Gegner hält wie
den Großkanzler oder auf die es gar kein Ver-
trauen setzt.

Wie viele Zeit würde ich gleich erst unnütz ver-
lieren, wenn ich damit anfangen sollte, die Unzu-
friedenheit der jetzigen Minister zu bekämpfen,
ihnen unter weitläuftigen Diskussionen meine
Pläne verständlich und annehmlich zu machen,
wenn ich dann fortwährend meine Aufmerksam-
keit von der Sache selbst abziehen müßte, die die
größte Sorgfalt erfordert, um sie darauf zu richten,
ob und wo man ihr Hindernisse in den Weg legte.
Nur dann darf ich mir einen guten Erfolg verspre-
chen, wenn ich mich frei von Sorgen dieser Art
alleinmit dem,was not tut, beschäftigen kann; nur
wenn ich mit jenen Männern gar nichts zu tun
habe, mit ihnen keinen Augenblick verlieren muß,

1 Duchhardt, Stein. Eine Biografie, 2007, S. 228.

2 Hermann, Hardenberg. Der Reformkanzler, 2003, S.
288.

3 Hermann (Fn. 2), S. 290.

100 Jahre Deutscher Landkreistag 21

100 Jahre Deutscher Landkreistag



wenn ich gleich anfangs mit solchen Gehülfen
arbeiten kann, bei denen ich jene Hindernisse zu
vermuten nicht genötigt bin und auf deren Folg-
samkeit und gutenWillen ich mich ganz verlassen
kann. Nur dann stehe ich auch dafür ein, daß
keine Stagnation in den Geschäften entstehe.

Wenn E. K. M. übrigens die Opinion im Lande
wegen der mehrerwähnten Entlassungen beach-
ten, so bitte ich ganz gewiß zu sein, daß die große
Mehrheit denselben den größten Beifall geben
und in solcher eine heilsame und Hoffnung erre-
gende Maßregel sehen wird, was auch einzelne
davon halten möchten. Nie ist der Zeitpunkt
günstiger dazu gewesen, nie kann er günstiger
wiederkommen. Sollten E. K. M. durch meine
Gründe nicht überzeugt werden, so bitte ich um
die einzige Gnade, mir zu gestatten, daß ich mich
in mein stilles eingeschränktes ländliches Ver-
hältnis zurückziehen dürfe. Ich werde dann nie
aufhören, den allerlebhaftesten Anteil an allem zu
nehmen, was E. K. M. höchste Person, Ihr Haus
und die Wohlfahrt des Staats betrifft, aber zu-
gleich die Beruhigung haben, daß ich mich nicht
mit einem sträflichen Leichtsinn einem Beruf hin-
gab, von dem ich voraussahe, daß ich ihn nicht
erfüllen könne. Möchten E. K. M. mich doch nur
richtig hierin beurteilen! Wenn Allerhöchstdiesel-
ben aber durch jene Gründe Sich bewogen fin-
den, meine Anstellung der damit incompatibeln
Beibehaltung jener Männer vorzuziehen, so stelle
ich folgende Maßregeln der Höchsten Genehmi-
gung untertänigst anheim:

1. den Minister Grafen von der Goltz in seiner
Stelle beizubehalten,

2. dem Minister von Altenstein seine Entlassung
mit 4000 Talern Pension und der Erlaubnis, sie
außer Landes zu verzehren, woran ihm sehr
viel gelegen sein wird, zu geben,

3. dem Großkanzler Beyme ebenfalls seine Ent-
lassung mit 4000 Talern Pension,

4. dem Grafen von Dohna, der ein braver Mann
ist, über dessen Geschäftsführung aber allge-
meine Beschwerden herrschen, nicht weniger
die Entlassung aus dem Ministerium mit dem
Vorbehalt einer anderweitigen Anstellung nach
den Umständen und 4000 Talern Pension, die
er vermutlich nicht annehmen wird,

5. dem Geheimen Staatsrat Nagler die Entlas-
sung mit 3000 Talern Pension.

Über alle dieseGegenständewerde ichmorgenE.
K. M. allerhöchste Befehle in Charlottenburg ver-
nehmen.

II. Staatskanzler zur Leitung aller Staats-
geschäfte

Über meine eigene Anstellung, wenn E. K. M. sie
nach dem Inhalt meines untertänigsten Berichtes
beschließen, wage ich folgendes ehrerbietigst
vorzustellen.

1. Da mir an der Benennung gar nichts liegt,
sondern nur an der Sache, d. h. an der Möglich-
keit und Befugnis, nach Allerhöchstdero Befehlen
mit der erforderlichen Autorität zu wirken, so
scheint mir die Benennung Präsident des Minis-
teriums und des Staatsrats, welche E. K. M.
beabsichtigen, auch dazu völlig hinreichend; ob
Allerhöchstdieselben den Titel Staatskanzler, wie
gestern vorkam, hinzuzufügen für gut finden,
wenn ein Justizminister an die Stelle des Groß-
kanzlers tritt, stelle ich lediglich der höchsten
Bestimmung anheim. Aber wesentlich scheint
mir, daß in der Bekanntmachung gesagt werde,

daß E. K. M. mir die obere Leitung aller Staats-
geschäfte unter Ihren höchsten Befehlen anver-
traut haben, wegen der erforderlichen Autorität.
Die näheren Verhältnissemit denMinistern wegen
der Vorträge bei Höchstdero Person usw. würden
einer Feststellung bedürfen, darüber ich mir E.K.
M. höchste mündliche Befehle erst erbitten wer-
de.

III. Gehalt: Auszahlung des Notwendigen
aus der königlichen Kasse

2. Wegen der Besoldung muß ich meine gestrige
Bitte untertänigst wiederholen. Zusetzen kann ich
durchaus nichts, ohne Gefahr zu laufen, meine
Verpflichtungen nicht erfüllen zu können. Erübri-
gen will ich nichts, nur das Notwendige ohne
Sorgen, die mit dem großen Wirkungskreis, den
ich antrete, gar nicht vereinbar sind, wünsche ich
zu haben, und das, hoffe ich, werden E. K. M.
billigen. Sie vertrauenmirMillionen an undwerden
mir also auch gnädigst zutrauen, daß ich unfähig
bin, einen Mißbrauch von der Erlaubnis zu ma-
chen, jenes Notwendige mir aus der königlichen
Kasse auszahlen zu lassen. Am Ende des Jahres
werde ich es Höchstdenenselben nachweisen.
Jede feste Bestimmung würde mir in dem gegen-
wärtigen Augenblick zuviel oder zuwenig geben.
Beides aber würde mir zuwider und letzteres, wie
gesagt, nicht zu ertragen sein. Das Publikum
bedarf ja hiervon gar nichts zu wissen! Aber so
geben E. K. M. mir Ruhe für meine Arbeit, deren
ich bedarf. Da ich mich weit weniger um meine
Gütergeschäfte werde bekümmern können, so
werde ich ohnehin dadurch ansehnlichen Verlust
erleiden. Auf die freie Wohnung in dem Hause am
Dönhoffschen Platz würde ich überdem rechnen
dürfen, da E. K. M. jene jetzt jedem Ihrer Minister
geben.“

König Friedrich Wilhelm III. folgte in allen
Punkten und verfügte am 4.6.1810:

„Ich habe beschlossen, Euch zum Staatskanzler
zu ernennen und Euch unter meinen unmittelba-
ren Befehlen die obere Leitung aller Staatsange-
legenheiten zu übertragen.“

Das noch 1808 auf Empfehlung Harden-
bergs ins Amt gelangte politische Leitungs-
personal wurde in Pension – zum Teil zum
Verzehr außer Landes – geschickt; er er-
hielt den in Preußen einmalig bleibenden
Titel eines Staatskanzlers und zwar kein
formelles Gehalt, dafür aber die Befugnis,
dem Staatshaushalt zu entnehmen, was er
benötigte. Das waren in den zwölf Jahren
seiner Staatskanzlerschaft jährlich durch-
schnittlich ungefähr 30.000 Taler und da-
mit knapp das Vierfache desGehalts seiner
Vorgänger. Als dieser Vorgang bald öffent-
lich wurde, waren Neid und Erstaunen
keine völlig überraschende Reaktion.

B. Hardenbergs Rigaer Denkschrift
vom 12.9.1807

In seiner Rigaer Denkschrift vom
12.9.1807, also kurz vor Steins Amtsantritt
nach dem Frieden von Tilsit, bekannte sich
Hardenberg bei einer strikten Unterschei-
dung von Gesellschaft und Staat zu einer
„Revolution von oben“ und zu Veränderun-
gen in Staat und Gesellschaft allein durch
den König und die Regierung.Wörtlich hieß
es in der Rigaer Denkschrift:

„Also eine Revolution im guten Sinn, gerade
hinführend zu dem großen Zwecke der Verede-
lung der Menschheit, durch Weisheit der Regie-
rung und nicht durch gewaltsame Impulsion von
innen oder außen, das ist unser Ziel, unser leiten-
des Prinzip. Demokratische Grundsätze in einer
monarchischen Regierung: diese scheint mir die
angemessene Form für den gegenwärtigen Zeit-
geist. Die reine Demokratie müssen wir noch dem
Jahre 2440 überlassen,wenn sie anders je für den
Menschen gemacht ist.“

Ihm ging es um die Schaffung leistungs-
fähiger, wohlorganisierter Behörden, die
mit möglichst geringem Einsatz von Fach-
leuten und weniger Kosten hohe Leistun-
gen erzielen sollten4. Die Bevölkerung soll-
te an einer solchen Neuordnung nicht mit-
wirken, sondern diese hinnehmen. Dabei
begriff er das ganze Volk als politische
Einheit und nicht als örtlich oder land-
schaftlich gegliederte Wählerschaft. Die
Nationalrepräsentation sollte – wie es in
Frankreich der dezentralisierten Verwal-
tung nach demokratischen Grundsätzen
entsprach – zur Verwirklichung des Ge-
dankens unbedingter nationaler Einheit
wirken. Dem standen nach seiner Auffas-
sung Formen landschaftlicher Verwaltung
in den Kernlanden Preußens wie die Kreise
als ständisches Relikt, das Nationalgefüge
hemmend und hinderlich im Weg. In den
Verteidigern dieser Einrichtung machte
Hardenberg daher Frondeure gegen seine
eigene Staatskonzeption aus, deren
Schwergewicht in der allein vom König
abhängigen Bürokratie lag5.

Gerade bezogen auf die Kreisverfassung
bestanden zwischen Stein und Harden-
berg also von Anfang an und dauerhaft
fundamentale Auffassungsunterschiede.
Wie „demokratische Prinzipien in einer mo-
narchischen Staatsform“ im Einzelnen aus-
gestaltet werden sollten, darin unterschie-
den sich die Vorstellungen von Stein und
Hardenberg also von vornherein ganz be-
trächtlich. Während Stein den Bürger –

aber auch nur diesen – unmittelbar zum
Dienst am Staat durch administrative Tä-
tigkeit heranzuziehen versuchte, strebte
Hardenberg einen Konstitutionalismus
an, in demeine Volksvertretung imWesent-
lichen nur Einfluss auf die Gesetzgebung
neben beschränkten Kontrollbefugnissen
ausüben sollte6. Mit Steins Hauptidee, der
Zuziehung von ständischen Deputierten zu
den Regierungskollegien, konnte Harden-
bergdagegen überhaupt nichts anfangen7.

Da es Hardenberg um die Entwicklung
eines zentral gelenkten und deshalb nach
seiner Ansicht besonders leistungsfähigen
bürokratischen Kanzlersystems nach fran-

4 von Unruh, Die Veränderungen der preußischen
Staatsverfassung durch Sozial- und Verwaltungsre-
formen, in: Jeserich/Pohl/von Unruh (Hrsg.), Deut-
sche Verwaltungsgeschichte, Band 2, 1983, S. 399
(428, 436).

5 Zutreffend: von Unruh, Der Kreis, 1964, S. 76.

6 von Unruh (Fn. 4), S. 399 (435).

7 Duchhardt (Fn. 1), S. 221.
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zösischem Vorbild ging und er insoweit im
Ziel mit König Friedrich Wilhelm III. über-
einstimmte und seine darauf bezogenen
Ansichten im Laufe seiner Zeit immer au-
toritärer wurden, kam es wegen Steins
beharrlicher Forderungen nach einer reprä-
sentativen Ständeversammlung zwangs-
läufig spätestens dann zum Zerwürfnis,
als Hardenberg 1810 erneut in politische
Handlungsverantwortung gelangte und pri-
mär erreichen wollte – was ihm letztendlich
auch gelang –, Preußen von Frankreichs
Vorherrschaft zu befreien und dessen eins-
tigeMacht undStärkemit demKönig an der
Spitze des Staates im europäischen
Machtgefüge wieder herzustellen, wobei
er an Zugeständnisse an das Volk nur im
Rahmen des Althergebrachten dachte und
die Aufhebung drückender veralteter Vor-
rechte des Adels nicht als vorrangig be-
trachtete8.

Mitte 1810 erneut ins Amt gelangt, ging
Hardenberg also mit einer ganz anderen
Einstellung und mit völlig anderen Prioritä-
ten an die Fortsetzung der Reformen her-
an, alsSteingeendet hatte. Unter der Regie
Hardenbergs trat nach der Agonie des
Ministeriums Dohna/Altenstein an die Stel-
le des Steinschen Liberalismus ein Etatis-
mus nach französischem Vorbild, der deut-
lich effizienter war als alle vorherigen Kabi-
nettsysteme, aber weit davon entfernt, re-
präsentativ und national zu sein9.

Hinzu kam, dassHardenberg nachNaturell
und Ausbildung Diplomat war, was es ihm
einerseits gestattete, innenpolitisch Kom-
promisse zu akzeptieren, die der prinzi-
pienfeste Stein entrüstet abgelehnt hätte,
und es ihm andererseits außenpolitisch
nicht wünschenswert erscheinen ließ, dass
Preußen sich fortschrittlicher gebärdete als

Russland und Österreich als seine Bünd-
nispartner gegen Frankreich10.

C. Der Hardenbergsche Weg der
Verwaltungsmodernisierung
ab 1810

Zunächst wurde noch 1810 eine Gesinde-
ordnung erlassen, die den adligen Guts-
besitzern wieder das Recht auf körperliche
Züchtigung einräumte und Widerstände
gegen die Obrigkeit unter schwere Strafe
stellte. Die gutsherrliche Gerichtsbarkeit,
die Stein – auch als Voraussetzung für
die Schaffung einer Kreisverfassung – hat-
te aufheben wollen, tastete Hardenberg
nicht an. Die im Finanzedikt vom
27.10.1810 in Aussicht gestellte Einfüh-
rung einer ständischen Verfassung wurde
in der Folgezeit nicht aufgegriffen. Das
„Edikt, die Regulirung der gutsherrlichen
und bäuerlichen Verhältnisse bertreffend“
vom 14.9.1811, das sog. Regulierungs-
edikt, verschlechterte die Lage der Bauern,
denen Steins Oktoberedikt von 1807 Frei-
heit und Eigentum gebracht hatte, wesent-
lich, da aufgrund der darin enthaltenen
Entschädigungsbestimmungen die Aus-
treibung der Bauern und die drastische
Vermehrung des Gutslandes begann. Es
wurde mithin Edikt um Edikt mit dem Ziel
vorgelegt, die soeben erst errungenen Frei-
heiten wieder zu beschränken11.

I. Edikt wegen Errichtung der Kreisdirek-
torien und der Gendarmerie vom
30.7.1812

Nach der Besetzung durch Frankreich im
Herbst 1806 mussten auf Verlangen der
Franzosen sämtliche Kreise auf eigene
Kosten eine Gendarmerie errichten, die
sich sodann nach dem Urteil der Landräte
durchweg bewährte. Hardenberg kam es

im Zuge der Legalisierung dieses Vorgangs
nunmehr darauf an, möglichst schnell die
Polizeiexekutive im Lande befriedigend zu
regeln, was ihm weitaus vordringlicher war
als die Stein beschäftigende Frage einer
Beteiligung der Bürger am Gemeinwesen.
Mit dem geradezu als Modell für Harden-
bergs Vorstellungen von der Einrichtung
der Verwaltung in den unteren Instanzen
anzusehenden Edikt wegen Errichtung der
Kreisdirektorien und der Gendarmerie vom
30.7.1812 sollten Mängel beseitigt wer-
den,

„welche der Wirksamkeit der Staatsverwaltung in
Beziehung auf das platte Land hinderlich sind.“

HardenbergsZiel war es allein, eine schlag-
kräftige und an die Bedürfnisse der Zeit
angepasste Exekutivpolizei auch auf dem
platten Land zu schaffen, um damit die
unmittelbaren Einwirkungsmöglichkeiten
der Staatsverwaltung rasch und reibungs-
los bis in den letzten Winkel des verbliebe-
nen Staatsgebiets zu sichern, während
Stein an der überkommenen Organstel-
lung des Landrats festhalten und die un-
tersten Polizeiorgane gerade nicht nachArt
der französischen Gendarmerie durch be-
soldete Beamte, sondern durch gewählte
ehrenamtliche Wehrmänner in der Tradi-
tion der altdeutschen Schützengilden
organisieren wollte – eine Vorstellung, die
Hardenberg völlig fremd war12. In dem
Edikt heißt es:

„Die aus diesen (= den kreisangehörigen) Städten
und den ländlichen Gemeinden zusammenge-
setzten Kreise werden als selbständige, für sich
bestehende Gemeindeverbände das, was in den
Städten erster Klasse geleistet wird, durch ihre
Zusammensetzung wirken. Jene Städte zweiter
Klasse und die ländlichen Gemeinden werden die
ersten Bedürfnisse der öffentlichen Sozietät be-
friedigen; die Kreise aber überall eintreten, wo
diese Befriedigung über die Kräfte der Gemein-
den hinausgeht und ein höheres, mehr in das
Staatsverständnis eingreifendes Interesse zu ge-
währen ist.“

In dem Edikt findet zum ersten Mal das
Wort „Kreisverfassung“ Erwähnung, wobei
die Kreise als Körperschaften den „Städten
erster Klasse“ gleichgestellt werden und
beide jeweils über ein gemeinschaftliches
Vermögen und über eine Kasse zur Be-
streitung der Partikularlasten verfügen soll-
ten.

Der Steinschen Städteordnung von 1808
tat das Edikt starken Abbruch und drohte
sie mit Ausnahme der größten Städte
(Städte erster Klasse) überhaupt aufzuhe-
ben. Stattdessen solltenmit Ausnahme der
großenOrte Stadt undLandmiteinander im
Kreis verbunden werden und der überört-

Europa 1812. Quelle: Dr. Walter Leisering, Historischer Weltatlas, Marix Verlag, Wiesbaden 2004.

8 Luh, Der kurze Traum der Freiheit, 2015, S. 166 f.

9 Craig, Das Ende Preußens, 1983, S. 29.

10 Craig (Fn. 9), S. 29.

11 Dazu Luh (Fn. 8), S. 171 f.

12 von Unruh (Fn. 5), S. 78.
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liche Funktionsbereich des Kreises die Tä-
tigkeit der Städte zweiter Klasse ergänzen.

Luh13 ist zu dem Urteil gekommen, dass
das Edikt „mit der Selbstverwaltung so gut
wie aufgeräumt haben würde“. Deutlich
hervorgehoben werden muss, dass das
Edikt bezogen auf die Kreise in zweierlei
Hinsicht mit dem in Preußen Überkomme-
nen brach14.

• Ohne Rücksicht auf die bisher beste-
henden Kreisgrenzen sollten die Kreise
unter dem Gesichtspunkt einer mögli-
chen Gleichheit der Einwohnerzahlen
gegliedert werden.

• An der Spitze des Kreises sollte nach
den Vorstellungen Hardenbergs nicht
mehr ein Landrat stehen; er hielt es
vielmehr für geboten, „einen besolde-
ten, ganz qualifizierten und vom Staat
bleibend angestellten Kreisvorstehen-
den, den Kreisdirektor, zu haben“, der
von der obersten Staatsbehörde ohne
jegliche Mitwirkung der Kreiseingeses-
senen ernannt werden sollte.

von Unruh15 bezeichnet beide Veränderun-
gen zutreffend als eine

„durch nichts gerechtfertigte Maßnahme, durch
die das letzte Band, welches bisher wenigstens
noch eine Gesellschaftsklasse des flachen
Landes an den Staat geknüpft und ihm dienstbar
gemacht hat, zerrissen wurde.“

– man geriet also vollständig in französi-
sches Fahrwasser.

Von Erfolg sollte die Maßnahme allerdings
nicht sein, vor allem die auf lange Traditio-
nen zurückblickenden kurmärkischen Krei-
se leisteten gegen das Edikt heftigen Wi-
derstand, da am Grundsatz des Mitspra-
cherechts von Untertanen nicht mehr fest-
gehalten und die Institution des Landrats
beseitigt werden sollte. Die remonstrie-
renden Landräte wurden von Hardenberg
ihrer Position enthoben; der Hauptwider-
ständler, der Landmarschall der grundbe-
sitzenden Lebuser Stände, Friedrich Au-
gust Ludwig von der Marwitz, Neffe des
legendären Johann Friedrich Adolf von der
Marwitz, auf dessen Grabstein er dieWorte
setzen ließ:

„Sah FriedrichsHeldenzeit und kämpftemit ihm in
allen seinen Kriegen. Wählte Ungnade, wo Ge-
horsam nicht Ehre brachte“,

der hervorgehoben hatte, dass in den ver-
gangenen 200 Jahren die Ritterschafft im
Allgemeinen die Landräte gestellt habe,
welche des in sie von den Kreiseingeses-
senen gesetzten Vertrauens würdig wa-
ren16, wurde von Hardenberg sogar in
der Festung Spandau für fünf Wochen
festgesetzt. Aber auch die preußischen
Städte, in denen seit 1808 die Städteord-
nung galt, leisteten heftigen Widerstand,
da es ihnen mit dem Geist der Städteord-
nung nicht vereinbar zu sein schien, dass
ihnen als polizeiliche Obrigkeit ein staat-
licher Hoheitsträger vorstehen sollte. Har-

denberg wollte demgegenüber erreichen,
dass der Staat wieder größeren Einfluss auf
die städtische Selbstverwaltung nehmen
sollte17.

Da der Widerstand von allen Seiten kam,
wurde 1812 die Möglichkeit endgültig ver-
passt, Stadt und Land, die bisher strikt
voneinander getrennt waren, unter einer
Kreisverfassung nach demselben System
zu gliedern, wodurch die interkommunalen
Verhältnisse letztlich bis zur Gegenwart
negativ beeinflusst werden sollten. Mit Ka-
binettsorder vom 19.5.1814 wurde das
Edikt suspendiert, mit der sogleich zu
behandelnden Verordnung vom 30.4.
1815 wurde es aufgehoben. Nur die Re-
gelung, dass dem Kreisdirektor die Kom-
mandogewalt über die Gendarmerie in
seinem Kreis zustehen sollte, wurde
verwirklicht, behielt Bestand und ging nach
Aufhebung des Edikts auf den Landrat
über.

II. Exkurs: Napoleons Russland-Feldzug,
die Konvention von Tauroggen, die
Befreiungskriege und der Wiener
Kongress

Als das Gendarmerie- und Kreisedikt am
30.7.1812erlassenwurde, sollteNapoleon
den Höhepunkt seiner Macht bereits über-
schritten haben; er wusste es nur selbst
noch nicht. Sein im Juni 1812 begonnener
Russland-Feldzug endete nach anfängli-
chen Erfolgen bekanntlich in einer der
größten militärischen Katastrophen der
Menschheitsgeschichte. Durch die von
Generalleutnant Yorck vonWartenburg oh-
ne Billigung König Friedrich Wilhelms III.
abgeschlossene Konvention von Taurog-
gen am 30.12.1812 erklärte sich das preu-

ßischeKorps für neutral und griff nichtmehr
in Kampfhandlungen ein. Es folgten die
Befreiungskriege mit der Völkerschlacht
bei Leipzig vom 16. – 19.10.1813, die
Auflösung des Rheinbundes, die Abdan-
kung Napoleons am 11.4.1814 und der
Wiener Kongress vom 18.9.1814 –

9.6.1815 sowie schließlich – als Nachhut-
gefecht – die Schlacht bei Waterloo am
18.6.1815.

Ohne die auf radikalen Ideen beruhenden
ReformgesetzeSteins und die an eine Fort-
setzung geknüpften Hoffnungen der Be-
völkerung wären nach dem Signal von
Tauroggen wohl bei Weitem nicht so viele
Preußen unter Einsatz ihres Lebens tapfer
gegen den aufgrund der langen Dauer des
Besatzungsregimes immer verhasster ge-
worden französischen Feind gezogen, wo-
durch die Befreiung vom napoleonischen
Joch gelingen konnte18. Im Laufe der Zeit
wurde die französische Besatzung auf-
grund des oft selbstherrlichen Verhaltens
der Besatzer als immer demütigender
empfunden. Das preußische Streben nach
Erneuerung auf allen Gebieten wurde mit
einer Politik gegen Napoleon verbunden
und immer stärker dem Ziel der nationalen
Befreiung Preußens – und auch Deutsch-
lands (!) – untergeordnet19.

Zu den Verhandlungsführern auf demWiener Kongress (hier in einem zeitgenössischenKupferstich von Jean
Godefroy nach dem Gemälde von Jean Baptiste Isabey) gehörte Staatskanzler Hardenberg (unten links
sitzend).

13 Luh (Fn. 8), S. 152.

14 von Unruh (Fn. 5), S. 91 f.; ders. (Fn. 4), S. 399
(444).

15 von Unruh, (Fn. 4), S. 399 (444).

16 von Unruh (Fn. 5), S. 94.

17 von Unruh (Fn. 5), S. 94.

18 Dazu ausf.: Luh (Fn. 8), passim, insb. S. 180.

19 Luh (Fn. 8), S. 140.
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Am 3.6.1814, einen Tag nach dem Einzug
der Truppen in Paris, hatte Hardenberg –

wissend, was das erwartungsvolle Volk
hören wollte – König Friedrich Wilhelm III.
veranlasst, öffentlich zu äußern:

„Ich behalte Mir vor, über die Anordnung des
Staatsrats sowie über die der ständischen Ver-
fassung und Repräsentation nach meiner Rück-
kehr einen Beschluss zu fassen.“

Aber ebenso wie nach dem Finanzedikt
vom 27.10.1810 sollte auch jetzt in dieser
Hinsicht nichts geschehen.

Auf dem Wiener Kongress wurden die zu-
vor von Napoleon auf deutschem Territo-
rium großflächig durchgeführten Gebiets-
bereinigungen nicht rückgängig gemacht,
andererseits wurden aber neue Gebiets-
zuschnitte unter Rückführung des franzö-
sischen Staatsgebiets auf sein Ausgangs-
gebiet vorgenommen, durch die Preußen
unter maßgeblicher Verhandlungsführung
Hardenbergs aus Gesichtspunkten der
Schaffung eines Kräfteausgleichs in Euro-
pa eine beträchtlicheWestausdehnung auf
die Rheinprovinzen und auf Westfalen er-
fuhr, statt sich –wie vonPreußen selbst und
dabei insbesondere von Hardenberg
beabsichtigt – Sachsen vollständig und
nicht nur teilweise einverleiben zu können.
König Friedrich Wilhelm III. wurde nicht
zuletzt dank Hardenbergs Verhandlungs-
geschick ein großer Gewinner auf dem
Wiener Kongress, indem er unter den eu-
ropäischen Mächten seine und seines
Hauses Reputation nicht nur wiederher-
stellen, sondern sogar ausbauen konnte.

Die Schlussakte des Wiener Kongresses
entstand aus der Ablehnung der Ideen des
Freiherrn vom Stein und seiner Entourage.

Die deutschen Angelegenheiten betrafen
die Souveräne, nicht aber das Volk. Das
neue Staatsgebiet wurde nicht durch das
einigende Band der Anordnung einer stän-
dischen Verfassung zusammengeführt.

Während sich Stein endgültig resigniert
zurückzog, wurde Staatskanzler Harden-
berg bereits im Juni 1814, also noch vor
demWiener Kongress, von König Friedrich
Wilhelm III. in den Fürstenstand erhoben.
Am 11.11. desselben Jahres erhielt er den
Ort Quilitz und das dortige Schloss als
königliche Dotation. Ort und Schloss er-
hielten kurz darauf den Namen Neu-Har-
denberg. Die am 1.5.1949 vorgenommene
Umbenennung inMarxwalde war eine Fuß-
note der Geschichte und wurde zum
1.1.1991 wieder rückgängig gemacht.

III. Verordnung wegen verbesserter
Einrichtung der Provinzial-Behörden
vom 30.4.1815

Um die neu hinzugewonnenen riesigen
Territorien wirksam in Besitz nehmen und
sodann nach und nach beherrschen zu
können, mussten sie verwaltungsmäßig
untergliedert werden. Es fand also eine
„Integration durch Verwaltung“ statt. So
kam es noch von Wien aus am 30.4.
1815 zum Erlass der Verordnung wegen
verbesserter Einrichtung der Provinzial-
Behörden. Darin heißt es u. a.:

§ 1 Der Preußische Staat wird in zehn Provinzen
getheilt;

Jede Provinz wird in zwei oder mehr Regie-
rungsbezirke getheilt, deren überhaupt fünf
und zwanzig seyn werden;

§ 2 In jeder Provinz wird ein Ober-Präsident die
Verwaltung derjenigen allgemeinen Landes-

angelegenheiten führen, welche zweckge-
mäßer der Ausführung einer Behörde anver-
traut werden, deren Wirksamkeit nicht auf
einen einzelnen Regierungsbezirk be-
schränkt ist.

§ 4 Die Oberpräsidenten bilden keine Mittel-In-
stanz zwischen den Ministerien und den Re-
gierungen, sondern sie leiten die ihnen an-
vertrauten Geschäfte unter ihrer besonderen
Verantwortlichkeit, als beständige Kommis-
sarien des Ministeriums. Eine besondere In-
struktion, welche die Lokalität jeder Provinz
berücksichtigt, soll die Gegenstände, in wel-
che die Wirksamkeit der Ober-Präsidenten
eingreift, noch näher auseinandersetzen.

§ 9 Die den Regierungen zugetheilten Geschäfte
der innern Verwaltung werden in zwei Haupt-
abtheilungen bearbeitet, die unter einem Prä-
sidenten vereinigt sind, und nur bei Gegen-
ständen, die eine gemeinschaftliche Bera-
thung erfordern, zusammen treten und eine
Behörde bilden.

Die Directoren und Räthe beider Abtheilun-
gen heißen Regierungs-Direktoren und Re-
gierungs-Räthe.

§ 11 Die erste Hauptabtheilung bearbeitet
sämmtliche von den Ministern der auswär-
tigen Angelegenheiten, des Innern, des
Krieges und der Polizey, in Gemäßheit der
Ordre vom 3ten Junius 1814 abhangende
Angelegenheiten. Sie ist daher das Organ
dieser Minister.

§ 13 Die Regierung verwaltet:

1) die innern Angelegenheiten der Landes-
hoheit, als: ständische, Verfassungs-,
Landes-, Grenz-, Huldigungs-, Abfahrt-
und Abschoß-Sachen, Censur, Publikation
der Gesetze durch das Amtsblatt.

2) Die Landespolizei, als: die Polizei der
allgemeinen Sicherheit, der Lebensmittel
und andere Gegenstände; das Armenwe-
sen, die Vorsorge zur Abwendung allgemei-
ner Beschädigungen, die Besserungshäu-
ser, die milden Stiftungen und ähnliche öf-
fentliche Anstalten, die Aufsicht auf Kommu-
nen und Korporationen, die keinen gewerb-
lichen Zweck haben.

3) Die Militairsachen, bei denen die Einwir-
kung der Civilverwaltung statt findet, als:
Rekrutirung, Verabschiedung, Mobilma-
chung, Verpflegung, Märsche, Servis, Fes-
tungsbau.

§ 24 Die zweite Haupt-Abtheilung der Regierung
verwaltet sämmtliche Geschäfte, welche
nach der Ordre vom 3ten Juni 1814. der
obern Leitung des Finanz-Ministers anver-
traut sind. Sie ist das Organ dieses Minis-
ters.

§ 26 Diese zweite Abtheilung der Regierung ver-
waltet:

1) das gesammte Staats-Einkommen ihres
Bezirks, in so fern nicht für einzelne Zweige
besondere Behörden ausdrücklich bestellt
sind, namentlich für die Bergwerks- und
Salz-Angelegenheiten; also sämmtliche Do-
mainen, säkularisirte Güter, Forsten, Rega-
lien, Steuern, Accise und Zölle;

2) die Gewerbe-Polizei in Rücksicht auf
Handel, Fabriken, Handwerker und gewerb-
liche Korporationen;

Am 11. November 1814 gab König Friedrich Wilhelm III. das Schloss Neu-Hardenberg als königliche
Dotation seinem im Juni desselben Jahres in den Fürstenstand erhobenen Staatskanzler Karl August Fürst
von Hardenberg. Quelle: Schloss Neuhardenberg, Lithografie aus dem 19. Jahrhundert von Alexander
Duncker
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3) das Bau-Wesen, sowohl in Rücksicht auf
Land- als Wasserbau.

§ 33 Die Organe, deren sich die erste Abtheihung
der Regierung zur Vollziehung ihrer Verfü-
gungen bedient, sind die Land-Räthe.

§ 34 Jeder Kreis hat einen Land-Rath.

§ 35 Jeder Regierungsbezirk wird in Kreise ein-
getheilt. In der Regel soll die schon statt
findende Eintheilung beibehalten werden.
Wo jedoch keine Kreis-Eintheilung vorhan-
den, oder die vorhandene für eine gehörige
Verwaltung unangemessen ist, soll mitmög-
lichster Berücksichtigung früherer Verhält-
nisse eine angemessene Eintheilung sofort
bewirkt werden.

§ 36 Alle Ortschaften, die in den Grenzen eines
Kreises liegen, gehören zu demselben und
sind der landräthlichen Aufsicht untergeord-
net; doch sollen alle ansehnliche Städte mit
derjenigen Umgebung, die mit ihren städti-
schen Verhältnissen in wesentlicher Berüh-
rung stehen, eigene Kreise bilden.

§ 37 Die Organisations-Kommissarien müssen
die hierzu geeigneten Städte in jedem Re-
gierungsbezirk bestimmen, und die Umge-
bung festsetzen.

§ 38 Der Polizei-Dirigent in einer solchen Stadt
vertritt die Stelle des Landraths.

§ 39 Bis zu erfolgter Eintheilung der Regierungs-
bezirke in Kreise behalten Wir Uns die Ver-
ordnung über die Organisation der Land-
räthe und deren Instruktion vor, und setzen
zugleich fest, daß die bisherigen Kreisbe-
hörden, unter welchen Namen sie auch ein-
gerichtet sind, bis zur vollständigen Organi-
sation der Kreisverwaltung in Thätigkeit blei-
ben.

§ 40 Die Organe der zweiten Abtheilung der
Regierung sind:

1) Die Landräthe und die ihre Stelle ver-
tretenden Polizei-Behörden, Behufs der
Aufsicht auf die direkte Steuererhebung
und in Angelegenheiten der Gewerbe-Poli-
zei;
2) die für die einzelnen Zweige der Verwal-
tung des öffentlichen Einkommens ange-
stellten Unterbehörden und Finanzbediente;
3) die Baubediente, Fabriken-Kommissarien
und andere technische Beamte.

§ 43Die Organe des Medizinal-Kollegiums ist der
Medizinalrath des Regierungsbezirks, der
sich wiederum der Landräthe als seines
Organs bedient.

Friedrich Wilhelm.

C. Fürst von Hardenberg.“

Mit der Verordnung vom 30.4.1815 wurde
das stark vergrößerte Preußen also in die
zehn Provinzen Brandenburg, Ostpreu-
ßen, Westpreußen, Pommern, Sachsen,
Großherzogtum Posen, Schlesien, Jülich-
Kleve-Berg, Westfalen und das Großher-
zogtumNiederrhein und diese wiederum in
Regierungsbezirke eingeteilt. Eine flächen-
deckende Einteilung in Kreise wurde vor-
gegeben, wobei dabei regelmäßig die
„schon stattfindende Einteilung“ beibehal-
ten werden sollte. In der Kurmark hatte bei
der Neugliederung der Kreise der le-
bendige historische Gedanke über den

rationalen Reformgedanken gesiegt, wäh-
rend man in Kreisen, die über keine so alte
landschaftliche Zusammengehörigkeits-
tradition verfügten wie die brandenburgi-
schen Kreise zu Neueinteilungen kam,
wenn „die vorhandene Einteilung für eine
gehörige Verwaltung unangemessen“ war.
Der Aufbau der preußischen Verwaltung
vollzog sich in den neu hinzugekommenen
Landesteilen behutsam und erfolgte kei-
neswegs nur mit der obrigkeitstaatlichen
Brechstange. Die aufgrund dessen in den
Jahren 1815 – 1818 vorgenommene Ein-
teilung Preußens in Kreise ist sodann bis in
das 20. Jahrhundert hinein nur wenig ver-
ändert worden – sieht man einmal von den
noch zu behandelnden Folgen der Indus-
trialisierung ab. 1822wurden die Provinzen
Jülich-Kleve-Berg mit Sitz in Köln und
Großherzogtum Niederrhein zur Rheinpro-
vinz mit der Hauptstadt Koblenz fusioniert.

Jeder Kreis hatte einen Landrat, „welcher
der Regierung zur Vollziehung ihrer Maß-
nahmen zur Verfügung“ stand. Die über-
kommene kurmärkische Form der Bestel-
lung des Landrats durch den König auf
Vorschlag von drei Kandidaten durch die
Kreisstände wurde in den Rheinprovinzen
und in Westfalen, wo es keine Kreisreprä-
sentationen gab, nicht eingeführt, eine Un-
terlassung, die die Integration in den west-
lichen Provinzen erheblich belastete20. Hier
erfolgte die Ernennung der Landräte ohne
Mitwirkung der Kreiseingesessenen. Der
Landrat war hier reiner Staatsbeamter,
der Kreis ein rein staatlicher Verwaltungs-
bezirk.

Erhebliche nachteilige Folgen hatte auch
die Regelung, dass „alle ansehnlichen
Städte mit derjenigen Umgebung, die mit
ihren städtischen Verhältnissen in wesent-
licher Berührung“ standen, eigene Kreise
bilden sollten und damit von den das flache
Land umfassenden Kreisen abgeschieden
wurden. Begründet wurde diese Maßnah-

me mit der Erkenntnis der noch vorhande-
nen erheblichen Differenzen zwischen den
Belangen von Handel und Gewerbe in den
Städten einerseits und den agrarisch struk-
turierten Landgebieten andererseits. Die
Folge war, dass dadurch die bestehenden
Gegensätze zwischen Stadt und Land
nicht in einer gemeinsamen Körperschaft
zusammengeführt werden konnten. Auf
diese Weise gelangte man nicht rechtzeitig
zum Verständnis und Ausgleich der wech-
selseitigen Beziehungen. Georg Christoph
von Unruh hat Recht, wenn er wertend
hinzufügt21:

„Es wurde vielmehr für viele kleine und mittlere
Städte eine Prestigefrage, ‚kreisfrei‘ zu werden,
als ob damit ein Nutzen oder besonderer Vorteil
für ihre Bürger verbunden gewesen wäre... Da die
Kreise noch in altständischer Form organisiert
wurden, blieb dem Bürgertum als administratives
Wirkungsfeld nur die Stadt, sieht man einmal von
der Beamtenschaft der Regierung ab.“

IV. Instruktion die Ausführung der Verord-
nung vom 30.4.1815 betreffend

Die Durchführung der Verordnung vom
30.4.1815 und damit die Einteilung der
Regierungsbezirke in Kreise wurde in den
von Preußen neu erworbenen Gebieten
den Regierungen der Regierungsbezirke
übertragen. Napoleon hatte zuvor in den
von ihm besetzten Gebieten die Verwal-
tung bereits völlig neu organisiert und De-
partements und Arrondissements ge-
schaffen, sodass Preußen bei Inbesitznah-
me der neuen Provinzen auch auf der
unteren Ebene vorhandene Verwaltungs-
strukturen vorfand und als Übergangsbe-
hörden mit veränderten Amtsbezeichnun-
gen übernahm.

In der vom3.7.1815 stammenden „Instruk-
tion die Ausführung der Verordnung vom
30.4.1815wegen verbesserter Einrichtung

Das Kuratorium der Stiftung Schloss Neuhardenberg im Frühjahr 2015 vor dem Eingang des Schlosses
Neuhardenberg, den auch die Lithografie von Duncker zeigt (siehe vorherige Seite). Foto: DSGV

20 Zutreffend: von Unruh (Fn. 4), S. 399 (438).

21 Zutreffend: von Unruh (Fn. 4), S. 399 (438 f.).
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der Provinzial-Behörden betreffend“ heißt
es u. a., dass der Organisations-Commis-
sarius zunächst zu prüfen hat, welche
Städte des Regierungsbezirks dazu geeig-
net sind, eigene Kreise zu bilden22:

„Die Vergünstigung für eine Stadt, einen eigenen
Kreis zu bilden, ist immer eine Ausnahme von der
Regel; sie muss daher durch besondere wichtige
Verhältnisse vorzüglich durch die Beträchtlichkeit
und Wohlhabenheit einer mit Handel und Fabri-
kation beschäftigten Bevölkerung, oder durch
denBesitz solcher für den ganzen Staat wichtigen
Anstalten, wie Provinzial-Kollegien, Universitäten,
Festungen, Seehäfen u. dgl. begründet seyn.

Erst wenn der Commissarius mit sich selbst dar-
über einig ist, welche Städte eigne Kreise bilden
sollen, wird es ihm möglich seyn, auch die Ein-
theilung der unter den Landräthen stehenden
Kreise, deren Verhältnisse hauptsächlich durch
die Landwirtschaft und die damit zunächst ver-
bundenen Gewerbe bestimmt werden, richtig zu
beurtheilen. Es ist sehr zu wünschen, dass die
Kreise, was Flächenraum und geografische Lage
betrifft, so gebildet werden, dass Niemand leicht
weiter als zwei bis drei Meilen zum Sitze der
Kreisbehörde hat, und also, ohne auswärts zu
übernachten, seine Geschäfte bei derselben ab-
machen kann. Ebenso ist sehr zuwünschen, dass
in Rücksicht der Bevölkerung die Kreise, auch in
sehr bevölkerten Gegenden, nicht leicht über
36.000 Einwohner enthalten, in unbevölkerten,
aber doch auch nicht leicht unter 20.000 Men-
schen umfassen.

Indessen gestatten schon die allgemeinen Rück-
sichten auf die Lage der Landes- und Provinzial-
Grenzen, der großen Gewässer, Gebürge und
Forsten, und selbst der Verschiedenheit der Spra-
che und des Gewerbes nicht immer strenge bei
diesen Bedingungen stehen zu bleiben, und der
Organisations-Comissiarius wird genöthigt seyn,
sich schondeshalb Abweichungen vonderRegel,
doch nicht ohne erhebliche Gründe zu gestatten.

Eine vorzügliche Aufmerksamkeit aber erfordert
die möglichste Beibehaltung der alten Kreisgren-
zen, und es wird den Organisations-Commissa-
rien zur Pflicht gemacht, diese solange zu er-
halten, als nicht überwiegende Gründe dagegen
sprechen. Bei unbefangener Überlegung wird es
in den mehresten Fällen sehr möglich bleiben, die
alten Kreisgrenzen ganz oder doch größtentheils
beizubehalten, und damit dennoch die Forderun-
gen einer guten Polizey-Verfassung zu verbinden,
indem man z. B. bloß allzu kleine Kreise mit
benachbarten im Ganzen vereinigt, oder umge-
kehrt die einzeln vorkommenden allzu großen
Kreise von 60.000 bis 100.000 Menschen in zwei
oder drei Kreise theilt, Enklaven den sie umge-
benden Kreisen einverleibt, bloß einzeln weit vor-
ragende Spitzen abschneidet, überhaupt aber die
polizeylichen Zwecke der Eintheilung mit der
sorgfältigsten Schonung bestehender Verhältnis-
se zu verbinden sucht. Was hier von Kreisen
gesagt ist, gilt in Ländern, wo noch keine Kreis-
Eintheilung besteht, auch vonKantonen, Aemtern
oder andern Unterabtheilungen, an welche die
Einwohner gewöhnt waren.

Die projectirte Kreis-Abtheilung wird der Com-
missarius auf die beste Spezialkarte der Provinz,
die er erlangen kann, eintragen lassen, und die
Gründe dafür, nebst der aus dem vorhandenen
statistischen Hülfsmitteln entnommenen Bevöl-
kerung der einzelnen projectirten Kreise in seinen
Haupt-Organisations-Bericht aufnehmen.

Aus der Anzahl und Beschaffenheit der Kreise
ergiebt sich die Organisation der Kreisbehörden.
Es ist die Absicht, das in den alten Staaten an-
genommene landräthliche Verhältniß – wonach
angesehene, mit dem öffentlichen Vertrauen
beehrte, im Kreise angesessene Gutsbesitzer
die Polizey verwalten – möglichst allgemein bei-
zubehalten, ohne doch unter besonderen Ver-
hältnissen Modeficationen auszuschließen. In
den Städten, welche eigene Kreise bilden, wird
die Polizey-Verwaltung sich mehrentheils, wie
vormals, mit dem bürgermeisterlichen Amte ver-
einigen lassen, wenn dem Staat mehr Einfluss auf
die Wahlen gegeben wird, und die Stellen auf
Lebenszeit vergeben werden. Die Organisations-
Commissarien haben in ihremHauptberichte hier-
nach Vorschläge zur Einrichtung der Kreisbehör-
den vorzulegen.“

In den Rheinprovinzen wurden aufgrund
dessen am 20. bzw. 23.4.1816 Kreise in
den Regierungsbezirken Cleve, Aachen,
Düsseldorf, Köln, Trier und Koblenz ge-
bildet, wobei zu Letzterem auch Wetzlar
gehörte. Die Regierung in Münster veröf-
fentlichte aufgrund dessen am 10.8.1816
die von ihr vorgenommene Kreiseinteilung.
Die Regierung in Minden folgt am 25.10.
1816. Im Regierungsbezirk Arnsberg tra-
ten die Landräthe mit dem 1.4.1817 in ihre
Stellung ein.

In den drei preußischen Westprovinzen
sind 1816 insgesamt 101 landrätliche Krei-
se gebildet worden.

V. Entwurf einer Instruktion für die Land-
räte und die ihnen untergeordneten
Kreisoffizianten vom 31.12.1816

Auch wenn der vorläufige Entwurf einer
Instruktion des Preußischen Innenminis-
ters für die Landräte und die ihnen unterge-
ordneten Kreisoffizianten vom 31.12.1816
ohne rechtliche Bindungen blieb, so wurde
ihr Inhalt für die Tätigkeit eines jeden Leiters
einer Kreisverwaltung faktisch maßgebend
und bestimmend. In den §§ 28 f., 39, 48 f.
und 51 heißt es:

„Die Landräte haben gegen die Kreiseingesesse-
nen Glimpf, Bescheidenheit, Geduld, aber auch –

wo die Pflicht es erheischt – Ernst zu beweisen,
sich überall rechtschaffen zu benehmen, tätig und
überlegt zu handeln, auf alles, was in ihrem Kreis
vorgeht, Acht zu haben, sich von allem und jedem
Notiz zu verschaffen, dazu die ohnehin nach der
Natur ihrer Geschäfte vorkommenden Reisen im
Kreise fleißig zu benutzen und sich dadurch des in
sie gesetzten vorzüglichen Vertrauens Wert zu
erhalten.

Ganz besonders müssen die Landräte ihre teil-
nehmenden Blicke auf die unteren Volksklassen
der Handwerker und Landleute richten, ihnen
überall mit Belehrung, Aufmunterung und gutem
Rat an die Hand gehen, das Gute in ihnen er-
wecken und fördern und vorzüglich sie zur kirch-
lichen Andacht und zum sorgsamen Anhalten
ihrer Kinder zur Schule ermahnen. Sie müssen
durch Wecken des persönlichen Vertrauens die
Kreiseinwohner gewöhnen, den Landrat als ihren
natürlichen Ratgeber zu betrachten. Wie weit die
Landräte an der Beaufsichtigung und Leitung des
Schulwesens in ihren Kreisen teilzunehmen ha-
ben, wird ihnen eine vorzügliche väterliche Sorg-

falt für diesen wichtigen Teil ihres Berufes drin-
gend empfohlen.

Der Landrat muss auf die Zweckmäßigkeit, Re-
gelmäßigkeit und gefällige Anordnung des An-
baues in den Städten und ihres Ausbaues achten,
die Verbesserung des Straßenpflasters befördern
und Strenge an die Erhaltung der Reinlichkeit
desselbenwirken. Ermuss ferner auf alles achten,
was auf Leben und Gesundheit von Menschen
und Vieh im Kreis Bezug hat.

Eine der vorzüglichsten Pflichten des Landrats ist
die Sorgfalt für die Verbesserung und Beförde-
rung der Gewerbe sowohl in den Städten als auch
auf dem Lande. Der besonderen Sorge des Land-
rats ist die Landwirtschaft empfohlen mit Melio-
rationen, Be- und Entwässerung und dem Bau
von Deichen und Dämmen.

Was den Ackerbau betrifft, so muss der Landrat
immer das Bestreben vor Augen haben, seinen
Kreis nach und nach auf eine höhere Stufe der
Kultur zu bringen. Ebenso machen gute Wege
und Landstraßen ein hauptsächliches Hilfsmittel
für die Beförderung aller Gewerbsamkeit.

Mit gleicher Sorgfalt muss der Landrat auch für
das Emporkommen der Städte wirksam zu wer-
den streben und sich das Beste der Städte und
des platten Landes jederzeit und überall als zu-
sammenhängend und unzertrennlich denken.“23

Bezüglich der Qualifikation für das Land-
ratsamt wurde in der Instruktion bestimmt,
dass der Bewerber im Kreise angesessen
sein müsse und entweder die Qualifikation
zum Gerichts- bzw. Regierungsassessor
besitzen oder Gerichts- bzw. Regierungs-
referendar sein solle. Zumindest müsse er
jedoch als Hilfsarbeiter an den Geschäften
einer Regierung oder eines Landratsamtes
teilgenommen haben. Hervorgehoben
wurde, dass der Landrat disziplinarisch
der Regierung untersteht. Weiter heißt es:

„Er kann auf seinem Gut wohnen und von dort die
Geschäfte führen; er muss in dem Falle noch
einen besonderen Dienstraum in der Kreisstadt
haben und dort mindestens einmal die Woche
Sprechstunde abhalten. Dem Landrat unterste-
hen die im Kreis gelegenen Städte und das flache
Land, alle Ortsobrigkeiten, Ortskommunal- und
Polizeybeamten. Seine unmittelbaren Gehilfen
sind der Kreissekretär, der Kreisbote und der
Ausreiter.“

Der vorläufige Entwurf einer Instruktion für
die Landräte übertrug den Landräten also
weniger eigentliche Verwaltungsaufgaben
als vielmehr die Aufsicht und die Sorge für
den ordnungsgemäßen Gang der Verwal-
tung und die Hebung der Wirtschaft und
der Landeskultur ihres Kreises. Da der
Landrat keine wirklichen Entscheidungs-
befugnisse besaß, fungierte er lediglich
als Kommissar der Bezirksregierung24.

22 Abdruck bei Reekers, Die Gebietsentwicklung der
Kreise und Gemeinden Westfalens 1817 – 1967,
1977, S. 132 f.

23 Wiedergabe bei: von Unruh (Fn. 5), S. 96 f.

24 Leesch, Die Verwaltung der Provinz Westfalen 1815
– 1945, Struktur und Organisation, 1993, S. 42 f.
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VI. Hardenbergs Scheitern

1819/20 legte Hardenberg seine Ideen zu
einer landständischen Verfassung in Preu-
ßen vor, die letztlich aber bei König Fried-
richWilhelm III. nicht durchzusetzenwaren.
von der Marwitz kritisierte daran erneut,
dass

„das Land jetzt jedes Verbandes ermangelt, seit
die Landräte zu bloßen Exekutoren der Regierung
herabgesunken sind; die Zentralisation aller Ge-
schäfte werde befördert.“

Auch Stein lehnte die von Hardenberg ge-
äußerten Überlegungen ab:

„Der Landrat ist das Organ der Regierung bei der
Verwaltung des Kreises und dessen Vorsteher; er
soll, um seine Bestimmung zu erfüllen, eine ge-
naue Kenntnis der Örtlichkeit und Persönlichkeit
seines Kreises besitzen. Daher wird es wesentlich
notwendig, die Regel festzusetzen, dass der
Landrat aus dem Kreis, und wenigstens aus der
Provinz und dem Regierungsbezirk gewählt wer-
de, da die Anstellung ganz Fremder, in entfernten
Gegenden der Monarchie Einheimischer große
Nachteile und ein großes Missvergnügen verur-
sacht haben. Ich sage gewählt, denn dieses
sichert das Vertrauen, und bringt in das Verhältnis
des Beamten gegen seine Amtseingesessenen
Milde; die Wahl der Landräte war auch in der
Preußischen Monarchie herkömmlich, sie ge-
schah sonst vom Adel und aus dem Adel; man
würde jetzt von den Landständen drei Subjekte
aus den Eingesessenen wählen, und der Regie-
rung zur Auswahl, dem König zur Genehmigung
vorschlagen lassen. Dadurch, dass man das Ge-
meinwesen in allen Abstufungen zweckmäßig
ordnet, wird der Geschäftskreis der Landräte
vereinfacht und man kann daher in vielen Fällen
die Kreise vergrößern.“

Aber auch daraus wurde nichts. Allen Be-
mühungen um eine Kreisverfassung setzte
die ablehnende Entscheidung des Königs
vom 21.6.1821 ein Ende, wozu Stein be-
merkte25:

„Der Staatskanzler ist ganz bei diesem Geschäfte
übergangen. Er sinkt täglich tiefer in Lasterhaf-
tigkeit und in allgemeiner Verachtung.“

Günter de Bruyn26 weiß darüber zu be-
richten, wie die Aristokraten des Hofes
die von Hardenberg ausgearbeitete neue
Kommunalordnung, die den Rittergutsbe-
sitzern die Polizeigewalt entziehen sollte,
dem König erst vorlegten, nachdem sie ihn
mit einemGegenvorschlag schon vomGe-
genteil überzeugt hatten, sodass der König
das Papier des Staatskanzlers wortlos ver-
worfen habe.

D. Steins Urteil über Hardenberg

Der geläufige Begriff der Stein-Harden-
bergschen Reformen assoziiert in der Sa-
che eine Einheit und eineÜbereinstimmung
im politischen Denken der beiden Prota-
gonisten der preußischen Reformen, die
weder im Persönlichen noch im Sachlichen
gegeben war, wenngleich sie einen langen
gemeinsamen Weg zurückgelegt und
1806/07 Hand in Hand gearbeitet haben,
um Preußen aus der größten Not her-
auszuführen.

Der entscheidende Bruch in der persönli-
chen Beziehung zwischen beiden dürfte
eingesetzt haben, als Hardenberg 1808
gegen die neuerliche Entlassung Steins
auf Druck von Napoleon nicht nur nicht
intervenierte, sondern das Königspaar bei
einem konspirativen Treffen und in der
nachfolgenden Braunsberger Denkschrift
ausdrücklich zur Entlassung Steins auffor-
derte und letztlich davon selbst mit seiner
Wiederberufung im Juni 1810, die im
Einvernehmen mit Napoleon erfolgte, so-
gar profitierte.

In der Sache waren die Positionen zwi-
schen Stein und Hardenberg zur Rolle
der Selbstverwaltung und zur bürger-
schaftlichen Mitwirkung an Exekutivange-
legenheiten schlechterdings unvereinbar.
Zwar hatHardenberg die nach demWiener
Kongress hinzugewonnenen Gebiete
Preußens im Westen flächendeckend mit
einer Kreisbildung überzogen; dies ge-
schah aber ausschließlich aus Gesichts-
punkten der Sicherung hoheitlicher
Gewaltausübung in allen Winkeln Preu-
ßens. Einen Beitrag zur Etablierung der
Kreise als Selbstverwaltungskörperschaft
hat Hardenberg nicht geleistet, durch die
flächendeckende Untergliederung Preu-
ßens in allen Provinzen aber im Laufe der
Zeit zur Identifikationsbildung der Men-
schen in den neuen Kreisen als überschau-
baren Räumen vor allem in den ländlich
geprägten Gebieten beigetragen. Die Ver-
einheitlichung durch neue Kreise veränder-
te mithin alte Identitäten und wurde zur
Grundlage neuer Bezugsräume. Von daher
nimmt es nicht wunder, dass viele Kreise in
den früheren Westprovinzen im Jahr 2016
der Kreiseinteilung im Jahre 1816 geden-
ken.

Erhebliche charakterliche Unterschiede
wiesen Hardenberg und Stein schon im-
mer auf, war Stein doch in hohem Maße
den klassischen Moralvorstellungen seiner
Epoche verhaftet und stieß sich heftig an
Hardenbergs Leichtlebigkeit, seinem au-
ßerehelichen Umgang auch mit Frauen
aus Steins Nähe und der Tatsache, dass
Hardenberg dreimal verheiratet war. Des-
halb bezeichnete er ihn schon früh als
„seichten, leeren Windbeutel.“27 Bereits
1788 hatte sich der damals 30-jährige
Stein zu Hardenbergs Affäre mit Sophie
von Lenthe, seiner späteren zweiten Frau28

geäußert:29

„Die Geschichte von Hardenberg und Lenthe ist
eine Folge von Leichtsinn, Sinnlichkeit und bey-
des mit romanhaftem und empfindsamen Wesen
überguldet – damit diese Menschen ihre Laster
edeln und interessant machen wollen. Ich hörte
die näheren Umstände in Hannover und mir er-
regten sie Abscheu und Verachtung.“

Hardenbergs jüngster Biograph Ingo Her-
mann versuchtHardenberg in persönlicher
Hinsicht wie folgt gerecht zu werden30:

„Spekulationen über die tieferen Gründe seiner
immer wieder neu aufflammenden und die be-

währten Beziehungen aufs Spiel setzenden Lie-
besaffären sind schwierig: Hardenberg jedenfalls
hat die Suche nach der heilendenGeborgenheit in
der Nähe einer Frau bis zu seiner Sterbestunde
nicht aufgegeben. Das, wonach er sich ein Leben
lang gesehnt hat, fand er immer nur für einige Zeit.
Aber er fand es. Der selbstbewusste Staatsmann
und weltgewandte Diplomat, der aufgeklärte Re-
former hat nie aufgehört, der verwundbare und
liebeshungrige Mann zu sein. Er war kein Erobe-
rer, er wurde erobert und er ließ es zu. Doch hat er
– anders als ihm oft verleumderisch nachgesagt
wurde – die Turbulenzen seiner regen Sinnlichkeit
immer von seinen Amtsgeschäften ferngehalten.

Der Fürst, an die angestrengteste Tätigkeit ge-
wohnt und im Lebensgenusse die Schwäche des
Alters sich und anderen gern verbergend, ver-
mochte während seines ganzen Lebens, ja bis in
die letzten Tage desselben, manchen falschen
Lockungen der Sinnlichkeit nicht zu widerste-
hen.“

Heinz Duchhardt31 hat sicher recht, dass
die Unterschiede zwischen Stein und Har-
denberg in dem Moment voll aufbrachen,
indem der eine seine Karriere am Ende sah
und der andere unter dem Strich davon
profitierte, sodass eine anfangs korrekte
und für beide Seiten verheißungsvolle Be-
ziehung im Laufe der Jahre in bittere Feind-
schaft und sogar in Hass umschlug.

Über Hardenbergs letzte Lebensjahre und
seine Beziehung zu der jungen Friederike
Hähnel hat Günter de Bruyn32 Ende 2015
eine auf Dokumente gegründete Erzählung
vorgelegt, der u. a. zu entnehmen ist33,
dass König Friedrich Wilhelm III., als ihm
die Nachricht vom Tod seines Staatskanz-
lers in Genua übermittelt wurde, nur gleich-
gültig fragte:

„Hat er lange gelitten? Woran ist er eigentlich
gestorben?“,

um sodann sein unterbrochenes Gespräch
ruhig fortzusetzen. Das „Woran?“ haben
Karl August Varnhagen von Ense und
Friedrich von der Marwitz wie folgt be-
schrieben: Varnhagen hat in seinen Tage-
blättern vom 10.12.1822 festgehalten:

„Sie (Friederike Hähnel) verursachte nachteilige
körperliche Reizung; man gibt (in letzter Hinsicht)
allerlei Abscheuliches zu verstehen: Kurz: Man
sieht ihre Mitreise nach Italien als Beschleunigung
seines Endes an.“

Anschaulicher schreibt von der Marwitz34:

25 Stein, in: Botzenhagen/Hubatsch (Hrsg.), Freiherr
vom Stein, Briefe und amtliche Schriften (BuaS),
Band VI, S. 467.

26 de Bruyn, Die Somnambule oder Des Staatskanz-
lers Tod, 2015, S. 95.

27 Duchhardt (Fn. 1), S. 220 ff.

28 Dazu Henneke, Der Landkreis 2016, Heft 4, sub B
II.

29 Stein, BuaS (Fn. 25), Band I, S. 281.

30 Hermann (Fn. 2), S. 125 f., 404.

31 Duchhardt (Fn. 1), S. 223.

32 de Bruyn (Fn. 26).

33 de Bruyn (Fn. 26), S. 96.

34 Zitiert nach de Bruyn (Fn. 26), S. 104.
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„Hardenbergs Italienreise war ein Skandal, wie
seine ganze Lebensweise es immer gewesenwar.
Er hatte immer Mätressen gehabt, seit einigen
Jahren aber hielt er sich eine gewisse Mllm.
Hähnel. Diese Mllm. Hähnel mit ihrem Herrn von
Kimsky fuhren mit dem alten Sünder vor aller Welt
Augen in einem Wagen. Diese saubere Gesell-
schaft plünderte ihn so aus, dass ungeachtet er
über 100.000 Taler, die er vor seiner Abreise aus
Staatskassen erhob, mitgenommen hatte, man
dennoch bei seinem nach Monaten erfolgten
Tode nichts bei ihm fand. Der König war ver-
mutlich sehr verwundert, ihn mit einem Male
hinter sich herkommen zu sehen, indessen war
Hardenbergs Zeit vorbei und er konnte keinen
Schaden mehr anrichten – kurz: er konnte in
Verona an keinem Geschäft teilnehmen, ent-
schloss sich daher zu einer Reise nach Süden
und starb in Genua.“

Das letzte Wort in diesem Abschnitt soll
allerdings Freiherr vom Stein über Harden-
berg erhalten. 1815, als Stein Gesandter
am Deutschen Bundestag werden sollte,
lehnte er ab

„wegen meiner Abneigung, mich in das Verhältnis
der Abhängigkeit zu setzen von einemMann, den
ich so wenig achtete wie den Staatskanzler, von
dem ich vorhersah, dass er mich bei irgendeiner
Gelegenheit oder aus irgendeiner Veranlassung
aufopfern würde.“

1816 schrieb Stein über Hardenberg und
dessen Ministerium35:

„Es ist dem Staatskanzler über Erwarten gelun-
gen, sich ein Ministerium zu bilden, das ihn lähmt,
sich zu umgeben von Menschen, die ihm weder
nutzen noch ehren, und aus einem seicht be-
rechneten Egoismus alles Gute auf das Spiel
setzen. Er wird es aufgeben und ich erwarte mir
nichts.“

ImSeptember 1818 schriebStein,Harden-
berg habe in Berlin einen „Stall des Augias“
angerichtet und ergänzte36:

„Ich bewundere die Geschicklichkeit des Staats-
kanzlers, alle tüchtigen, talentvollen Männer
lahmzulegen. Der Geist des Herrn ist von ihm
gewichen, der SegendesHimmels fehlt demalten
Sünder, nichts gedeiht unter ihm, nichts gelingt
ihm.“

Wenige Monate später, im Februar 1819,
schrieb Stein angesichts der Berufung
Humboldts zum Minister37:

„Der alte Staatskanzler ist anmaßend, dünkelvoll
und egoistisch, zugleich aber auch seicht, stumpf
und schlecht influiert und umgeben. Wahrschein-
lich wird dieser alles selbst zumachen versuchen,
es schlecht machen und Humboldt wird be-
schränkt sein auf Verhindern des Schlechten
und Unbrauchbaren.“

Knapp ein Jahr später quittiert Stein die
Entlassung Humboldts mit dem Urteil38:

„Die Entfernung des Herrn von Humboldt wirkt
höchst nachteilig auf die öffentliche Meinung und
verderblich auf den Fortgang des ihm anvertrau-
ten Wirkungskreises, der einem geistvollen, ar-
beitsamen, geschäftserfahrenen Mann entrissen
und allein und ausschließlich in den Händen eines
stumpfen, oberflächlichen und herrschsüchtigen
Titans ruht.“

Dank Hardenberg werde man

„eine Rhapsodie von liberalen Phrasen, von An-
schmiegen an demokratische Schreier, von des-
potischen Realitäten, ohne Haltung und Gründ-
lichkeit, ohne Rücksicht auf das Bestandene und
Kenntnis davon“

erhalten.39

Stein war demgegenüber besorgt,

„daß die Machthaber allein die bürokratische,
zentralisierende Monarchie im Auge haben, wo
wir anschließend durch eine eigentums- und in-
teressenlose, buchgelehrte oder empirische,
wohlbezahlte Beamtenhierarchie, die sich in der
Spitze des Staatskanzellariats endigt, regiert wer-
den. Diese Beamtenkaste hat dann die Macht.“

Nach Hardenbergs Tod im November
1822 äußerte sich Stein über Harden-
berg40:

„Gestern erhieltenwir von Frankfurt die Nachricht,
der Staatskanzler sei in Genua am Schlag ge-
storben. Ist er nun wirklich, ernstlich und zum
letzten Male tot, so gratuliere ich zuerst der
preußischen Monarchie zu diesem glücklichen
Ereignis, sodannwünsche ich ... eine recht gründ-
liche Umformung des Bestehenden vorzuneh-
men und Sparsamkeit, Gründlichkeit, Ordnung,
Gehorsam in allen Zweigen wieder herzustellen,
deren Stelle Verschwendung, Großtuerei, Ober-
flächlichkeit, Insubordination eingenommen.“

Vier Jahre später betonte er41, dass sich
seine Abneigung gegen Hardenberg grün-
dete

„auf seiner Lasterhaftigkeit, seiner skandalösen
Liederlichkeit, wodurch er zur schlechten Gesell-
schaft hingezogen wurde, seinem Stolz, der ihn
veranlasste, alle Tüchtigen, selbständigen Män-
ner von den Geschäften zu entfernen und mittel-
mäßige oder nichtswürdige zu wählen, seiner
Falschheit, die verhinderte, daß er nie eine dauer-
hafte Freundschaft knüpfte, seiner Verschwen-
dung des öffentlichen Vermögens, seinem Leicht-
sinn und Oberflächlichkeit, da er nichts Gründ-
liches kannte.“

Sein Endurteil über Hardenberg in seiner
Autobiografie lautete42:

„Herr von Hardenberg hatte die Gutmütigkeit und
Freundlichkeit sanguinischer, genussliebender
mit einem leichten beweglichen Sinn begabter
Menschen, einen Verstand, der schnell auffasste,
Arbeitsamkeit und ein vorteilhaftes Äußeres. Es
fehlte aber seinem Charakter sowohl an einer
religiös sittlichen Grundlage als an intensiver Kraft
und Festigkeit, seinem Verstand an Tiefe, sein
Übermut an Glück, seine weinerliche Weichheit in
Widerwärtigkeiten, seine Oberflächlichkeit, Ei-
genschaften, die durch Sinnlichkeit, Stolz und
Falschheit geleitet, so viel Übel verursachten. Er
begann seine Verwaltung mit Entfernung der
tüchtigsten Geschäftsmänner, umgab sich immer
nur mit mittelmäßigen, häufig mit schlechten
Menschen, die ihn missbrauchten, selbst unan-
ständig behandelten, seine Neigung zu unzüch-
tigen Späßen, sein vertrauter Umgang mit nichts-
würdigen Weibern, deren eine ihm im Ausland die

Augen zudrückte, der mit seiner Würde, seiner
Aufgeblasenheit, seinen grauen Haaren kontras-
tierte, machten ihn verächtlich und entfernten von
seinemUmgang alle besseren (und edleren) Men-
schen. Er starb und hinterließ die Finanzen ver-
wirrt, die Verwaltung in den Händen einer Über-
zahl schlecht ausgewählter und verschwende-
risch bezahlter Beamten und den alten preußi-
schenGeist der Sparsamkeit und desGehorsams
im Dienst untergraben. Nicht nach dem Großen
und Edlen strebte er, um des Großen und Guten
willen, sondern als Mittel zu seinem Ruhm, er
begriff es nicht und erreichte es nicht und ver-
schwand, nicht geachtet, nicht geliebt, nicht be-
dauert.“

Christopher Clark43 charakterisierte Har-
denberg treffend als „gerissen, flexibel, be-
rechnend und diplomatisch“, Stein dage-
gen als „schwierig, impulsiv und hochnä-
sig“. Damit ist Entscheidendes gesagt. &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte
der Deutschen Landkreise e.V., Berlin

35 Stein, BuaS (Fn. 25), Band V, S. 469.

36 Stein, BuaS (Fn. 25), Band V, S. 821.

37 Stein, BuaS (Fn. 25), Band VI, S. 22 f.

38 Stein, BuaS (Fn. 25), Band VI, S. 205

39 Stein, BuaS (Fn. 25), Band VI, S. 40.

40 Stein, BuaS (Fn. 25), Band VI, S. 582.

41 Stein, BuaS (Fn. 25), Band VI, S. 980.

42 Stein, BuaS (Fn. 25), Band IX, S. 864 (887 f.).; dazu
auch Duchhardt (Fn. 1), S. 249 ff.

43 Clark, Preußen, 2007, S. 373.
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Der lange Weg zur Entstehung von Selbstverwaltung
in den Landkommissariaten des Rheinkreises*

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
A. Einleitung

I. Anlass für Jubiläen

Jubiläen zu begehen, ist oft kein einfaches
Unterfangen. So ist es auch bei den Krei-
sen. Das hat der Deutsche Landkreistag
aus Anlass des von ihm am 8.9.2016 be-
gangenen Jubiläums erfahren, als er der
100. Wiederkehr der Gründung des Ver-
bandes der Preußischen Landkreise ge-
dachte. Ein auf das Gebiet der heutigen
Bundesrepublik Deutschland erstreckter
Verband bezog sich damit ganz bewusst
auf die Gründung eines Verbandes – nur –
der preußischen Landkreise. Dass die pa-
rallelen Gebietskörperschaften in anderen
Gliedern des Kaiserreiches seinerzeit noch
nicht dabei waren, ja es sie in Mecklenburg
und – sogar bis 1939 – in Baden noch nicht
einmal gab, wurde nach sorgfältiger Abwä-
gung in Kauf genommen.

Gegenüber anderen Jubiläen hatte es der
Deutsche Landkreistag aber sogar noch
leicht, konnte er doch von einem eindeu-
tigen Fixpunkt ausgehen: demBestand der
Kreise in Preußen. Sie waren bereits zu
Zeiten Friedrichs des Großen „da“. Nun
veränderte sich das Gebiet Preußens aller-
dings im Laufe des 19. Jahrhunderts mehr-
fach. Zunächst wurde es – insbesondere
durch den Frieden von Tilsit im Jahre 1807
– deutlich kleiner und auf ostelbische Ge-
biete zusammengedrückt. Von dort an gab
es allerdings nur noch Expansionen – und
zwar in zwei Schritten, nämlich zunächst
durch den Wiener Kongress 1815, als die
Provinzen Sachsen, Westfalen und die
Rheinprovinz, die zunächst für sechs Jahre
aus zwei Provinzen bestehen sollte, dazu-
kamen. In diesen neuen Provinzen wurden
zur Erschließung der neu erworbenen Ge-
biete flächendeckend Kreise mit einem
Landrat an der Spitze gebildet. Dies ge-
schah jeweils im Jahr 1816. Als „Integration
durch Verwaltung“ kann man den Vorgang
am besten bezeichnen.

Die nächsteWelle der Kreisbildung erfolgte
nach einer erneuten Gebietsausdehnung
Preußens aufgrund der siegreichen Kriege
gegen Dänemark und Österreich von 1864
bzw. 1866 ab 1867 in den nunmehr neuen
Provinzen Schleswig-Holstein, Hessen-
Nassau und – zeitversetzt – in der Provinz
Hannover.

Mit der jeweiligen Kreisbildung wurden
aber nur Territorien abgesteckt und Land-
räte als Staatsrepräsentanten vor Ort an
die Spitze gestellt. Über die innere Kreis-
verfassung, insbesondere über das Vor-
handensein von Selbstverwaltungsaufga-
ben und Selbstverwaltungsorganen, sagt

dieser Vorgang also noch nichts. Insoweit
herrschen heute vielfach völlig falsche Vor-
stellungen gerade über die Auswirkungen
der Reformideen des Freiherrn vom Stein
auf die Kreise (es gab keine) und über das
Zusammenwirken Steins und Harden-
bergs (sie waren sich in zunehmend ver-
tiefender, zum Hass steigender Abneigung
verbunden. Hardenberg, der große Staats-
reformer, war Etatist und Zentralist, der für
die Ausweitung der auf die preußischen
Städte beschränkten Stein´schen Städte-
ordnung vom 19.11.1808 auf das flache
Land nun gar nichts übrig hatte). Kurzum:
Die auf allgemeinen, unmittelbaren, freien,
gleichen und geheimenWahlen – und dann
auch noch von Männern und Frauen –

beruhende Selbstverwaltung ließ deutlich
auf sich warten.

Von Kreisen (auch) als Selbstverwal-
tungskörperschaften und nicht nur als
unteren staatlichen Behörden und damit
von Kreisen im heutigen Sinne kann man in
Preußenerstseit InkrafttretenderPreu-
ßischen Kreisordnung vom 13.12.1872
sprechen, wobei diese in den hinzu ge-
tretenenProvinzenerstnachundnach,also
nachErprobung indenpreußischenStamm-
landen, bis 1888 (Schleswig-Holstein bil-
dete die Nachhut) in Kraft gesetzt wurde.

Während man also mit einer Einhundert-
jahrfeier aus Anlass der Gründung des
Verbandes der Preußischen Landkreise
im Jahre 1916 im September letzten Jah-
res auf der halbwegs sicheren Seite stand,
wenngleich es seinerzeit noch kein Frauen-
wahlrecht gab und die vorgenanntenWahl-
grundsätze in Preußen auch erst seit 1920
galten, bleibt der Wertungsschritt begrün-
dungsbedürftig, dass sich der erst 1922
gegründete bzw. 1947 wiedergegründete
Deutsche Landkreistag seinerseits auf die-
se preußische Gründung zu stützen ver-
mag. Dieser Begründungsversuch ist an
anderer Stelle unternommen worden1.

Noch viel schwieriger als der Bildung der
„neu-preußischen“ Kreise in den heutigen
Bundesländern Sachsen-Anhalt, Nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saar-
land sowie Hessen nur mit den Kreisen
Wetzlar und Braunfels (jeweils 1816), Hes-

sen, Schleswig-Holstein (jeweils 1867) und
Niedersachsen (1885) zu gedenken, ist es,
die Kreisbildung in den nicht-preußischen
Gebieten Deutschlands auf ein früheres
Datum als auf den 28.11.1938 zurückzu-
datieren, als aufgrund des Gesetzes über
den Neuaufbau des Reiches vom
30.1.1934, also dem dritten Jahrestag
der sog. Machtergreifung, die Dritte Ver-
ordnung über den Neuaufbau des Reiches
durch Reichsinnenminister Wilhelm Frick
erging, mit der aus allen kreisparallelen
Verwaltungsbezirken außerhalb Preußens
ab 1.1.1939 Landkreise mit der Behörden-
bezeichnung: „Der Landrat“wurden. Diese
Verordnung betraf explizit

• die Bezirksämter in Bayern und Baden,

• die Amtshauptmannschaften in Sach-
sen,

• die Oberämter in Württemberg,

• die Kreisämter in Thüringen, Hessen
und Anhalt,

• die Ämter in Oldenburg,

• die Kreisdirektionen in Braunschweig
und

• die Bezirkshauptmannschaften in Ös-
terreich.

Im Gegenzug wurde u. a. verordnet, dass
die bisherigen bayerischen Kreise ab
1.1.1939 Bezirksverbände heißen und
der vorher so bezeichnete Kreishaupt-
mann in Sachsen seither die Amtsbezeich-
nung: „Regierungspräsident“ führt.

Eines sieht man daran sofort: Auf bloße
Namensbezeichnungen kann bei der Be-
gehung von Kreisjubiläen jedenfalls durch
heutige Landkreise und ihren kommunalen
Spitzenverband keinesfalls abgestellt wer-
den. Das krasseste Beispiel dafür bildet der
am 24.9.1816 gebildete „Landrath des
Rheinkreises“, war doch derRheinkreis,
wie gleich zu zeigen sein wird, keineswegs
ein Landkreis, sondern ein Regierungs-
bezirk und der Landrath ein vomKönig –

und zwar konkret vom bayerischen König
Maximilian I. – ernanntes Gremium aus
dem Kreis der Höchstbesteuerten, wel-
ches einmal im Jahr einberufen wurde.

Und damit sind wir schon bei der Frage
angekommen, wie es sich dennmit der uns
interessierenden Kreisbildung, also der
Entstehung und Entwicklung der Landkrei-
se im heutigen Sinne in der Pfalz als Lan-

* DLT-Ehrenmitglied Hans Jörg Duppré zum Aus-
scheiden aus dem Amt als „pfälzischer Landrat“,
das er seit 1979 bekleidet hat.

1 Dazu näher Henneke, Die deutschen Kreise und ihr
Landkreistag – Von den Anfängen in Brandenburg
bis zur Etablierung der Bonner Republik, 2016.
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desteil von Rheinland-Pfalz, denn um
nichts anderes handelte es sich beim
Rheinkreis, im Einzelnen verhält.

Bevor diese Frage aber beantwortet wer-
den kann, sind zwei weitere Vorfragen zu
beantworten, um nicht anschließend in
einerBegriffsverwirrung unterzugehen:

• Wie unterscheidet sich die historische
Kurpfalzmit demPfalzgrafen bei Rhein
vom heutigen Gebiet der Pfalz ei-
nerseits und der Kurpfalz andererseits?

• Welche Rolle kommt insoweit – ohne
sich dabei in unnötigen Verästelungen
zu verlieren – denWittelsbachern zu?

II. Die historische Pfalzgrafschaft

Bei der historischen Pfalzgrafschaft han-
delt es sich um ein verstreutes Gebiet, das
am Ober- und Mittelrhein zwischen Mosel
und Kraichgau belegen war und seine
Kerngebiete am unteren Neckar hatte.
Das Gebiet der Pfalzgrafschaft war nicht
zusammenhängend, sondern bildete einen
Flickenteppich. Dennoch gehörte die
Pfalzgrafschaft zumindest zwischen dem
Beginn des 13. Jahrhunderts und dem
Beginn des Dreißigjährigen Krieges, also
für mehr als 400 Jahre, zu den bedeu-
tendstenweltlichen Territorien desHeiligen
Römischen Reiches Deutscher Nation, in
dem nicht zuletzt als Zeichen dafür bereits
1386 die Universität Heidelberg als älteste
Universität auf heutigem deutschen Terri-
torium, zu dem Prag (1348) und Wien
(1365) mit ihren früheren Universitätsgrün-
dungen ja nicht mehr gehören, gegründet
wurde. Mindestens seit Beginn des 13.
Jahrhunderts hatten die Pfalzgrafen bei
Rhein die Kurwürde inne und durften
damit den Kaisermitwählen, aufgrund des-
sen wurde die Pfalzgrafschaft im Laufe der
Zeit immer häufiger als Kurpfalz betitelt und
zum Namen für die Territorien des Pfalz-
grafen bei Rhein. Bekanntlich hat Kaiser
Karl IV. in der 1356 erlassenen „Goldenen
Bulle“ auch niedergelegt, dass die Erzbi-
schöfe vonMainz, Köln und Trier, der Pfalz-
graf bei Rhein, der Herzog von Sachsen,
der Markgraf von Brandenburg und der
König von Böhmen das siebenköpfige Kur-
kollegium bilden.

Nach dem Dreißigjährigen Krieg, in dem es
im Gebiet der Kurpfalz zu besonders star-
ken Verheerungen kam, konnte die Kur-
pfalz dagegen nicht wieder an die frühere
Bedeutung anknüpfen; die bisherige Kur-
würde ging im Westfälischen Frieden von
1648 verloren und fiel stattdessen an
Baiern. Für die Pfalz wurde später aller-
dings eine neue, also achte Kurwürde ge-
schaffen.

Um das Land nach dem Dreißigjährigen
Krieg wieder aufzubauen, wurden in ganz
Europa Siedler angeworben, die neue Fer-
tigkeiten, aber auch andere Religionszu-
gehörigkeiten in die Kurpfalz mitbrachten.

Von 1688 bis 1714 wurde das Land indes
durch zwei langwierige Kriege erneut von
Verwüstungen heimgesucht. Im pfälzi-
schen Erbfolgekrieg von 1688 bis 1697
kames zu schwersten systematischen Zer-
störungen und brutalen Verwüstungen
durch französische Truppen unter Führung
von General Mélac – ein Name, der in der
Pfalz und in Baden nach wie vor berüchtigt
ist und nach welchem ebenso viele Haus-
hunde benannt worden sind wie das
Schimpfwort „Lackel“ auf Mélac zurück-
gehen dürfte. Vor der französischen Gren-
ze, also im Norden und Osten, sollte ein
100 kmbreiter Streifen geschaffenwerden,
auf dem keine befestigten menschlichen
Ansiedlungen mehr möglich sein sollten.
Bleibendes Zeichen der Zerstörung vieler
Städte zu jener Zeit ist die Sprengung des
Heidelberger Schlosses im Jahre 1689.
Kaum war der eine Erbfolgekrieg, der pfäl-
zische, 1697 vorbei, begann 1701 ein wei-
terer, dieses Mal der spanische, der bis
1714 andauerte und auf pfälzischem Ge-
biet erneut zu schweren Zerstörungen und
infolgedessen auch zu erheblichen Ein-
wohnerverlusten führte.

Anschließend kam es im 18. Jahrhundert
zu einer Blütezeit, bis im Jahr 1777 die
Kurpfalz mit Baiern zusammenge-
schlossen wurde, was uns zu den Wit-
telsbachern führt, deren durchgehende Er-
folgsgeschichte bis zur Revolution 1918
eingesetzt hat, nachdem der Welfe Hein-
rich der Löwe, bis 1180 Herzog von Sach-
sen und vonBaiern, etwa 50-jährig auf dem
Reichstag in der Kaiserpfalz von Gelnhau-
sen, deren Überreste immer noch direkt
neben dem vor kurzem errichteten Kreis-
haus des Main-Kinzig-Kreises zu besichti-
gen sind, von Kaiser Barbarossa aller Äm-
ter enthoben wurde.

III. Die Wittelsbacher in Baiern und in der
Kurpfalz

Im März 1194 wurde Heinrich der Löwe
allerdings von Kaiser Heinrich VI., dem
Sohn des 1190 ertrunkenen Kaisers Fried-
rich Barbarossa, in der Pfalz Tilleda am
Kyffhäuser (heute Landkreis Mansfeld-
Südharz in Sachsen-Anhalt) wieder in die
volle Gnade des (neuen) Kaisers aufge-
nommen, um kurz darauf im August
1195 zu sterben. Als Zeichen der Annähe-
rung wurde der ebenfalls geächtete Sohn
Heinrichs des Löwen, Heinrich der Ältere
von Braunschweig, 1195 von Heinrich VI.
mit der Pfalzgrafschaft bei Rhein belehnt.
Heinrich der Ältere war seit 1194 heimlich
mit der Erbtochter des vorherigen Pfalz-
grafen, Konrad von Staufen, verheiratet,
der kurz nachHeinrichsHochzeitmit seiner
Tochter 1195 ebenfalls starb. Hätte die
Erbtochter, wie eigentlich von Heinrich VI.
vorgesehen, stattdessen König Philipp II.
von Frankreich geheiratet, hätte die Ge-
schichte der Pfalzgrafschaft einen völlig
anderen Verlauf genommen.

Konrad von Staufen war es gewesen, der
1182 die Hofhaltung des Pfalzgrafen bei
Rhein von der Burg Stahleck bei Bache-
rach auf die Burg Heidelberg verlegt hatte.
Hier also hielt 1195 mit Heinrich dem Älte-
ren zunächst ein Welfe Einzug, der 1212
zugunsten seines einzigen Sohnes, Hein-
rich des Jüngeren von Braunschweig, auf
die Pfalz verzichtete. Der jugendlicheHein-
rich der Jüngere heiratete zwar schon
1212, verstarb aber bereits 1214 erst 17-
jährig kinderlos.

Das gab dem seit 1212 amtierenden rö-
misch-deutschen König und späteren Kai-
ser Friedrich II., dem „Mann aus Apulien“,
die Gelegenheit, die Pfalzgrafschaft neu
zu vergeben und den Wittelsbacher
Ludwig denKelheimermit ihr zubelehnen.
Ludwig wurde später deshalb „der Kelhei-
mer“ genannt, weil er in Kelheim nicht nur
1173 geboren, sondern auch 1231 ermor-
det wurde.

In Baiern war nach der Absetzung Heinrich
des Löwen bereits der Wittelsbacher
Otto I. 1180 als enger Verbündeter Kaiser
Friedrich Barbarossasmit dem Herzogtum
Baiern belehnt worden, dem nach seinem
Tod am 11.7.1183 sein damals neunjähri-
ger Sohn Ludwig der Kelheimer als Herzog
von Baiern folgte. Unter der Herrschaft der
Wittelsbacher kam es später zu Teilungen
in unterschiedliche Linien, nicht nur 1329 in
eine bairische und eine pfälzische. 1410
kam es zu einer großen Teilung der Pfalz
mit mehreren pfälzischen Nebenlinien und
-territorien, unter ihnen u. a. die Linie
Pfalz-Zweibrücken, für die letztlich,
nämlich ab 1799, gelten sollte: „The win-
ner takes it all“.

Bis dahin sollten aber noch fast 400 wech-
selvolle Jahre vergehen. Das Kernterrito-
rium der Pfalzgrafschaft, an das die Kur-
würde gebunden war, und dessen Resi-
denzstadt Heidelberg war, wurde nun end-
gültig als Kurpfalz bezeichnet. Nachdem
die Schrecken der Erbfolgekriege über-
wunden worden waren, wurde 1720 die
Residenz, statt das zerstörte Heidelberger
Schloss wieder aufzubauen, nicht zuletzt
aus konfessionellen Gründen mit dem Bau
des Mannheimer Schlosses nach Mann-
heim verlegt. Auch diese Stadt war völlig
zerstört und musste – wir befinden uns
inzwischen im Zeitalter des Absolutismus
– völlig neu aufgebaut werden. Dies ge-
schah schachbrettmusterartig streng geo-
metrisch nach Vorgaben des Herrschers.
Dazu entstand in 20-jähriger Bauzeit die
zweitgrößte Schlossanlage Europas nach
Versailles.

Nach dem Erlöschen der Wittelsbacher
Linie Pfalz-Neuburg 1742 trat durch Erb-
folge Kurfürst Karl-Theodor aus der Ne-
benlinie Pfalz-Sulzbach, also ein Oberpfäl-
zer, für immerhin 57 Jahre bis 1799 die
Nachfolge in der Kurpfalz an. 1777 starben
auch die baierischen Wittelsbacher aus
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und Kurfürst Karl-Theodor trat das weitere
Erbe als Herzog und Kurfürst von Baiern
an. Damit entstand ein Wittelsbachischer
Gesamtstaat Kurpfalz-Baiern, nachdem im
Hausvertrag von Pavia 1329, also knapp
450 Jahre zuvor, eine Trennung zwischen
der älteren pfälzischen und der jüngeren
baierischen Linie vorgenommen wurde,
wobei die Pfälzer Linie auch die später
sog. Obere Pfalz gen Baiern zugeschlagen
bekommen hatte.

Kurfürst Karl-Theodor war diesem Erbe
nicht so zugetan, wie man hätte denken
mögen und versuchte sogar, Habsburg
einen Tausch Baierns gegen die Österrei-
chischen Niederlande, das heutige Bel-
gien, schmackhaft zu machen, wogegen
sein potenzieller Nachfolger, Herzog Karl-
August von Pfalz-Zweibrücken, und der
Preußenkönig Friedrich der Große aus
Gründen des europäischen Gleichge-
wichts erfolgreich intervenierten und was
die Alt-Baiern ihrem neuen Kurfürsten, der
1778 eher widerwillig die Residenz von
Mannheim nach München verlegte, nach-
haltig verübelten. Da Karl-Theodor trotz
der 1795 70-jährig eingegangenen zweiten
Ehe mit der erst 18-jährigen Leopoldine
von Österreich-Este 1799 ebenfalls ohne
legitime Erben, wenngleich nicht kinderlos,
verstarb, erlosch auch die Linie Pfalz-Sulz-
bach.

Nun kam die bis dahin im Machtgefüge
eher unbedeutendeLinie Pfalz-Zweibrü-
cken zum Zuge, wodurch 1799 erstmals
alle Wittelsbacher Fürstentümer wie-
der vereinigt waren. Dass das Erbe dabei
an den 1756 geborenen Max IV. Joseph
bis zu seinem Tod 1825 fallen würde, war
bei dessen Geburt 1756 nun wirklich nicht
vorauszusehen. Dafür musste nicht nur die
baierische Linie der Wittelsbacher ausster-
ben und der seinerzeit bereits in der Kur-
pfalz regierende Karl-Theodor ebenfalls
ohne legitime Erben bleiben. Herzog von
Pfalz-Zweibrücken war mit Christian IV. ein
Herzog, der nicht standesgemäß, sondern
aus Liebe geheiratet hatte (und zwar eine
Tänzerin) und damit aus der Erbfolge aus-
scheiden musste. Als nächster wäre sein
jüngerer Bruder Friedrich Michael an der
Reihe gewesen, wäre er nicht nach dem
Scheitern seiner Ehe (seine Frau erwartete
von einem Schauspieler ein Kind und wur-
de ins Kloster abgeschoben) bereits 1767
verstorben. Dessen Sohn Karl-August,
zehn Jahre älter als sein Bruder Max IV.
Joseph, begann sich seither darauf einzu-
stellen,dass ihmdas (Gesamt-)Erbe einmal
zufallen würde. Als Herzog von Pfalz-Zwei-
brücken geschah dies auch nach dem Tod
Christians IV. im Jahre 1775. Karl-Augusts
Erbe wäre sodann später an seinen 1776
geborenen Sohn Karl-August Friedrich ge-
fallen; dieser starb allerdings nur 8-jährig
1784, sodass es für Max IV. Joseph ge-
radezu unausweichlich wurde, – wie man
heute sagen würde: – „Chef des Hauses

Wittelsbach“ zu werden, da Karl-August,
der als „finsterer, wollüstiger, zur Härte
geneigter eigensinniger Mann“ charakteri-
siert und „Hundskarl“ genannt wurde, am
1.4.1795 und damit vier Jahre vor dem 22
Jahre älteren Karl-Theodor starb, undMax
Joseph seine eigene Hochzeit mit Auguste
Wilhelmine von Hessen-Darmstadt auf
dem Karlsberg anders als viele Hochzeits-
gäste trotz einer Feuerwerksexplosion mit
mehreren Toten und vielen Schwerverletz-
ten überlebte. Max Joseph und Auguste
Wilhelminewurden sodann zu den Stamm-
eltern aller heute lebenden Wittelsbacher,
wenngleich die Pfalzgräfin bereits 1796
verstarb, nachdem sie bereits fünf Kinder,
unter ihnen den 1786 geborenen späteren
baierischen König Ludwig I., geboren hat-
te.

ZumZeitpunkt des Todes vonKarl Theodor
1799 befand sich Maximilian IV. Joseph
wegen der sogleich näher zu behandeln-
den Besetzung – auch – seines Herzog-
tums durch die französische Revolutions-
armee allerdings weder im Herzogschloss
in Zweibrücken noch im von 1778 bis 1788
von seinem Bruder Karl-August errichte-
ten, aber 1793 von französischen Truppen
bereits wieder zerstörten Schloss Karls-
berg bei Homburg, an das heute nur noch
die 1878 als „Bayerische Bierbrauerei zum
Karlsberg“ gegründete Karlsbergbrauerei
in Homburg erinnert, sondern in seiner
Exilresidenz Brandenburg-Ansbach und
plante von dort aus zusammen mit seinem
MitarbeiterMaximilian vonMontgelas künf-
tige weitreichende Verwaltungsreformen.
Das Schloss Karlsberg, ein insgesamt 4
km langes Bauwerk, war – zu Lebzeiten
Karl-Theodors – im Kern deshalb errichtet
worden, um so frühzeitig auch auf diese
Weise den Anspruch des Herzogs von
Pfalz-Zweibrücken auf die Erbfolge im Her-
zogtum Baiern zu „untermauern“.

Leitender Minister in Ansbach war von
1790 bis 1798 bekanntlich der spätere
preußische Staatskanzler Karl-August
von Hardenberg, der zunächst hier seine
Pläne zu einer grundlegenden Verwal-
tungsreform auf der Ebene des Zen-
tralstaats durchsetzte. Vom Ansbach aus
diesen Jahren, das 1805 an Baiern fallen
sollte, gibt es also zahlreiche Verbindungs-
linien nicht nur über Hardenberg nach
Preußen, sondern auch über Max IV. Jo-
seph und von Montgelas zur späteren
Verwaltungsmodernisierung in Baiern.

B. Franzosenzeit und
Napoleonische Reformen

Im Zuge des ersten Koalitionskrieges von
1792 bis 1797 besetzten französische Re-
volutionstruppen im Herbst 1794 die zum
Heiligen Römischen Reich gehörenden
linksrheinischen Gebiete. Im Frieden von
Campo Formio vom 17.10.1797 zwischen
Frankreich und Kaiser Franz II. verzichtete
dieser u. a. auf die Österreichischen Nie-

derlande und erkannte in einem geheimen
Zusatzartikel den Rhein zwischen Basel
und der Nette südlich von Andernach als
Ostgrenze Frankreichs an. Diese Gebiete
wurden am 4.11.1797 gesetzlich in den
französischen Staat eingegliedert. Die
linksrheinischen Gebiete der Pfalz waren
damit für den pfälzischen Kurfürsten Karl-
Theodor ebenso verloren wie für Max IV.
Joseph. Der Frieden von Lunéville vom
9.2.1801 beendete förmlich auch den
zweiten Koalitionskrieg und bestätigte
den Frieden von Campo Formio. Sodann
nahm Napoleon, der seit dem 9.11.1799
in Frankreich herrschte, die bereits 1797 in
das französische Staatsgebiet eingeglie-
derten Gebiete nunmehr nach der auch
völkerrechtlich erfolgten Abtretung offiziell
in Besitz.

Das Heilige Römische Reich Deutscher
Nation wurde zur Entschädigung der von
demGebietsverlust betroffenen deutschen
Fürsten verpflichtet, was mit dem Reich-
deputationshauptschluss von 1803
durch Säkularisierung kirchlichen Besitzes
und durch die Mediatisierung kleiner Herr-
schaften auch geschah und worauf noch
einzugehen ist.

Zunächst aber ist der Blick auf die Aus- und
Nachwirkungen der „Franzosenzeit“ im
linksrheinischen Gebiet und damit auch
in den linksrheinischen Teilen der Pfalz zu
werfen.

Die 1789 von der französischen National-
versammlung vorgenommene und bis
heute fortbestehende Einteilung Frank-
reichs in Departements wurde 1798 auch
auf die annektierten Gebiete, die ein Jahr-
zehnt später bis Lübeck und Eutin reichen
sollten, erstreckt. Das führte für das heu-
tige Gebiet der Pfalz dazu, dass es von
drei Departements erfasst wurde, dem
bereits zuvor zu Frankreich gehörenden
Departement Bas-Rhin mit Sitz in Straß-
burg im Süden, dem Departement Sarre
mit Sitz in Trier im Westen und dem De-
partement Mont-Tonnerre (Donnersberg)
mit Sitz in Mainz im Zentrum. Die Departe-
ments gliederten sich in Arrondissements,
denen ihrerseits Kantone zugeordnet wa-
ren.

Damit fand die zuvor bestehende Zersplit-
terung der Territorien auf weltliche Herr-
scher (z. B. Kurpfalz, Pfalz-Zweibrücken),
geistliche Fürsten (z. B. Stift Speier), freie
Reichsstädte (Speier), Kleinherrschaften
von Grafen, Rittern, Klöstern, Stiften sowie
Propsteien von ganz unterschiedlicher
wirtschaftlicher Potenz und politischer Be-
deutung, die auf keinerlei gemeinsame
Tradition zurückgreifen konnten, im Gebiet
der heutigen Pfalz durch Eingliederung in
den Territorialstaat Frankreich ihr Ende.
Diese Zersplitterung in fast 40 Territorien
wurde durch die bestehende kulturelle und
gesellschaftliche Vielfalt noch gesteigert,
weil Lutheraner, Calvinisten, Katholiken
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und Juden auf engstem Raum zusammen-
lebten. Obwohl diese Territorien – bei ge-
bietlicher Dominanz der Wittelsbacher Li-
nien – zuvor nie eine Einheit gebildet und
keine gemeinsameGeschichte gehabt hat-
ten, wurden sie von den französischen
Revolutionären zusammengefasst und
dann von Napoleon in großem Umfang
vereinheitlicht. Nach französischem Vor-
bild erfolgte die Verwaltung der eroberten
Gebiete streng zentralistisch.

Zudem kam es zur Einführung des franzö-
sischen Rechts, was am 21.3.1804 auch
zur Einführung des –bis zu seiner Ablösung
durch das Bürgerliche Gesetzbuch am
1.1.1900 weiter geltenden – Code Civil
führte. Die Grundherrschaft und die Patri-
monialgerichtsbarkeit wurden beseitigt,
Justiz undVerwaltung getrennt, die Zivilehe
eingeführt, eine neueGerichtsordnung eta-
bliert, die Gleichheit aller Männer vor dem
Gesetz herbeigeführt, der Schutz von Frei-
heit und Eigentum gewährt und die Tren-
nung von Religion und Staat vorgenom-
men. Der Untertan wurde – zumindest auf
dem Papier – zum Bürger; in der Realität
sah es gerade in der napoleonischen Epo-
che allerdings anders aus.

Mit anderen Worten: In der „Franzosen-
zeit“machte das linksrheinische Gebiet
und damit auch die Pfalz heutigen Zu-
schnitts in rechtlicher Hinsicht einen gro-
ßen Sprung nach vorn, während die Um-
setzung dieser Errungenschaften im
rechtsrheinischen Gebiet noch erhebliche
Zeit in Anspruch nehmen sollte, was nicht
zuletzt für Baiern und für Preußen galt.

C. Bildung von Territorialstaaten im
rechtsrheinischen Teil des Heili-
gen Römischen Reiches Deut-
scher Nation

Die napoleonischen Reformen hatten in-
des nicht nur Auswirkungen in den von ihm
Frankreich einverleibten linksrheinischen
Territorien, die für die bisherigen Herrscher
dauerhaft verloren waren. Mit dem Reichs-
deputationshauptschluss von 1803 kam
es auf der rechten Rheinseite durch die
Säkularisierung und Mediatisierung zu
massiven „Flurbereinigungen“ und damit
erstmals zur Bildung gebietlich – jedenfalls
weitgehend – geschlossener Territorial-
staaten, wobei für linksrheinisch verloren
gegangene Gebiete großzügige Entschä-
digungen erfolgten. 112 souveräne Klein-
staaten östlich des Rheins hörten auf zu
bestehen.

Die Hauptgewinner waren Preußen,
Württemberg, Baden und das Kurfürs-
tentum Pfalz-Baiern. Das zum Kurfürs-
tentum aufgewertete Baden erhielt die
größten Teile derKurpfalzmit Heidelberg,
Mannheim und Schwetzingen; Teilgebiete
im Odenwald und an der Bergstraße wur-
den dem Großherzogtum Hessen zuge-
schlagen und Baiern konnte sein Gebiet
nach Norden und Westen um Bamberg,
Würzburg, Kempten, Augsburg, Ulm und
Nördlingen erheblich erweitern. Zum ers-
ten Mal erstreckte sich die Wittelsbacher
Herrschaft so auf ein geschlossenes Ge-
biet, das Teil eines Staates und nicht mehr
eines frühneuzeitlichen Territoriums war.

Nun verbieten es die Zeitläufte aber, einen
(zu) raschen Sprung von 1803 bis 1815
vorzunehmen, um sodann zu dem Ergeb-

nis zu kommen, dass nach dem Sieg über
Napoleon die von ihm zwischenzeitlich
nach Frankreich einverleibten Gebiete für
die neu aufgestellten deutschen Staaten
nach dem Ende des Heiligen Römischen
Reiches Deutscher Nation 1806 zur „Beu-
tenahme“ zur Verfügung standen.

Das grobe Ergebnis kann allerdings voran-
gestellt werden: Frankreich fiel grund-
sätzlich auf die alten Grenzen von 1792
zurück. Preußen bekam neben einem Teil
von Sachsen (Provinz Sachsen) Westfalen
und die Rheinprovinzen, Baiern die Pfalz,
wobei weder Preußen noch Baiern dieses
Ergebnis angestrebt hatten, hatten doch
beide eine Arrondierung ihres eigenen
Territoriums präferiert; Preußen mit dem
Ziel der völligen Einverleibung Sachsens,
Baiern mit dem Ziel der Süd- und Ost-
Ausdehnung. Also muss das „Warum“

mit einem besonderen Blick auf Baiern kurz
erläutert werden. Auch nach 1801 war
nämlich Napoleons Eroberungsdrang
noch lange nicht gestillt, wenngleich eine
kurze Ruhephase eintreten sollte.

KurfürstKarl-TheodorvonBaiernwarbis zu
seinemTod am16.2.1799Österreich völlig
ergeben. Sein NachfolgerMax Joseph und
der von diesem bereits am 21.2.1799 zum
Außenminister berufene langjährige Mit-
arbeiter Montgelas erkannten allerdings
schnell, dass angesichts des aktuellen
Machtgefüges Baiern sich eher an der
Seite Frankreichs als an der Seite Öster-
reichs zur dritten Kraft auf deutschem
Boden weiterentwickeln konnte, zumal
sich Baiern etwa bei der Salzgewinnung im
Raum Berchtesgaden/Traunstein auch
noch gegen Ansprüche Österreichs zur
Wehr zu setzen hatte. Für Frankreich war
Baiern ein willkommener Pufferstaat zu
Österreich, ohne Frankreich selbst bedro-
hen zu können. Es drängte daher Baiern zu
einemBündnis. Das Beispiel Preußen zeig-
te, dassderVersuch,Neutralität zuwahren,
nicht Erfolg versprechend war. Montgelas
steuertedahernachdemFriedenvonLuné-
ville nach und nach immer stärker, wenn
auch vorsichtig, auf ein Bündnis mit Frank-
reich hin, wenngleich er nicht frei von Zwei-
feln hinsichtlich der Dauerhaftigkeit von
Napoleons Erfolgen und Herrschaft war.

Ende 1804/Anfang 1805 war es soweit.
Zunächst schlossen Russland und Öster-
reich eineAllianz gegen Frankreich, danach
verständigten sich Frankreich und Baiern –

allerdings heimlich – auf einen Bündnisver-
trag. Kaiser Franz II. forderte ohne Kennt-
nisse dieses Vertrages von Baiern die Ein-
gliederung seiner Truppen in die österrei-
chische Armee. Das lehnte Baiern ab, so-
dass Österreich (erst) auf diese Weise vom
geplanten Bündniswechsel Baierns erfuhr.

Während sich Baden und Württemberg
offiziell mit Frankreich verbündet hatten,
verfuhr Montgelas zunächst weiter nach
der Devise: „Abwarten ist besser als gar

Frankreich 1812 zwischen Mittelmeer sowie Nord- und Ostsee
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nichts tun“, um schließlich doch Max Jo-
seph zur – rückdatierten – Vertragsratifizie-
rungzubewegen.DerBündniswechselwar
vollzogen! In der folgenden Schlacht bei
Austerlitz besiegteNapoleon die vereinig-
ten österreichischen und russischen Trup-
pen am 2.12.1805 vernichtend. Der Friede
von Preßburg vom 26.12.1805 versetzte
zum einen dem Heiligen Römischen
Reich Deutscher Nation 1806 den To-
desstoß, zum anderen hatte Österreich
erheblicheGebietsverluste zu verzeichnen,
während Baiern auf der Siegerseite
stand und mit dem Zugewinn von Tirol
und Vorarlberg auf Kosten Österreichs
belohnt, allerdings mit der Einverleibung
Tirols wegen der dort sodann stattfinden-
denAufstände insbesondereunterderFüh-
rungdesGastwirts,Wein-undPferdehänd-
lers Andreas Hofer, der 1810 erschossen
wurde, nicht wirklich glücklich wurde. Zu-
mindest lernten Max Joseph und Montge-
lasaufdieseWeise,dass inneuerworbenen
Gebieten Reformen besser behutsam
durchgeführt werden als sie mit der Brech-
stange durchzusetzen.

Zum 1.1.1806 wurde Baiern zum König-
reich erhoben und Max I. Joseph der
erste König. An der Seite Frankreichs ließ
es sich für Baiern sodann fürmehrere Jahre
gut leben – bis es zum Russlandfeldzug
1812 kam, in dem nicht nur die Grand
Armée nahezu vernichtet wurde, sondern
auch Baiern fast sein gesamtes Heer von
30.000 Mann einbüßte.

Yorck von Wartenburg gab mit der Kon-
vention von Tauroggen vom 30.12.1812
sozusagen den Startschuss für eine 1813
offen ausbrechende Erhebung gegen die
napoleonische Herrschaft. Die Freiheits-
kriege begannen und gipfelten in der
Völkerschlacht bei Leipzig. Zunächst gin-
gen die Preußen in Großbeeren und drei
Tage später, am 26.8.1813, „ran wie Blü-
cher an der Katzbach“, während König
Friedrich August I. von Sachsen treu an
der Seite Napoleons stand.

Baiern geriet dagegen hinsichtlich seiner
Treue zuNapoleon spätestens imMai 1813
nach dem Aphorismus Talleyrands: „Verrat
ist eine Frage des Datums“ ins Wanken,
wartete zunächst aber erneut ab, wie sich
die Dinge weiterentwickelten. Man durfte
weder zu früh noch zu spät die Seiten
wechseln, durfte den erneuten Seiten-
wechsel aber keineswegs völlig verpas-
sen. Nachdem Österreich den Druck auf
Baiern deutlich erhöhte und am 7.10.1813
ultimativ mit Einmarsch nach Baiern droh-
te, wurde am 8.10.1813 der Vertrag von
Ried geschlossen, mit dem Baiern aus
dem Rheinbund aus- und an der Seite
der Alliierten in den Krieg gegen Napo-
leon eintrat. Um hinterher erneut auf der
Siegerseite zu stehen, wurde es auch
höchste Zeit, fand die entscheidende Völ-
kerschlacht bei Leipzig doch nur wenige
Tage später vom 16. – 19.10.1813 statt.

D. Um den Wiener Kongress herum

Auf dem zur territorialen Neuordnung Eu-
ropas führenden Wiener Kongress gab es
mithin eine Situation, in der zwischen ein-
deutigen Verlierern (Frankreich und sein
treuer Verbündeter Sachsen), eindeutigen
Siegern (Österreich, Russland und Preu-
ßen) und „späten, wackeligen Verbünde-
ten“ (Baiern) zu unterscheiden war. Das
Ergebnis des langwierigen Geschachers
um Flächen, Menschen und Steuerauf-
kommen von Ländern, die jeweils ge-
schlossene, möglichst vergrößerte Territo-
rien anstrebten, sah wie folgt aus:

Im Vertrag von Ried vom 8.10.1813 war
Baiern dadurch zum Seitenwechsel gekö-
dert worden, dass der Kaiser von Öster-
reich auch im Namen seiner Verbündeten
dem König von Baiern volle Souveränität
und ungestörten Besitz aller seiner Gebiete
garantierte. In geheimen Zusatzartikeln ak-
zeptierte der König von Baiern allerdings
alle Abtretungen zur Sicherung einer
passenden militärischen Grenze bei
geografisch, statistisch und finanziell
gleichwertigen Entschädigungen, die
mit dem baierischen Gebiet einen voll-
ständigen und nicht unterbrochenen
Zusammenhang bilden sollten. Dieses

Ergebnis wurde bekanntermaßen letzt-
lich nicht erreicht.

Während Baiern bei dem Vertrag nur an
kleinere künftige Grenzbegradigungen
dachte, hatte Österreich weitaus Größeres
vor. Nachdem Napoleon besiegt worden
war, dachte allerdings auch Baiern an Ex-
pansion, aber nicht an den Rückerwerb
der früheren linksrheinischen Wittels-
bacher Besitzungen. Vielmehr wollte
Baiern Salzburg behalten und nur für den
Fall der Abtretung Salzburgs in der rechts-
rheinischen Pfalz und erst danach mit Ge-
bieten in den Arrondissements Mainz und
Speier entschädigt werden. Auf jeden Fall
wollte Baiern die Festung Mainz gewinnen,
fand insoweit aber in Preußen einen äu-
ßerst hartnäckigen Konkurrenten.

Da vor dem Abschluss konkreter Verein-
barungen im Hinblick auf die Verwaltung
der zuvor von Frankreich besetzten Ge-
biete operative Maßnahmen geboten wa-
ren, wurde in einer Vereinbarung der Alliier-
ten vom 16.6.1814 zur Verwaltung für das
Gebiet zwischen Rhein, Mosel, Saar und
der neuen französischen Grenze an der
Queich, die bei Hauenstein entspringt
und im Stadtgebiet von Germersheim in
den Rhein mündet, die „k. u. k. öster-
reichische und k. baierische Gemein-

1812: Bayern umfasst u. a. Vorarlberg, Tirol und Salzburg

Quelle: Putzger –Historischer Weltatlas, 89. Auflage, 1965; Westermanns Großer Atlas zur Weltgeschichte,
1969; Haacks geographischer Atlas. VEB Hermann Haack Geographisch-Kartographische Anstalt, Gotha/
Leipzig, 1. Auflage, 1979. Urheber: Ziegelbrenner
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schaftliche Landesadministration“ ein-
gerichtet.

Die endgültige Zuordnung des Gebiets
blieb dabei bewusst offen. Dafür einigten
sich Österreich und Baiern im Juni 1814,
also noch vor Beginn des Wiener Kongres-
ses, darauf, dass Tirol und Vorarlberg an
Österreich zurückgingen und Baiern dafür
das Großherzogtum Würzburg und das
Fürstentum Aschaffenburg erhielt. Dieser
Gebietsaustausch wurde sodann vom
Wiener Kongress bestätigt. Das Weitere
war deutlich schwieriger.

Der Kampf zwischen Preußen und Baiern
umMainz ging unentschieden aus, indem
er zu einem Patt führte. Preußen war in
seinem Bestreben, Frankfurt und Mainz zu
bekommen, zwar nicht erfolgreich, konnte
aberverhindern,dassMainzanBaiernging.
Stattdessen wurde es dem schwächeren
Hessen-Darmstadt zugeschlagen. Auch
war Preußens Ziel, sich ganz Sachsen ein-
zuverleiben, nicht durchsetzbar. Am Ende
erhielt Preußen „nur“ 57 % des bisherigen
Gebiets von Sachsen und 42 % seiner
Bevölkerung und wurde für den entgange-
nen Rest mit der Rheinprovinz einschließ-
lich Wetzlar und Braunfels entschädigt.

Auf demWiener Kongress selbst erfuhr das
Territorium Baierns dagegen keine Verän-
derung. Stattdessen erreichteÖsterreich,
dass ihm in der Kongressakte vom
9.6.1815 die Landesteile auf dem rechten
und linken Rheinufer, über die der Kon-
gress noch nicht verfügt hatte, in voller
Souveränität zugesprochen wurden,
wodurch Österreich ab dem 10.6.1815
u. a. die linksrheinischen pfälzischen Ge-
biete zu Besitz erhielt. Während Baiern
meinte, dass jenes Land den beiden Staa-
tenweiterhin zur gemeinsamen Verwaltung
zugewiesen worden sei, vertratMetternich
im Ergebnis erfolgreich die Auffassung,
dass nach der Kongressakte die Gebiete
eindeutig nur noch österreichisches Eigen-
tum seien.

Hinzu kam, dass die von Baiern alternativ-
los angestrebte territoriale Einheit zu den
linksrheinischen Gebieten ohne eine Land-
brücke nicht zu erreichen war. Zu deren
Gewährung waren die anderen Kon-
gressmächte aber nicht bereit. So ging
man in Wien im Juni 1815 auseinander.

Nach der Unterzeichnung des 2. Pariser
Friedens am 20.11.1815 kam auf der
linken Rheinseite auch Landau mit den
Kantonen Bergzabern und Kandel aus
dem französischen Departement Bas-
Rhin unter Österreichs Herrschaft.

Schließlich wurde mit dem Münchener
Staatsvertrag vom 14.4.1816, also erst
zehn Monate nach Ende des Wiener Kon-
gresses, der Verhandlungsknoten zwi-
schen Österreich und Baiern mit Auswir-
kungen für die Pfalz durchgeschlagen:
Baiern trat das Hausruck- und Innviertel,

Bayern in den veränderten Grenzen von 1816

Quelle: Putzger –Historischer Weltatlas, 89. Auflage, 1965; Westermanns Großer Atlas zur Weltgeschichte,
1969; Haacks geographischer Atlas. VEB Hermann Haack Geographisch-Kartographische Anstalt, Gotha/
Leipzig, 1. Auflage, 1979; dtv-Atlas zur Weltgeschichte Band 1: Von den Anfängen bis zur Französischen
Revolution; 23. Aufl. 1989, ISBN 3-423-03002-X. Urheber: Ziegelbrenner

Gebietsabweichungen zwischen dem Wittelsbacher Herrschaftsgebiet vor der franzö-
sischen Annektion und dem Königreich Baiern ab 1816

Quelle: Haus der Bayerischen Geschichte.
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das tirolische Amt Vils und die größten Teile
des so hochgehaltenen Fürstentums Salz-
burg an Österreich ab und enthielt als Ent-
schädigung die fuldaischen Ämter Ham-
melburg und Brückenau, das böhmische
Amt Redwitz, die hessischen Ämter Alze-
nau, Miltenberg, Amorbach und Heubach,
sowie das, was man zunächst den Rhein-
kreis und später die Pfalz nennen sollte,
nämlich aus dem früheren Departement
Mont-Tonnere, die Arrondissements Zwei-

brücken, Kaiserslautern und Speier (bei
Letzterem ohne die Kantone Worms und
Pfeddersheim), aus dem Departement
Mainz aber lediglich den Kanton Kirch-
heimbolanden; dazu aus dem Departe-
ment Sarre die Kantone Kusel im Arron-
dissement Birkenfeld sowieWaldmohr und
Blieskastel im Arrondissement Saarbrü-
cken und aus dem Departement Bas-Rhin
die Kantone Landau, Bergzabern und Kan-
del und das Gebiet links der Lauter, wel-

ches am 20.11.1815 von Frankreich an
Österreich abgetreten worden war. Bei
der Gebietsaufteilung spielten also we-
der die alten Grenzen im Heiligen Römi-
schen Reich noch die von Frankreich neu
gezogenen Departement-Grenzen eine
maßgebliche Rolle.

Zu einer Landbrücke zwischen dem ver-
größerten Baiern und der Pfalz kam es also
nicht und Salzburg ging für Baiern ebenso
verloren wie Tirol und Vorarlberg.

Im Ergebnis ist festzuhalten: Während die
Pfälzer eine Deputation zum Wiener Kon-
gress sandten, um

„die Wünsche des Völkes, baierisch zu werden“,

zum Ausdruck zu bringen und

„bei den hohen alliierten Mächten den Wunsch
auszudrücken, dass das Land zwischen Mosel,
Rhein und französischer Grenze ungeteilt an des
Königs Majestät abgegeben und von Allerhöchst
demselben nicht vertauscht werden wolle“,

bestand von Seiten Max Josephs und
Montgelas – anders als beim Thronfolger
Ludwig I. – ohne Rücksicht auf historische
Sentimentalitäten aus nüchterner Staats-
räsonkeinerlei Interessedaran, dieehe-
maligen wittelsbachischen Gebiete
Kurpfalz und Zweibrücken-Pfalz wie-
derzuerlangen oder sich in andererWeise
auf die linke Rheinseite hin auszubreiten
und damit einen Puffer gegen Frankreich,
von dem potenziell stete Gefährdungen
ausgingen, zu bilden und zudem noch eine
gemeinsame Grenze mit Preußen zu be-
kommen. Stattdessen hatte man altbaieri-
scheStaatsgebietearrondierensowieSalz-
burg behalten und nicht eine unerwünsch-
te, politisch und konfessionell unsichere
Exklave auf dem linken Rheinufer mit eta-
bliertem französischen Rechtssystem da-
zubekommen wollen. Man war sich in
Baiernsicher, fürdenVerlustSalzburgs
mit der künstlich geschaffenen Provinz, in
der es keine einzige Stadt gab, die admi-
nistrativ, wirtschaftlich oder kulturell eine
überörtliche Bedeutung besaß, nur einen
schlechten Ersatz erhalten zu haben.

Auch wenn die eigenen Ziele nicht erreicht
wurden und Preußen (erneut) zum Gegen-
pol Habsburgs geworden war, hatte das
Wittelsbacher Baiern die napoleonische
Zeit nicht nur überlebt, sondern ging ter-
ritorial gestärkt und zum Königreich erho-
ben aus dieser turbulenten Zeit der Um-
wälzung hervor. Sowohl in der Gebietsaus-
dehnung wie im inneren Aufbau war ein
ganz neuer Staat entstanden.

E. Baiern in der Pfalz

Am 30.4.1816 nahm Max Ludwig die
neuen „Baierischen Lande amRhein“ förm-
lich in Besitz. Das neu erworbene Territo-
rium knüpfte zunächst an die französi-
schen Verwaltungsstrukturen an und wur-
de nach französischem Vorbild mit einem
Flussnamen belegt und „Rheinkreis“ ge-

Quelle: https://www.historisches-lexikon-bayerns.de.

Aus: Die Entstehung der Pfalz als Entschädigung für Bayern auf dem linken Rheinufer vonMartinMattheis, in:
Pfälzer Heimat 48, Heft 4, 1997.
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nannt. Die gesamte Verwaltung wurde zu-
nächst dem baierischen Außenminis-
terium unter Montgelas unterstellt, der
so in besonderer Weise seinen Einfluss auf
die Ausbildung der staatlichen Strukturen
im Rheinkreis zur Geltung bringen konnte.
1817 wurden in allen acht baierischen
Kreisen, also auch im neuen Rheinkreis,
Regierungen als Verwaltungsspitze ge-
schaffen. Sitz der „Königlichen Regie-
rung der baierischen Lande am Rhein“
wurde Mitte August 1816 Speier, das an
der äußersten Westgrenze des Rheinkrei-
ses und damit am nächsten zum rechts-
rheinischen Baiern gelegen war, und nicht
etwa das etwas größere Zweibrücken,
von wo aus sich Max Joseph ursprünglich
zu seinen verschiedenen ererbten Territo-
rien aufgemacht hatte. Zweibrücken war
aus baierischer Sicht zu peripher und zu
nahe an der französischen Grenze gele-
gen. Speier wurde im September 1816
auch Sitz des zunächst nur im linksrheini-
schen Baiern geschaffenen, aus 20 vom
König ernannten Mitgliedern bestehenden
rein staatlichen „Landraths des Rhein-
kreises“, dem in der Hauptsache die Auf-
gabe zufiel, die festgelegte Gesamtsumme
der direkten Steuern umzulegen, der spä-
ter aber zu einem Repräsentationsorgan
der Pfalz heranwachsen sollte. Diese Insti-
tution wurde 1828 nach einheitlichem
Muster auf die anderen sieben baierischen
Kreise übertragen. Überdies war Speier
noch Sitz der Bistumsleitung. Dennoch
entwickelte sich die Stadt nicht zur Metro-
pole, zumal keinerlei Anstrengungen unter-
nommen wurden, Speier zu einem kultu-
rellen Anziehungspunkt zu entwickeln.
Ruppert2 kommentiert dies mit dem Satz:
„So zeigte die Pfalz auch in dieser Hinsicht
einen Grundzug, der Beobachtern immer
wieder auffiel: Vielfalt ohne Einheit.“

Aus den Unterpräfekturen der französi-
schen Arrondissements wurden im Rhein-
kreis zunächst die vier Kreisdirektionen
Frankenthal, Kaiserslautern, Landau und
Zweibrücken gebildet. Die darunter beste-
henden 31 Kantone wurden als Gerichts-
behörden unverändert beibehalten.

Mit Wirkung zum 1.4.1818 wurden die vier
Kreisdirektionen dann aufgelöst und in
zwölf Landkommissariate, für die es in
der baierischen Verwaltungsstruktur kein
Vorbild gab, aufgeteilt, womit der gesamte
Rheinkreis flächendeckend erfasst war
und die direkt der pfälzischen Regierungs-
kammer des Innern unterstanden. Es han-
delte sich um die Landkommissariate Ger-
mersheim, Landau, Bergzabern, Speier,
Neustadt, Frankenthal, Kaiserslautern,
Kirchheimbolanden, Pirmasens, Zweibrü-
cken, Homburg und Kusel. Dieser Akt gilt
als die Geburtsstunde der Landkreise
in der Pfalz, wenngleich es sich aus-

Quelle: Speyer, Pfälzische Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften (Scan: Peter Haag-Kirchner,
HMP).

Quelle: https://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/thumb/1/1b/Verwaltungskarte_Rheinkreis_bzw.
_Pfalz_1818-1862.svg/1054px-Verwaltungskarte_Rheinkreis_bzw._Pfalz_1818-1862.svg.png.

2 Ruppert, Die Pfalz im Königreich Bayern, 2017, S.
24.
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schließlich um staatliche Verwaltungs-
einheiten handelte, deren Aufgabenbe-
stand und Zuständigkeit gegenüber den
aufgelösten Kreisdirektionen nicht verän-
dert wurden. Dem staatlichen Landkom-
missar standen als Ausstattung ein Aktuar,
zwei Schreiber und ein Bote zur Verfügung.
Ähnlich waren die preußischen Landräte in
den 1816 in denWestprovinzen gebildeten
Landkreisen ausgestattet.

Nach 1803 stand Baiern mit Max Joseph
und seinem Vertrauten Montgelas an der
Spitze aufgrund der ständigen gebietlichen
Veränderungen innenpolitisch vor der
Daueraufgabe, die vielen neu erworbenen,
zum Teil wechselnden Territorien und
Reichsstädte in den sich formenden Terri-
torialstaat zu integrieren; eine Aufgabe, die
nach 1815 in gleicher Weise auch auf
Preußen zukommen sollte.

Während in Preußen Freiherr vom Stein in
seiner kurzen Regierungszeit 1807/08,
aber mit weitreichenden Konzeptionen,
nach einer organischen Verknüpfung zwi-
schen Volk und Staat und einem Aufbau
von unten nach oben strebte, verfolgte
Montgelas – insoweit Hardenberg nicht
unähnlich – angesichts der vorgefunde-
nen Vielfalt und Unterschiedlichkeit in den
hinzugewonnenen Gebieten einen strikt
zentralistischen Ansatz nach französi-
schem Vorbild von oben nach unten, und
versuchte daher, alles eigenständige, kor-
porative Leben zu ersticken. Auf diese
Weise gelang es Montgelas, jedenfalls im
territorial ausgeweiteten rechtsrheini-
schen Baiern einen einheitlichen baie-
rischen Staatsraum zu schaffen, in dem
sich die einzelnen Teile dennoch fremd
gegenüberstanden, weil es ihm – bildlich
gesprochen – nicht gelingen sollte, dem
vergrößerten Körper auch noch „eine Seele
einzuhauchen“:

Aus den dabei – insbesondere in Tirol –
entstehenden Friktionen zog Montgelas
jedoch für den linksrheinischen Rheinkreis
(ebenso wie Hardenberg in Preußen für die
Westprovinzen) nach 1815 Lehren. Trotz
Widerständen an den eigenen Höfen belie-
ßen beide den linksrheinischen Gebie-
ten ihre französischen Einrichtungen
und das französische Recht, sodass
diese Gebiete im 19. Jahrhundert in recht-
licher und verwaltungsorganisatorischer
Hinsicht moderner waren als das rechts-
rheinische Baiern und Preußen. Da die
Pfälzer keinerlei Zweifel daran ließen, dass
sie die in der Franzosenzeit eingeführte
Ordnung und die Einrichtungen bewahren
wollten, verfolgte Montgelas die Strate-
gie, durchweitgehendesEntgegenkom-
men die Zustimmung der Bevölkerung
zu gewinnen, statt lange und heftige Wi-
derstände brechen zu müssen, zumal hier
strukturell schon vieles von dem verwirk-
licht worden war, was seinen eigenen Vor-
stellungen von einem modernen Staat

strukturell entsprach. Montgelas äußerte
sich dazu wie folgt:

„Die pfalz-baierischen Provinzen, deren Bewoh-
ner nach Sitten, Begabung und Anschauungen
völlig verschieden sind, könnten niemals nach
denselben Grundsätzen regiert, vom gleichen
Geiste erfüllt, zu einem gemeinsamen Ziel geführt
werden. Die Bewohner des einen dieser Gebiete
hassen die des anderen.“3

Er zielte vielmehr eher darauf ab, auch die
künftige Entwicklung des rechtsrheini-
schen Baiern daran zu orientieren. Am
16.6.1816 sicherte König Max I. Joseph,
der den neuen Landesteil in seiner Zeit als
König bis 1825 niemals besuchen sollte,
förmlich zu, an der bisherigen Verfassung
und an den bestehenden Einrichtungen
und Gesetzen im Rheinkreis nichts zu än-
dern. Diese einfühlsame Eingliede-
rungspolitik löste in der Pfalz viel Zustim-
mung aus.

Da aber gerade das französische Recht
bezogen auf die Staats- und Verwaltungs-
organisation strikt zentralistisch ausgerich-
tet war, waren insoweit die Verhältnisse in
der Pfalz – etwa durch die strikte Tren-
nung zwischen Justiz einerseits und Ver-
waltung einschließlich Polizei andererseits
– zwar anders als im rechtsrheinischen
Baiern, damit aber nicht weniger zen-
tralistisch, zumal sich Montgelas, der
am 2.2.1817 dank tatkräftiger Mitwirkung
des Kronprinzen und späteren Königs Lud-
wigs I. gestürzt wurde, Vorschlägen zur
Stärkung der kommunalen Selbstverwal-
tung strikt widersetzte. Am 26.5.1818 wur-
de für ganz Baiern eine Verfassung erlas-
sen, die die Grundlage der politischen
Ordnung in allen Landesteilen – und damit
auch im Rheinkreis – bis zum Ende der
Wittelsbacher Herrschaft bildete.

Die Verbindung von Altbaiern und Rhein-
kreis funktionierte aufgrund der unter-
schiedlichen Rechtssysteme, aber auch
aufgrund unterschiedlicher kultureller Tra-
ditionen und Mentalitäten nicht immer rei-
bungslos. Zu unterschiedlich waren die
innenpolitischen und sonstigen Verhältnis-
se in beiden Teilstaaten, sodass die Kluft
zwischen Rheinkreis und dem rechtsrhei-
nischen Baiern für Jahrzehnte im 19. Jahr-
hundert nur schwer zu überwinden war.

Die unbestrittene Lebenslust der Pfälzer
und ihre Beweglichkeit wurde in Baiern
nicht zuletzt auf die rechtliche Sonderstel-
lung und die Nähe zu Frankreich zurück-
geführt und brachte ihnen im rechtsrheini-
schen Baiern einen „gewissen Verdacht
der Liederlichkeit und übertriebenen Ge-
schäftigkeit“4 ein, sodass sie als „Krischer“
bezeichnet wurden.

Mit diesem Urteil waren die Baiern nicht
allein. AuchStein5 hatte bereits für Preußen
festgestellt:

„In denwestlichen Provinzen, namentlich auf dem
linkenRheinufer, herrscht ein aufgeregter, beweg-
licher Sinn, viel sinnliche Gemeinheit, Geldsucht,

Neigung zu Frankreich, Hang zur Intrige, die teils
auf der Geistesbeweglichkeit des Voksstammes
beruht, teils durch die französische Gesetzge-
bung entwickelt wird.“

Im dicht besiedelten, bevölkerungsmäßig
raschwachsendenRheinkreis kamhinzu,
dass es für lange Zeit als ein „Armenhaus“
galt und es bis weit in die zweite Hälfte des
19. Jahrhunderts alljährlich hohe Aus-
wandererzahlen insbesondere bei Klein-
bauern gab, was als Spätfolge den Verei-
nigten Staaten von Amerika 2017 einen
Präsidenten bescherte, dessen Vorfahren
aus Kallstadt im Landkommissariat (und
späteren Bezirksamt) Neustadt stammten.
Erst mit der insbesondere im letzten Drittel
des 19. Jahrhunderts fortschreitenden In-
dustrialisierung und ausgebauteren Infra-
struktur verbesserten sich die Arbeits- und
Erwerbsmöglichkeiten für die Menschen in
der Pfalz deutlich, sodass auch die Aus-
wandererströme abebbten.

Die offensichtliche Sonderstellung des
Rheinkreises als „Nebenstaat“ in Baiern
entwickelte sich in diesem politisch und
gesellschaftlich im Laufe des 19. Jahrhun-
derts zu einem starken einigenden
Band, um eine historisch, konfessionell
und kulturell bis dahin stark zersplitterte
Region in sich zusammenzuführen. Den-
noch litt das Gebiet dauerhaft darunter,
dass es über kein eigentliches Zentrum
verfügte: die großen Städte Speier, Zwei-
brücken und Landau hatten 1816 jeweils
etwa 5.000 Einwohner und wuchsen im
Zeitverlauf auch nicht schnell an. Die Kreis-
hauptstadt Speier wurde zuvörderst durch
die Vorderpfälzer als solche empfunden,
die sich aber auch eher nach Mannheim
orientiert hätten, hätte diese Stadt nicht
außerhalb des Landes gelegen. Vergleich-
bares galt für die Donnersberg-Region mit
Blick auf Mainz, für das Nahe-Gebiet mit
Blick auf Kreuznach und für die Gegend um
Kandel mit Blick auf Karlsruhe. Für die
Westricher war und blieb der Blick fest
auf Zweibrücken gerichtet.

Nach dem Sturz Montgelas‘ und einem
folgenden reaktionären Schwenk des Kö-
nigs wurde die Sonderentwicklung in der
Pfalz immer stärker als problematisch
empfunden – erst recht nach dem Ham-
bacher Fest Pfingsten 1832, das von
Siebenpfeiffer und anderen zu einer Pro-
testkundgebung gegen die Verfassungs-
verhältnisse in Deutschland umfunktioniert
wurde, bei dem aber bezweifelt werden
muss, ob sich die Mehrheit des Publikums
mit den als radikal empfundenen Forde-
rungen tatsächlich identifizierte.

Während Montgelas mit nüchternem Blick
auf das Mögliche agiert undMax I. Joseph

3 Zitiert nach Weis, Montgelas, 1971, S. 342.

4 Heydenreuter, in: Ruppert (Hrsg.), Wittelsbach,
Bayern und die Pfalz: Das letzte Jahrhundert, 2017,
S. 99.

5 Zitiert nach Henneke (Fn. 1), S. 51.
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ihn sich entfalten lassen hatte, agierte Kö-
nig Ludwig I. (1825 – 1848) stärker aus
dem Bauch heraus und überschätzte oft
die realenHandlungsmöglichkeiten. Es fing
bereits damit an, dass Kronprinz Ludwig
als Statthalter in Salzburg 1816 massiv
gegen die Abtretung Salzburgs eintrat.
Dass Montgelas schließlich auf massiven,
nicht zuletzt militärischen Druck Öster-
reichs auf Salzburg verzichtete, verzieh
ihm Ludwig nie und war einer der Gründe
für den vom Kronprinzen forcierten Sturz
Montgelas‘, wobei sich später erweisen
sollte, dass die Pfalz sich sowohl bevöl-
kerungsmäßig als auch finanziell be-
deutsamer als Salzburg darstellte.

Hinzu kam, dass es nicht gelungen war,
das komplette Territorium der Kurpfalz für

Baiern zu erhalten und nicht nur der nörd-
liche linksrheinische Teil um Alzey, Oppen-
heim und Pfeddersheim (an Hessen) bzw.
Bacharach (an Preußen) abgetreten wur-
de, sondern mit den kurpfälzischen Ge-
bieten um Mannheim und Heidelberg
auch das „Herz der altenPfalz“ verloren
gegeben werden musste. Für König Lud-
wig I. gab es daher kein wichtigeres außen-
politisches Ziel als die Wiedergewinnung
dieser Gebiete der alten Pfalzgrafschaft bei
Rhein. Nurmit hohemdiplomatischemAuf-
wand der deutschen und europäischen
Staaten konnte Ludwig I. davon abgehal-
ten werden, sich Heidelberg und Mann-
heim durch Einsatz militärischer Gewalt
gegen das Großherzogtum Baden einzu-
verleiben.

Der auch emotional der Pfalz zugewandte
König Ludwig I. sorgte nicht nur durch
Anordnung vom 20.10.1825 dafür, dass
Baiern von nun an mit „y“ geschrieben
wurde, wie es hier von nun an auch ge-
schieht, und parallel dazu folgerichtig aus
Speier Speyer wurde, sondern auch dafür,
dass durch „Königliche allerhöchste Ver-
ordnung vom 29.11.1837“ die acht Kreise
in Bayern umbenannt und nicht mehr ent-
sprechend französischem Vorbild nach
Flüssen bezeichnet wurden. So wurde
auch der Rheinkreis umbenannt und am
1.1.1838 aus diesem diePfalz – und damit
endlich der Begriff, der sich auch heute –

anders als dies bei der Kurpfalz der Fall ist –
fest mit diesem linksrheinischen Territo-
rium verbindet. König Ludwig I. führte seit-

Der Code Civil galt im linksrheinischen Bayern und Preußen bis 31.12.1899

Quelle: Putzger – Historischer Weltatlas, 89. Auflage, 1965; Westermanns Großer Atlas zur Weltgeschichte, 1969; Haacks geographischer Atlas. VEB Hermann
Haack Geographisch-Kartographische Anstalt, Gotha/Leipzig, 1. Auflage, 1979; dtv-Atlas zur Weltgeschichte Band 1: Von den Anfängen bis zur Französischen
Revolution; 23. Aufl. 1989, ISBN 3-423-03002-X. Urheber: Ziegelbrenner
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her überdies auch wieder den Titel des
Pfalzgrafen bei Rhein.

Zumal nach dem Hambacher Fest erkalte-
te seine Liebe zum Rheinkreis deutlich. Die
Kurpfälzer seien die besseren Pfälzer, die
linksrheinischen dagegen durch ihre jah-
relange Verbindung mit Frankreich
„republikanisch verdorben“. Bei seiner
Abdankung 1848 nicht aufgrund der Re-
volution, sondern aufgrund seiner mehr-
jährigen Affäre mit der Tänzerin Lola Mon-
tez, beklagte Ludwig, dass „Pfälzer Geist
das Land regiert“. Er sei für eine bayerische
Pfalz gewesen, nun aber werde Bayern
pfälzisch.

Sein Nachfolger, König Max II., kam nur
selten in diePfalz, suchte 1851aber Speyer
und Zweibrücken auf, um die Wogen der in
der Pfalz aufgewachsenenUnzufriedenheit
zu glätten. In seiner Regierungszeit nahm
die Vereinheitlichung der Strukturen weiter
zu. Zunächst wurden 1852 auf der unteren
Ebene der rechtsrheinischen Landgerichte
und der pfälzischen Kantone Distrikts-
gemeinden als Selbstverwaltungskörper-
schaften gebildet.

Zum 1. Juli 1862 wurde im rechtsrheini-
schen Bayern nach pfälzischem Vorbild
durch das Gerichtsverfassungsgesetz die
Trennung von Justiz und Verwaltung
durchgeführt, was zur Neubildung von
Bezirksämtern in aufgabenbezogener
und territorialer Hinsicht führte, die in der
Regel mehrere Landgerichte umfassten.
Diese Bezeichnung wurde auch auf die
zwölf Landkommissariate in der Pfalz
übertragen. Dort ging damit aber weder
eine Aufgaben- noch eine Gebietsverän-
derung einher. Durch diese Maßnahme
kam es also – nahezu – zu einer Verein-
heitlichung der Verwaltung im ganzen Kö-
nigreich Bayern.

Nicht in die neuen Bezirksämter einbe-
zogen wurden nämlich im rechtsrheini-
schen Bayern diejenigen Städte, die direkt
den Kreisregierungen unterstellt wurden.
Da solche kreisunmittelbaren Städte
dem französischen Verwaltungssys-
tem fremdwaren, gab es sie imRheinkreis
bei Schaffung der Landkommissariate
1818 und bei deren Umbenennung in Be-
zirksämter 1862 nicht. Während es also in
der Pfalz eine Trennung zwischen Stadt-
und Landgemeinden nicht gab, wurden im
rechtsrheinischen Bayern 1869 unter Kö-
nig Ludwig II. (1864 – 1886), der die Pfalz
nie betreten hat, zwei unterschiedliche
neue Gemeindeordnungen erlassen. In
der Pfalz war dagegen die Bezeichnung
„Stadt“ lediglich ein historisch bedingter
Ehrentitel ohne rechtliche oder admi-
nistrative Bedeutung.

Knapp 40 Jahre später, 1908, als aufgrund
der gerade auch die Pfalz erfassenden
Industrialisierung die Einwohnerzahlen ein-
zelner Städte stark zugenommen hatten
(dies gilt insbesondere für Kaiserslautern

und das erst 1853 durch gebietliche
Ausgliederung aus Friesenheim und Mun-
denheim entstandene Ludwigshafen), er-
hielten mit dem Städteverfassungsgesetz
auch die Städte in der Pfalz dieMöglichkeit,
beim bayerischen König einen Antrag auf
Verleihung der Kreisunmittelbarkeit zu stel-
len, wobei ein entsprechender Antrag von
zwei Dritteln der stimmberechtigten Bür-
gerschaft unterstützt werden musste. Was
geschahdaraufhin in der Pfalz? Fast nichts!
Allein die Stadt Landau machte von die-
ser Möglichkeit Gebrauch und wurde da-
raufhin 1910 zur ersten kreisunmittel-
baren Stadt in der Pfalz erhoben.

F. Die Kreisebene in der Pfalz von
der Weimarer Republik bis zum
wiedervereinten Deutschland

Die nächste Zäsur für die Bezirksämter in
Bayern erfolgte erst nach dem Sturz der
Monarchie in Bayern wie in Deutschland,
und zwar mit dem Selbstverwaltungs-
gesetz vom 22.5.1919 gleich in doppelter
Hinsicht:

Zum einen wurde auch auf der Bezirks-
ebene – endlich – fast 47 Jahre nach
Verabschiedung der preußischen Kreis-
ordnung im Dezember 1872 – die kom-
munale Selbstverwaltung eingeführt.
Zum anderen wurden auf Grundlage die-
ses Gesetzes weitere Städte durch das
bayerische Innenministerium „von oben
herab“ für kreisunmittelbar erklärt, näm-
lich Frankenthal, Kaiserslautern, Ludwigs-
hafen, Neustadt, Pirmasens, Speyer und
Zweibrücken – Städte, die zusammen
mit Landau gegenwärtig insgesamt
über 535.000 Einwohner und damit über
7.000Einwohner weniger verfügen als der
kurpfälzische Rhein-Neckar-Kreis auf der
gegenüberliegenden Rheinseite, dem die
beiden Stadtkreise Mannheim und Heidel-
berg nicht angehören. Franz Maier6 hat
Recht, wenn er hervorhebt:

„Die Tatsache, dass es in der Pfalz bis heute noch
acht kreisfreie Städte gibt, geht demnach zwar
auf eine alte bayerische Verwaltungstradition zu-
rück, doch ist diese Tradition in der Pfalz erst sehr
spät eingeführt worden.“

Aus dem20. Jahrhundert sind bezogen auf
die Kommunalstrukturen in der Pfalz nur
noch wenige Maßnahmen hinzuzufügen:

Nach dem Ersten Weltkrieg war die Pfalz
von Dezember 1918 bis Juli 1930 durch
französische Truppen besetzt. 1938wurde
– wie eingangs dargelegt – reichsweit ge-
regelt, dass ab 1.1.1939 für alle kreispa-
rallelen Verwaltungseinheiten, und damit
auch für die Bezirksämter in der Pfalz, die
Bezeichnung Landkreis mit einem
Landrat an der Spitze eingeführt wurde.
Dieser wurde nach dem ZweitenWeltkrieg,
als die Zugehörigkeit zuBayern auch formal
beendet wurde, aufgrund der – erneuten –

Einwirkung der französischenBesatzungs-
macht bis in die 80er Jahre hinein im neu-

gebildeten Bundesland Rheinland-Pfalz
von der Landesregierung ernannt. Erst da-
nachwurde seineWahl zunächst durchden
Kreistag und sodann durch die wahlbe-
rechtigten Einwohner eingeführt.

In der Regierungszeit des Ministerprä-
sidenten Helmut Kohl wurde 1969 eine
Kreisgebietsreform durchgeführt, die
die Zahl der kreisfreien Städte in der Pfalz
und in den übrigen Landesteilen (dort Ko-
blenz, Trier, Mainz und Worms) unange-
tastet ließ, die Anzahl der Landkreise
allerdings im gesamten Land von 39 auf
24, davon in der Pfalz von zwölf auf acht
zurückführte.

Dabei blieb der Landkreis Germersheim
zunächst völlig und auch später nahezu
unverändert. Die Landkreise Kaiserslau-
tern und Kusel erfuhren gewisse Gebiets-
veränderungen. Bei den anderen fünf heu-
te noch bestehenden Landkreisen waren
die Veränderungen deutlicher: der Land-
kreis BadDürkheimwurde aus den größten
Teilen der früheren Landkreise Frankenthal
und Neustadt an der Weinstraße neu ge-
bildet, der Donnersbergkreis aus den Alt-
kreisen Kirchheimbolanden und Rocken-
hausen. Der seit 40 Jahren Südliche Wein-
straße heißende Landkreis Landau-Bad
Bergzabern entstand durch Fusion der
beiden gleichnamigen Altkreise. Der seit
2004 Rhein-Pfalz-Kreis heißende Land-
kreis Ludwigshafen wurde im Wesentli-
chen aus den Altkreisen Ludwigshafen
und Speyer gebildet. Der seit 20 Jahren
Südwestpfalz heißende Landkreis Pirma-
sens erhielt in zwei Phasen 1969 und 1972
einen völlig neuen Zuschnitt. Seinen Kern-
bestand bilden die ehemaligen Landkreise
Pirmasens und Zweibrücken.

Da Rheinland-Pfalz in den 60er Jahren das
erste Bundesland war, das eine Kreisge-
bietsreform mit überschaubaren Kreisdi-
mensionen durchgeführt hat, wird insbe-
sondere mit Blick auf die Vielzahl der ein-
wohnerschwachenkreisfreienStädte inder
Pfalz immer wieder einmal die Frage nach
einer neuen Kreisgebietsreform aufge-
worfen. Dazu merkte Janbernd Oebbecke
im letzten DLT-Professorengespräch7 an:

„Dort sei man mit Reformen ungefähr so schnell,
wie man in Berlin/Brandenburg Flughäfen baue.
Bis zum Reformabschluss werde es noch jede
Menge Probleme geben.“

So gehen die früheren Landkommissariate
in der Pfalz inwenigenMonaten in ihr drittes
Jahrhundert. &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte
der Deutschen Landkreise e.V., Berlin

6 Maier, in Ruppert (Hrsg.), Wittelsbach, Bayern und
die Pfalz: Das letzte Jahrhundert, 2017, S. 77.

7 Oebbecke, in: Henneke (Hrsg.), Rechtliche Heraus-
forderungen bei der Entwicklung ländlichen Räume,
2017, S. 271.
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Bismarcks ambivalentes Verhältnis zur
„Magna Charta des preußischen Volkes“

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
A. Der Großgrundbesitzer aus

Schönhausen

Wir erinnern uns1: Mit dem von Stein er-
lassenen Oktober-Edikt vom 9.10.1807
erwarben die persönlich frei gewordenen
Bauern noch kein freies Eigentum, da die
Eigentumsrechte sowie die Stellung der
Gutsherren als Träger der Patrimonialge-
richtsbarkeit und der niederen Polizei so-
wie die Jagdgerechtigkeit der Güter fort-
bestanden. Die Preußische Nationalver-
sammlung beschloss aufgrund dessen im
Juli 1848 – also gut 30 Jahre später –

Gesetze, die die Bauernbefreiung vollen-
den und feudale Reste wie die Patrimonial-
gerichtsbarkeit und das gutsherrliche
Jagdrecht beseitigen sollten. Dabei er-
schien vor allem der Plan, die Güter der
Adligen wie anderen Grundbesitz mit einer
Grundsteuer zu belegen, einem Manne als
ein Sakrileg, der von 1847 bis 1848 Abge-
ordneter des Vereinigten Landtags gewe-
sen war, der sodann aber wegen offenkun-
diger Aussichtslosigkeit, ein Mandat für die
Preußische Nationalversammlung zu errin-
gen, diesbezügliche Anstrengungen gar
nicht erst unternommen hatte, dem seiner-
zeit 33-jährigen Gutsbesitzer Otto von Bis-
marck. Er wandte sichmit einer Eingabe an
König Friedrich Wilhelm IV., worin er die
Besteuerung als „Konfiskation des Vermö-
gens“ bezeichnete und gegen die „Willkür“
wetterte, „wie nur Eroberer und Gewalt-
herrscher sie bisher übten“; vielen Familien
werde „durch die Grundsteuer das Letzte
genommen, was sie an ihren Gütern besit-
zen“.

Bismarck beschuldigte die Regierung
„rechtloser Gewalttaten“ und zieh den Kö-
nig insoweit der Komplizenschaft, falls er
den Entwurf unterzeichne2. Da Bismarck in
der Zeit ohne Mandat war und der Geburt
seiner ersten Tochter harrte, fand er Zeit
und Gelegenheit, mit Standesgenossen,
zu denen auch viele Landräte zählten, eine
Versammlung der Konservativen aller
preußischen Provinzen einzuberufen sowie
einen „Verein zum Schutz des Eigentums
und der Förderung des Wohlstands aller
Volksklassen“, der der Verteidigung der
materiellen Interessen der Großgrundbe-
sitzer diente, zu gründen. Diese Initiative
bildete den Ausgangspunkt für den Zu-
sammentritt des aus etwa 400 Landadli-
gen und einem Dutzend Bauern bestehen-
den „Junkerparlaments“, das am 18./19.
8.1848 in Berlin öffentlichkeitswirksam die
Vorstellungen der konservativen Gutsbe-
sitzer artikulierte.Bismarck prägte den Ver-
handlungsverlauf im Plenum und in den
Ausschüssen maßgeblich mit. Besonders
starken Eindruck hinterließ bei seinenStan-

desgenossen seine Rede zur Grundsteuer-
frage3. Letztlich setzte sich der Adel durch
und wehrte den Angriff auf die Steuerfrei-
heit der Rittergüter erfolgreich ab.

Während auf dieses Geschehen im Folgen-
den zurückzukommen sein wird, hatte die
die Gemüter bewegende Revolution von
1848/49 weder Auswirkungen auf die Ver-
fassung noch auf die Aufgaben der Kreise
in Preußen. Am 31.1.1850 war es dann
allerdings soweit, worauf man in Preußen
seit 40 Jahren, nämlich seit Hardenbergs
Finanzedikt aus dem Oktober 1810, ge-
wartet hatte:

„Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König
von Preußen etc. etc. thun kund und fügen zu
wissen, dass Wir die Verfassung endgültig fest-
gestellt haben.“4

Nach Art. 62 dieser ersten Verfassung
Preußens wurde die gesetzgebende Ge-
walt gemeinschaftlich durch denKönig und
durch zwei Kammern ausgeübt, wobei die
Übereinstimmung des Königs und beider
Kammern zu jedem Gesetz erforderlich
war. In der ersten Kammer gab es „ge-
boreneMitglieder“, vom König auf Lebens-
zeit ernannte Mitglieder und von den
Steuerzahlern, die die höchsten direkten
Staatssteuern zahlten, sowie von den Ge-
meinderäten aus den großen Städten ge-
wählte Mitglieder. Die zweite Kammer be-
stand aus 350 Mitgliedern, die nach dem
Drei-Klassen-Wahlrecht gewählt wurden.

In Art. 105 der Verfassungsurkunde für den
Preußischen Staat heißt es bezogen auf die
Kommunen wörtlich:

„Die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden,
Kreise, Bezirke und Provinzen des preußischen
Staats wird durch besondere Gesetze unter Fest-
haltung folgender Grundsätze näher bestimmt:

1. Über die innern und besondern Angelegenhei-
ten der Provinzen, Bezirke, Kreise und Ge-
meinden beschließen aus gewählten Vertre-
tern bestehende Versammlungen, deren Be-
schlüsse durch die Vorsteher der Provinzen,
Bezirke, Kreise und Gemeinden ausgeführt
werden. Das Gesetz wird die Fälle bestimmen,
inwelchen die Beschlüsse dieser Vertretungen
der Genehmigung einer höheren Vertretung
oder der Staatsregierung unterworfen sind.

2. Die Vorsteher der Provinzen, Bezirke und Krei-
se werden von dem Könige ernannt…

3. Den Gemeinden insbesondere steht die selb-
ständige Verwaltung ihrer Gemeindeangele-
genheiten unter gesetzlich geordneter Ober-
aufsicht des Staates zu…

4. Die Berathungen der Provinzial-, Kreis- und
Gemeindevertretungen sind öffentlich. Die
Ausnahmen bestimmt das Gesetz. Über die
Einnahmen und Ausgaben muss wenigstens
jährlich ein Bericht veröffentlicht werden.“

B. Anläufe zu einer Preußischen
Kreisordnung

I. Erster Anlauf 1850

Zur Ausführung dieses Verfassungsartikels
erging am 11.3.1850 eine Kreis-, Bezirks-
und Provinzialordnung, deren Praktizie-
rung allerdings mit Erlass vom 19.6.1852
wieder beendet und die mit Gesetz vom
24.5.1853 beseitigt wurde. Die in Art. 105
der Verfassungsurkunde für den Preußi-
schen Staat vorgesehenen Gesetze zur
Vertretung und Verwaltung harrten also
ihrer Umsetzung, die vor allem für die alt-
preußischen Provinzen notwendig war, in
denen die Gemeinde- und Kreisverwaltung
im Wesentlichen noch so geregelt war, wie
sie von Stein bei seinem Amtsantritt vor-
gefunden worden war. Hier galt noch die
strikte administrative Trennung von Stadt
und Land. Die Selbstverwaltung lag in der
Hand der Großgrundbesitzer. Die zahlrei-
chen Gutsbezirke und kleinen Landge-
meinden waren zur Erfüllung kommunaler
Aufgaben vielfach kaum in der Lage. Der
Landrat war kreiseingesessener Gutsbe-
sitzer, der nach Vorschlag seiner Standes-
genossen vom König auf Lebenszeit er-
nannt wurde. Kritisiert wurde zunehmend,
dass ein solcher Landrat zwar seinen Kreis
sehr gut kannte, aber er eben auch ein
höchst partikulares Interesse innerhalb sei-
nes Gebiets verfolgte5.

Dabei gab es bereits Gesetze, die den
Kreisvertretungen konkrete Aufgaben zu-
wiesen. So legte das Unterstützungsge-
setz bedürftiger Familien eingezogener Re-
servisten und Landwehrmänner vom
27.2.1850 in § 3 den Kreisen die Unter-
stützung dieser Familien auf. Die erforder-
lichen Geldmittel waren von der Kreisver-
waltung zu beschaffen und nötigenfalls
nach den Verhältnissen der sonstigen
Kommunalbeiträge aufzubringen. Außer-

1 Dazu Henneke, Der Landkreis 2016, Heft 4, 175 ff.

2 Dazu ausf.: Pötzl, Bismarck. Der Wille zur Macht,
2015, Text zu Fn. 100.

3 Kolb, Otto von Bismarck, 2014, S. 35.

4 Pr GS, S. 17.

5 Dazu etwa Born, Preußen im Deutschen Kaiserreich
1871 – 1918, in: Neugebauer (Hrsg.), Handbuch
der preußischen Geschichte, Band III, 2001, S. 15
(79).
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dem verpflichtete das Kriegsleistungsge-
setz vom 11.5.1851 die Kreise, für die
Landlieferung, d. h. vor allem Fourage, Ver-
pflegung, Arbeiten und Vorspann zu sor-
gen. Die Verteilung der Leistungen inner-
halb der Kreise musste danach vom Land-
rat unter Zuziehung eines von der Kreisver-
tretung gewählten Ausschusses durchge-
führt werden. Sollten einzelne Gemeinden
im Verhältnis ihrer Leistungsfähigkeit zu
hart betroffen werden, so war einen Aus-
gleich zu bewirken nach § 18 dieses Ge-
setzes Sache der Kreisvertretung, womit
zum ersten Male in einem Gesetz die Aus-
gleichsfunktion der Kreise fixiert worden
ist6.

Außerdem wurden die Landräte nach § 87
des Disziplinargesetzes vom 21.7.1852
politische Beamte mit der Folge, dass sie
jederzeit in denRuhestand versetzt werden
durften.

II. Zweiter Anlauf 1853

Von daher lag es nahe, den Entwurf einer
Kreisverfassung vorzulegen, was im De-
zember 1853 auch geschah. In die Diskus-
sion um die Gebotenheit einer Kreisver-
fassung für ganz Preußen schaltete sich
auch Otto von Bismarck ein, der im De-
zember 1848 zum Mitglied der Zweiten
Kammer gewählt und – nach und aufgrund
seiner fulminanten Olmütz-Rede vom
3.12.1850 – Ende April 1851 zum Preußi-
schen Gesandten am Bundestag in Frank-
furt bestellt worden war, eine Funktion, die
er bis 1859 ausüben sollte und die der
„Kladderadatsch“ wie folgt kommentierte:

„Herr von Bismarck-Schönhausen an den Bun-
destag geschickt. Sofern er wirklich geschickt ist,
wird dort Herr von Bismarck schön hausen.“

In einer Denkschrift aus dem September
1853 an PrinzWilhelm von Preußen erach-
tete es Bismarck als kaum möglich, eine
einheitliche Kreisordnung für die ganze
Monarchie aufzustellen,

„obwohl schon die Kreise in ihren Verhältnissen
nicht so viel untereinander Ungleichartiges dar-
bieten als die Gemeinden“.

Er schlug vor, darauf zu verzichten,

„allgemeine Kreisordnungen für ganze Provinzen
oder gar die ganze Monarchie zu erlassen. Es
würde keineswegs eine unausführbare oder auch
nur besonders schwierigeArbeit sein, jedemKreis
eine besondere, den Eigentümlichkeiten dessel-
ben sich anschließende Kreisordnung oder ein
Statut zu geben, welches von dem Landrath in
Verbindung mit den Kreistagen zu entwerfen sein
und allerhöchsten Orts sanktioniert würde, nach-
dem das Prinzip im Ganzen die Anerkennung im
Wege der Gesetzgebung erhalten hätte.“

Für die industrialisierten Kreise des Wes-
tens seien andere Normen erforderlich als

„in den Landesteilen, welche von alters her ein
historisches Ganzes in sich gebildet haben. Die
geistige Befähigung zur wirksamen Teilnahme an
den Kreistagen wird keineswegs in allen Kreisen
und Provinzen so gleichmäßig verteilt gefunden,

dass dieselbe Kreisordnung überall dieselben Er-
folge gewähren könnte.“

Als Vorteil der preußischen Verwaltung im
europäischen Vergleich machte Bismarck
aus,

„dass die Beamten, welche in unmittelbarer Be-
rührung mit dem Volk treten, die Landräthe, nicht
subalterne Unterpräfekten sind, sondern dem
angesehensten und wohlhabendsten Teil der Be-
völkerung angehören und ihre Besoldung mehr
eine Entschädigung für die mit der Führung des
Amtes verknüpften Kosten darstellt, als dass sie
angewiesen wären von derselben zu leben. Es ist
ein besonderer Vorzug Preußens, dass der Träger
dieses Amtes, welches von allen die direktesten
Beziehungen und persönlichsten Berührungen
mit den Regierten hat, unabhängig von seinem
Amt in einer Stellung ist, welche ihn von der
Versuchung der Bestechlichkeit bewahrt und
ihm äußerliches Ansehen und Achtung sichert;
Bekanntschaft mit den Verhältnissen des Kreises
und den Personen seiner Bewohner, lange Aus-
dauer in seinem Amte, von welchem aus in der
RegelBeförderungenodersonstigeVersetzungen
nicht stattfinden, leichte Zugänglichkeit für jeden
und gegenseitiges Vertrauen zwischen den Ein-
gesessenen des Kreises und dem Landrath, des-
senBesitz und sonstiges Ergehen von demKreise
unzertrennlich ist, sind Vorzüge des Instituts der
Landräthe, wie es bisher in Preußen steht“.

Hinzu gefügt sei, dass Otto von Bismarck
im ersten Band seiner Gedanken und Er-
innerungen ausführt7:

„Ich erinnere mich, dass ich als stellvertretender
Landrath über den Plan, die Wahl der Landräthe
wieder abzuschaffen, gutachtlich zu berichten
hatte undmich so aussprach, die Bürokratie sinke
in der Achtung vom Landrath aufwärts; sie habe
dieselbe nur in der Person des Landraths be-
wahrt, der einen Janus-Kopf trage, ein Gesicht in
der Bürokratie, eins im Lande habe.“

Die Staatsregierung erkannte 1853
schnell, dass der von ihr vorgelegte Ent-
wurf nicht durchsetzbar war und zog ihn
daher noch vor einer Beschlussfassung
der Kammern zurück8.

III. Dritter Anlauf 1859

Auch wenn es im Zeitverlauf inzwischen
weitgehender Erkenntnis entsprach, das
es seinerzeit in der Vertretung der Kreise
zu geringe Rechte für die Städte und die
Landgemeinden gab, während die Belan-
ge der Großgrundbesitzer überbewertet
wurden, und auch das Amt des Landrats
in den Jahrzehnten in der Mitte des 19.
Jahrhunderts seinen Charakter grundle-
gend verändert hatte, wurden auch in
den Folgejahren Probleme der Kreisord-
nung zwar immer wieder diskutiert; man
gelangte dabei aber nicht zu praktischen
Resultaten. Dabei war nicht zu verkennen,
dass immer weniger Rittergutsbesitzer wil-
lens und fähig waren, das Amt des Land-
rats kraftvoll zu versehen. So gewann die
Staatsbürokratie bei der Neubesetzung
von Landratsämtern seit den 50er Jahren
des 19. Jahrhunderts Schritt für Schritt die
dominierende Position und setzte verstärkt
auf junge Karrierebeamte aus dem Guts-

besitzermilieu als neuen Landratstyp, um
so stärker Denk- und Handlungsstile der
Bürokratie in die Kreisebene Einzug halten
zu lassen. Der Trend zur Verdrängung des
„Gutsbesitzerlandrats“ durch den „Karrie-
relandrat“ war ein signifikanter Ausdruck
der Erosion der ständischen Ordnung und
ihrer Partizipationsrechte bei der Präsen-
tation der Landratskandidaten9.

Mit der Übernahme der Regentschaft
durch Prinz Wilhelm von Preußen am
26.10.1858 begann eine „neue Ära“ auch
für die Kreisordnungsdebatte. Diese kam
bis zur Verabschiedung des Gesetzes im
Dezember 1872 nicht mehr zur Ruhe; es
mussten jedoch immer wieder vielfältige
Widerstände überwunden werden. 1859
wurde erneut ein Gesetzentwurf erarbeitet,
der im März 1860 im Abgeordnetenhaus
eingebracht wurde. Er sah eine veränderte
Zusammensetzung des Kreistags und die
Aufhebung der gutsherrlichen Polizeige-
walt vor. Den Großgrundbesitzern wurde
im Entwurf aber nach wie vor eine institu-
tionalisierte Mehrheit zugebilligt. Da die
vermeintlich unmündigen Bauern „einer
kräftigen Führung“10 bedürften, seien die
„großen Grundbesitzer als die natürlichen
Stützpunkte der landwirtschaftlichen wie
der ländlichen Interessen überhaupt vor-
zugsweise berufen, diese Führung zu über-
nehmen“.

Dem Abgeordnetenhaus war dieser Ent-
wurf zu konservativ. Vor allem die Liberalen
forderten eine Abkehr von der institutionali-
sierten Mehrheit des Großgrundbesitzes.
Im Januar 1962 wurde erneut ein Entwurf
einer reformierten Kreisordnung vorgelegt,
inwelchemaufGeheiß des inzwischen zum
König avancierten Wilhelm I. an institu-
tionalisierten Mehrheiten der Großgrund-
besitzer festgehalten wurde, die mindes-
tens die Hälfte der Kreistagssitze erhalten
sollten. Die gutsherrliche Polizeigewalt soll-
te dagegen abgeschafft werden. Erneut
fraß man sich in der Diskussion fest. Die
Auflösung des Landtags imMärz 1862 und
der nun einsetzende mehrjährige Verfas-
sungskonflikt um die Heeresvorlage rückte
die Kreisordnungsdebatte auf Jahre in den
Hintergrund.

Der auf Vorschlag des preußischen Kriegs-
ministers Albrecht von Roon am 23.9.1862
von König Wilhelm I. zum neuen preußi-
schenMinisterpräsidenten berufene bishe-
rige preußische Gesandte in Paris, Otto
von Bismarck, hatte König Wilhelm I. bei
den Gesprächen über seine Berufung im
Schlosspark zu Babelsberg versprochen,

6 Dazu von Unruh, Der Kreis, 1964, S. 121.

7 Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, Erster
Band, 1898, S. 10.

8 von Unruh (Fn. 6), S. 122.

9 Wagner, Bauern, Junker und Beamte, 2005, S.
287 f.

10 So die Amtlichen Motive zum Kreisordnungsent-
wurf, zitiert nach Wagner (Fn. 9), S. 304.
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sich für eine neue Kreisordnung einzuset-
zen11, verzögerte die Umsetzung dann
aber geschickt und bereitete der Kreisord-
nungsdebatte fürs erste ein „Begräbnis
dritter Klasse“, in dem er die Gesetzent-
würfe den Provinzial-Landtagen zur Bera-
tung übergab. Dabei lehnte Bismarck die
Abschaffung ständischer Herrschafts- und
Partizipationsordnungen nicht grundsätz-
lich ab, er hatte aber im Konflikt um die
Heeresvorlage andere und für ihn vorrangi-
gere Sorgen und konnte während des
Verfassungskonflikts, wegen dessen Lö-
sung er von König Wilhelm I. ja schließlich
berufen worden war und der ja gerade
zwischen dem König und dem Abgeord-
netenhaus bestand, schlechterdings nicht
auf die Ultrakonservativen im Herrenhaus
und die konservativen Mehrheiten im Rit-
tergutsbesitz einiger Provinzen als Basis
auf dem Land verzichten. Die ständischen
Kreistage galten der Regierung nun für
einige Jahre als die zuverlässigsten und
solidesten existierenden Organe12.

IV. Der Marathonlauf Eulenburgs

1. Erste Etappe 1862 – 1867

Aber auch der Verfassungskonflikt fand
sein Ende und wurde mit der Indemnitäts-
vorlage vom 3.9.1866 beigelegt, womit
das Rücksichtnahmegebot des Königs
und des Ministerpräsidenten auf den stän-
dischen Konservatismus entfielen.

Jetzt kam es vor allem auf den Innenminis-
ter, dessen Verhandlungsgeschick undBe-
harrungsvermögen an, um die Kreisord-
nung über die gesetzgeberischen Hürden
im Preußischen Abgeordnetenhaus und im
Herrenhaus zu bringen.

Innenministerwar seit Sommer 1862 Fried-
rich Albrecht Graf zu Eulenburg, den der

König, der Eulenburg später in hohem
Maße schätzen und stützen sollte, ur-
sprünglich nicht berufen wollte. Bismarck
überwand die seinerzeitigen königlichen
Bedenken mit dem Hinweis13, Eulenburg
sei zwar

„arbeitsscheu und vergnügungssüchtig, zu wei-
nerlicher Mattigkeit und künstlicher Aufregung
geneigt, sich schonungslos jeder Art von Genuss
hinzugeben“

– aber eben auch „die fähigste und schlag-
fertigste Kraft.“

Auch wenn das Gesamturteil über Eulen-
burg durchaus hätte positiver ausfallen
können, machte sich dieser nach seiner
Ernennung an die Arbeit, zumal er in der
Durchführung der Kreisordnung für sich die
Chance entdeckte, sich damit als Staats-
mann in der Tradition der großen Reformer
des Jahrhundertbeginns zu profilieren14.
Ein bereits 1862 zur Diskussion gestellter
Reformentwurf stellte allerdings keinen der
Beteiligten zufrieden.

1866 war aber nicht nur der Verfassungs-
konflikt beendet, es waren auch in zwei
Kriegen Dänemark und Österreich besiegt
worden, was zur Folge hatte, dass sich
Preußen in Norddeutschland mit Hanno-
ver, Schleswig-Holstein und Hessen wei-
tere Provinzen einverleiben konnte, in de-
nen unter möglichster Schonung der be-
stehenden Strukturen die Selbstverwal-
tung bei einem grob definierten Ziel fort-
entwickelt werden sollte15:

„Die Würdigung der bedeutenden Verdienste,
welche die Kreiskorporationen im Krieg dem
preußischen Staatsleben geleistet haben, führte
zu dem Entschluß, auch in den neu hinzugetrete-
nen Landesteilen Kreisverbände herzustellen.“

Durch die neu hinzugewonnenen Provin-
zen lebte die Diskussion um die Neufas-

sung der Kreisordnung in Preußen wieder
auf16. Angesichts der 1866 erfolgten An-
nektionen war Bismarck als der verant-
wortliche Befürworter innenpolitischer Re-
formen auf kommunaler Ebene bemüht,
eine liberalere Richtung einzuschlagen,
um die Einwohner der neuen Provinzen
auch moralisch als Staatsbürger zu gewin-
nen. Daher sollten Eigentümlichkeiten der
jeweiligen Gebiete möglichst geschont
werden17. Innenpolitisch verfügte Bis-
marck dabei nicht über ein wirkliches Re-
formkonzept. Seine Haltung zu Verwal-
tungsreformen, insbesondere zur Selbst-
verwaltung auf der Kreisebene, variierte im
Zeitverlauf und war nicht von der stringen-
ten Verfolgung mittel- oder langfristiger
staatstheoretischer Grundanschauungen
und Ziele getragen, sondern war prakti-
schen, taktischen und politischen Zweck-
mäßigkeitserwägungen unterworfen, wo-
bei zugleich in der Sache erleichterndwie in
der Durchsetzung erschwerend hinzukam,
dass Bismarck als Großgrundbesitzer
ebensowie sein gesamtes ihn ursprünglich
tragendes politisches Umfeld selbst von
den Reformmaßnahmen betroffen sein
würden, sofern sich diese auf die Stamm-
provinzen Preußens beziehen sollten.

Vordringlichwar es dabei, die Verwaltung in
den neu erworbenen Provinzen zunächst
der Struktur nach der preußischen Verwal-
tungsgliederung anzupassen, wobei der
Assimilierungsprozess der neuen Provin-
zen mit der allmählichen Heranführung der
neuen Landesteile auch für das gesamte
größer gewordene Preußen erneuernd
wirkte und neue Impulse zur Veränderung
der verkrusteten preußischen Verwaltung
gab18.

Das geschah durch die Amts- und Kreis-
verfassungsVO für die Provinz Hannover
vom 12.9.1867, die VO betr. die Kreis- und
Distriktsbehörden sowie die Kreisvertre-
tung in der Provinz Schleswig-Holstein
vom 22.9.1867 und die Kreisverfassungs-
VO für die Regierungsbezirke Wiesbaden
und Kassel vom 9.9. bzw. 26.9.1867, mit
denen die Vorherrschaft der adligen Groß-
grundbesitzer auf den Kreistagen gebro-
chen werden konnte. Dabei wurde im ehe-
maligen Kurhessen die dort bestehende
Kreiseinteilung beibehalten, während es
in Nassau keine Kreise gegeben hatte
und dortige Ämter zusammengelegt wur-
den. Die Präsentation des Landrats durch

Wilhelm I. und Otto von Bismarck in Babelsberg 1862; veröffentlicht von Martin Oldenbourg in Berlin im Jahr
1900. © Look an Learn, London

11 Benzig, Bismarcks Kampf um die Kreisordnung von
1872, 1996, S. 439.

12 Dazu ausf.: Wagner (Fn. 9), S. 307 f.

13 Zitiert nach Brunck, Bismarck und das Preußische
Staatsministerium 1862 – 1890, 2004, S. 214 sowie
von Unruh (Fn. 6), S. 123.

14 Wagner (Fn. 9), S. 310.

15 Zitiert nach von Unruh (Fn. 6), S. 123 f.

16 Benzig (Fn. 11), S. 440.

17 Benzig (Fn. 11), S. 441.

18 Benzig (Fn. 11), S. 441.

100 Jahre Deutscher Landkreistag 43

100 Jahre Deutscher Landkreistag



eingesessene Vertreter und deren Mitver-
antwortung ampolitischenGeschehen des
eigenen Raumes wurde in den Provinzen
nur zum Teil eingeführt, auch erhielt der
Kreisvorsteher nicht überall den Titel eines
Landrats, sondern wurde in der Provinz
Hannover Kreishauptmann genannt. Die
drei Kreisordnungen der Jahre 1867 ver-
mitteln – angesichts der bereits seit 1859 in
Preußen strittig geführten Debatte keine
Überraschung – letztlich ein Bild der Unsi-
cherheit und einer noch fehlendenKonzep-
tion des Gesetzgebers19.

2. Zweite Etappe 1868 – 1870

Nach der Eingliederung der drei Provinzen
in den Preußischen Staat erlangte das
Projekt einer neuen Kreisordnung politisch
neue Relevanz, da im Laufe der Zeit ein
Flickenteppich lokaler Verwaltungsstruktu-
ren entstanden war, der bereinigt werden
musste20. Angesichts dessen begann Eu-
lenburg nunmehr damit, das Gesetzge-
bungsprojekt konsequent zu konkretisie-
ren. Übertriebene Rücksichtnahmen auf
den ständischen Konservatismus konnten
dabei angesichts der gleich mehrfach ver-
änderten Lage (Beilegung des Verfas-
sungskonflikts und Erringung der politi-
schen Führungsmacht im norddeutschen
Bund) vermeintlich unterbleiben, da die
beiden Parteien, auf die sich die Regierung
fortan stützte, nämlich die National- und
die Freikonservativen, eine Reform der ost-
elbischen Kreisordnungen samt Aufhe-
bung der gutsherrlichen Polizei sowie die
Schaffung von drei Wahlverbänden der
Städte, Landgemeinden und des großen
Grundbesitzes forderten, und zudem die
Kompetenzen der Kreise in Richtung ech-
ter Kommunalverbände erweitert werden
sollten21.

Für eine grundlegende Reform schien also
ein weitgehender Konsens der politischen
Lager möglich zu sein. Am 20.11.1868
präsentierte Innenminister Eulenburg auf-
grund dessen seinen Ministerkollegen ei-
nen ersten Kreisordnungsentwurf, den er
noch 1868 in den Landtag einbringen woll-
te22. Danach sollte der Kreistag aus drei
Ständen (größerer Grundbesitz/Städte/
Landgemeinden) bestehen. Jede Stadt
sollte mindestens einen Abgeordneten
auf den Kreistag entsenden. Der Landrat
sollte durch den König ernannt werden,
wobei der Kreistag anstelle der Ritterguts-
besitzer das Präsentationsrecht für drei
Kandidaten bekommen sollte. Jeder Stand
sollte in dem neu zu schaffenden Kreisaus-
schuss mit je zwei Mitgliedern vertreten
sein.

Ministerpräsident Bismarck blockierte zu-
nächst die Einbringung des Kreisord-
nungsentwurfs in den Preußischen Land-
tag und forderte dann mehrere Verände-
rungen an dem Entwurf. Insbesondere
sollte ein vierter Stand der Höchstbe-
steuerten auf den Kreistagen gebildet wer-

den. Die dadurch erforderliche Umarbei-
tung nahm beachtliche Zeit in Anspruch.
Am 9.1.1869 mahnte Bismarck den Innen-
minister zum wiederholten Male, den Re-
gierungsentwurf dem Staatsministerium
endlich vorzulegen.

Am 2.2.1869 traf sich Bismarck mit dem
am 13.8.1816 geborenen nationalliberalen
Mitglied des Preußischen Abgeordne-
tenhauses und Professor für öffentliches
Recht an der Berliner Friedrich-Wilhelm-
Universität, Rudolf Gneist, der zudem zwi-
schen 1868 und 1893 gleich zwölf Mal (ein
unübertroffener Rekord) Präsident des
Deutschen Juristentages war, um über
die Grundzüge einer kommunalen Kreisre-
form in Preußen zu verhandeln. Dabei stell-
te Gneist die Kernfrage, ob die Regierung
eine parlamentarische Institution oder eine
neue Grundlage der Staatsverwaltung pla-
ne, wobei er selbst sich für Letzteres aus-
sprach23. Gneists einfache Kernaussage
lautete:

„Wir haben nur nötig, die Steinsche Städteord-
nung auf die Kreise und damit auf das platte Land
auszudehnen; an der Spitze ein geschulter höhe-
rer Beamter in einer starken obrigkeitlichen Stel-
lung, zur Seite desselben ein Magistratskolle-
gium, ein kollegialer Mittelpunkt der obrigkeitli-
chen und der wirtschaftlichen Verwaltung in den
Bezirken des Kreisgebiets. Der Zwischenbau zwi-
schen Staat und Gesellschaft kann also nur auf
die Initiative der Staatsgewalt und aus einem
Zusammenwirken von Staat und Gesellschaft
zu einer harmonischen Bildung gelangen. Zu
diesem Zweck ist das geschulte Beamtentum
mit selbsttätigen Ehrenämtern der bürgerlichen
Gesellschaft zu verbinden. Es handelt sich nur um
die Ausdehnung der Steinschen Städteordnung
auf das platte Land.“

Diese und weitere Erörterungen gingen in
den Eulenburgschen Entwurf ein. Dennoch
dauerte es, bis er einen Gesetzentwurf
vorlegte, sodass Bismarck schließlich am
25.2.1869 schrieb24:

„Eulenburg ist weich wie Wachs, nur arbeiten
kann er nicht, Pflichtgefühl und Tact hat er nicht
ausreichend für seine Stellung und bei allem Ver-
stande kann er nicht organisieren, weil ihm der
sittliche Ernst fehlt, der Consequenz im Wollen
und Arbeiten gibt. Es ist hart genug, daß diese seit
zwei Jahren von allen seinen Collegen beklagten
und getragenen Schäden uns lähmen.“

Sodann beriet das Ministerkollegium aus-
führlich über den Eulenburgschen Entwurf.
Des Weiteren wurden intensive Gespräche
mit Abgeordneten geführt. Man war sich
letztlich einig, die neue Kreisordnung nicht
in den neuen Provinzen einzuführen, aber
auch nicht in Posen, weil dort die Gefahr
bestand, dass die überwiegend polnische
Bevölkerung weitgehende Selbstverwal-
tungsbefugnisse zum Widerstand gegen
die preußische Regierung nutzen werde25.

Am 16.9.1869wurde im Staatsministerium
daher beschlossen, den Kreisordnungs-
entwurf auf die sechs östlichen Provinzen
zu beschränken, demnächst die Kreisaus-
schüsse auch in den fünf anderen Provin-

zen einzusetzen und auf die Einführung des
viertenStandes derHöchstbesteuerten auf
den Kreistagen zu verzichten.

Am 8.10.1869 war es dann endlich soweit:
Innenminister Eulenburg brachte den
Kreisordnungsentwurf für die östlichen
Provinzen im Abgeordnetenhaus ein, der
die Aufhebung der gutsherrlichen Polizei-
gewalt und die Abschaffung der Reste der
patrimonialen Ordnung vorsah. Maßgebli-
che Unterstützung hatte Eulenburg bei der
Verteidigung des Entwurfs durch Rudolf
Gneist26. Bismarck hielt sich zu dieser Zeit
auf seinem Gut in Varzin auf und gab ge-
genüber Eulenburg offen zu, nicht zu den
Landtagsverhandlungen nach Berlin ge-
kommen zu sein, weil er Detailfragen über
die Kreisordnung ausweichen wolle, wäh-
rend er gegenüber den Konservativen ge-
sundheitliche Gründe vorschob27. Bis-
marck war ebenso wenig zufrieden wie
die Konservativen. Aber auch von anderer
Seite wurde von den Liberalen heftige Kritik
geübt, weil der Entwurf nach ihrer Auffas-
sung zu sehr am Ständesystem festhielt
und keine gerechte Wahl der Kreistagsmit-
glieder geplant sei. Im Abgeordnetenhaus
fand eine ausführliche Debatte um die
Kreisordnung statt, bei der der vorgelegte
Entwurf von allen Seiten heftig kritisiert
wurde. Kritisiert wurde insbesondere, dass
der Kreis, in dem ja auch in Zukunft das
konservative Element über einen starken
Einfluss verfügen sollte, nicht nur gegen-
über den Städten, sondern auch gegen-
über den Landgemeinden zu gewichtige
Kompetenzen einnehmen würde.

Johannes vonMiquel, seit 1867 Führer des
rechten Flügels der Nationalliberalen im
Preußischen Abgeordnetenhaus und von
1865 bis 1870 Bürgermeister bzw. Ober-
bürgermeister von Osnabrück und späte-
rer Oberbürgermeister von Frankfurt am
Main sowie preußischer Finanzminister,
zeigte sich aus seinen Osnabrücker Erfah-
rungen einer lebendigen städtischen
Selbstverwaltung besorgt darüber, dass
es der Kreis in Zukunft vermeintlich in der
Hand habe,

„die städtische Selbstverwaltung völlig zu erdrü-
cken. In dieser Kreisordnung gibt es keine
Schranke zwischen Kreis und Gemeinde, alle
die Kompetenzen, die bis dahin die Stadt mit
Erfolg handhabt, kann in Zukunft der Kreis auch
an sich reißen und dadurch nach und nach einen

19 Zutreffend von Unruh (Fn. 6), S. 124.

20 Steinberg, Bismarck 2015, S. 463.

21 Wagner (Fn. 9), S. 308.

22 Benzig (Fn. 11), 1996, S. 110 ff.

23 Dazu näher Benzig (Fn. 11), S. 154.

24 Bismarck, Die gesammelten Werke (Friedrichsruher
Ausgabe) (GW), Berlin 1924 – 1935, Bd. XIV/2,
Nr. 1241, S. 748 f.

25 Benzig (Fn. 11), S. 146.

26 Gneist, Die Preußische Kreisordnung in ihrer Be-
deutung für den inneren Ausbau des Deutschen
Verfassungs-Staates, 1870, passim.

27 Benzig (Fn. 11), S. 159.
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tiefen Einbruch in das bereits entwickelte Ge-
meindeleben machen.“

In Unkenntnis der Schwierigkeiten der Ver-
waltung auf demplatten Land fragte er zum
Schluss28:

„Soll unsereGemeinde untergehen für die Zukunft
im Kreise“,

um sodann selbst einzuräumen, dass man
sogar in den Westprovinzen die sehr ent-
wickelten Gemeinden zu stärkeren Ge-
meindeverbänden zusammenlegen müs-
se, und um wenige Monate später zuzu-
geben, dass sich auch im Rheinland und in
Westfalen die Überzeugung durchgesetzt
habe, die kleinen Gemeinden seien nicht
mehr imstande, alle Aufgaben der Gegen-
wart zu lösen, was insbesondere für die
Armenlast, die Verkehrsansprüche und die
Aufgaben im schulischen Bereich gelte.

Es folgte ein argumentatives und formelles
„Hin und Her“ zwischen Abgeordne-
tenhaus und Herrenhaus. Am 7.2.1870
stärkte Bismarck seinem Innenminister
ausdrücklich den Rücken, als er vor dem
Herrenhaus erklärte, dass zur angestreb-
ten Dezentralisation der Verwaltung zuerst
eine Reform der Kreisordnung in die Wege
geleitet werdenmüsse. Er ließ keinen Zwei-
fel daran, dass trotz des Widerstandes der
Konservativen die Preußische Regierung
einschließlich des Königs

„diejenigen Reformen der Kreisordnung anstrebt,
die absolut notwenig sind und vonder öffentlichen
Meinung allgemein gefordert werden.“29

Bismarck bat deshalb das Preußische Her-
renhaus, es möge einer Vertagung des
Landtags zustimmen, da der Innenminister
die Hoffnung noch nicht aufgegeben habe,
bereits in diesem Sommer die Kreisord-
nung zustande bringen zu können.30 Seine
Rede hatte indes in der Sache keinen
Erfolg. Das Herrenhaus lehnte den Antrag
Bismarcksmit der Begründung ab, es ent-
spreche nicht der verfassungsrechtlichen
Stellung des Hauses, einem anderen par-
lamentarischen Körper Platz zu machen.

Im Mai 1870 griff Gneist erneut in die
Debatte ein und legte seine 224 Seiten
umfassende Schrift zur Kreisordnung31

der Öffentlichkeit vor. Darin heißt es u. a.32:

„Das höhere Glied über den Dorfgemeinden und
Gutsbezirken ist nicht erst zu erfinden, sondern es
ist seit Menschenaltern formirt vorhanden. Es ist
der Kreisverband, wie er in 327 Landkreisen mit
fester, gleichmäßig geordneter Bezirksverwaltung
für alle Beziehungen des öffentlichen Lebens
dasteht und die Verhältnisse von Stadt und Land
zusammenfasst. Im Kreisverband sind die Vorbe-
dingungen wirklich vorhanden, welche dem zer-
splitterten Communalleben des platten Landes
bisher gefehlt haben. Auch die Erfahrungen an-
derer Länder bestätigen, daß nur Verbände von
diesem durchschnittlichen Umfang die Lebens-
bedingungen einer Selbstverwaltung erfüllen. Die
entscheidenden Gründe, um den Kreis zum Nor-
malbezirk und damit die Kreisordnung zum
Ausgangspunkt der Communalgesetzgebung
zu machen sind folgende:

1. weil die obrigkeitliche Selbstverwaltung über-
haupt die hervorragende Seite des Systems,
und

2. weil die Aufhebung der Gutspolizei die unmit-
telbar zu lösende Aufgabe ist;

3. weil auch die wirthschaftliche Reform – die
schwierige Neuvertheilung der Lasten und
Steuern – in dem größeren Verbande leichter
auszuführen und auszugleichen ist als in klei-
nen Bezirken, in welchen der Gegensatz der
localen Interessen am härtesten aufeinander
stößt;

4. weil die Selbstverwaltung in ihrer größeren
Fortbildung die ungleichartigen Verhältnisse
von Stadt und Land zusammenfassen muss,
welche sich nur im Kreise zusammenfassen
lassen.

Es bedarf specialisirter Bestimmungen über die
Competenz der Kreisbehörde, der Verwaltungs-
commissionen und der Einzelbeamten in den
Hauptzweigen – in einer Reihenfolge, welche im
Allgemeinen von den Gebieten, in denen die ge-
setzmäßige Ordnung verwaltet, zu denjenigen
fortschreitet, in welchen die wirthschaftliche Ord-
nung verwaltet:

a) für das Gebiet der Polizeiverwaltung in ihren
Hauptzweigen;

b) für die Bildung der Geschworenenlisten;

c) für das System der Strafverfolgungen;

d) für die Militäraushebungen und das Servis-
wesen;

e) für die Steuereinschätzungen;

f) für die Schulverwaltung;

g) für die Armenverwaltung;

h) für die Wegeverwaltung;

i) für die erweiterten Gebiete wirthschaftlicher
Selbstverwaltung;

j) für die Stellung der Kreisbehörde als Verwal-
tungsgerichtshof, in welcher die gesetzmäßige
Ordnung als Generalcontrolle wiederkehrt.“

Bevor aberGneists systematisierende Dar-
legungen die weitere politische Debatte zu
bestimmen vermochten, tat sich politisch
Großes, was mit der Bismarck am 13.7.
1870 erreichenden „Emser Depesche“ in
die entscheidende Phase eintrat: Am
19.7.1870 erklärte der sich provoziert füh-
lende französische König Napoleon III.
Preußen den Krieg – was Preußen seiner-
seits die Gelegenheit gab, Frankreich seine
militärische Überlegenheit zu demonstrie-
ren und die anderen deutschen Staaten im
Angesicht des gemeinsamen Feindes mi-
litärisch und politisch hinter sich zu ver-
einen und am 18.1.1871 im Spiegelsaal
von Versailles das Deutsche Kaiserreich zu
proklamieren, dessen Verfassung sodann
am 16.4.1871 in Kraft trat.

3. Dritte Etappe Dezember 1871 – März
1872

Ab dem 21. Dezember 1871 trat dann der
Kreisordnungsmarathon in seine entschei-
dende Phase ein, indem Innenminister Eu-
lenburg an diesem Tage dem inzwischen
neu gewählten Abgeordnetenhaus die

zweite Fassung seines Kreisordnungsent-
wurfs vorlegte, in demes nichtmehr nur um
eine Reform der Kreisstände, die Ablösung
der Polizei vom Grundbesitz und eine grö-
ßere Selbstverwaltung in den kommunalen
Angelegenheiten ging, sondern auch da-
rum, dem Kreisausschuss neben kreis-
kommunalen und staatlichen Verwaltungs-
aufgaben entsprechend den Vorschlägen
Gneists die Funktion der erstinstanzlichen
Verwaltungsgerichtsbarkeit zuzuweisen.
Der in der Vergangenheit erörterte Wahl-
verband der Höchstbesteuerten war in
dem Entwurf ersatzlos entfallen. Eulenburg
betonte, dass der Entwurf dazu dienen
könne, das vorhandene Spannungsver-
hältnis zwischen Stadt und Land und den
dort wohnenden sozialen Gruppen zu
überwinden. Die Kreisordnung solle Frei-
heit und Disziplin im Staat zu vereinigen
suchen33.

Der Entwurf wurde an sieben Tagen im
Plenum des Abgeordnetenhauses erörtert
und schließlich mit einer breiten Mehrheit
von 256 gegen 61 Stimmen am 23.3.1872
angenommen. Zu den Gegnern, die im
Abgeordnetenhaus mit Nein gestimmt hat-
ten, gehörte auchBismarcks älterer Bruder
Bernhard, von 1840 bis 1888 Landrat des
Kreises Naugard, bevor ihm für 17 weitere
Jahre sein Sohn Ernst im Landratsamt
folgen sollte.

4. Vierte Etappe im „heißen Herbst“
1872

Wer nun aber geglaubt hatte, dass nach
dieser breiten Mehrheit im Abgeordne-
tenhaus und den zuvor geführten intensi-
ven Diskussionen die verfassungsrechtlich
erforderliche Zustimmung des Preußi-
schen Herrenhauses reine Formsache
sei, sollte sich schwer getäuscht sehen.
Vielmehr entwickelte sich der weitere Ver-
lauf der Kreisordnungsberatungen zu ei-
nem wahren Drama mit drei Hauptakteu-
ren: Eulenburg in vorderster Linie als ver-
antwortlicher Innenminister, Wilhelm I. als
seinen Innenminister in der Sache treu un-
terstützender König und Bismarck als – ja,
als was eigentlich?

Bismarcks Rolle in dem 1872 aufgeführten
Stück war höchst undurchsichtig und hat
deshalb viele Spekulationen ausgelöst. von
Unruh34 gibt wieder, dass sich Bismarck
nach Auffassung Roons im Kampf um die
Kreisordnung auf die Rolle eines passiven
Zuschauers beschränkt habe und nur sel-
ten zu bewegen gewesen sei, eine Mei-
nungsäußerung abzugeben. Gneist habe

28 Zitiert nach von Unruh (Fn. 6), S. 131.

29 Bismarck, GW (Fn. 24), XI, S. 85 – 89.

30 Bismarck, GW (Fn. 24), XI, S. 85 – 89.

31 Gneist (Fn. 26).

32 Gneist (Fn. 26), S. 30, 99.

33 Zitiert nach von Unruh (Fn. 6), S. 139.

34 von Unruh (Fn. 6), S. 123 u. 126.
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dagegen in Bismarck einen stetigen Unter-
stützer Eulenburgs gesehen, der in allen
Stadien seine starke Hand über die Durch-
führung des Werkes gehalten habe. von
Unruh35 selbst gelangte zu der Auffassung,
dass die Reform mehr trotz Bismarcks
Haltung als mit dessen Förderung zu-
stande gekommen sei. Im Frühjahr 1872
schien es Bismarck trotz seiner Befürch-
tungen über den künftigen Verlauf der Be-
ratungen im Herrenhaus ratsam gewesen
zu sein, seinen zeitweise gehegten Plan
aufzugeben, die Kreisordnung nicht weiter
zu verfolgen.

Dennoch stellte Bismarck in einem Schrei-
ben an König Wilhelm I. vom 9.5.1872
wegen der langjährigen „Überanstrengung
seiner Nervenkraft“ einen Antrag auf Ur-
laub, der nachMeinung der ihn behandeln-
den Ärzte mindestens sechs Monate dau-
ern sollte, sodass er bei der Eröffnung des
Herrenhauses im Oktober 1872 nicht an-
wesend zu sein gedachte, obwohl auch
ihm bewusst war, dass man nur ihm zu-
traute, den Konservativen im Herrenhaus
eine Zustimmung zu dem vom Abgeord-
netenhaus imMärz beschlossenen Entwurf
Eulenburgs abringen zu können. Am 14.
Mai 1872 tratBismarck letztmalig im Abge-
ordnetenhaus auf und sorgte mit dem
rasch zum Sprichwort gewordenen Satz:

„Nach Canossa gehen wir nicht“,

der im kollektiven Gedächtnis der Deut-
schen seinen Platz gefunden hat, für Fu-
rore. Am 17. Mai 1872 begab er sich
sodann erholungshalber nach Varzin, wie
er dies auch bereits 1868 und 1869 jeweils
bis Anfang Dezember praktiziert hatte36 –

für einen Staatsmann, der in seiner Person
nunmehr die Ämter des Reichskanzlers,
des Außenministers und des Preußischen
Ministerpräsidenten vereinte, ein unge-
wöhnliches Gebaren.

Nicht wenige Beobachter vermuteten als
dahinter liegende Ursache Differenzen mit
dem König insbesondere in Fragen der
Kirchenpolitik, sodass Fürst Hohenlohe
lästerte:

„Ich vermute irgendeine Schulkrankheit.“

Fest steht, dass Bismarck bei der Eröff-
nung des Herrenhauses im Oktober 1872
nicht anwesend sein wollte, obwohl er
wusste, dass die Kreisordnungskommis-
sion des Herrenhauses die Ablehnung der
Kreisordnung empfohlen hatte und er
durch seine Abwesenheit entscheidend
zur Verschärfung der innenpolitischen Kri-
se in Preußen beitrug37. Bismarcks Auf-
gabe wäre es in dieser Konstellation ge-
wesen, die konservativen Frondeure auf
die Regierungspolitik einzuschwören, wie
er es in der Vergangenheit immer wieder
mit Erfolg getan hatte. Aber er blieb in
Varzin, während Innenminister Eulenburg
inzwischen allein mit der Situation fertig
werden musste und mit dieser überfordert
war.

Am 25.10.1872 wandte sich Eulenburg
schließlich mit einem Schreiben an Bis-
marck, das nur als Hilferuf gewertetwerden
kann. Darin heißt es38:

„Werter Freund!

Nur die Wichtigkeit des Gegenstands kann mich
bestimmen, Sie durch einen Brief zu incommo-
dieren. Die Beratung der Kreisordnung imHerren-
hause läuft so, daß ein Zustandekommen der-
selben zu den größten Unwahrscheinlichkeiten
gehört. So hat das Haus gestern mit etwa zwei
Drittel Majorität gegen die Regierungsvorlage und
gegen den Beschluß des Abgeordnetenhauses
… (gestimmt); ein Beschluß, auf welchen das
Abgeordnetenhaus niemals eingeht; voraussicht-
lich werden auch in Beziehung auf die Zusam-
mensetzung des Kreistages Beschlüsse gefasst
werden, an deren Annahme seitens des Abge-
ordnetenhauses nicht zu denken ist. Was ist zu
thun? Eine Kreisordnung muß zustande kommen
und zwar binnen kürzester Frist. Eine konserva-
tivere Kreisordnung hat im Abgeordnetenhaus,
eine liberalere im Herrenhaus keine Chance, und
dochmuss etwas geschehen: ohneKreisordnung
stockt die ganze Gesetzgebung: Schulordnung,
Wegeordnung, Verwaltungsreorganisation, Pro-
vinzialfonds, alles bleibt stecken. Ich bitte Sie
dringend: Lassen Sie mich ein Wort darüber
wissen, wie Sie zur Sache stehen. Wollen Sie,
daß ich gleich meine Demission gebe und wollen
Sie’s gleich mit einem anderen versuchen? Es ist
keine Zeit zu verlieren.“

Bismarck antwortete am 27.10.1872 un-
gerührt39, dass er schon geäußerte Zweifel
gehabt habe,

„ob wir unser Elaborat so, wie es war, ehe es in
das Abgeordnetenhaus ging, ohne Anstoß und
Conflikte durch das Herrenhaus bringenwürden.“

Er habe sich kein Urteil über jede Einzelheit
gebildet und rechne nicht mit einer En-
bloc-Annahme der Regierungsvorlage im
Herrenhaus. Zugleich warf er Eulenburg
vor, seine Ratschläge nicht befolgt zu ha-
ben:

„Sie, verehrter Freund, fanden damals meine
Anforderungen exorbitant, als ich von Ihnen ein
festes Eingreifen in die Zerfahrenheit der conser-
vativen Fraktion und die Maßregelung einiger
rebellirender Landräthe, resp. Veranlassung zur
Niederlegung des Mandats verlangte. Sie ließen
mich damit vollständig abfahren. Ich glaube, daß
Ihre Nachsicht zur Verwilderung der Gesellschaft
nicht unwesentlich beigetragen hat, und bin hier-
nach in der Lage, von einem Landrath regiert zu
werden, der es zu eigner Ehrenrettung sich an-
gelegen sein lassen muß, mich dem von mir
bewohnen Kreise als einen unfähigen und un-
christlichen Minister darzustellen40. Es liegt darin
eben der Beweis, wie weit mein Einfluß in den
anderen Ministerien reicht.“

Kurzum: Bismarck ließ Eulenburg mit der
Angelegenheit allein. Dieser müsse die Ver-
antwortung für die Schwierigkeiten mit
dem Herrenhaus selbst tragen und könne
von ihm nicht fordern, dass er

„einen ganzen Factor der Gesetzgebung und
Pfeiler der Landesverfassung zusammenhauen
helfe“.

Bismarck beendete sein Antwortschreiben
kühl mit den beiden Sätzen:

„Ich hoffe, im Dezember zu kommen, wenn ich
aber viele solche Briefe wie diesen jetzt schreiben
muß, so komme ich nicht vor demReichstage und
lege mein Preuß. Ministerpräsidium gänzlich zu
den Akten. Verantwortung ohne entsprechenden
Einfluß auf das zu Verantwortende führt in ärzt-
liche Anstalten. In alter Freundschaft der Ihrige.“

Steinberg41 kommentiert diese „Flucht aus
der Verantwortung“ mit dem Satz:

„Bismarck läßt sich hier auf ein Niveau herab, das
von Feigheit, Verantwortungslosigkeit, kleinlicher
Rachsucht und Absurdität geprägt ist.“

Dass Bismarck, der sich in Varzin nach
Augenzeugenberichten zu jener Zeit bester
Gesundheit erfreute, Eulenburgs Stellung
damit unterhöhlte, konnte ihm nicht ver-
borgen bleiben. Daher drängt sich die von
vielen42 gezogene Schlussfolgerung auf,
dass Bismarck die eingetretene Situation
nutzenwollte, InnenministerEulenburg los-
zuwerden, ohne dabei selbst in Erschei-
nung treten zu müssen, wobei er aber
kaum davon ausging, dass Eulenburg in
Berlin einen politischen Überlebenskampf
initiieren würde, um die Kreisordnung doch
noch auf gesetzlichem Wege zu verab-
schieden. Indes können wir hier Bismarcks
Verhaltensmotiven nicht weiter nachge-
hen.

Zunächst kam, was kommen musste: die
Kreisordnungsvorlage wurde im Herren-
haus am 31.10.1872 abgelehnt43. Das
Herrenhaus wandte sich ausdrücklich „ge-
gen Experimente wie das der Selbstver-
waltung“.

Auf die noch einmal abgewendete Umge-
staltung des Ständestaates, die mit der
Abschaffung der Gutsherrenrechte einher-
gegangen wäre, reagierte Bismarck mit
einem weiteren Krankheitsanfall, über
den sein Sekretär Bucher44 schrieb:

„Sie wissen, in wie enger Wechselwirkung geis-
tige und körperliche Zustände bei dem Fürsten
stehen. Ist er durch ein Geschäft aufgeregt oder
verstimmt, so ist er empfänglich für Erkältungen
und Diätfehler.“

– womit Bucher auf Bismarcks maßlose
Ess- und Trinkgewohnheiten anspielte.

Nun trat König Wilhelm I. auf den Plan. Ein
Abschiedsgesuch Eulenburgs lehnte er ab,
stattdessen stützte er ihn und erklärte,

35 von Unruh (Fn. 6), S. 126.

36 Benzig (Fn. 11), S. 195 ff.

37 Benzig (Fn. 11), S. 206.

38 Wiedergabe bei Brunck (Fn. 13), S. 227 f.

39 Bismarck, GW (Fn. 24), XIV/2, Nr. 1466, S. 839.

40 Zur späteren Abberufung des Landrats s.u. 5.

41 Steinberg (Fn. 20), S. 467.

42 Etwa Steinberg (Fn. 20), S. 464; Benzig (Fn. 11), S.
17 u. 224 f.; Brunck (Fn. 13), S. 226 ff.

43 von Unruh (Fn. 6), S. 141, und Born (Fn. 5) geben
ein Stimmenverhältnis von 148 : 118 Stimmen an,
während Benzig (Fn. 11), S. 225, Brunck (Fn. 13),
S. 229 und Steinberg (Fn. 20), S. 468 wechselseitig
auf sich verweisend von einem Stimmenverhältnis
von 145 : 18 ausgehen.

44 Zitiert nach Steinberg (Fn. 20), S. 468.
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dass er die Kreisordnung für dringend ge-
boten halte. Dem ältesten Mitglied des
Herrenhauses schrieb er in Erinnerung an
die Zeit 1807, die er als zehnjähriger Prinz
erlebt hatte45:

„Damals waren nicht zweiMenschen amHofe, die
nicht aus diesen Reformen den Untergang der
Grundbesitzer und des preußischen Staates ge-
weissagt hätten; ich selbst habe damals ähn-
liches geglaubt und jetzt bin ich überzeugt, daß
auf ihnen die heutige Größe Preußens beruht.“

Bei alledem fiel es dem König äußerst
schwer, dem Herrenhaus, das ihm in den
Jahren des Verfassungskonflikts 1862 –

1866 niemals die Gefolgschaft versagt
hatte, so entgegenzutreten. So hatte er
einen Tag vor der Abstimmung im Herren-
haus am 30.10.1872 seiner Frau ge-
schrieben46:

„Die Kreisordnung ist so gut wie verloren, doch
wird der Kampf fortgesetzt und muss zu einer
Crisis mit dem Herrenhaus kommen, das sich
selbst den Hals in der öffentlichenMeinung bricht.
Es ist zu unangenehm, da ich gerade diesem
Haus so großen Dank schulde in den vier Jahren
der sog. Wirren.“

Um einen Ausweg aus der Lage zu finden,
beschloss das Kabinett auf Vorschlag Eu-
lenburgs bei weiterhin krankheitsbedingter
Abwesenheit des Ministerpräsidenten,
dem König die Berufung von 26 neuen
Pairs vorzuschlagen, die der Vorlage ge-
neigt zu sein schienen47, um auf diesem
verfassungsrechtlich möglichen Weg eine
Mehrheit für die Kreisordnung sicherzustel-
len und zugleich die Mitglieder des Herren-
hauses einzuschüchtern48.

Der von „seinen Junkern“ persönlich ge-
kränkte KönigWilhelm I. legte sich schließ-
lich auf diesen Plan fest, konsultierte Bis-
marck dazu am 9.11.1872 schriftlich, wel-
cher sich erneut nicht festlegte und nicht zu
erkennen gab, wie er die Spannung zu
lösen gedachte, und ernannte am 30.11.
1872 auf Vorschlag seiner Minister 26 neue
regierungstreue Herrenhausmitglieder49.
Bei der Auswahl der Persönlichkeiten hatte
der König „seinen Junkern“ die Demüti-
gung erspart, „neben Judenbaronen und
Gründern zu sitzen“, wie es Baronin Spit-
zemberg auszudrücken pflegte50.

Im Abgeordnetenhaus war zuvor am 26.
11.1872 die Kreisordnung bei nur kosme-
tischen Veränderungen mit 288 gegen 91
Stimmen angenommen worden51. Am
9.12.1872 befasste sich das Herrenhaus
abschließend mit der Kreisordnung. Innen-
minister Eulenburg führte aus52:

„Unsere bisherigen Kreistage haben sich be-
währt. Ihren Ruhm will ich heute noch einmal
singen, aber sie sollen andere Aufgaben erfüllen.
Der preußische Staat ist auch in diesem seinem
Organ Mann geworden; ich glaube, es ziemt sich
nicht, dass wir ihm an dem Rock, der ihm zu eng
geworden ist, die Nähte erweitern. Wir wollen ihm
einen weiten, einen Rock aus gutem Zeug geben.
Er steht ihm gut, aber weit genug, um seine
Muskeln frei darin bewegen zu können. Gott wird

auch über diese Frucht seine schützende Hand
legen.“

Die endgültige Abstimmung imHerrenhaus
ging sodann 116 : 91 für die Kreisordnung
aus. Die Strategie des Königs und Eulen-
burgs war im Ergebnis also aufgegangen.
Trotz der Aufstockung des Herrenhauses
durch den Pairsschub nahmen aber 59
Mitglieder weniger als bei der vorangegan-
genen Abstimmung teil; d. h. mehr als 80
Mitglieder des Herrenhauses waren aus
Protest gegen den Pairsschub nicht er-
schienen. Kriegsminister Roon war über
das Verfahren so empört, dass er seinen
Abschied forderte. KönigWilhelm I. gelang
es allerdings, ihn zum Bleiben zu bewe-
gen53.

5. Nachwehen: Der Rücktritt Bismarcks
und das Staatsministerium Roon

Am Tage der Verkündung der Kreisord-
nung, dem 13.12.1872, schrieb der da-
mals 57-jährige Bismarck an seinen alten
Weggefährten und Kriegsminister, den am
30.4.1803 geborenen, also 69 Jahre alten
Albrecht von Roon54:

„Lieber Roon!

Ich reise nicht, weil ich mich gesund fühle, son-
dern weil ich für Pflicht halte, die Situation mit Sr
Majestät und mit Ihnen mündlich zu besprechen.
Mein Gefühl sagt seit Monaten, dass ich die alte
Gesundheit nicht wiedererlange und also auch
den alten Geschäftskreis nicht minder über-
nehmen kann. Es ist eine unerhörte Anomalie,
dass der auswärtige Minister eines großen Rei-
ches daneben die Verantwortung für die innere
Politik deßelben tragen soll. Mein Gewerbe ist ein
solches, in dem man viele Feinde gewinnt, aber
keine neuen Freunde, sondern die alten verliert,
wenn man es zehn Jahre lang ehrlich und furcht-
los betreibt. Ich bin nachgrade in Ungnade bei
allen Gliedern des Königlichen Hauses, und das
Vertrauen des Königs zu mir ist im Abnehmen.
Jeder Intrigant findet sein Ohr. Dadurch wird der
auswärtige Dienst für mich schwieriger. Dasmuss
ich tragen, wenn ich auswärtiger Minister bleiben
und der König mich noch schneller aufreiben soll,
als ich schon zugrunde gehe. Im Innern habe ich
aber den Boden, der mir annehmbar ist, verloren
durch die landesfeindliche Desertion der conser-
vativen Partei in der katholischen Frage. Inmeinen
Jahren und mit der Ueberzeugung, nicht mehr
lange zu leben, hat der Verlust aller alten Freunde
und Verbindungen etwas, für diese Welt, ent-
muthigendes, was bis zur Lähmung geht. Meine
Federn sind durch Ueberspannung erlahmt; der
König als Reiter im Sattel weiß wohl kaum, daß
und wie er in mir ein braves Pferd zu Schanden
geritten hat; die Faulen halten länger aus.“

Am Tag nach der Verkündung der Kreis-
ordnung, am 14.12.1872, kehrte Minister-
präsident Otto von Bismarck nach Berlin
zurück, um das Vertrauen des Königs, der
vorrangig ihn für die innenpolitische Krise
verantwortlich machte, zurückzugewin-
nen, wollte er doch zumindest als Reichs-
kanzler und Außenminister des Deutschen
Reiches noch länger imAmt bleiben. Erwar
außerordentlich überrascht, dass der Kö-
nig auf sein Rücktrittsgesuch vom 15.12.

1872 als Ministerpräsident positiv einging
und dieses sofort annahm, da der König
diesmal nicht bereit war, dem Machtstre-
ben Bismarcks nachzugeben. Bismarck
erschien wie paralysiert, dass der König
auf sein Taktieren vorbereitet war und
Roon Bismarcks Vorschlag gemäß zu sei-
nem Nachfolger als Ministerpräsidenten
bestellte55.

Am 21.12.1872 übernahm Roon den Vor-
sitz im Staatsministerium, litt zehn schmer-
zende Monate unter dieser Aufgabe56, um
am 5.10.1873 politisch erfolglos und mit
zerrütteter Gesundheit seinen Rücktritt
einzureichen, nachdem er seinen letzten
öffentlichen Auftritt am 2.9.1873, also am
3. Sedanstag, anlässlich der Enthüllung
der Siegessäule gehabt hatte. Von der
Ministerpräsidentschaft Roons ist nicht viel
und kreisbezogen nur zu berichten, dass
am 2.4.1873 die Amts- und Landesord-
nung für Hohenzollern publiziert wurde und
in der Sitzung des Staatsministeriums vom
1.7.1873 Innenminister Eulenburg bean-
tragte, den Landrat des Kreises Schlawe,
in dem Bismarcks Gut Varzin lag, mit so-
fortiger Wirkung in den einstweiligen Ruhe-
stand zu versetzen, da dieser seit nunmehr
drei Jahren im Abgeordnetenhaus konse-
quent gegen die Gesetze der Regierung
gestimmt habe. Das sei offene Opposition
des Landrats gegen Bismarck, der als
Großgrundbesitzer von Varzin einen Teil
des Jahres im Kreis Schlawe verbringe.
Für den Reichskanzler sei es unzumutbar,
dass der Landrat weiterhin im Amt bleibe.
Entsprechend wurde beschlossen.

Nachfolger Roons als preußischer Minis-
terpräsident wurde am 9.11.1873 für die
nächsten 16½ Jahre – sein VorgängerOtto
von Bismarck, nachdem dieser einige Tage
zuvor als „reumütiger Sünder“ eingeräumt
hatte, mit dem Rücktritt elf Monate zuvor
einen entscheidenden Irrtum begangen
und eine Fehlentscheidung getroffen zu
haben, da es dadurch nicht, wie von ihm
erwartet, gelungen sei, mehr Klarheit in das
Verhältnis zwischen Preußen und dem
Deutschen Reich zu bringen57.

45 Zitiert nach von Unruh (Fn. 6), S. 141 und Benzig
(Fn. 11), S. 238.

46 Benzig (Fn. 11), S. 240.

47 von Unruh (Fn. 6), S. 141.

48 Steinberg (Fn. 20), S. 467.

49 Wagner (Fn. 9), S. 313, Brunck (Fn. 13), S. 230,
Benzig (Fn. 11), S. 293.

50 Zitiert nach Steinberg (Fn. 72), S. 469.

51 Vgl. nur von Unruh (Fn. 1), S. 141; Benzig (Fn. 141),
S. 287.

52 Zitiert nach von Unruh (Fn. 1), S. 142.

53 Born (Fn. 5), S. 15 (80).

54 Bismarck, GW (Fn. 24), Band XIV/2, Nr. 1477, S.
1844 f.

55 Benzig (Fn. 11), S. 319 ff.

56 Steinberg (Fn. 20), S. 472.

57 Benzig (Fn. 11), S. 417 f.
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„Kreisordnung für die Provinzen Preußen, Brandenburg,
Pommern, Posen, Schlesien und Sachsen“ vom 13.12.1872:

„§ 1: Die Kreise bleiben in ihrer gegen-
wärtigen Begrenzung als Verwal-
tungsbezirke erhalten.

§ 2: Jeder Kreis bildet nach näherer
Vorschrift dieses Gesetzes einen
Kommunalverband zur Selbstver-
waltung seiner Angelegenheiten
mit den Rechten einer Korpora-
tion.

§ 4: Ausscheiden der großen Städte aus
den Kreisverbänden. Städte, wel-
che mit Ausschluss der aktiven Mi-
litairpersonen eine Einwohnerzahl
von mindestens 25.000 Seelen ha-
ben und gegenwärtig einem Land-
kreise angehören, sind befugt, für
sich einen Kreisverband, Stadtkreis
(§ 169), zu bilden und zu diesem
Behufe aus dem bisherigen Kreis-
verbande auszuscheiden.

§ 21: Gliederung des Kreises. Die Kreise,
mit Ausnahme der Stadtkreise
(§§ 4 und 169), zerfallen in Amts-
bezirke, bzw. in Stadt- und Amts-
bezirke. Die Amtsbezirke bestehen
aus einer oder mehreren Landge-
meinden oder aus einem oder meh-
rerenGutsbezirken,bzw.ausLand-
gemeinden und Gutsbezirken.

An der Spitze des Kreises steht der
Landrath.

§ 31: Gutsvorsteher. Für den Bereich ei-
nes selbständigen Gutsbezirks ist
der Besitzer des Guts zu den Pflich-
ten und Leistungen verbunden,
welche den Gemeinden für den Be-
reich ihres Gemeindebezirkes im
öffentlichen Interesse gesetzlich
obliegen.

§ 46: Aufhebung der gutsherrlichen Po-
lizeiverwaltung. Die Polizei wird
im Namen des Königs ausgeübt.
Die gutsherrliche Polizeigewalt ist
aufgehoben.

§ 74: Landrath, Ernennung desselben.
Der Landrath wird vom Könige
ernannt. Die Kreisversammlung
ist jedoch befugt, für die Besetzung
eines erledigten Landrathsamtes
aus der Zahl der Grundbesitzer
und der Amtsvorsteher des Kreises
geeignete Personen in Vortrag zu
bringen*.

§ 84: Zahl derMitglieder des Kreistages.
Die Kreisversammlung (der Kreis-
tag) besteht in Kreisen, welche un-
ter Ausschluss der im aktiven Mi-
litairdienste stehenden Personen
25.000 oder weniger Einwohner
haben, aus 25Mitgliedern. In Krei-

sen mit mehr als 25.000 Einwoh-
nern bis zu 100.000 Einwohnern
tritt für jede Vollzahl von 5.000
und in Kreisen mit mehr als
100.000 Einwohnern für jede über
die letztere Zahl überschießende
Vollzahl von 10.000 Einwohner
je ein Vertreter hinzu.

§ 85: Bildung von Wahlverbänden für
dieWahl derKreistags-Abgeordne-
ten. Zum Zwecke der Wahl der
Kreistags-Abgeordneten werden
drei Wahlverbände gebildet, und
zwar der Wahlverband der größe-
ren ländlichen Grundbesitzer, der
Wahlverband der Landgemeinden
und der Wahlverband der Städte.
In Kreisen, in welchen keine Stadt-
gemeinde vorhanden ist, scheidet
der Wahlverband der Städte aus.

§ 87: Bildung des Wahlverbandes der
Landgemeinden. Der Wahlver-
band der Landgemeinden umfasst
sämmtliche Landgemeinden des
Kreises; sämmtliche Besitzer selb-
ständiger Güter mit Einschluss der
juristischen Personen, Aktienge-
sellschaften undKommanditgesell-
schaft auf Aktien, welche nicht zu
dem Verbande der größeren
Grundbesitzer (§ 86) gehören; die-
jenigen Gewerbetreibenden und
Bergwerksbesitzer, welche wegen
ihrer auf dem platten Lande inner-
halb des Kreises betriebenen ge-
werblichen Unternehmungen in
der Klasse A.I. unter dem Mittel-
satze veranlagt sind.

§ 88: Bildung des Wahlverbandes der
Städte.DerWahlverband der Städ-
te umfasst die Stadtgemeinden des
Kreises.

§ 90: Bleibt die vorhandene Zahl der in
dem Wahlverband der größeren
Grundbesitzer Wahlberechtigten
(§ 86) in einem Kreise unter der
ihrem Verbande nach § 89 zukom-
menden Abgeordnetenzahl, so
wählt dieser Verband nur so viele
Abgeordnete, als Wähler vorhan-
den sind, und fällt die demselben
hiernach abgehende Zahl von
Abgeordneten dem Wahlverbande
der Landgemeinden zu.

§ 115: Geschäfte des Kreistages. Der
Kreistag ist berufen, den Kreis-
Kommunalverband zu vertreten,
über die Kreisangelegenheiten
nach näherer Vorschrift dieses
Gesetzes (§ 116) sowie über die-
jenigen Gegenstände zu berathen

und zu beschließen,welche ihm zu
diesemBehufe durchGesetze oder
Königliche Verordnungen über-
wiesen sind oder in Zukunft
durch Gesetz überwiesen werden.

§ 118: Berufung des Kreistages und Lei-
tung der Verhandlungen auf dem-
selben. Der Landrath beruft die
Kreistags-Abgeordneten zum
Kreistage durch besondere Einla-
dungsschreiben unter Angabe der
zu verhandelnden Gegenstände,
führt auf demselben den Vorsitz,
leitet die Verhandlungen und
handhabt die Ordnung der Ver-
sammlung. In Behinderungsfällen
übernimmt der dem Dienst- bzw.
Lebensalter nach älteste anwesen-
de Kreisdeputirte den Vorsitz.

§ 136: Der Landrath als Vorsitzender
des Kreisausschusses. Der Land-
rath leitet und beaufsichtigt den
Geschäftsgang des Ausschusses
und sorgt für die prompte Erledi-
gung der Geschäfte. Der Landrat
beruft den Kreisausschuss und
führt in demselben den Vorsitz
mit vollem Stimmrechte. Ist der
Landrath verhindert, so geht der
Vorsitz auf seinen Stellvertreter
über. Ist dieses der Kreissekretair,
so führt nicht dieser, sondern das
hierzu vom Ausschusse gewählte
Mitglied den Vorsitz.

§ 137: Der Landrath führt die laufenden
Geschäfte der dem Ausschusse
übertragenen Verwaltung. Er be-
reitet die Beschlüsse des Aus-
schusses vor und trägt für die
Ausführung derselben Sorge. Er
kann die selbständige Bearbei-
tung einzelner Angelegenheiten
einem Mitgliede des Kreisaus-
schusses übertragen.

Gegeben Berlin, d. 13. Dezember 1872

Wilhelm

* 1881 wurde § 74 dahingehend geändert, dass der
Kreistag befugt ist, für die Besetzung des erledig-
ten Landrathsamtes geeignete Personen, welche
seit mindestens einem Jahre dem Kreise durch
Grundbesitz oder Wohnsitz angehören, in Vor-
schlag zu bringen. Geeignet zur Bekleidung der
Stelle eines Landrathes sind diejenigen Personen,
welche die Befähigung zum höheren Verwaltungs-
oder Justizdienste erlangt haben, oder dem Kreise
seit mindestens einem Jahr durch Grundbesitz
oder Wohnsitz angehören und gleichzeitig mindes-
tens während eines vierjährigen Zeitraumes entwe-
der als Referendare im Vorbereitungsdienste bei
den Gerichten und Verwaltungsbehörden oder in
Selbstverwaltungsämtern des betreffenden Krei-
ses, des Bezirks oder der Provinz tätig gewesen
sind.
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Eulenburgs Plan, die Kreisordnung für die
sechs östlichen Provinzen bald nach ihrem
Erlass auch in den westlichen Provinzen
und in Posen einzuführen, scheiterte 1875
vor allem am Widerstand Bismarcks58. Für
diese Gebiete bestanden verbreitet mas-
sive politische Bedenken, die wegen des in
großer Schärfe entbranntenKulturkampfes
entstanden waren, und Ängste davor, dass
ultramontane Einflüsse die Landräteprä-
sentation beherrschen würden59.

Christoph von Tiedemann, in Schleswig
geboren und von 1872 bis 1876 Landrat
desKreisesMettmann und später für einige
Jahre unter Bismarck der erste Chef der
Reichskanzlei, hob in seiner Zeit als Land-
rat in einem Gespräch gegenüber Bis-
marck hervor, dass es auf die Geschick-
lichkeit zuverlässiger Landräte ankäme,
zumal die königlichen Regierungen na-
mentlich auf demGebiet des Schulwesens
mit rücksichtsloser Einseitigkeit zu verfah-
ren beliebten und belegte zahlenmäßig, bis
zu welcher Höhe die Kommunallasten in
seinemKreis angewachsen seien. DenGe-
meinden könne man unmöglich weitere
Opfer für wesentlich staatliche Zwecke
auferlegen. Bismarck stimmte dem seiner-
zeitigen rheinischen Landrat mit den Wor-
ten zu60:

„Ich besitze ein Verständnis für solche Sachen,
was ich aber nicht von allen meinen Kollegen
behaupten kann. Friedenthal und ich sind die
einzigen Minister, weil wir auch Grundbesitzer
sind, die auch einmal zu den Regierten gehört
haben. Die Übrigen haben immer nur regiert,
seitdem sie Referendare geworden, am Grünen
Tisch reskribiert und dekretiert und haben nie an
eigener Haut erfahren, wie einem zumute ist,
wenn man eine Verfügung erhält, mit der man
nichts anzufangen weiß, weil sie von jemandem
herrührt, der die Praxis nur vom Hörensagen
kennt.“

– auch ein Argument dafür, mit einer neuen
Kreisordnung für die Westprovinzen noch
abzuwarten.

V. Kreisordnungen für die übrigen fünf
Provinzen 1884 – 1888

Erst nach Beilegung des Kulturkampfes
wurde der Erlass von Kreisordnungen für
die neuen Provinzen angegangen. Begon-
nenwurdemit der Provinz Hannover, wo es
bei der Erörterung der Gesetze noch ein-
mal sehr heftige Auseinandersetzungen
über die Vor- und Nachteile der bürokra-
tisch strukturierten Amtsverfassung einer-
seits und der Kreisverfassung anderer-
seits, bei der die Landräte dem Kreis der
Grundbesitzer entnommen wurden, gab61.
In der zweiten Hälfte der 1880er Jahre ging
es dann aber Schlag auf Schlag. Mit den
Kreisordnungen für die Provinz Hannover
vom 6.5.188462, für Hessen-Nassau vom
7.6.188563, für die Provinz Westfalen vom
31.7.188664, für die Rheinprovinz vom
30.5.188765 und schließlich für Schles-
wig-Holstein vom 26.5.188866. Eine Über-
tragung auf die Provinz Posen erfolgte
allerdings aus den weiterhin fortbestehen-
den Bedenken auch dann nicht. Eine Land-
gemeindeordnung erging erst 1891, also
fast 19 Jahre nach Verabschiedung der
Kreisordnung.

C. Bewertung: Ist die Kreisordnung
von 1872 „die Magna Charta des
preußischen Volkes“?

Der renommierte Abgeordnete des Preußi-
schen Abgeordnetenhauses und Gegen-
spieler Bismarcks, Eduard Lasker, sah in
der Kreisordnung ebenso wie andere
auch67 „dieMagnaCharta des preußischen
Volkes“ und reihte die Preußische Kreis-
ordnung neben die Reichsverfassung, die
Gewerbeordnung und das Strafgesetz-
buch, mithin drei Reichsgesetze, unter
die großartigsten Rechtsetzungsergebnis-
se.Heinrich von Treitschke68 bewertete die
Kreisordnung als den

„ersten großen Fortschritt auf den Bahnen, wel-
che Steins Städteordnung eröffnete, als die be-
deutendste gesetzgeberische Leistung des kon-
stitutionellen Preußens, weshalb das Jahr 1872
ebenso unvergeßlich bleiben werde wie das Jahr
1808“.

1994 hat mit Paul Nolte69 im Abstand von
120 Jahren ein führender Historiker der
heutigen „GenerationReform“ – so der Titel
seines berühmten Buches aus dem Jahre
2004 – herausgestellt, dass es sich bei der
Preußischen Kreisordnung 1872 nicht um
ein Randthema der preußischen Politik ge-
handelt habe, sondern dass die Auseinan-
dersetzungen umdie ländliche Kommunal-
ordnung Ostelbiens

„immer wieder zum Kristallisationspunkt von De-
batten um die politische und wirtschaftliche Ord-
nung Preußens überhaupt“

geworden seien und in ihrer letzten, durch
die Renitenz der Herrenhausjunker
dramatisierten Phase gar zu einem

„symbolischen Kampf um die Machtverteilung in
Preußen“.

Machtpolitisch von entscheidender Be-
deutung war also die – auch von Wilhelm
I. und Bismarck als richtig erkannte – Ab-
schaffung überlebter ständischer Rechte
und der sich bis dahin nicht in der Ver-
fügungsgewalt des Staates befindlichen
Polizeigewalt der Rittergutsbesitzer in
§ 46 Kreisordnung70. Mit der Kreisordnung
von 1872 wurde den Rittergutsbesitzern
also dieses wichtige Statusmerkmal durch
die Entscheidung beider Häuser des Land-
tags genommen, wobei hervorzuheben ist,
dass der Landadel in weiten Teilen Preu-
ßens, insbesondere in den hinzugetrete-
nen Gebieten, für die lokale Herrschaft
1872 keine bedeutsame Größe mehr war,
da der bürgerliche Grundbesitz bereits in
der Zeit davor eine immer größere Bedeu-
tung erlangt hatte. Steinberg71 kommen-
tiert die Geschehnisse dahingehend, dass
die

„Reform der lokalen Verwaltung der altertümli-
chen Patrimonialgerichtsbarkeit der Junker ein
Ende setzte, die ländlichen Gebiete einen kleinen
Schritt weiter in die Moderne beförderte und den
Bauern und Landarbeitern auf den Junkergütern
zu etwasmehr Gerechtigkeit verhalf. Deren Besit-
zer wehrten sich gegen diese Neuerungen, doch

Landratsamt in Syke in der Provinz Hannover, bis 1885 Sitz des Amtshauptmannes des Amtes Syke, ab
1885 Sitz des Landrates des Landkreises Syke.

Foto: Axel Hindemith – Lizenz: Creative Commons by-sa-3.0 de

58 Benzig (Fn. 11), S. 437 u. 446.

59 von Unruh (Fn. 6), S. 145; Benzig (Fn. 11), S. 423.

60 Zitiert nach von Unruh (Fn. 6), S. 145.

61 von Unruh (Fn. 6), S. 146.

62 GS, S. 181.

63 GS, S. 193.

64 GS, S. 217.

65 GS, S. 209.

66 GS, S. 139.

67 Nachweise bei Wagner (Fn. 9), S. 327 sowie bei
von Unruh, Die normative Verfassung der kommu-
nalen Selbstverwaltung, in: Jeserich/Pohl/von Unruh
(Hrsg.), Deutsche Verwaltungsgeschichte, Bd. III,
1984, S. 560 (568).

68 Zitiert nach von Unruh (Fn. 6), S. 143 sowie ders.
(Fn. 67), S. 560 (568).

69 Nolte, Repräsentation und Grundbesitz. Die
kreisständische Verfassung Preußens im 19. Jahr-
hundert, in: Tenfelde/Wehler (Hrsg.), Wege zur Ge-
schichte des Bürgertums, 1994, S. 78 (79, 89).

70 Wagner (Fn. 9), S. 327 u. 372.

71 Steinberg (Fn. 20), S. 471 f.

100 Jahre Deutscher Landkreistag 49

100 Jahre Deutscher Landkreistag



ihr Widerstand kam nie einem Hochverrat gleich,
sondern war politische Opposition und Interes-
senvertretung.“

Steinberg hält in diesem Zusammenhang
Bismarck vor:

„Er vermochte die einfachste politische Realität
nicht zu erkennen, daß Taten Folgen haben.“

Ernst Engelberg72 wertet ähnlich:

„Die Herren auf dem Lande verteidigten ihre
gutsherrliche Polizei- und Dorfverwaltung, die
eben auch Schule und Kirche beherrschte. Im
Beharren auf möglichst allseitiger Machtaus-
übung innerhalb des unmittelbaren Lebensbe-
reichs, also in einem unverhohlenen Patriachalis-
mus, trafen sich die protestantisch-konservativen
Junker am ehesten mit den katholisch-klerikalen
Honoratioren.“

Vor diesem Hintergrund sind die erzielten
Veränderungen sehr beachtlich, auch
wenn der Kreistag auch nach der Reform
weiterhin eine ständische, wenngleich
modernisierte Zusammensetzung73 auf-
wies.

Von nun an stand die Mitwirkung an kreis-
kommunalen Angelegenheiten und der
Aufstieg in die lokalen Machteliten allen –

allerdings nur männlichen – Angehörigen
der lokalen Besitzeliten offen und war nicht
mehr durch ständische Zuordnung vorge-
geben. Andererseits schaltete die neue
Kreisordnung keineswegs den Einfluss
der Gutsbesitzer aus, zumal die Landrats-
ämter von jeher die erste Stufe der Karriere
adliger Assessoren bildeten74.

Der Kreistag, der u. a. für den Kreishaus-
halt, den Erlass von Satzungen und die
Letztverteilung von Leistungen an den
Staat zuständig war, die der Kreis aufbrin-
gen musste, ohne dass die Lastenvertei-
lung genau vorgegeben war, wurde in drei
Wahlverbänden in mittelbarer Wahl ge-
wählt, wobei es bis 1920, also bis in die
Zeit der Weimarer Republik hinein, keine
unmittelbare Volkswahl gab. Die Kreis-
tagsabgeordneten der Städte wurden
durch die Magistrate, die der Landgemein-
den durch Wahlversammlungen gewählt.
Die Sitze im Kreistag wurden zunächst
nach der Bevölkerungszahl von Stadt
und Land aufgeteilt, wobei die Städte auch
bei höherer Einwohnerzahl nicht mehr als
die Hälfte, bei nur einer Stadt nicht mehr als
ein Drittel der Abgeordneten stellen durf-
ten. Die übrigbleibenden Sitze wurden je
zur Hälfte auf die beidenWahlverbände der
großen Grundbesitzer und der Landge-
meinden aufgeteilt. Auf diese Weise wurde
eine Quotierung vorgenommen, mit der
drei ökonomische Bevölkerungsgruppen,
denen jeweils eigene Kultur- und Milieu-
strukturen zugeschrieben wurden, konsti-
tuiert wurden75. Die Alternative dazu wäre
allenfalls das für Landtags- und Stadtrats-
wahlen in Preußen bis in die Zeit der Wei-
marer Republik geltende Drei-Klassen-
Wahlrecht gewesen76.

Mit der auf Gneist zurückgehenden Beauf-
tragung des Kreisausschusses als dem
eigentlichen Selbstverwaltungsorgan zur
Entscheidung von Klagen der Kreisbewoh-
ner gegen Verwaltungsakte bekamen die
Bürger erstmals einen normierten Instan-
zenweg zur Anfechtung aller Verwaltungs-
akte, womit ein für Preußen völlig neues
Verhältnis zwischen Bürger und Staat kon-
stituiert wurde77. Gegenüber dem Patriar-
chalismus des unmittelbar und unkontrol-
liert herrschenden Gutsherren machte da-
mit ein juristisch geregeltes Verwaltungs-
system weitere Fortschritte78.

Hinsichtlich des Landrats wurde das über-
kommene ständische Präsentationsrecht
abgeschafft und durch ein – 1881 modifi-
ziertes – Vorschlagsrecht des Kreistags in
§ 74 Kreisordnung ersetzt. Die Ernennung
– und ggf. Abberufung – erfolgte durch den
König. Nach 1872 war eine Verständigung
zwischen Kreistag und Regierung über die
Person des Landrats durchaus üblich, je-
doch wurde der Posten mehr noch als
früher zu einem Beamtenposten, der seine
Wurzeln nicht mehr in der engen Verbin-
dung des Landrats zu seinem Kreis hatte,
weshalbBismarckmeinte, dass dieReform
das Amt des Landrats bürokratisiert hätte.
Es setzte sich deutlich die bereits zuvor zu
beobachtende Entwicklung fort, dass der
eingesessene Landrat seltener, der reine
Beamte häufiger bestellt wurde. Sowar der
Landrat weitgehend von der Regierung
abhängig und als solcher kein Organ der
Selbstverwaltung, wenngleich er dort mit-
wirkte und als geborener Vorsitzender des
Kreistages und des Kreisausschusses de-
renSitzungen leitete undderenBeschlüsse
ausführte sowie die Geschäfte der laufen-
den Verwaltung erledigte79.

Da der Landrat zudem bereits seit 1852
politischer Beamter war, wurden insbeson-
dere in Zeiten des Kulturkampfes häufiger
Landräte abberufen, so allein in Westfalen
elf in der Zeit von 1872 – 1876.

Alles in allem setzte die Preußische Kreis-
ordnung einen Handlungsrahmen dafür,
die weiterhin heterogenen Sozialkörper
von Stadt und Land, die im Zeitalter der
Industrialisierung noch weiter auseinan-
derstrebten, zu gemeinsamem Wirken zu-
sammenzufassen undStrukturen zu schaf-
fen, die es der Kreisselbstverwaltung vor
Ort ermöglichten, das Gefälle zwischen
Stadt und Land – wenn auch mit unter-
schiedlicher Intensität – zu verringern bzw.
ein weiteres Auseinanderklaffen aufzuhal-
ten80.

Was die Verantwortlichen daraus kreisbe-
zogen machten, hing allerdings sehr stark
von den jeweiligen Gegebenheiten ab. Im
Fazit kannmanGeorgChristoph vonUnruh
folgen, wenn er ausführt81:

„Mit der Anpassung der Kreisverfassung an die
politischen und gesellschaftlichen Bedingungen
ihrer Zeit begann 1872 im größten deutschen

Bundesland eine neue Epoche des Verhältnisses
des Staates zu seinen Angehörigen, indem eine
Form der Selbstverwaltung eingeführt wurde, die
sich auf Mitverantwortung gründete und das Ge-
meinsame statt des Trennenden zwischen den
verschiedenen Sozialkörpern und wiederum zwi-
schen diesen und dem Verwaltungsapparat des
Staates betonte.“

von Unruh verschweigt aber auch nicht,
dass nicht alles gelang82:

„So lag es nicht zuletzt an den Spannungen, die
zwischen manchen Kreisen und ihren größeren
Städten bestanden, weil das Bewusstsein der
gegenseitigen Interdependenzen noch nicht
überall Gemeingut geworden war. Infolgedessen
wurde ein wirklicher Ausgleich zwischen den
agrarischen und den industriell-gewerblichen Be-
langen nicht gefunden. Da der Gesetzgeber in § 4
der Preußischen Kreisordnung die Voraussetzun-
gen für eine ‚Auskreisung‘ größerer Städte ge-
schaffen hatte, um eine hegemoniale Stellung von
größeren Orten zu vermeiden, suchten die Städte
ggfs. eine solche Regelung umso mehr, als sie
vielfach höhere finanzielle Leistungen an den
Kreis erbrachten als die übrigen Gemeinden.
Der übrigbleibende ‚Restkreis‘ büßte durch diese
Gebietsreformen nicht selten beträchtlich an
Leistungsfähigkeit ein.“

– eine Problematik, die erst in der Weima-
rer Republik einer dauerhaften Lösung zu-
geführt werden sollte.

Der kräftige Strich hin zur kreiskommuna-
len Selbstverwaltung nach Art. 28 Abs. 1
und 2 GG in den jeweiligen Sätzen 2 ist
also mit den Kreisordnungen für die Pro-
vinzen in Preußen von 1872 – 1888 deut-
lichweiterzuziehen, was nicht zuletzt auch
für die Entwicklung der Selbstverwal-
tungsaufgaben im größer gewordenen
Preußen gilt. &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte
der Deutschen Landkreise e.V., Berlin

72 Engelberg, Bismarck. Das Reich in der Mitte Euro-
pas, 1993, S. 58.

73 Zutreffend von Unruh (Fn. 6), S. 143.

74 Engelberg (Fn. 72), S. 58.

75 Wagner (Fn. 9), S. 323 f.

76 Zutreffend Rüfner, Preußen, in Jeserich/Pohl/von
Unruh (Hrsg.), Deutsche Verwaltungsgeschichte,
Bd. III, 1984, S. 678 (696 f.); Wagner (Fn. 9), S.
323 f.

77 Wagner (Fn. 9), S. 325.

78 Engelberg (Fn. 72), S. 58.

79 Rüfner (Fn. 76), S. 694.

80 von Unruh (Fn. 6), S. 144; ders. (Fn. 67), S. 560
(569).

81 von Unruh (Fn. 6), S. 144.

82 von Unruh (Fn. 67), S. 560 (569).
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Baden-Baden, 22.9.1867: „Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden
König von Preußen, verordnen: Die Provinz Schleswig-

Holstein wird in zwanzig Kreise getheilt“

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
A. Einleitung

Auf den ersten Blick muss man merklich
zusammenzucken, wenn man davon
Kenntnis nimmt, dass im September
2017 an verschiedenen Orten in Schles-
wig-Holstein, u. a. in Bad Segeberg und
Eutin, eine am 22. September 1867 in
Baden-Baden und damit in einer Stadt
des seinerzeit souveränen Großherzog-
tums Baden vom Preußischen König Wil-
helm, der sich später als der Erste erweisen
sollte, als Ausdruck seines Gottesgnaden-
tums gegebene Verordnung zum Anlass
von Festveranstaltungen genommen wird.

Sofort fragt man sich:

• Warumwird die Verordnung eines Preu-
ßischen Königs zum Anlass für eine
Festveranstaltung in schleswig-holstei-
nischen Kommunen genommen, war
doch das „up ewig ungedeelte“ Schles-
wig-Holstein 1867 gerade erst von
Preußen annektiert worden?

• WarWilhelm, vonGottes Gnaden König
von Preußen, nach in Kraft treten der
Verfassungsurkunde für den Preußi-
schen Staat vom 31. Januar 18501

rechtlich überhaupt noch in der Lage,
ohneGesetzesbeschluss eine derartige
Verordnung zu geben, hatte er doch
Bismarck fünf Jahre zuvor gerade des-
halb zum Ministerpräsidenten berufen,
um mit diesem den Verfassungskonflikt
mit der gesetzgebenden Gewalt um die
Heeresvorlage auszufechten?

• Man kommt der Angelegenheit etwas
näher, wenn man einen Blick auf den
Inhalt der in Baden-Baden unterzeich-
neten und gesiegelten Verordnung von
KönigWilhelmwirft; er verordnete näm-
lich u. a. wörtlich:

„Die Provinz Schleswig-Holstein wird in zwanzig
Kreise getheilt, deren Abgrenzung und Benen-
nung die Anlage ergiebt.

An die Spitze eines jeden ländlichen Kreises wird
ein Landrath gestellt, welcher vorbehaltlich der
Einführung eines Präsentationsrechtes Seitens
der Kreisvertretung durch Uns ernannt wird.

Der Landrath ist dasOrgan, dessen die Regierung
in allen Theilen der Verwaltung zur Vollziehung
ihrer Verfügungen sich bedient…“

In dem in der Anlage beigefügten „Ver-
zeichniß der Kreise in der Provinz Schles-
wig-Holstein“ werden aufgeführt:

„1.) Kreis Hadersleben,

2.) Kreis Apenrade,

3.) Kreis Sonderburg,

4.) Kreis Flensburg,

5.) Kreis Tondern,

6.) Kreis Husum,

7.) Kreis Eiderstedt,

8.) Kreis Schleswig,

9.) Kreis Eckernförde,

10.) Stadtkreis Altona,

11.) Kreis Pinneberg,

12.) Kreis Steinburg,

13.) Kreis Süderdithmarschen,

14.) Kreis Norderdithmarschen,

15.) Kreis Rendsburg,

16.) Kreis Kiel,

17.) Kreis Segeberg,

18.) Kreis Stormarn,

19.) Kreis Plön,

20.) Kreis Oldenburg.“

• Ist nun also die Bildung der Kreise
oder etwa der Beginn der kommunalen
Selbstverwaltung auf der Kreisebene
Anlass für Feierlichkeiten, und wenn
ja, gilt das für Bad Segeberg als Teil des
Kreises Segeberg und Eutin gleicher-
maßen?

MitdenmeistendieserundähnlicherFragen
habe ich mich aus Anlass der 100. Wieder-
kehrderGründungdesVerbandesderPreu-
ßischen Landkreise als Vorläufer des Deut-
schen Landkreistages am 8. September
1916 im Preußischen Abgeordnetenhaus
in der Darstellung: „Die deutschen Land-
kreise und ihr Landkreistag – Von den An-
fängen in Brandenburg bis zur Etablierung
der Bonner Republik“ aus gesamtdeut-
schem Blickwinkel befasst2. Die nunmehri-
gen Jubiläumsfeierlichkeiten in Schleswig-
Holstein sollen zumAnlass genommenwer-
den, nochmals einen kurzen Blick speziell
aufdieKreiseinderpreußischenProvinz
Schleswig-Holstein zu werfen.

B. Die Kreise in Preußen

I. Überkommener Bestand

Kreise gab es zu Beginn des 19. Jahr-
hundert im seinerzeitigen Königreich Preu-
ßen flächendeckend. Nach dem Frieden

von Tilsit vom 9.7.1807 war Preußen aller-
dings in seiner Gebietsausdehnung auf nur
noch knapp 160.000 km2 bei einer Bevöl-
kerung von 4,5 Mio. Einwohnern zurück-
gedrängt und damit mehr als halbiert wor-
den3. Preußische Gebiete befanden sich
seinerzeit ausschließlich östlich der Elbe.

Von diesem Tiefpunkt aus konnte es nur
noch aufwärts gehen. Es begann mit der
Stein’schen Städteordnung vom 19.11.
18084, die als „Ordnung für sämtliche
Städte der preußischen Monarchie“ aber
nur im seinerzeitigen Staatsgebiet östlich
der Elbe Wirkkraft entfalten konnte und
auch dort nicht für die Kreise und schon
gar nicht für die Gutsbezirke und andere
ländliche Gebiete galt.

Nach Steins Sturz Ende 1808 wurde am
4.6.1810 Hardenberg Staatskanzler5. Mit
kommunaler Selbstverwaltung hatte dieser
nicht viel im Sinn, mit Stein und anderen
trug er heftigste Konflikte aus. Hardenberg
ging es um die Schaffung eines starken
Staates und nach den Befreiungskriegen
nahm der Siegeszug Preußens seinen
Lauf. Es wurden nicht nur die verloren
gegangenen Gebiete zurückerlangt; Preu-
ßen bekam auf dem Wiener Kongress er-
hebliche neueGebiete hinzu – undHarden-
berg erhielt den Ort Quilitz und das dortige
Schloss, das heutige Schloss Neuharden-
berg, als königliche Dotation und wurde
zudem in den Fürstenstand erhoben.

Um die neu hinzugewonnenen riesigen
Territorien in Sachsen, Jülich-Kleve-Berg,
Westfalen und am Niederrhein wirksam in
Besitz zu nehmen und sodann nach und
nach beherrschen zu können, mussten sie
verwaltungsmäßig untergliedert werden.
Es fand also erstmals in Preußen eine „In-
tegration durch Verwaltung“ statt. So
kam es noch von Wien aus am 30.4.1815
zum Erlass der Verordnung wegen verbes-
serter Einrichtungder Provinzialbehörden6.
Aufgrund dieser wurde der preußische
Staat in die zehnProvinzenBrandenburg,
Ostpreußen, Westpreußen, Pommern,
Sachsen, Großherzogtum Posen, Schle-
sien, Jülich-Kleve-Berg, Westfalen und

1 PrGS, 17.

2 Henneke, Die deutschen Kreise und ihr Landkreis-
tag – Von den Anfängen in Brandenburg bis zur
Etablierung der Bonner Republik, Schriften zum
deutschen und europäischen Kommunalrecht,
Band 50, 2016.

3 Henneke (Fn. 2), S. 37 ff.

4 Dazu Henneke (Fn. 2), S. 52 ff.

5 Henneke (Fn. 2), S. 62 ff.

6 Dazu näher Henneke (Fn. 2), S. 75 ff.
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Quelle: https://de.wikipedia.org/wiki/Provinz_Schleswig-Holstein#/media/File:Provinz_Schleswig-Holstein_1905.png
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Großherzogtum Niederrhein und diese
wiederum in Regierungsbezirke eingeteilt.
Außerdem wurde eine flächendeckende
Einteilung in Kreise vorgegeben, wobei
dabei regelmäßig die „schon stattfindende
Einteilung“, also weitgehend napoleoni-
sche „Zweckschöpfungen der Verwal-
tungskunst“, beibehalten werden sollte.
Der Aufbau der preußischen Verwaltung
vollzog sich in den neu hinzugekommenen
Landesteilen im Westen behutsam und
erfolgte keineswegs nur mit der obrigkeits-
staatlichen Brechstange. Die aufgrund
dessen in den Jahren 1815 bis 1818 vor-
genommene Einteilung der neuen Provin-
zen Preußens in Kreise ist sodann bis in das
20. Jahrhundert hinein nur wenig verändert
worden, sieht man einmal von den Folgen
der Industrialisierung insbesondere nach
der Reichsgründung 1871 ab. 1822 wur-
den allerdings die Provinzen Jülich-Kleve-
Berg und Großherzogtum Niederrhein mit
Sitz in Koblenz fusioniert.

Jeder Kreis hatte einen Landrat, „welcher
der Regierung zur Vollziehung ihrer Maß-
nahmen zur Verfügung“ stand. Die über-
kommene kurmärkische Form der Bestel-
lung des Landrates durch den König auf
Vorschlag von drei Kandidaten durch
die Kreisstände wurde in den Rhein-
provinzen und in Westfalen bewusst
nicht eingeführt, eine Unterlassung, die
die Integration in den westlichen Provinzen
erheblich belastete7. Hier erfolgte die Er-
nennung der Landräte ohne Mitwirkung
der Kreiseingesessenen. Der Landrat war
hier reiner Staatsbeamter, der Kreis ein
reiner Verwaltungsbezirk.

In Preußen traute man den neuen Unter-
tanen imWesten nicht recht. So hatteStein
bereits ausgeführt8:

„In den westlichen Provinzen, namentlich auf
dem linken Rheinufer, herrscht ein aufgeregter,
beweglicher Sinn. Die Regierung ist hier eine neue
Erscheinung, nicht durch die Bande der Gewohn-
heit gefestigt, hier muss die neue Institution nicht
schwankend und dunkel in ihren wesentlichen
Bestimmungen sein, sondern fest und klar.“

In den großen Städten des linken Rhein-
ufers machte Stein aus:

„viele sinnliche Gemeinheit, Geldsucht, Neigung
zu Frankreich, Hang zur Intrige, die teils auf der
Geistesbeweglichkeit des Volksstammes
beruht, teils durch die französische Gesetzge-
bung entwickelt wird.“

Es gehe darum,

„die Gefahr abzuwenden, welche das Eigentum
bedroht, die Gefahr nämlich, die aus demWachs-
tum der Zahl und der Ansprüche der untersten
Klasse der bürgerlichen Gesellschaft entsteht.
Diese Klasse besteht in den Städten aus dem
heimatlosen, eigentumslosen Pöbel, auf dem
Land aus der Klasse der kleinen Kötter, Bringsit-
zer, Neubauern, Einlieger, Heuerlinge; sie hegt
und nährt in sich den Neid und die Habsucht,
die überhaupt die verschiedenen Abstufungen in
der bürgerlichen Gesellschaft erzeugen. Wie sehr
die Sicherheit des Eigentums und der Person

gefährdet sind, wenn jene Abstufungen alle der
Erde gleichgemacht, das lehrt der gegenwärtige
Zustand Frankreichs.“

Hardenberg hatte es sodann mit der Ein-
führung von Elementen kommunaler
Selbstverwaltung über die auf die Städte
begrenzte Stein’sche Städteordnung hin-
aus nicht eilig. Insoweit geschah in seiner
Regierungszeit bis 1822, aber auch in den
Folgejahrzehnten nichts.9

Ab 1825 kam es allerdings sukzessive zur
Einführung provinzieller Kreisordnungen.
Gutsbesitzer, Städte und Bauernstand
wurden zu Kreisständen in den beste-
henden landrätlichen Kreisen zusammen-
gefasst. Adliger Stand war nirgends mehr
ein Erfordernis zur Ausübung ständischer
Rechte. Die fortbestehende ständische
Gliederung legte also nicht mehr den Ge-
burtsstand, sondern die Grundbesitzver-
hältnisse zugrunde. Es waren auch bürger-
liche oder neu geadelte Gutsbesitzer als
RittergutsbesitzerMitglieder der Kreisstän-
de geworden, die dadurch in sozialer Hin-
sicht ein anderes Gefüge als noch im Preu-
ßen des 18. Jahrhunderts erhielten. Die
städtischen Abgeordneten repräsentierten
den Kapitalbesitz. Von kommunaler
Selbstverwaltung konnte man aber auch
mit den Kreisordnungen ab 1825 in keiner
Weise sprechen, da der Kreistag lediglich
die Kreisverwaltung des Landrats in kom-
munalen Angelegenheiten zu begleiten
und zu unterstützen hatte und seine Be-
schlüsse der Genehmigung der Bezirks-
regierung bedurften. Seine Hauptaufgabe
waren die Repartierung der Staatssteuern
und Äußerungen zu den von den Staats-
behörden den Kreisangehörigen auferleg-
ten Abgaben und Diensten.

Der Landrat blieb weiterhin staatlicher Be-
amter und wurde zum „Gegenspieler“ der
Kreisstände, die er als landesherrlicher
Kommissar einzuberufen und ohne eige-
nes Stimmrecht als Landrat zu leiten und
deren Beschlüsse er als Kommissar im
Auftrage der Bezirksregierung auszuführen
hatte, ohne in die Kommunalverwaltung
eingebunden zu sein. Der Landrat musste
allerdings in der Regel dem Stand der
ritterlichen Gutsbesitzer entnommen wer-
den. Der ausschließlich staatliche Charak-
ter des Landrats erfuhr noch dadurch eine
besondere Betonung, dass er in die neu
geschaffene Kategorie der politischen Be-
amten einbezogenwurde, die jederzeit von
der Regierung ohne Begründung und ohne
Zustimmung der Stände abberufen wer-
den konnten10.

Finanziert wurden die Kreise ursprünglich
ausschließlich aus dem staatlichen Etat.
Die Kreiskasse war eine staatliche Steuer-
kasse. 1841/42, also zu Beginn der Regie-
rungszeit König Friedrich Wilhelms IV, er-
hielten die Kreisstände die Befugnis zur
Besteuerung der Kreiseingesessenen
durch Erhebung von Kreisabgaben für ge-

meinnützige, im Interesse des ganzen Krei-
ses liegende Einrichtungen, wobei über
den Aufbringungsmodus im Einzelnen nor-
mativ nichts bestimmt war. Es konnten
Zuschläge zu allen oder nur zu einzelnen
Staatssteuern erhoben werden. Im Laufe
der Zeit entwickelte sich die Beteiligung der
Kreisstände in einzelnen Kreisen immer
weiter. So wurde über Förderungen aus
den Meliorationsfonds ebenso entschie-
den wie über den Straßenbau und zum Teil
auch über eine Wiesenordnung.

Zu einer organisatorischen Weiterentwick-
lung der überkommenen kurmärkischen
Kreisverfassung ist es durch die provinziel-
len Kreisordnungen und durch die Ausfüh-
rungsbestimmungen der Regierung nicht
gekommen, was unterschiedliche Beurtei-
lungen über die Bedeutung der Kreise in
dieser Zeit hervorgerufen hat wie

• abhängige Ständekorporation,

• Ablieferungsstelle für Ortssteuerkas-
sen,

• ausgeprägter junkerlicher Klassen-
geist11.

Ein großer Schleswig-Holsteiner, der 1815
in Borby geborene Lorenz von Stein, ar-
beitete dagegen bereits seinerzeit12 her-
aus, dass mit der wachsenden wirtschaft-
lichen Unabhängigkeit des kleinen Grund-
besitzes das Bedürfnis nach allgemeiner
Teilnahme an der Verwaltung entstehen
und die Notwendigkeit eintreten konnte,
eine Form zu finden, in einem gemeinsa-
men größeren Körper der Selbstverwal-
tung zusammenzutreten. Einen dicken
Strich unter die Entwicklung der Kreise in
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts hat
Georg-Christoph von Unruh13 zutreffend
mit den Worten gezogen:

„Noch war es keine Selbstverwaltung mit der
verantwortlichen Teilnahme des Staatsbürger-
tums an der öffentlichen Verwaltung, aber doch
ein Ansatz für eine solche Entwicklung.“

II. Die Verfassungsurkunde für den
Preußischen Staat und ihre Folgen

Mit dem von Stein erlassenen Oktober-
Edikt vom9.10.1807 erwarben die persön-
lich frei gewordenen Bauern noch kein
freies Eigentum, da die Eigentumsrechte
sowie die Stellung der Gutsherren als
Träger der Patrimonialgerichtsbarkeit und
der niederen Polizei sowie die Jagdgerech-
tigkeit der Güter fortbestanden. Die Preu-
ßische Nationalversammlung beschloss
angesichts dessen im Juli 1848 – also erst

7 Henneke (Fn. 2), S. 78.

8 Zitiert nach Henneke (Fn. 2), S. 51.

9 Dazu ausf.: Henneke (Fn. 2), S. 75 ff.

10 Henneke (Fn. 2), S. 94 f.

11 Henneke (Fn. 2), S. 96.

12 Lorenz von Stein, Verwaltungslehre Teil 1, 1865, S.
500 ff.

13 von Unruh, Der Kreis, 1964, S. 115.
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gut 30 Jahre später – Gesetze, die die
Bauernbefreiung von 1807 vollendeten
und feudale Reste wie die Patrimonialge-
richtsbarkeit und das gutsherrliche Jagd-
recht beseitigen sollten. Dabei erschien vor
allem der Plan, die Güter der Adligen wie
der anderen Grundbesitz mit einer Grund-
steuer zu belegen, einem Manne als ein
Sakrileg, der von 1847 – 1848 Abgeord-
neter des Vereinigten Landtags gewesen
war, der sodann aber wegen offenkundiger
Aussichtslosigkeit, einMandat für die Preu-
ßische Nationalversammlung zu erringen,
diesbezügliche Anstrengungen gar nicht
erst unternommen hatte, dem seinerzeit
33 Jahre alten Gutsbesitzer Otto von Bis-
marck. Er wandte sichmit einer Eingabe an
König Friedrich Wilhelm IV., worin er die
Besteuerung als „Konfiskation des Vermö-
gens“ bezeichnete und gegen die „Willkür“
wetterte, „wie nur Eroberer und Gewalt-
herrscher sie bisher übten“; vielen Familien
werde „durch die Grundsteuer das Letzte
genommen, was sie an ihren Gütern besit-
zen“.

Bismarck beschuldigte die Regierung
„rechtloser Gewalttaten“ und bezichtigte
den König insoweit der Komplizenschaft,
falls er den Entwurf unterzeichne. Letztlich
setzte sich der Adel durch und wehrte den
Angriff auf die Steuerfreiheit der Rittergüter
erfolgreich ab. Die gutsherrliche Ge-
richtsbarkeit wurde allerdings durch Ver-
ordnung vom 2.1.1849 abgeschafft14.

Die die Gemüter bewegende Revolution
von 1848/1849 hatte weder Auswirkungen
auf die Verfassung noch auf die Aufgaben
der Kreise in Preußen. Am 31. Januar
1850war es dann allerdings soweit, worauf
man in Preußen seit 40 Jahren, nämlich seit
Hardenbergs Finanzedikt aus dem Okto-
ber 1810, gewartet hatte15:

„Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaden, König
von Preußen etc. etc. thun kund und fügen zu
wissen, dass Wir die Verfassung endgültig
festgestellt haben.“

Nach Art. 62 dieser ersten Verfassung
Preußens wurde die gesetzgebende Ge-
walt gemeinschaftlich durch den König
und durch zwei Kammern ausgeübt, wobei
die Übereinstimmung des Königs und bei-
der Kammern zu jedemGesetz erforderlich
war. In der ersten Kammer gab es „ge-
boreneMitglieder“, vom König auf Lebens-
zeit ernannte Mitglieder und von den
Steuerzahlern, die die höchsten direkten
Staatssteuern zahlten, sowie von den Ge-
meinderäten aus den großen Städten ge-
wählte Mitglieder. Die zweite Kammer be-
stand aus 350 Mitgliedern, die nach dem
Drei-Klassen-Wahlrecht gewählt wurden.
In Art. 96 und 105 der Verfassungsur-
kunde für den Preußischen Staat heißt es
u. a. wörtlich:

„Die Kompetenz der Gerichte und Verwal-
tungsbehörden wird durch das Gesetz be-
stimmt. Über Kompetenzkonflikte zwischen
den Verwaltungs- und Gerichtsbehörden ent-

scheidet ein durch das Gesetz bezeichneter Ge-
richtshof.

Die Vertretung und Verwaltung der Gemein-
den, Kreise, Bezirke und Provinzen des preußi-
schen Staats wird durch besondere Gesetze
unter Festhaltung folgender Grundsätze näher
bestimmt:

1. Über die inneren und besondern Angelegen-
heiten der Provinzen, Bezirke, Kreise und
Gemeinden beschließen aus gewählten Ver-
tretern bestehende Versammlungen, deren
Beschlüsse durch die Vorsteher der Provin-
zen, Bezirke, Kreise und Gemeinden ausge-
führt werden. Das Gesetz wird die Fälle be-
stimmen, in welchen die Beschlüsse dieser
Vertretungen der Genehmigung einer höhe-
ren Vertretung oder der Staatsregierung un-
terworfen sind.

2. Die Vorsteher der Provinzen, Bezirke und
Kreise werden von dem Könige ernannt.

3. Den Gemeinden insbesondere steht die selb-
ständige Verwaltung ihrer Gemeindeangele-
genheiten unter gesetzlich geordneter Ober-
aufsicht des Staates zu.

4. Die Berathungen der Provinzial-, Kreis- und
Gemeindevertretungen sind öffentlich. Die
Ausnahmen bestimmt das Gesetz. Über die
Einnahmen und Ausgaben muss wenigstens
jährlich ein Bericht veröffentlicht werden.“

Zur Ausführung dieses Verfassungsartikels
erging am 11.3.1850 eine Regelung, deren
Praktizierung allerdings mit der Erlass vom
19.6.1852 wieder beendet und die mit
Gesetz vom 24.5.1853 beseitigt wurde.
Die in Art. 105 der Verfassungsurkunde
für den Preußischen Staat vorgesehenen
Gesetze zur Vertretung und Verwaltung
harren also ihrer Umsetzung, die vor allem
für die altpreußischenProvinzen notwendig
war, in denen die Gemeinde- und Kreisver-
waltung im Wesentlichen noch so geregelt
war, wie sie von Stein bei seinem Amtsan-
tritt vorgefunden worden war. Hier galt
noch die strikte administrative Trennung
von Stadt und Land. Die Selbstverwal-
tung lag in der Hand der Großgrundbe-
sitzer. Der Gutsbezirk stellte einen räum-
lich abgegrenzten Teil des platten Landes
dar, dessen Gebiet und Bewohner der
obrigkeitlichen Gewalt eines Gutsherrn
unterworfen waren. In den Rechten und
Pflichten war der Gutsbezirk der Landge-
meinde gleichgestellt. Die zahlreichen
Gutsbezirke und kleinen Landgemeinden
waren zur Erfüllung kommunaler Aufgaben
vielfach kaum in der Lage.

Der Landrat war kreiseingesessener
Gutsbesitzer, der nach Vorschlag seiner
Standesgenossen vom König auf Lebens-
zeit ernannt wurde. Kritisiert wurde zuneh-
mend, dass ein solcher Landrat zwar sei-
nen Kreis sehr gut kannte, aber er eben
auch ein höchst partikulares Interesse in-
nerhalb seines Gebietes verfolgte. Nach
§ 87 des Disziplinargesetzes vom 21.7.
1852 wurden Landräte politische Beamte
mit der Folge, dass sie jederzeit in den
Ruhestand versetzt werden durften.

III. Anlauf zur Schaffung einer
Kreisverfassung

Angesichts dieses Rechtszustandes lag es
nahe, den Entwurf einer Kreisverfassung
vorzulegen, was im Dezember 1853 auch
geschah. In die Diskussion um die Gebo-
tenheit einer Kreisverfassung für ganz
Preußen schaltete sich auch Otto von Bis-
marck ein, der im Dezember 1848 zum
Mitglied der Zweiten Kammer gewählt
und Ende April 1851 zum Preußischen
Gesandten am Bundestag in Frankfurt be-
stellt worden war. In einer Denkschrift aus
demSeptember 1853 anPrinzWilhelm von
Preußen erachtete es Bismarck als kaum
möglich, eine einheitliche Kreisordnung für
die ganze Monarchie aufzustellen. Er
schlug vor, darauf zu verzichten,

„allgemeine Kreisordnungen für ganze Provinzen
oder gar die ganze Monarchie zu erlassen. Es
würde keineswegs eine unausführbare oder auch
nur besonders schwierigeArbeit sein, jedemKreis
eine besondere, den Eigentümlichkeiten dessel-
ben sich anschließende Kreisordnung oder ein
Statut zu geben, welches von dem Landrath in
Verbindung mit den Kreistagen zu entwerfen sein
und allerhöchsten Orts sanktioniert würde, nach-
dem das Prinzip im Ganzen die Anerkennung im
Wege der Gesetzgebung erhalten hätte. Die
geistige Befähigung zur wirksamen Teilnah-
me an den Kreistagen wird keineswegs in
allen Kreisen und Provinzen so gleichmäßig
verteilt gefunden, dass dieselbe Kreisordnung
überall dieselben Erfolge gewähren könnte.“16

Hinzugefügt sei, dass Otto von Bismarck
im ersten Band seiner Gedanken und Er-
innerungen17 ausführt:

„Ich erinnere mich, dass ich als stellvertretender
Landrath über den Plan, die Wahl der Landräthe
wieder abzuschaffen, gutachtlich zu berichten
hatte undmich so aussprach, die Bürokratie sinke
in der Achtung vom Landrath aufwärts; sie habe
dieselbe nur in der Person des Landraths be-
wahrt, der einen Janus-Kopf trage, ein Gesicht in
der Bürokratie, eins im Lande habe.“

Die preußische Regierung erkannte 1853
schnell, dass der von ihr vorgelegte Ent-
wurf einer Kreisverfassung nicht durch-
setzbar war und zog ihn daher noch vor
einer Beschlussfassung der Kammern zu-
rück.

Nicht zu verkennen war allerdings, dass
immer weniger Rittergutsbesitzer willens
und fähig waren, das Amt des Landrats
bei sich steigernden Anforderungen kraft-
voll zu versehen. So gewann die Staats-
bürokratie bei der Neubesetzung von
Landratsämtern seit den 50er Jahren des
19. Jahrhunderts Schritt für Schritt die
dominierende Position und setzte verstärkt
auf junge Karrierebeamte aus dem Guts-
besitzermilieu als neuen Landratstypus,
um so stärker Denk- und Handlungsstile

14 Dazu näher: Henneke (Fn. 2), S. 97.

15 PrGS, 17.

16 Zitiert nach Henneke (Fn. 2), S. 100.

17 Bismarck, Gedanken und Erinnerungen, Erster
Band, 1898, S. 10.
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der Bürokratie in die Kreisebene Einzug
halten zu lassen. Der Trend zur Verdrän-
gung des „Gutsbesitzerlandrats“
durch den „Karrierelandrat“ war ein si-
gnifikanter Ausdruck der Erosion der stän-
dischen Ordnung und ihrer Partizipations-
rechte bei der Präsentation der Landrats-
kandidaten.

Mit der Übernahme der Regentschaft
durch Prinz Wilhelm von Preußen am
26.10.1858 begann eine „neue Ära“ auch
für die Kreisordnungsdebatte, wobei je-
doch immer wieder neu vielfältige Wider-
stände überwunden werden mussten.
1859 wurde erneut ein Gesetzentwurf
erarbeitet, der im März 1860 im Abgeord-
netenhaus eingebracht wurde. Er sah eine
veränderte Zusammensetzung des Kreis-
tags und die Aufhebung der gutsherr-
lichen Polizeigewalt vor. Den Groß-
grundbesitzern wurde im Entwurf aber
nach wie vor eine institutionalisierte Mehr-
heit zugebilligt. Da die vermeintlich unmün-
digen Bauern „einer kräftigen Führung“
bedürften, seien die „großen Grundbesit-
zer als die natürlichen Stützpunkte der
landwirtschaftlichen wie der ländlichen In-
teressen überhaupt vorzugsweise berufen,
diese Führung zu übernehmen“. So heißt
es jedenfalls in den amtlichen Motiven zum
seinerzeitigen Kreisordnungsentwurf18.
Dem Abgeordnetenhaus war dieser Ent-
wurf allerdings zu konservativ. Vor allem die
Liberalen forderten eine Abkehr von der
institutionalisierten Mehrheit des Groß-
grundbesitzes. Im Januar 1862 wurde er-
neut ein Entwurf einer reformierten Kreis-
ordnung vorgelegt, in welchem auf Geheiß
des inzwischen zum König avancierten
Wilhelm an institutionalisierten Mehr-
heiten der Großgrundbesitzer festge-
halten wurde, die mindestens die Hälfte
der Kreistagssitze erhalten sollten. Die
gutsherrliche Polizeigewalt sollte dagegen
abgeschafft werden. Erneut fraß man sich
in der Diskussion fest. Die Auflösung des
Landtags im März 1862 und der nun ein-
setzende mehrjährige Verfassungskonflikt
um die Heeresvorlage rückten die Kreis-
ordnungsdebatte sodann auf Jahre in den
Hintergrund.

Der auf Vorschlag des preußischen Kriegs-
ministers Albrecht von Roon am 23.9.1862
von KönigWilhelm zumneuen preußischen
Ministerpräsidenten berufene bisherige
preußische Gesandte in Paris, Otto von
Bismarck, hatte König Wilhelm bei den
Gesprächen über seine Berufung im
Schlosspark zu Babelsberg nicht zuletzt
versprochen, sich für die neue Kreisord-
nung einzusetzen, verzögerte die Umset-
zung dann aber geschickt und bereitete
der Kreisordnungsdebatte fürs Erste ein
„Begräbnis dritter Klasse“, indem er die
Gesetzentwürfe den Provinziallandtagen
zur Beratung übergab. Dabei lehnte Bis-
marck die Abschaffung ständischer Herr-
schafts- und Partizipationsordnungen

nicht grundsätzlich ab, er hatte aber im
Konflikt um die Heeresvorlage andere und
für ihn vorrangigere Sorgen und konnte
während des Verfassungskonflikts, wegen
dessen Lösung er von König Wilhelm
schließlich in erster Linie berufen worden
war, und der ja gerade zwischen dem
König und dem Abgeordnetenhaus be-
stand, schlechterdings nicht auf die Ul-
trakonservativen im Herrenhaus und
die konservativen Mehrheiten im Ritter-
gutsbesitz einiger Provinzen als Basis auf
dem Land verzichten. Schließlich galten
die ständischen Kreistage der Regierung
nun für einige Jahre als die zuverlässigsten
und solidesten existierenden Organe19.

C. Die Kreisordnung und die Kriege
gegen Dänemark und Österreich

Aber auch der Verfassungskonflikt fand
sein Ende und wurde mit der Indemnitäts-
vorlage vom 3.9.1866 beigelegt, womit
das Rücksichtsnahmegebot des Königs
und des Ministerpräsidenten auf den stän-
dischen Konservatismus entfiel. Jetzt kam
es vor allem auf den Innenminister, dessen
Verhandlungsgeschick und Beharrungs-
vermögen, an, um die Kreisordnung über
die gesetzgeberischen Hürden sowohl im
preußischen Abgeordnetenhaus als auch
im Herrenhaus zu bringen. Innenminister
war seit Sommer 1862 Friedrich Albrecht
Graf zu Eulenburg, den der König, der
Eulenburg später in hohemMaße schätzen
und stützen sollte, ursprünglich nicht be-
rufen wollte. Bismarck überwand die sei-
nerzeitigen königlichen Bedenken mit dem
Hinweis20, Eulenburg sei zwar

„arbeitsscheu und vergnügungssüchtig, zu
weinerlicher Mattigkeit und künstlicher Auf-
regung geneigt, sich schonungslos jeder Art
von Genuss hinzugeben“

– aber eben auch

„die fähigste und schlagfertigste Kraft“.

Auch wenn man sich ein positiveres Ge-
samturteil über Eulenburg hätte vorstellen
können, machte sich dieser nach seiner
Ernennung an die Arbeit, zumal er in der
Durchsetzung der Kreisordnung für sich
die Chance entdeckte, sich damit als
Staatsmann in der Tradition der großen
Reformer des Jahrhundertbeginns zu pro-
filieren. Ein bereits 1862 zur Diskussion
gestellter Reformentwurf stellte allerdings
keinen der Beteiligten zufrieden.

1866 war aber nicht nur der Verfassungs-
konflikt beendet, es waren auch in zwei
Kriegen Dänemark und Österreich besiegt
worden, was zur Folge hatte, dass sich
Preußen in Norddeutschland mit Hanno-
ver, Schleswig-Holstein und Hessen-Nas-
sau weitere Provinzen einverleiben konnte,
in denen erneut unter möglichster Scho-
nung der bestehenden Strukturen die
Selbstverwaltung bei einem grob definier-
ten Ziel fortentwickelt werden sollte:

„Die Würdigung der bedeutenden Verdienste,
welche die Kreiskorporationen im Krieg dem
preußischen Staatsleben geleistet haben, führte
zu dem Entschluss, auch in den neu hinzuge-
tretenen Landesteilen Kreisverbände herzustel-
len.“

Eswiederholte sichmithin ein Vorgehen,
das bereits von Hardenberg 1815 mit Er-
folg praktiziert worden war, nämlich die
Integration neuer Staatsgebiete durch
Verwaltung und ihre sachgerechte Unter-
gliederung in Regierungsbezirke und Krei-
se. Durch die neu hinzugewonnenen Pro-
vinzen lebte die Diskussion um die Neu-
fassung der Kreisordnung in Preußen
zwangsläufig wieder auf. Angesichts der
1866 erfolgten Annexionen war Bismarck
als der verantwortliche Befürworter innen-
politischer Reformen auf kommunaler Ebe-
ne bemüht, eine liberalere Richtung einzu-
schlagen, um die Einwohner der neuen
Provinzen Hannover, Schleswig-Hol-
stein und Hessen-Nassau auch mora-
lisch als Staatsbürger zu gewinnen. Daher
solltenEigentümlichkeiten der jeweiligen
Gebietemöglichst geschont werden. In-
nenpolitisch verfügte Bismarck dabei aller-
dings nicht über ein wirkliches Reformkon-
zept. Seine Haltung zu Verwaltungsrefor-
men, insbesondere zur Selbstverwal-
tung auf der Kreisebene, variierte im
Zeitverlauf und war nicht von der stringen-
ten Verfolgung mittel- oder langfristiger
staatstheoretischer Grundanschauungen
und Ziele getragen, sondern praktischen,
taktischen und politischen Zweckmäßig-
keitserwägungen unterworfen, wobei zu-
gleich in der Sache erleichternd wie in der
Durchsetzung erschwerend hinzukam,
dass Bismarck als Großgrundbesitzer
ebensowie sein gesamtes ihn ursprünglich
tragendes politisches Umfeld selbst von
den Reformmaßnahmen betroffen sein
würde, sofern sich diese auf die Stamm-
provinzen Preußens beziehen sollten.

Vordringlich war es dabei, die Verwal-
tung in den neu erworbenen Provinzen
zunächst der Struktur nach der preußi-
schen Verwaltungsgliederung anzu-
passen, wobei der Assimilierungsprozess
der neuen Provinzen mit der allmählichen
Heranführung der neuen Landesteile auch
für das gesamte größer gewordene Preu-
ßen erneuernd wirken und neue Impulse
zur Veränderung der verkrusteten preußi-
schen Verwaltung geben sollte. Das ei-
gentliche Ziel Preußens nach dem Sieg
über Österreich bestand darin, für die an-
nektierten Gebiete so schnell wie möglich
funktionsfähige, gegliederte Verwaltungs-
strukturen nach überkommenem preußi-
schen Muster zu schaffen.

18 Dazu näher Henneke (Fn. 2), S. 102.

19 Dazu Henneke (Fn. 2), S. 102 f.

20 Zitiert nach Henneke (Fn. 2), S. 104.
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Provinzen des Königreichs Preußen ab 1867. Quelle: www.wikipedia.org
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I. Das Gebiet der Provinz Schleswig-
Holstein 1867

Nach Österreichs Niederlage wurden im
Prager Friedensvertrag vom 23.8.1866
dessen Rechte auf die Herzogtümer
Schleswig und Holstein dem König
von Preußen übertragen. Mit dem Pa-
tent vom 12.1.1867 nahm dieser förmlich
Besitz von den Herzogtümern, sodass die
Reform der Verwaltungs- und Justizorga-
nisation in Angriff genommen werden
konnte.

Schleswig-Holstein war preußische Pro-
vinz geworden, wobei es sich rück-
schauend lohnt, einen näheren Blick auf
dasdavonumfassteGebiet zuwerfen,wich
dieses doch im Norden, Osten, Süden und
– allerdings allein bezogen auf Helgoland –

sogar imWesten in beachtlicherWeise vom
heutigen Gebietsstand ab. Im Norden ging
das Herzogtum Schleswig deutlich über
Flensburg hinaus und erfasste u. a. Ton-
dern, Hadersleben, Apenrade undSon-
derburg. Im Osten gehörten dagegen die
Freie Reichstadt Lübeck, das Fürstentum
Lübeck und im Südosten das Herzogtum
Lauenburg nicht zum Herzogtum Holstein,
während ihm im Süden die Städte Wands-
bek und Altona (nicht aber Geesthacht)
angehörten; ja Altona war sogar die mit
Abstand größte Stadt der Provinz Schles-
wig-Holstein. Allein im Westen entsprach
der Grenzverlauf dem heutigen, sieht man
einmal davon ab, dass Helgoland, auf dem
Heinrich Hoffmann von Fallersleben am
26.8.1841 das „Lied der Deutschen“ dich-
tete, 1807 von britischen Truppen besetzt
und danach in das Vereinigte Königreich
eingegliedert worden war, um erst 1890
aufgrund des sogenannten „Hosenknopf-
vertrages“ an Preußen zu gelangen und
infolgedessen in die Provinz Schleswig-
Holstein eingegliedert zu werden.

II. Annäherungsprobleme

Die Bevölkerung der Herzogtümer hatte
auf die Annexion durch Preußen nicht ge-
wartet. Vielmehr musste sie sich an den ihr
durch Kriege und diplomatische Verhand-
lungen von außen aufgenötigten Zustand
erst allmählich gewöhnen. Für die Inte-
gration der neuenProvinz in dasKönigreich
Preußen bedurfte es daher einer einfühl-
samen Politik der mit dem Integrations-
vollzug beauftragten Beamten. Die über-
kommene Vielschichtigkeit in den Verwal-
tungsstrukturen widersprach nachdrück-
lich der preußischen Zielsetzung, die neue
Provinz ebenso wie die Provinz Hannover
und die Regierungsbezirke Kassel und
Wiesbaden möglichst reibungslos in den
preußischen Staatsverband einzuglie-
dern21. Alfons Galette22 hat es so ausge-
drückt:

„In kaum einem anderen europäischen Territo-
rium hat sich eine vergleichbare Mannigfaltigkeit
der verschiedensten lokalen und regionalen Ver-
waltungstypen auf engstem Raum benachbart
und im Gebietsgemenge entwickelt, wie in den

nordelbischen Herzogtümern vor ihrer staatlichen
Verbindung mit dem Königreich Preußen.“

Die Integration der neuen Provinzen unter-
schied sich insoweit bereits von den 50
Jahre zuvor im Rheinland, in Westfalen
und in Sachsen getroffenen Maßnahmen,
als sie zu einer Zeit erfolgte, in der es in
Deutschland zu einem grundlegenden
Wandel der wirtschaftlichen und sozialen
Strukturen aufgrund der zunehmenden In-
dustrialisierung, kräftigen Bevölkerungs-
wachstums und deutlich verbesserter Ver-
kehrserschließung kam. Der Verlust alter
landesgeschichtlich bedingter Bindungen,
kultureller Eigenarten und traditioneller
Rechte war also kein Schleswig-Holstein-
spezifischesPhänomen, sondern trat über-
all auf deutschen Territorien zutage. Auch
Sprachenstreitigkeiten gab es nicht nur in
Nordschleswig, sondern ab 1871 auch in
Elsass-Lothringen und seit langem über-
kommen insbesondere in Westpreußen23.

Dennoch: Die Menschen in den beiden
Herzogtümern waren nicht freiwillig zu
Preußen geworden, sie sahen sich als
„Muss-Preußen“24. In den Anfangsjahren
1867 ff. dominierte daher die Ablehnung
aller Maßnahmen, die mit der Integration
Schleswig-Holsteins in ein zentralistisch
regiertes Preußen verbundenwaren. Theo-
dor Mommsen attestierte seinen Lands-
leuten dabei eine „träge Verdrießlich-
keit“. Spiegelbildlich dazu sahen die preu-
ßischen Beamten die neuen Untertanen
ebenfalls äußerst kritisch. Eckardt Opitz
zitiert folgende Stimmen25:

„Der Mehrzahl nach sind die Bewohner von
Holstein ein träger und nur um materielles
Wohlleben bemühter Volksstamm. Sie hän-
gen am Alten, sind jeder Neuerung abgeneigt, in
hohem Maße geizig, wollenmöglichst gar keine
Steuern zahlen. Die ganze Provinz, sowohl in
Schleswig als in Holstein, ist schwerfällig im
Denken und Handeln, ist zäh bei einer einmal
vorgefassten Meinung, liebt aber vor allemRuhe
und Wohlbehagen.“

Aus dem Wunsch der Bevölkerung nach
Ruhe leiteten die preußischenBeamten ab,
dass festes Auftreten der Behörden helfe,
Unruhen zu vermeiden.

Die einzuschlagenden Verwaltungsrefor-
men betrafen dabei nicht nur die Ver-
waltungsorganisation im engeren Sinne.
Auch ging es um die Durchsetzung der
allgemeinenWehrpflicht und die Einführung
neuer Steuern. Der allgemeinenWehrpflicht
entzogen sich viele Schleswig-Holsteiner
durch Auswanderung. Hinsichtlich der
Besteuerung wurde in Schleswig-Holstein
1867erstmalseineEinkommen-undGe-
werbesteuer eingeführt, die zwar als ge-
recht galt, von der Bevölkerung aber als
drückend empfunden wurde.

III. Wettlauf gegen die Zeit

Mit Blick auf die Verwaltungs- und Ge-
richtsstrukturen in Schleswig-Holstein
und die übrigen neuen preußischenStaats-

gebiete stand die preußische Regierung
unter Führung Bismarcks wegen Art. 96
und 105 der Preußischen Verfassung
unter besonderem Druck, sahen diese bei-
den Bestimmungen doch vor, dass Re-
formmaßnahmen nur im Wege förm-
licher Gesetzgebung mit parlamenta-
rischer Beteiligung durchgeführt werden
konnten. Insoweit half Bismarck jedoch
eine zeitliche Lücke. Das Inkrafttreten der
Preußischen Verfassung für die neuen
Staatsgebiete war nämlich auf den 1. Ok-
tober 1867 festgelegt worden. Da die in-
nerpreußische Diskussion um eine Kreis-
verfassung bereits seit 1859, also seit acht
Jahren, andauerte, ohne dass sich eine
Verständigung mit den beiden für die Ge-
setzgebung zuständigen Kammern ab-
zeichnete, galt es, vor dem 1.10.1867 in
Schleswig-Holstein, Hannover, Kurhes-
sen, Nassau und in der ebenfalls annektier-
ten früheren freien Reichsstadt Frankfurt zu
Lösungen im Verordnungswege so-
wohl für die Verwaltungsstruktur als auch
für die Gebietsgliederung und die innere
Kreisverfassung zu kommen.

Dabei griff die dringend gebotene Tren-
nung von Verwaltung von Justiz auch in
Schleswig-Holstein besonders stark in
überkommene Gewohnheiten der Bevöl-
kerung ein, da insoweit jedenfalls zum Teil
eine gewisse Selbstverwaltung, die lokalen
Gegebenheiten Rechnung getragen hatte,
stattgefunden hatte. Im Justizwesen wur-
den in Schleswig-Holstein nunmehr 70
Amtsgerichte, die drei Landgerichte Alto-
na, Flensburg und Kiel, sowie ein Ober-
landesgericht für die gesamte Provinz ge-
schaffen. Verwaltungsmäßig wurden zu-
nächst zwei getrennte Regierungen beibe-
halten, erst am 20.6.1868 – also nach
Erstreckung der Verfassungsgeltung auch
auf Schleswig-Holstein – wurde eine ge-
meinsame Regierung für beide Herzogtü-
mer gebildet.

Um das Inkrafttreten der Verfassung in den
neu erworbenen Gebieten regierungsseitig
zeitlich zu unterlaufen, ging es imSeptem-
ber mit dem Erlass von Verordnungen
Schlag auf Schlag: Am 9.9.1867 wurde
die Kreisverfassungsverordnung für den
Regierungsbezirk Wiesbaden erlassen,
am 12.9.1867 die Amts- und die Kreisver-
fassungsverordnung für die Provinz Han-
nover, am 22.9.1867 die Verordnung be-
treffend die Kreis- und Distriktsbehörden
sowie die Kreisvertretung in der Provinz
Schleswig-Holstein und am 26.9.1867
schließlich die Kreisverfassungsverord-
nung für den Regierungsbezirk Kassel26.

21 Dazu näher Opitz, Schleswig-Holstein, 1988, S.
207.

22 Galette, 125 Jahre Kreise in Schleswig-Holstein, in:
125 Jahre Kreise in Schleswig-Holstein, 1992, S. 7
(9).

23 Opitz (Fn. 21), S. 207.

24 Opitz (Fn. 21), S. 207.

25 Opitz (Fn. 21), S. 208.
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IV. Kreisordnungen vermittelte Bild der
Unsicherheit

Mit diesen Verordnungen konnte die Vor-
herrschaft der adeligen Großgrundbesitzer
auf den Kreistagen gebrochen werden.
Dabei wurde im ehemaligen Kurhessen
die dort bestehende Kreiseinteilung beibe-
halten, während es in Nassau zuvor keine
Kreise gegeben hatte und dortige Ämter
zusammengelegt wurden. Die Präsenta-
tion des Landrats durch eingesessene Ver-
treter und deren Mitverantwortung am po-
litischen Geschehen des eigenen Raumes
wurde in den Provinzen nur zum Teil ein-
geführt, auch erhielt der Kreisvorsteher
nicht überall den Titel eines Landrats, son-
dern wurde in der Provinz Hannover Kreis-
hauptmann genannt. Die Kreisordnun-
gen des Jahres 1867 vermitteln – an-
gesichts der bereits seit 1859 in Preußen
strittig geführten Debatte keine Überra-
schung – letztlich ein Bild der Unsicher-
heit und einer noch fehlenden gestalteri-
schen Konzeption. In Schleswig-Holstein
wurden neben einer Regelung für die Krei-
se auch eine Landgemeindeordnung und
eine Provinzial-Ständeverfassung ge-
schaffen. Die historischen Landschaften
und Ämter sowie auf dynastische Verhält-
nisse zurückzuführende Bezirke, aber
auch Güter, Köge, Städte und Klöster wur-
den durch die Kreisordnung möglichst un-
ter Bewahrung der historischen Grenzen
zunächst in 19 Landkreisen mit einem
Landrat an der Spitze sowie dem Stadt-
kreis Altona zusammengefasst. Auf der
Ebene darunter befanden sich 1.724 Land-
gemeinden und 360 Gutsbezirke.

Trotz der bei der Reform im Rahmen des
Möglichen an den TaggelegtenBehutsam-
keit begegneten breite Kreise der
Schleswig-Holsteiner den Reformen
mit großer Skepsis insbesondere wegen
des das Überkommene allzu geringschät-
zig abwertende und bevormundende Ver-
halten mancher altpreußischer Beamten27.

Hinsichtlich des Gebietsbezuges be-
stand für Schleswig-Holstein die Vorgabe,
dass die Kreise möglichst 570 – 850 km2

umfassen und über 40.000 – 60.000 Ein-
wohner verfügen sollten. Die Ersetzung der
alten Verwaltungsstrukturen durch Kreise
nach diesen Vorgaben führte zu einem
Verlust an Publikumsnähe der Verwaltung
und erschwerte damit die Zustimmung der
Bevölkerung zu der neuen Organisa-
tionsstruktur, die dann aber – insbeson-
dere von kriegsbedingten Veränderungen
abgesehen – nahezu unverändert für
mehr als 100 JahreBestand haben sollte.

Hinsichtlich der inneren Kreisverfas-
sung kritisiert Galette28:

„Obgleich die Vorarbeiten zu einer neuen zeitge-
mäßen Kreisverfassung im Zeitpunkt der Anne-
xion der Herzogtümer 1867 bereits sehr weit
fortgeschritten waren, glaubte die preußische
Regierung dennoch, die neu gebildeten schles-
wig-holsteinischen Kreise nach dem in den alten

Provinzen geltenden, längst als überholt und
reformbedürftig erkannten Recht organisieren
zu sollen.“

Galette verschweigt dabei, dass das ge-
wählte Vorgehen allein schon den obwal-
tenden Rechts- und Machtverhältnissen
geschuldet war.

In den schleswig-holsteinischen Kreisen
bestand durch die Vertretung der Land-
schaften und der Kirchspielsgemeinden
ein deutlicher Bezug zur Kreisverfassung
der östlichen Provinzen, doch fehlte hier –
ebenso wie bereits zuvor in den Westpro-
vinzen – das wichtigste Kriterium, nämlich
dass der Landrat unter Mitwirkung der
Kreiskorporation kreiert wurde29. In
den Provinzen Schleswig-Holstein, Han-
nover und im Regierungsbezirk Kassel
wurde sowohl den Städten und Landge-
meinden als auch den größeren Grund-
besitzern eine Vertretung auf den Kreis-
tagen eingeräumt, um auf diese Weise
Erfahrungen für Preußen insgesamt zu
sammeln30. In Schleswig-Holstein war je-
der landrätliche Kreis ein kreisständischer
Verband, der aus den drei Ständen der
Besitzer größerer Güter, der Städte und
der Landgemeinden bestand. Die Stim-
menzahl der Gutsbesitzer betrug grund-
sätzlich bis zu einem Drittel, in den Kreisen
Eckernförde, Oldenburg und Plön bis zur
Hälfte aller Stimmen. Aufgrund der Kreis-
ordnung von 1867 vermochte sich in den in
Schleswig-Holstein gebildeten Kreisen ein
gewisses kommunales Eigenleben zu ent-
wickeln, das zuvor in den beiden Herzog-
tümern außerhalb der Landschaften Dith-
marschens und Eiderstedts weitgehend
unbekannt gewesen war31.

V. Die neuen Kreisordnungen 1872 –

1988

Der Weg hin zu den neuen preußischen
provinziellen Kreisordnungen war immer
noch sehr lang. Nach der Eingliederung
der drei neuen Provinzen in den Preußi-
schen Staat erlangte das Projekt einer
neuen Kreisordnung politisch aber neue
Relevanz, da im Laufe der Zeit ein Flicken-
teppich lokaler Verwaltungsstrukturen ent-
standen war, der bereinigt werden musste.
Angesichts dessen begann Eulenburg
nunmehr damit, das Gesetzgebungspro-
jekt konsequent zu konkretisieren. Über-
triebene Rücksichtnahmen auf den stän-
dischen Konservatismus konnten dabei
angesichts der gleich mehrfach veränder-
ten Lage wegen der Beilegung des Verfas-
sungskonflikts und der Erringung der po-
litischen Führungsmacht im norddeut-
schen Bund – vermeintlich – unterbleiben,
da die beiden Parteien, auf die sich die
Regierung fortan stützte, nämlich die Na-
tionalkonservativen und Freikonservativen,
eine Reform der ostelbischen Kreisordnun-
gen sowie die Schaffung von drei Wahlver-
bänden der Städte, Landgemeinden und
des großen Grundbesitzes, forderten, und

zudem die Kompetenzen der Kreise in
Richtung echter Kommunalverbände er-
weitert werden sollten.

Dass sich der Weg insbesondere im Her-
renhaus dennoch als ausgesprochen dor-
nenreich erweisen sollte und Bismarck
hierbei eine äußerst ambivalente Rolle
spielte, ist eine eigene, in ihren Details sehr
spannende Geschichte, die ich an anderer
Stelle32 entfaltet habe und auf die hier ver-
wiesen werden muss.

Im Ergebnis kam es am 13.12.1872 zur
Verkündung einer „Kreisordnung für die
Provinzen Preußen, Brandenburg, Pom-
mern, Posen, Schlesien und Sachsen“,
während erst nach Beilegung des Kultur-
kampfes der Erlass von Kreisordnungen für
die neuen Provinzen angegangen wurde.
Begonnen wurde mit der Provinz Hanno-
ver, wo es bei der Erörterung der Gesetze
noch einmal sehr heftige Auseinanderset-
zungen über die Vor- und Nachteile der
bürokratisch strukturierten Amtsverfas-
sung einerseits und der Kreisverfassung
andererseits, bei der die Landräte dem
Kreis der Grundbesitzer entnommen wur-
den, gab. Erst in der zweiten Hälfte der
1880er Jahre ging es dann Schlag auf
Schlag. Mit den Kreisordnungen für die
Provinz Hannover vom 6.5.1884, für die
Provinz Hessen-Nassau vom 7.6.1885, für
die Provinz Westfalen vom 31.7.1886, für
die Rheinprovinz vom 30.5.1887 und –

ganz am Ende – für die Provinz Schles-
wig-Holstein vom 26.5.1888. Hinzuzufü-
gen ist, dass eine Übertragung auf die
Provinz Posen aus den weiterhin fortbe-
stehenden politischen Bedenken auch
dann nicht erfolgte.

Mit diesen Kreisordnungen wurde die Glie-
derung des Kreistags nach Kreisständen
jeweils beendet. Erst jetzt entstand ein
einheitliches Kollegium gleichberech-
tigter Abgeordneter ohne Sonderrech-
te bestimmter Abgeordnetengruppen. Von
einer gleichen und allgemeinenWahl konn-
te allerdings auch jetzt nicht die Rede sein.
Es fand eine getrennte Wahl der städti-
schen und ländlichen Abgeordneten statt,
wobei die Aufteilung grundsätzlich nach
dem jeweiligen Bevölkerungsanteil erfolg-
te. Die städtischen Abgeordneten durften
aber nicht mehr als die Hälfte aller Abge-
ordneten stellen, in Kreisen mit nur einer
Stadt sogar nicht mehr als ein Drittel. Die
verbleibenden Sitze fielen grundsätzlich je
zur Hälfte den beiden Wahlverbänden der
größeren Grundbesitzer einerseits und der
Landgemeinden andererseits zu.

26 Henneke (Fn. 2), S. 105.

27 Galette (Fn. 22), S. 9 (22).

28 Galette (Fn. 22), S. 9 (27).

29 von Unruh (Fn. 13), S. 24.

30 von Unruh (Fn. 13), S. 125.

31 Galette (Fn. 22), S. 9 (30).

32 Henneke (Fn. 2), S. 106 – 123.
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In Eiderstedt, Husum, Norder- und Süder-
Dithmarschen fielen sie insoweit nur an den
Wahlverband der Landgemeinden. Dem-
gegenüber erhielten in Eckernförde, Ol-
denburg und Plön die größeren Grundbe-
sitzer die Hälfte der Sitze. Die städtischen
Abgeordneten wurden entsprechend ihres
Bevölkerungsanteils an der Gesamtsitz-

zahl berücksichtigt. Der Rest entfiel dort
auf die Landgemeinden.

Der Landrat wurde vom König ernannt
und musste entweder die Befähigung
zum höheren Verwaltungs- oder Justiz-
dienst aufweisen oder seit mindestens ei-
nem Jahr dem Kreis durch Grundbesitz
oder Wohnsitz angehören und zudem vier

Jahre lang als Referendar im Vorberei-
tungsdienst bei Gerichten oder Verwal-
tungsbehörden des Kreises tätig gewesen
sein. Bei Erfüllung dieser Voraussetzungen
konnte der Kreistag geeignete Personen
zur Ernennung vorschlagen und hatte da-
mit ein gewisses, wenngleich begrenztes
Präsentationsrecht.

Quelle: Gebietsänderung der Provinz Schleswig-Holstein 1876 bis 1937. Aus: Historischer Atlas Schleswig-Holstein. 1867-1945, hrsg. von I.E.Momsen, E. Dege, U.
Lange, Neumünster 2001, S. 169.
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Diese Kreisordnung überstand nicht nur
dieRevolution von1918, sondern galt auch
in der Weimarer Republik und im Dritten
Reich fort, ehe sie im Jahre 1950 nach einer
Geltungsdauer von 62 Jahren in Schles-
wig-Holstein durch eine neue Kreisord-
nung ersetzt wurde.

D. Gebietsveränderungen

Wurden 1867 in der Provinz Schleswig-
Holstein zunächst 20 Kreise eingerichtet,
davon 9 in Schleswig und 11 in Holstein,
veränderte sich diese Zahl im Zeitverlauf
wie in Tab. 1 dargestellt.

Weitere Gebietsveränderungen, die das
Gebiet einzelner Kreise veränderten, aber
nicht deren Zahl und Grundstruktur, gab es
1937 durch dasGroß-Hamburg-Gesetz,
mit dem insbesondere Gebietsbereinigun-
gen im Verhältnis zu Hamburg vorgenom-
men wurden, die die Kreise Pinneberg
(Schnelsen an Hamburg), Stormarn (grö-
ßere wechselseitige Bereinigungen) und
Herzogtum Lauenburg (hinzutreten von
Geesthacht) betrafen. Außerdem kam der
Domhof in Ratzeburg von Mecklenburg-
Strelitz zu Schleswig-Holstein.

Schließlich wurde durch das Barber-
Ljaschtschenko-Abkommen vom
13.11.1945 eine mehrere Gemeinden in
Schleswig-Holstein und Mecklenburg be-
treffende, vorwiegend strategisch beding-
te Bereinigung der Zonengrenze vorge-
nommen, die 1990 nach der Wiederver-
einigung nicht rückgängig gemacht wurde.

Seither ist die Gebietsstruktur auf Kreis-
ebene in Schleswig-Holstein unverändert.

E. Resümee

Die eingangs aufgeworfenen Fragen sind
daher wie folgt zu beantworten:

I. König Wilhelm durfte am 22.9.1867 –

gerade noch – die Kreisbildung in Schles-
wig-Holstein im Verordnungswege ver-
fügen und eine Kreisverfassung schaffen,
da die preußische Verfassung, die hierfür
eine Gesetzesbindung vorsah, in der Pro-
vinz Schleswig-Holstein erst am 1.10.1867
in Kraft trat.

II. Am 22.9.1867 hätte man angesichts der
ablehnenden Haltung der schleswig-
holsteinischen Bevölkerung nicht prog-
nostiziert, dass 150 Jahre später der Erlass
der preußischen Kreisordnung in Schles-
wig-Holstein feierlich gewürdigt werden
würde.

III. Da derKreis Eutin erst 1937 und damit
70 Jahre später gebildet und in die preu-
ßische Provinz Schleswig-Holstein einge-
gliedert wurde, kann dort 2017 – anders als
in Segeberg – nur auf eine (erst) 80-jäh-
rige Kreiszugehörigkeit zurückgeblickt
werden.

IV. Die Kreisbildung 1867 hat unbestreitbar
räumliche Identitäten und eine Identifi-

kation der Bevölkerung mit dem jewei-
ligen Kreisgebiet geschaffen. Das ist al-
lemal feierliche Würdigungen angesichts
im Zeitverlauf nahezu unveränderter Kreis-
grenzen wert.

V. Um die Geburtsstunde von Kreiss-
elbstverwaltung im heutigen Sinne han-
delt es sich bei der Kreisordnung für die
Provinz Schleswig-Holstein aus dem Jahre
1867 aber nicht. Diese hat erst mit den
provinziellen Kreisordnungen ab 1872 und
dabei für die Provinz Schleswig-Holstein
erst ganz zum Schluss zum 1. April 1889
eingesetzt und mit Art. 74 S. 1 der Ver-
fassung des Freistaates Preußen vom
20.11. 192033 und seiner einfachgesetz-
lichen Umsetzung ihren ersten Abschluss
gefunden, bevor sie 1933 für zwölf Jahre
auch auf dieser Ebene brutal unterdrückt
wurde.

„Auferstanden aus Ruinen und der Zukunft
zugewandt“ und so stark wie nie zuvor
geworden ist die Kreisselbstverwaltung
auch in Schleswig-Holstein nach dem 8.
Mai 194534, wobei die Flüchtlingsversor-
gung und Unterbringung gerade in Schles-
wig-Holstein zunächst im Vordergrund
stand. Der Schleswig-Holsteinische Land-
kreistag war auch angesichts dessen noch
1945 zunächst als „Landkreisvereinigung

der Provinz Schleswig-Holstein“ nach der
am 30.10.1945 gegründete Arbeitsge-
meinschaft kurhessischer Landkreise der
zweite Verband, der sich im Nachkriegs-
deutschland auf Landesebene gegründet
hat, um auf dieser Basis mit Erfolg die
Wiedergründung des Deutschen Land-
kreistages am 10.2.1947 zu betreiben.

2022 wird der Deutsche Landkreistag in
Berlin daher ein Dreifachjubiläum bege-
hen:

• 150 Jahre Preußische Kreisord-
nung

• 100 Jahre Deutscher Landkreistag

• 75 Jahre Wiederbegründung nach
dem Zweiten Weltkrieg. &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte der

Deutschen Landkreise e.V., Berlin

Tab. 1

Jahr Kreise Stadt-
kreise

Summe Veränderung

1867 19 1 20

1876 20 1 21 Eingliederung Herzogtum Lauenburg in Provinz
SH

1883 20 2 22 Stadtkreis Kiel gebildet

1888 20 3 23 Stadtkreis Flensburg gebildet

1901 20 5 25 Stadtkreise Neumünster und Wandsbek gebil-
det

1907 20 5 25 Restkreis Kiel in Bordesholm umbenannt

1920 17 5 22 Kreise Apenrade, Hadersleben und Sonderburg
an Dänemark abgetreten, Teile der Kreise Ton-
dern und Flensburg ebenfalls

1922 18 5 23 Helgoland erhält Kreisstatus

1932 16 5 21 Kreise Helgoland und Bordesholm aufgelöst

1937 17 4 21 Eingliederung Hansestadt Lübeck und Landes-
teil Lübeck des Freistaats Oldenburg als Kreis
Eutin in Provinz SH; Ausgliederung der Stadt-
kreise Altona und Wandsbek nach Hamburg

1970 12 4 16 Bildung der Stadt Norderstedt aus je zwei Ge-
meinden der Kreise Pinneberg und Stormarnmit
Zuordnung zum Kreis Segeberg;
Fusion der Kreise Südtondern, Husum und Ei-
derstedt zum Kreis Nordfriesland;
Fusion von Norder- und Süder-Dithmarschen;
Fusion der Kreise Rendsburg und Eckernförde;
Fusion der Kreise Eutin und Oldenburg zum
Kreis Ostholstein

1973 11 4 15 Fusion der Kreise Schleswig und Flensburg-
Land

33 Dazu Henneke (Fn. 2), S. 167.

34 Dazu Henneke (Fn. 2), S. 245 ff.
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Entwicklung der Kreisaufgaben im langen
19. Jahrhundert bis zum Großen Krieg

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
A. Die Situation auf dem Lande in der

ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts

Die flächendeckend sich über Preußen
erstreckenden Kreise waren aufgrund der
Trennung von Stadt und Land für die Ver-
waltung des „platten Landes“ zuständig.
Mehr als zwei Drittel der deutschen Er-
werbsbevölkerung waren zu Beginn des
19. Jahrhunderts in der Landwirtschaft be-
schäftigt. Ihr Leben war eintönig, an die
Scholle gebunden und warf für die Bauern
nur ein sehr bescheidenes Einkommen ab.
Gleichwohl war der Agrarsektor der maß-
geblichste Wirtschaftszweig, sodass jeder
Innovation in der Landwirtschaft für die
gesellschaftliche Entwicklung eine zentrale
Bedeutung zukam. Bis zur Bauernbefrei-
ung 1807 konnten die unteren Schichten
weder ihren Wohnort noch ihren Beruf und
ihre Arbeitsstelle frei wählen. Ihr Leben
unterlag strengen, von den Grundherren
überwachten Regeln.

Chausseen gab es bis zum Ende des 18.
Jahrhunderts nur in den Städten, erst wäh-
rend der französischen Herrschaft begann
der Ausbau von Chausseen über Land;
auch Stein ließ zu seiner Zeit in Westfalen
Ende des 18. Jahrhunderts eine Überland-
straße errichten. Was unter Napoleon be-
gonnen wurde, führte Preußen nach 1815
fort, indem es bereits während der ersten
Hälfte des 19. Jahrhunderts zu einem ra-
santen Ausbau der Verkehrswege und der
Wasserstraßen kam. So machte sich auch
Stein um die Schiffbarmachung der Ruhr
verdient. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts
war es den meisten Menschen nicht mög-
lich zu reisen, um andere Städte oder
Länder zu sehen. Matthias von Hellfeld1

beschreibt anschaulich:

„Und wenn sie ihre Region doch einmal verlassen
konnten, dann traten sie eine beschwerliche Rei-
se an, die sie in Pferdewagen über lehmige Wege
von einemOrt zum anderen brachte. Denmeisten
Menschen wird ein derartiges Vergnügen aller-
dings verwehrt geblieben sein, weil sie weder das
Geld noch das Interesse hatten, ihre heimatliche
Umgebung zu verlassen. Reisen aus privaten
oder beruflichen Gründen waren höchst selten,
Straßen waren weder geteert noch kartogra-
phiert. Die Pferdewagen holperten über Kopf-
steinpflaster oder lehmige Böden, was das Rei-
sen verlangsamte und zur Strapaze machte.“

Die Kommunikation und Interaktion der
Menschen in den Kreisen war also sehr
eingeschränkt. Es gab nicht nur keine aus-
gebauten Verkehrswege, es gab auch kein
elektrisches Licht, kein Telefon und natür-
lich auch keine Eisenbahn. Preußen ver-
waltete mithin mit den Kreisen auf der un-
teren Ebene eine rückständige, kaum mo-
bile und wenig technisierte Agrargesell-

schaft, was dazu führte, dass die Kreisver-
waltung in der Regel nur aus dem Landrat,
einem Sekretär, einem Boten und einem
Ausreiter bestand; daran änderte sich in
denmeisten Kreisen im Laufe des 19. Jahr-
hunderts nur wenig, auch wenn in diesem
Jahrhundert „die Verwandlung der Welt“
(Jürgen Osterhammel) stattfand.

B. Die Verwandlung der Welt nimmt
Fahrt auf

Das Zauberwort des 19. Jahrhunderts hieß
Industrialisierung; deren Standorte waren
allerdings höchst ungleich über das Land
verteilt. Die Industrialisierung machte aus
Preußen einen hoch entwickelten, innova-
tiven und stark technisierten Staat bei dra-
matisch sich auftuenden räumlichen Dis-
krepanzen. Gab es 1800 weder Straßen
noch Eisenbahnen, erstreckte sich 1880
ein Spinnennetz aus 34.000 km Gleisen
über das Land, auf denenMenschen eben-
so wie Güter und Waren immer schneller
transportiert wurden. Auch gab es 1800
keine Hochöfen, während sich 100 Jahre
später im ursprünglich platten Land um die
Ruhr oder an der Saar gigantisch wach-
sende – oft kreisfrei gewordene – Städte
rund um die Schlote und Zechen bildeten.
Aufgrund der Industrialisierung und der
zunehmenden Verkehrsverbindungen ver-
änderten sich die Produktionsbedingun-
gen ebenso wie die Familienstrukturen er-
heblich. Es kam zu einer räumlichen Tren-
nung von Erwerbsarbeit und Haushalt.

Die Bevölkerung wuchs explosionsartig,
mit ihr wuchs leider auch die strukturelle
Armut und es kam zu erheblichen Binnen-
wanderungen vom platten Land in die In-
dustriegebiete und zudem zu mehreren
Auswanderungswellen vom platten Land
insbesondere nach Amerika. Die Fabriken,
Hütten und Gruben mit den sie umgeben-
den, sich rasch ausbreitenden Städten
brauchten immer mehr Arbeitskräfte und
schufen zugleich weitere Arbeitsplätze für
Lehrer, Ärzte, Handelsgeschäfte, Anwälte
usw. Trotz der enormen Binnenwanderun-
gen wäre es falsch, von „Landflucht“ zu
sprechen, weil auch auf dem platten Land
die Bevölkerung absolut gesehen deutlich

zunahm; es fanden dort allerdings bei Wei-
tem nicht alle Nachgeborenen Arbeit. Die
Menschen mussten also sehr viel mobiler
und flexibler werden als in der Vergangen-
heit.

Für die Kreise des platten Landes verän-
derte sich ihr Aufgabenfeld nur in begrenz-
tem Maße, während es in den Industrie-
gebieten zu immer mehr Auskreisungen
kam. Es gab aber auch Industriekreise
wie Recklinghausen, bei denen es im Ver-
lauf des 19. Jahrhunderts zu einem enor-
men Aufwuchs an Aufgaben wie an Mitar-
beitern kommen sollte.

Der gegliederten preußischen Verwaltung
ist es im 19. Jahrhundert insgesamt in
beispielhafter Weise gelungen, die Umwäl-
zungen durch die Industrialisierung und
bahnbrechende Erfindungen wie die Foto-
grafie 1826, den Elektromotor 1834, den
Kunstdünger 1841, den Fernsprecher
1861, den Otto-Motor 1876, die Glühlam-
pe 1879, den Kraftwagen 1886 und Rönt-
genstrahlen 1895 von Staatsseite zu be-
gleiten, zu steuern und zum Teil durch
staatliches Engagement zu fördern. Dabei
beschränkte sich die Verwaltung strikt auf
das für wesentlich Gehaltene. Während die
erste in Deutschland erlassene Einkom-
mensteuer im Jahr 1808 einen Steuertarif
zwischen 0,66 v.H. und 20 v.H. vorsah,was
unter den gegebenen außergewöhnlichen
Umständen als erforderlich angesehen
wurde, um den Staatsbankrott abzuwen-
den2, sah die preußische Einkommen-
steuer von 1891 nur eine Belastung zwi-
schen 0,66 v.H. und 4 v.H. vor. Der Satz bei
der Umsatzsteuer belief sich 1916 auf 0,1
v.H. des Warenpreises. Der Staatsanteil
erreichte knapp 14 % der Investitionen.

C. Provinzielle Kreisordnungen und
Besteuerungsbefugnis gegenüber
Kreiseingesessenen

Ab 1825 kam es sukzessive zur Einführung
provinzieller Kreisordnungen. Gutsbesit-
zer, Städte und Bauernstand wurden zu
Kreisständen in den bestehenden landrät-
lichen Kreisen zusammengefasst. Adliger
Stand war nirgends mehr ein Erfordernis
zur Ausübung ständiger Rechte. Die
fortbestehende ständischeGliederung leg-
te also nicht mehr den Geburtsstand, son-
dern die Grundbesitzverhältnisse zugrun-
de. Nach den Freiheitskriegen waren auch
Bürgerliche oder neu geadelte Gutsbesit-
zer als Rittergutsbesitzer Mitglieder der

1 von Hellfeld, Das lange 19. Jahrhundert, 2015, S.
16 f.

2 Dazu ausführlich: Henneke, Öffentliches Finanzwe-
sen. Finanzverfassung. Eine systematische Darstel-
lung, 2. Aufl. 2000, Rn. 27.
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Kreisstände geworden, die dadurch in so-
zialer Hinsicht ein anderes Gepräge als
noch im 18. Jahrhundert erhielten. Die
städtischen Abgeordneten repräsentierten
den Kapitalbesitz.

Die Kreisordnung für die Rheinprovinzen
und Westfalen vom 13.7.1827 hat mit der
Einführung von Kreisständen im Westteil
Preußens die Struktur der dortigen Kreise
verändert, die nun zugleich staatliche und
kommunalständische Bezirke wurden. Von
kommunaler Selbstverwaltung konnte
man aber auch mit den Kreisordnungen
ab 1825 noch nicht sprechen, da der Kreis-
tag lediglich die Kreisverwaltung des Land-
rats in kommunalen Angelegenheiten zu
begleiten und zu unterstützen hatte und
seine Beschlüsse der Genehmigung der
Bezirksregierung bedurften. Seine Haupt-
aufgabe war die Repartierung der Staats-
steuern und Äußerungen zu den von den
Staatsbehörden den Kreisangehörigen
auferlegten Abgaben und Diensten.

Der Landrat blieb weiterhin staatlicher Be-
amter und wurde zum „Gegenspieler“ der
Kreisstände, die er als landesherrlicher
Kommissar einzuberufen und ohne eige-
nes Stimmrecht als Landrat zu leiten und
deren Beschlüsse er als Kommissar im
Auftrage der Bezirksregierung auszuführen
hatte, ohne in die Kommunalverwaltung
eingebunden zu sein. Der Landrat musste
allerdings in der Regel dem Stand der
ritterlichen Gutsbesitzer entnommen wer-
den, wobei die Kreisstände auch in den
westlichen Provinzen ein Präsentations-
recht erhielten. Die Landräte wurden in
Westfalen zu drei Viertel und im Rheinland
– trotz dessen ausgeprägter städtischer
Struktur – immerhin noch zur Hälfte aus
dem Adel rekrutiert. Der ausschließlich
staatliche Charakter des Landrats erfuhr
dadurch eine besondere Betonung, dass
er in die neu geschaffene Kategorie der
politischen Beamten einbezogen wurde,
die jederzeit von der Regierung ohne
Begründung und ohne Zustimmung der
Stände abberufen werden konnten.3

Finanziert wurden die Kreise ursprünglich
ausschließlich aus dem staatlichen Etat.
Die Kreiskasse war eine staatliche Steuer-
kasse. 1841 (in Brandenburg, Pommern,
Posen, Sachsen undWestfalen) bzw. 1842
(in Schlesien, Ost- und Westpreußen), also
zu Beginn der Regierungszeit König Frie-
drich Wilhelms IV. erhielten die Kreisstände
die Befugnis zur Besteuerung der Kreisein-
gesessenen durch Erhebung von Kreisab-
gaben für gemeinnützige, im Interesse des
ganzen Kreises liegende Einrichtungen,
wobei über den Aufbringungsmodus im
Einzelnen normativ nichts bestimmt war.
Es konnten Zuschläge zu allen oder auch
nur zur einzelnen Staatssteuern erhoben
werden. Für die Rheinprovinz galt diese
Befugnis erst ab 1846. Die Kosten der
Kreisverwaltung wurden indes weiterhin
vom staatlichen Etat getragen.

Im Laufe der Zeit entwickelte sich die Betei-
ligung der Kreisstände in einzelnen Kreisen
immer weiter. So wurde über Förderungen
aus dem Meliorationsfonds ebenso ent-
schieden wie über den Straßenbau und
1846 im Kreis Siegen über die erste Wie-
senordnung.

Bereits 1831 eröffneten die Stände des
Kreises Schleusingen in der Nähe von Suhl
die erste Kreissparkasse in Preußen, was
mittelfristig schneeballartige Effekte nach
sich zog. 1850 wies ein Erlass des Preußi-
schen Landwirtschaftsministers auf die Er-
richtung von Kreissparkassen und die
Gründung von Hebestellen auf dem fla-
chen Land hin. 1854 bezeichnete eine Ver-
fügung der Minister für Inneres und für
Handel ausdrücklich den Kreis als geeig-
neten Bezirk für die Sparkasse, in dem

„die Kreisstände weit eher in der Lage wären, die
gesetzlich vorgeschriebene Garantie der Spar-
kasse zu übernehmen als dies bei den städti-
schen, namentlich den kleinen Kommunen mög-
lich wäre“.

Deshalb bezeichnete es die Weisung als
notwendig, in jedem landrätlichen Kreis
mindestens eine Kreissparkasse zu grün-
den.4 Von anderen Kreisen wurde 1841
beantragt, im Rahmen der Wohlfahrtspfle-
ge den Landarmenfonds von der Regie-
rung zur eigenen Verwaltung zu über-
nehmen und künftig selbst für ihre Land-
armen zu sorgen.

Zu einer organisatorischen Fortentwick-
lung der überkommenen kurmärkischen
Kreisverfassung ist es durch die provinziel-
len Kreisordnungen und durch die
Ausführungsbestimmungen der Regierung
nicht gekommen, was unterschiedliche
Beurteilungen über die Bedeutung der
Kreise in dieser Zeit hervorgerufen hat5 wie

• abhängige Ständekorporation,

• Ablieferungsstelle für Ortsteuerkassen,

• ausgeprägter junkerlicher Klassen-
geist.

Der große Sohn Borbys, der 1815 dort
geborene Lorenz von Stein, arbeitete da-
gegen bereits seinerzeit6 heraus, dass mit
der wachsenden wirtschaftlichen Unab-
hängigkeit des kleinen Grundbesitzes das
Bedürfnis nach allgemeiner Teilnahme an
der Verwaltung entstehen und die Notwen-
digkeit eintreten konnte, eine Form zu fin-
den, in einem gemeinsamen größeren Kör-
per der Selbstverwaltung zusammenzutre-
ten.

Den dicken Strich unter die Entwicklung
der Kreise in der ersten Hälfte des 19.
Jahrhunderts zieht Georg Christoph von
Unruh7 zutreffend mit den Worten:

„Noch war es keine Selbstverwaltung mit der
verantwortlichen Teilnahme des Staatsbürger-
tums an der öffentlichen Verwaltung, aber doch
ein Ansatz für eine solche Entwicklung.“

D. Die Folgen der (Hoch-)Industriali-
sierung für die Kreise

Die aufgezeigte „Verwandlung der Welt“ im
19. Jahrhundert durch die Industrialisie-
rung ging nach der Gründung des Deut-
schen Reiches 1871 und dem Inkrafttreten
der Preußischen Kreisordnung 1872 in die
Phase der Hochindustrialisierung insbe-
sondere im Ruhrgebiet, rund um Berlin,
in Oberschlesien und an der Saar über. In
der LebensspanneOtto vonBismarcks von
1815 – 1898 vollzog sich in Deutschland
ein radikaler Umbau von rückständisch
geprägten Agrarländern zu einem führen-
den europäischen Industriestaat. Der
Reformprozess in Preußen ab 1807, der
nach und nach überkommene stände-
staatliche Organisationsformen überwand,
Geburtsprivilegien abschaffte und dafür
auf Freizügigkeit und Bildung setzte, leis-
tete dazu einen erheblichen, gesellschaft-
liche Kräfte freisetzenden Beitrag8.

In den vier Jahrzehnten nach der Reichs-
gründung versechsfachte sich die indu-
strielle Produktion; die Exporte vervierfach-
ten sich. Die Binnenwanderung nahmnoch
einmal deutlich zu. Viele Familien verließen
die ländlichen Gebiete und siedelten in den
Städten der neu entstehenden Ballungs-
zentren. In vielen aufgrund der fortschrei-
tenden Industrialisierung an ihren Rändern
immer weiter ins platte Land hinaus wu-
chernden Städten verzehnfachte sich bin-
nen kurzer Zeit die Einwohnerzahl, was mit
einem raschen Anstieg sozialer Probleme
einherging9.

I. Auskreisungen und die Aufspal-
tung in Landkreise und Industrie-
kreise

Während sich das Kreisrecht in Preußenbis
zum Ende des Großen Krieges nicht nen-
nenswert veränderte, kam es infolge der
(Hoch-)Industrialisierung insbesondere im
Ruhrgebiet zu erheblichen kommunalen
Umgestaltungen. Aber auch ansonsten
wuchsen die Städte zum Teil erheblich,
was entsprechend der Regelung in § 4
der Preußischen Kreisordnung zu Auskrei-
sungen führte.

So gab es bei der Kreisbildung in den
westlichen Provinzen 1816 mit Münster,
Aachen, Köln und Trier nur vier kreisfreie
Städte. Die Rangfolge der Einwohnerzah-
len der Städte in der Provinz Westfalen
lautete damals: Münster 15.000 Einwoh-
ner, Minden 6.800 Einwohner, Bielefeld

3 Leesch, Die Verwaltung der Provinz Westfalen 1815
– 1945, Struktur und Organisation, 1993, S. 43,
228 ff.

4 Dazu näher: von Unruh, Der Kreis, 1964, S. 111.

5 Dazu näher: von Unruh (Fn. 4), S. 114 f.

6 Lorenz von Stein, Verwaltungslehre, Teil 1, 1865, S.
500 ff.

7 von Unruh (Fn. 4), S. 115.

8 von Hellfeld (Fn. 1), S. 157.

9 von Hellfeld (Fn. 1), S. 191 ff.
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6.000 Einwohner, Paderborn und Herford
jeweils 5.800 Einwohner, Iserlohn 5.200
Einwohner und Soest 5.100 Einwohner.
Auch 25 Jahre später wiesen Städte wie
Dortmund und Bochum erst 7.600 bzw.
4.300 Einwohner auf.

Seit den 1870er Jahren sollte demgegen-
über eine rasante Einwohnerentwicklung
rund um Fabriken, Hütten und Gruben
einsetzen. Das führte dazu, dass bereits
1861 die Städte Barmen und Elberfeld, die
in der Weimarer Republik zu Wuppertal
fusionierten, kreisfrei wurden. 1872 kamen
Düsseldorf und Crefeld hinzu. Die erste
kreisfreie Stadt im Ruhrgebiet wurde
1873 Essen, 1874 gefolgt von Duisburg
und 1875 von Dortmund. Im selben Jahr
erhielt die Landgemeinde Gelsenkirchen
den Status einer Stadt. Auch danach ging
esmit denAuskreisungen peu à peuweiter.
Es folgten noch im 19. Jahrhundert Bo-
chum (1876), Bielefeld (1878), Hagen
(1887), Gelsenkirchen (1896) und Witten
(1899). Nach der Jahrhundertwende ging
es mit den Auskreisungen weiter. Beispiel-
haft genannt seien nur Städte, die heute
längst ihrerseits eingemeindet sind: Hörde,
Buer, Osterfeld, Wanne-Eickel, Watten-
scheid und Castrop-Rauxel.

Durch die regionale Konzentration der
(Hoch-)Industrialisierung gab es neben
der rasant zunehmenden, in das platte
Land hinein wuchernden Urbanisierung
weiterhin eine mehr oder weniger stati-
sche, nach wie vor durch die Landwirt-
schaft geprägte und dominierte ländliche
Welt, die nur indirekt und schwach von der
Industrialisierung berührt wurde. In ande-
ren Gebieten führte die Auskreisung von
größeren Städten die Kreise auf ländliche
und mittelstädtische Strukturen zurück.
Aus der in den Westprovinzen 1816 vor-
genommenen relativ homogenen Eintei-
lung der Kreise entwickelte sich mithin eine
Dreiteilung in kreisfreie Städte, ländliche
Kreise und industrialisierte Kreise. Mit an-
deren Worten wurde genau in dieser Epo-
che aus dem Kreis der Landkreis als do-
minanter Typus, von dem sich der Indus-
triekreis als Sonderform abhob10 und aus
dem die kreisfreien Städte ausschieden.

II. Aufgabenentwicklung der Kreise

Während die Aufgaben der kreisfrei gewor-
denenStädte im Folgenden außer Betracht
bleiben, ist die Aufgabenentwicklung der
Landkreise und der Industriekreise zwi-
schen der Reichsgründung und dem Gro-
ßen Krieg näher zu betrachten. Neben den
staatlichen Verwaltungsaufgaben war ein

Grundbestand an Aufgaben beiden Kreis-
typen gemeinsam. Dies gilt etwa für das
Armenwesen, die Sparkassen und die
Kreisstraßen. Diese wurden geradezu
zumMarkenzeichen der auch im ländlichen
Bereich begrenzt stattfindenden Moderni-
sierung von technischer Infrastruktur und
Wirtschaftsförderung. In den Industriekrei-
sen steigerten sich die sozialen, wirtschaft-
lichen und baulichen Anforderungen an
diese Aufgaben besonders. Andere Auf-
gaben wie die Landwirtschaftsförderung
einerseits oder die Industrieförderung an-
dererseits waren demgegenüber vom Ty-
pus des Kreises abhängig.

Mit Beginn der (Hoch-)Industrialisierung
entwickelten sich die Lebensverhältnisse
im Deutschen Reich räumlich immer weiter
auseinander. Die Lebensverhältnisse auf
dem platten Land traten in einen zuneh-
menden Gegensatz zum sozialen und po-
litischen Wandel in den Verdichtungsräu-
men, was von den verantwortlichen politi-
schen Kräften durchaus erkannt und wo-
rauf nicht zuletztmit der PreußischenKreis-
ordnung von 1872 reagiert wurde.

Abb. 1: Die Kreise in Westfalen – Stand: 1.7.1817 Abb. 2: Die Kreise in Westfalen – Stand: 16.6.1925

Quelle: Die Gebietsentwicklung der Kreise und Gemeinden Westfalens 1817-1967 von Stephanie Reekers (1977)

10 Wolfgang Hofmann, Aufgaben und Struktur der kom-
munalen Selbstverwaltung in der Zeit der Hochin-
dustrialisierung, in: Jeserich/Pohl/von Unruh (Hrsg.),
Deutsche Verwaltungsgeschichte, Bd. III, 1984, S. 578
(626).
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Die wachsenden Anforderungen des mo-
dernen Industriestaates an die öffentliche
Verwaltung machten sich indes nicht nur in
den Großstädten und Ballungsgebieten
bemerkbar, sondern auch in den Land-
kreisen etwa durch die Folgen der Bevöl-
kerungsabwanderung junger Familien-
angehöriger. Dadurch stiegen die ge-
meindlichen Armenlasten in den davon be-
troffenen Gebieten beträchtlich an. Auch
konnten die Kosten für den Schulbau und
die Aufbringung der Lehrergehälter von
den kleinen, agrarisch geprägten Gemein-
den bei Weitem nicht in dem Maße ge-
tragen werden, wie dies bei städtischen
Volksschulen der Fall war. Die Folgewar ein
beachtliches Bildungsgefälle hin zum länd-
lichen Raum aufgrund dortiger einklassiger
Volksschulen, langer und schlechter zu Fuß
zurückzulegender Schulwege, aber auch
durch die Beschäftigung der Kinder als
Hütejungen oder Erntehelfer11. Die Land-
kreise mussten die geringe Verwaltungs-
kraft der kleinen Landgemeinden durch die
Übernahme von Leistungen, Gewährung
von Zuschüssen und Beratungstätigkeiten
immer stärker kompensieren.

In den 50 Jahren zwischen der Ausdeh-
nung Preußens 1867 und 1916 wuchsen
die Kompetenzen der Kreise aufgrund des
wirtschaftlichen, sozialen und politischen
Wandels erheblich. Das galt nicht nur für
das vergrößerte Preußen, sondern auch für
die Parallelorganisationen zu den Kreisen
in den anderen Staaten des Deutschen
Reiches (dazu F.). In dieser Zeit bildete sich
eine Angleichung der Verwaltungsorgani-
sation auf überörtlicher Ebene nach dem
Vorbild der preußischen Landkreise im
Deutschen Reich heraus, die in den Ver-
waltungsreformen der Weimarer Republik
und sodann in der zweiten Hälfte der
1930er Jahre ihren Abschluss fand. Zu-
gleich gab es in dieser Zeit überall eine für
die Kreisentwicklung problematische Ten-
denz zur sukzessiven Zunahme der kreis-
freien Städte.

Kennzeichnend für die Entwicklung der
preußischen Kreise wie der Parallelorgani-
sationen in den anderen Staaten des Deut-
schen Reiches war ihre relative „Sand-
wich“-Position in einer gestuften öffentli-
chen Verwaltung zwischen den ländlichen
Gemeinden einerseits und den Bezirken
andererseits. Insbesondere erfolgte seit
1872 insoweit ein Ausbau der Kreise im
Hinblick auf ihre Ergänzungsfunktion ge-
genüber den den wachsenden Anforde-
rungen nicht genügenden Gemeinden
des platten Landes.

1. Landratsangelegenheiten

Der Landrat, der seit der Einführung der
Preußischen Kreisordnung von 1872 er-
höhten fachlichen Anforderungen genügen
musste, wurde einerseits zu einer selbst-
ständigen Behörde der allgemeinen Lan-
desverwaltung in der Unterstufe und an-

dererseits in die neu errichtete Kreiskom-
munalverwaltung, die der Kreisausschuss
auszuüben hatte, einbezogen12. Zu den
klassischen überkommenen Aufgaben
des Landrats, wie sie bereits zur Zeit Fried-
richs des Großen bestanden, gehörte auch
in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts
die Mitwirkung in Heeresangelegenheiten,
die, soweit sie auf die Unterstützung der
Familien von einberufenen Reservisten
zielte, Wohlfahrtscharakter hatte, und so-
weit sie die Versorgung durchziehender
Truppen betraf, rein militärische Hilfstätig-
keit war.

Auch wirkten sich die durch die Preußische
Kreisordnung veränderten Berufungsvor-
aussetzungen für das Landratsamt aus.
An die Stelle des im Kreis verwurzelten,
von den Grundbesitzenden präsentierten
Rittergutsbesitzers trat der vom König er-
nannte staatliche Berufsbeamte, für den
sein Amt i.d.R. nur einen Durchgangspos-
ten zu höherenStaatsämtern bedeutete13,
dem aber nach wie vor kein weiterer
Beamter zur Seite stand, sondern dem
nur gelegentlich und vorübergehend zur
beruflichenWeiterbildung ein Regierungs-
assessor als Hilfsarbeiter zugeordnet wur-
de.

a) Staatstragende Funktion

Da es in Preußen seit der Zeit des Ver-
fassungskonfliktes um die Heeresvorlage
und sodann im neu gegründeten Deut-
schen Reich zahlreiche innenpolitische
Konflikte (bürgerlich-liberale Vereine, Kul-
turkampf, Sozialistengesetze) gab, bekam
die polizeiliche Tätigkeit der Landräte nicht
nur als Baupolizei, sondern auch zur Über-
wachung der „Reichsfeinde“ eine erhöhte
und erhebliche Bedeutung. Zu den staat-
lichen Aufgaben gehörten neben der Funk-
tion als Kreispolizeibehörde etwa die Ver-
anlagung für die Einkommensteuer und die
Organisation des Feuerlöschwesens und
der Landjägerei. Dabei verhielten sich die
Landräte in aller Regel – bei sogleich dar-
zustellender Ausnahme – äußerst staats-
tragend und königstreu. Für die Ver-
ankerung der Selbstverwaltung in der
Kreisbevölkerung war es strukturell auf-
grund dessen nicht unproblematisch, dass
der jederzeit von der Regierung abberuf-
bare Hauptrepräsentant des Kreises so
eng mit einer polizeilichen und politischen
Verwaltungspraxis verbunden war, die je-
denfalls von Teilen der Bevölkerung als
diskriminierend abgelehnt wurde14.

b) „Kanalrebellen“

Landräte konnten in Preußen nach der
Verfassungsgebung von 1850 auch poli-
tisch als Abgeordnete tätig sein, ohne
durch Inkompatibilitätsvorschriften daran
gehindert zu werden. Von dieser Möglich-
keit machten viele Landräte Gebrauch und
engagierten sich insbesondere bei den
Konservativen. Interessenkonflikte traten

dabei nicht nur beim Kampf um die Preu-
ßische Kreisordnung auf, sondern auch
beim erbitterten Streit um den in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts immer
wieder erörterten Bau desMittellandkanals
zwischen Rhein und Elbe. Der junge Wil-
helm II. förderte dieses Projekt aus wirt-
schaftlichen Gründen, aber auch als Sym-
bol des technischen Fortschritts nachKräf-
ten. In den preußischen Westprovinzen
befürworteten insbesondere die Indus-
triellen das Vorhaben nachdrücklich, um
die deutsche Wirtschaft zu stärken. Dage-
gen befürchteten vor allem die ostelbi-
schen getreideproduzierenden Groß-
grundbesitzer, dass durch den Kanal billi-
ges amerikanisches Getreide selbst bis in
die östlichen Provinzen Preußens trans-
portiert werden konnte, und wollten diese
lästige Konkurrenz durch den Kanalbau
nicht auch noch fördern. 1899 stimmten
die Abgeordneten der Konservativen und
des Zentrums, unter ihnen 18 Landräte und
zwei Regierungspräsidenten, im preußi-
schen Abgeordnetenhaus daher gegen
das Gesetz und die Bewilligung von Gel-
dern für den Kanalbau.

Dieser Widerstand gerade aus konservati-
ven Kreisen empörte den bekanntlich äu-
ßerst impulsiven und durchsetzungswilli-
gen Wilhelm II., der das Projekt als Teil
seines „persönlichen Regiments“ durch-
setzen wollte und dabei auf die Loyalität
der Konservativen, vor allem aber der
Staatsbeamten, setzte, die zugleich Abge-
ordnete waren. Zunächst schwebte ihm
eine Auflösung des Abgeordnetenhauses
und die Entlassung der betreffenden Re-
gierungspräsidenten und Landräte vor.
Letztlich beschränkte sich Wilhelm II. da-
rauf, die beiden Regierungspräsidenten
und die 18 Landräte in den einstweiligen
Ruhestand zu versetzen und vom höfi-
schen Leben auszuschließen.

Einige Zeit später wurden die meisten Be-
troffenen allerdings wiederverwendet und
auch befördert. In ihre frühere Funktion als
Landrat konnten sie allerdings nicht zu-
rückkehren, sondern wurden in solchen
Bereichen der Staatsverwaltung beschäf-
tigt, in denen sie Preußen nicht auch nach
außen repräsentieren mussten. Überdies
mussten sie ihr Abgeordnetenmandat nie-
derlegen. Dassmit Hilfe des Disziplinrechts
für Beamte die Unabhängigkeit des Abge-
ordnetenmandats verletzt wurde, focht
Wilhelm II. nicht an.

In der Folgezeit wurde die Beamtenpolitik
in Preußen der Gestalt verschärft, dass die
politischen Beamten erneut angewiesen
wurden, Regierungspositionen ohne
Rücksicht auf die eigene politische Mei-

11 Hofmann (Fn. 10), S. 578 (621).

12 Leesch (Fn. 3), S. 43.

13 Leesch (Fn. 3), S. 44.

14 Hofmann (Fn. 10), S. 578 (625).
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nung zu vertreten. Dieser Vorgang sollte
beachtliche Fernwirkungen auf die Grün-
dung eines Landkreisverbandes15 haben.

2. Selbstverwaltungsaufgaben

Auchwenn die Kreisemit der Kreisordnung
von 1872 nicht mehr vorrangig landrätliche
Verwaltung waren, blieb ihre administrative
Tätigkeit weiterhin maßgeblich. Auch zu
Beginn des 20. Jahrhunderts dürften die
ländlichen Kreise kaum mehr als acht bis
zehn Mitarbeiter gehabt haben16. Sie hat-
ten i.d.R. weder eigenes Mobiliar- noch
Immobiliarvermögen. Eberhard Laux um-
schreibt die Aufgabenentwicklung der
Landkreise wie folgt17:

„Vor 1872 konnten die Kreise selbst außer ihren
administrativen Aufgaben kaum eigene Initiativen
verfolgen. So sehr viel hat sich dann auch nach
der Einführung der Preußischen Kreisordnung
1872 nicht geändert, auch wenn durch die Ein-
richtung des Kreisausschusses als Verwaltungs-
behörde und untere Rechtsmittelinstanz die ad-
ministrative Tätigkeit kräftig anwuchs und die
rechtlichen Grundlagen für die Entwicklung einer
Kreiskommunalverwaltung gelegt waren. Noch
um die Jahrhundertwende war die Tätigkeit der
Kreise im Wesentlichen landrätliche Verwaltung
geblieben, beschränkte sich also vorwiegend auf
Gebiete der inneren Verwaltung.“

In dem halben Jahrhundert von 1867 bis
1916 erfuhren die Selbstverwaltungsauf-
gaben in zahlreichen Kreisen allerdings
eine überproportionale Steigerung, wenn-
gleich sie hinter der Aufgabenexpansion in
den sich ausbreitenden Städten noch
deutlich zurückblieben, wobei sich die Auf-
gaben – da es sich um eigengestaltbare
Aufgaben handelte – nicht in allen Kreisen
gleichmäßig entwickelten, was sowohl mit
der unterschiedlichenWirtschafts- undSo-
zialstruktur der Kreise als auch mit der
unterschiedlichen Finanzkraft und mit ver-
schiedenen administrativen Entwicklungen

zusammenhing. Zwar war den Kreisen seit
1841 das Recht zur Erhebung eigener
Kreisabgaben zugebilligt worden; die
Kreiseingesessenen wollten aber in der
Regel eine allzu starke steuerliche Belas-
tung vermeiden. Seit 1878 flossen den
Kreisen staatliche Dotationen zu, die je
zur Hälfte nach der Fläche und nach der
Bevölkerungszahl ausgereicht wurden18.
Auch erhielten sie in dieser Zeit einen ei-
genen Kreisetat und eine eigene Kommu-
nalkasse. Die Dotationen wurden im Allge-
meinen zur Kreisentwicklung gut genutzt
und gaben den Anstoß für ausgeweitete
kommunale Tätigkeiten, um nach besten
Kräften strukturverbesserndeMaßnahmen
durchzuführen19

Hofmann20 charakterisiert das halbe Jahr-
hundert zwischen 1867 und 1916 zutref-
fend als „Pionierzeit“, in der sowohl die
Land- wie die Industriekreise in einer mehr
oder minder raschen Umstrukturierung bei
deutlich zunehmenden Geschäften begrif-
fen waren.

Bei den Selbstverwaltungsaufgaben sind
insbesondere fünf expandierende Aufga-
benfelder zu nennen, nämlich

• die Verkehrsinfrastruktur,

• das Sparkassenwesen,

• die Versorgung mit Wasser, Strom und
Gas,

• die Förderungder Landwirtschaft sowie

• Krankenhäuser und soziale Hilfen.

a) Verkehrsinfrastruktur

Wie bereits seit Beginn des 19. Jahrhun-
derts waren die Kreise auch in der zweiten
Hälfte des 19. Jahrhunderts imStraßenbau
äußerst engagiert. Es erfolgte ein chaus-
seemäßiger Ausbau der Gemeindeverbin-

dungsstraßen mit Schotterbelag, meist mit
Sommerwegen und Obstbäumen an den
beiden Seiten. Kreiswegebaumeister und
Straßenwärter wurden eingestellt. Die Er-
schließung des Kreisgebiets mit Straßen
blieb bis zum Beginn des Großen Krieges
die erstrangige Aufgabe der Kreise. Dazu
nahm der Ausbau der Kleinbahnen in Er-
gänzung zu demspinnenartigwachsenden
Netz der Staatsbahnen für viele Kreise eine
erhebliche Bedeutung ein. Die Kreise sorg-
ten nicht nur für die rechtlichenGrundlagen
und für die Landbeschaffung, sondern be-
trieben vielfach – insbesondere in agrar-
ischen Provinzen – die Kleinbahnen auch
selbst.

Auch beim Ausbau der Wasserstraßen en-
gagierten sich zahlreiche preußische In-
dustriekreise, besonders prominent bei
der Errichtung des Teltow-Kanals und
beim Rhein-Herne-Kanal. Agrarisch struk-
turierte Kreise in den Kernprovinzen Preu-
ßens opponierten dagegen – wie darge-
stellt – heftig gegen den Bau des Mittel-
landkanals, weil darin Gefahren für die
heimische Landwirtschaft erblickt wurden.

b) Sparkassenwesen

Zur Entwicklung des Sparkassenwesens
ist auf die ausführliche Darstellung zur Ver-
fassung und Organisation kommunaler
Sparkassen zu verweisen21. Das Preußi-
sche Reglement vom 12.12.1838, die Ein-
richtung des Sparkassenwesens betref-
fend, war ein „Jahrhundertgesetz“, da es
bis 1932 die einzige allgemeine Rechts-
grundlage des preußischen Sparkassen-
wesens bleiben sollte und bis in die 60er
Jahre des 20. Jahrhunderts galt. Es ba-
sierte auf den vier Prinzipien der

• kommunalen Bindung,

• Dekonzentration,

• Hilfe und Fürsorge benachteiligter Be-
völkerungskreise sowie

• Gemeinnützigkeit.

Das Reglement führte nach lediglich 19
Neugründungen in den 1840er Jahren in
den 1850er Jahren zu über 100 Neugrün-
dungen und damit zu einer deutlichen Aus-
weitung gerade vonKreissparkassen in der
Fläche. Aber auch danach gab es weitere
Gründungswellen. Das Sparkassenwesen
hatte seine sachliche Grundlage im allge-
meinen öffentlichen Fürsorgewesen der
Kommunen. Die Sparkassen wurden so

Diese historische Aufnahme des Mittellandkanals entstand zur Zeit des Kanalneubaus.
Quelle: Heimatsammlung Riesenbeck, Jörg Echelmeyer

15 Dazu Henneke, Der Landkreis 2016, Heft 8/9.

16 Laux, Der Landkreis 1989, 376 (377).

17 Laux, Der Landkreis 1989, 376 (376 f.).

18 Leesch (Fn. 3), S. 234; von Unruh, Die normative
Verfassung der kommunalen Selbstverwaltung, in:
Jeserich/Pohl/von Unruh (Hrsg.), Deutsche Verwal-
tungsgeschichte, Band III, 1984, S. 560 (568).

19 von Unruh (Fn. 187), S. 560 (568).

20 Hofmann (Fn. 10), S. 578 (635).

21 Henneke, Kommunale Sparkassen, Verfassung und
Organisation, 2009, S. 16 ff.
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für den Mittelstand und die wirtschaftlich
schwächeren Bevölkerungskreise zu Insti-
tuten für sichere Sparmöglichkeiten, wobei
der Grundsatz der Einlagensicherheit
oberste Richtschnur für die Geschäftspo-
litik der Sparkassen, denen jegliche Selbst-
ständigkeit als Rechtssubjekt fehlte, war.
Sparkassen wurden aber auch immer stär-
ker kreditgewährende Institute. Mit der Ein-
führung des Giroverkehrs 1909 wurden die
Sparkassen aus ihrer „Atomisierung“ ge-
löst und über gegründete Girozentralen
miteinander verbunden, wodurch sich ihre
Leistungsfähigkeit und geschäftliche Flexi-
bilität erheblich erhöhte.

c) Versorgung mit Wasser, Strom und
Gas

Johannes Popitz´ Begriff des „kanalisierten
Einwohners“, mit dem noch heute in den
meisten Finanzausgleichsgesetzen der
Flächenländer die Einwohnerveredelung
mit wachsender Stadtgröße gerechtfertigt
wird, hatte in der zweiten Hälfte des 19.
Jahrhunderts durchaus seine Berechti-
gung. Während die städtische Kommunal-
wirtschaft stark expandierte, hielt man sich
in den Kreisen weitestgehend zurück.
Brunnen und Sickergruben waren seiner-
zeit bis weit ins 20. Jahrhundert vorherr-
schend, genauso wie Öllampen und Ofen-
feuerung.

Seit Beginn des 20. Jahrhunderts enga-
gierten sich die Kreise aber immer stärker
in der Elektrifizierung insbesondere des
rheinisch-westfälischen Industriegebietes,
aber auch des platten Landes. Überland-
werke wurden ebenso errichtet wie das
Elektrizitätswerk Westfalen AG (EW), die
spätere VEW-GmbH, die mit 31 Kreisen
ausschließlich kommunale Träger hatte.
Auch beteiligten sich viele Kreise an der
RWE-AG, die 1898 als Stadtwerk in Essen
gegründet worden war. Die Versorgung
des flachen Landes mit Energie galt in
den Kreisen Mitte der 1920er Jahre bereits
als erreicht, was ohne die Aktivitäten der
Kreise seit der Jahrhundertwende nicht
bewältigt worden wäre.

d) Landwirtschaftsförderung

Traditionell war die Landwirtschaft in den
Kreisen der wichtigste Wirtschaftszweig,
der mit der Herausbildung der Land-Kreise
in Abgrenzung zu den Industriekreisen bei
Auskreisung der großen Städte im Zeitalter
der (Hoch-)Industrialisierung ein noch stär-
keres Profil gewann, da sich die Landwirt-
schaft gegenüber neuen Wirtschaftszwei-
gen behaupten und selbst rationeller arbei-
ten musste. Die Perspektiven in der Land-
wirtschaft hatten sich im letzten Viertel des
19. Jahrhunderts durch verstärkte auslän-
dische Konkurrenz und den Sog der
industrialisierten Gebiete deutlich ver-
schlechtert, da es zur Abwanderung von
Arbeitskräften und zu einer damit einher-
gehenden Tendenz zur Hebung des Lohn-

niveaus wie zu sozialpolitischen „Belastun-
gen“ kam.

Da viele Landräte der Landwirtschaft durch
ihre Herkunft persönlich eng verbunden
waren, versuchten die meisten Kreise, die
landwirtschaftlichen Betriebe auf vielfältige
Weise zu unterstützen. So wurden oft Zu-
schüsse zu Maßnahmen gewährt, die der
Melioration des Bodens und der Verbesse-
rung der Produktionsmethoden dienten.
Auch wurden Viehversicherungen geför-
dert, kostenlose Viehimpfungen durchge-
führt und das Körwesen unterstützt und
gefördert. Zudem wurden Kreisfeldbahnen
errichtet, dieÖdlandkultivierungsubventio-
niert und Wiesenbaumeister eingestellt.

e) Krankenhäuser und soziale Hilfen

Die Armenpflege war in Preußen im
19. Jahrhundert Sache der Gemeinden.
Im Gesundheitswesen hatten die Landräte
die dem staatlichen Medizinalkolleg un-
terstehenden Kreisphysici und Kreischirur-
gen zu unterstützen. In einzelnen dicht
bevölkerten Kreisen wurden zudem etwa
ab 1910 auf freiwilliger Basis erste Kreis-
kommunalärzte als Schularzt, Tuberkulo-
sefürsorgearzt, Zahnarzt und für die Säug-
lingspflege eingestellt. Den Anstoß zur Er-
richtung von Krankenhäusern im Kreis gab
das Krankenversicherungsgesetz von
1883. Beim Krankenhausbau gingen die
ländlichen Kreise voran, während in ver-
städterten Gebieten vorrangig die Stadt-
gemeinden als Träger fungierten.

Soziale Hilfen durch die Kreise entwickel-
ten sich erst im 20. Jahrhundert, wurden
dann aber schnell kreisaufgabenprägend.
Im Jugendpflegeerlass vom 18.1.1911
wurden Maßnahmen zur Gemüts- und
Charakterbildung der Jugendlichen emp-
fohlen, da die Veränderung der Erwerbs-
verhältnisse das leibliche und sittliche Ge-

deihen der heranwachsenden Jugend aufs
Schwerste gefährdete22.

III. Entwicklung der Kreisverwal-
tungsstruktur

Im gesamten „langen“ 19. Jahrhundert bis
zum Großen Krieg war der Landrat die
Zentralfigur des Kreisgeschehens. Bei
ihm lagen die Aufgaben der Staatsverwal-
tung. Er war in einer kleinen Verwaltung der
einzige hauptamtliche Repräsentant des
höheren Dienstes wie der höheren Stände.
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts,
spätestens aber nach Inkrafttreten der
Kreisordnung von 1872, fand ein Wandel
im Amtscharakter vom Ständevertreter
und Repräsentanten kreiseingesessener
Gutsbesitzer zum kreisfremden, bürgerli-
chen, verwaltungsjuristisch geschulten
Vertreter des Zentralstaates statt.Während
die eingesessenen ständischen Vertreter
nur ein geringes Interesse an Versetzung
und Aufstieg hatten, strebten die Landräte
neuen Typs bei sich verkürzenden Amts-
zeiten in andere, besser dotierte Ämter. Die
Kreisbereisung durch den Landrat mit Kut-
scher, Pferd und Wagen war bei dem star-
ken Akzent auf überwachenden, anregen-
den und vermittelnden Aufgaben eine cha-
rakteristische Landratstätigkeit in dieser
Epoche, wobei es im Laufe der Zeit in
Richtung Jahrhundertwende und darüber
hinaus zu einer sichtbaren Bürokratisie-
rung kam, sodass das unmittelbar sicht-
bare Handeln des Landrates notwendiger-
weise zugunsten der Anleitung von Perso-
nal zurücktreten musste23.

Auch nach Inkrafttreten der Kreisordnun-
gen von 1872 dominierten in den Kreis-
gremien weiterhin die ländlichen, insbe-

Obstbaumallee in Brandenburg.

22 Laux, in: Hundert Jahre Kreisordnung in Nordrhein-
Westfalen, 1988, S. 121 (139 f.).

23 Hofmann (Fn. 10), S. 578 (638).
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sondere die Großgrundbesitzer. Der Kreis-
tag wurde höchstens zweimal im Jahr ein-
berufen. Das wichtigste Organ war der
Kreisausschuss, dem die Ernennung von
Beamten, die Kommunalaufsicht, die Ar-
menpolizei und die Wegepolizei als zentra-
le Aufgaben ebenso oblagen wie in den
Industriekreisen die Erteilung von Geneh-
migungen für die Ansiedlung von Fabriken
mit Folgeproblemen für die Umwelt. Diese
Konstruktion garantierte mithin durch die
Bündelung kommunaler und staatlicher
Aufgaben beim Kreis die Verwirklichung
des Grundsatzes der Einheit der Verwal-
tung24:

IV. Bewertungen durch die Historiker
Werner Conze und Thomas
Nipperdey

In seinem Festvortrag: „50 Jahre Deut-
scher Landkreistag“ bilanzierte Werner
Conze25 wie folgt:

„Die Neuerungen der Kreisordnung 1872 ermög-
lichten bis zu einem gewissen Grade die not-
wendige Anpassungsfähigkeit der Kreisverwal-
tungen an die Wandlungen der entstehenden
industriellen Gesellschaft. Es war bezeichnend,
dass in den Jahrzehnten bis zum ErstenWeltkrieg
in beiderseitigem Interesse vom Staat und Guts-
besitzern, die sich entlasten wollten, nur noch
qualifizierte Verwaltungsjuristen Landräte wur-
den, die vom König ernannt werden konnten,
auch wenn sie nicht kreiseingesessen waren.
Bismarck, der sich zeitlebens für die überlieferte
Mittlerstellung des Landrats zwischen König und
Kreisbevölkerung eingesetzt hatte, bedauerte in
seinen ‚Gedanken und Erinnerungen‘ die zuneh-
mende ‚Bürokratisierung‘ des Landratspostens.
Wie nützlich und wohltätig sei diese Institution vor
1872 gewesen. ‚Seitdem ist der Landrat ein reiner
Regierungsbeamter geworden, seine Stellung ein
Durchgangsposten für weitere Beförderung im
Staatsdienste, eine Erleichterung der Wahl zum
Abgeordneten’, wobei hinzuzufügen wäre: der
Konservativen Parteien.

Bismarck hing einer alten, bewährten, aber doch
überfälligen Erscheinungsform nach. Die
Modernisierung war längst fällig gewesen. Sie
wurde aber in der Praxis dadurch zum Teil wieder
rückgängig gemacht, dass vor 1914 die Landräte
fast ausschließlich die dem späten Kaiserreich
eigentümlichen Qualifikationen gesellschaftlicher
und gesinnungsmäßiger Art haben mussten, die
praktisch Vorbedingung für die Karriere im höhe-
ren Verwaltungsdienst waren. Der Landrat, der
seit den 50er Jahren in der Stellung eines sog.
politischen Beamten war, hatte in aller Regel
konservativ zu sein.

Die von den konservativen Landräten im Zusam-
menwirken der Selbstverwaltungsorgane des
Kreistages und des Kreisausschusses verwalte-
ten Kreise haben aufgrund einer gewissenhaften
Verwaltung im Maße des finanziell Möglichen
einen guten Aufschwung genommen. Auf der
anderen Seite waren sie der Gefahr unterworfen,
durch konservativ-agrarische Interessenpolitik
und infolge der verbreiteten Fremdheit der ad-
lig-konservativen Führungsschicht gegenüber
der modernen industriellen Bewegung in ihrer
Entwicklung beeinträchtigt zu werden. Starke
Spannungen haben sich daraus ergeben. Die
Angemessenheit der preußischen Kreise an den

Wirtschafts- und Gesellschaftswandel in den
Jahrzehnten der großen Industrialisierung ist also
nicht befriedigend gewesen, wenn sich auch die
Preußen eigentümliche Verknüpfung von staats-
und selbsttätiger Kommunalverwaltung im Kreis
nach wie vor bewährte.“

Thomas Nipperdey führte in seiner großen,
zweibändigen Deutschen Geschichte von
1866 bis 191826 u. a. aus:

„Die Kreise hatten kleine Verwaltungen mit weni-
gen höheren Beamten, publikumsnah, mit dem
weithin sichtbaren Landrat an der Spitze. Der
Landrat war für den Normalbürger der Vertreter
des Staates in allen politischen, polizeilichen,
administrativen Dingen. Der Staat reichte bis
zum Landrat. Die Aufgaben der Kreise nahmen
zu, nicht in dem Maße wie in den Städten, aber
doch erheblich.

Das Amt des Landrates war in Preußen beson-
ders ausgeprägt, er war politischer Beamter, war
grundsätzlich zur Vertretung der Regierungspoli-
tik verpflichtet, war Repräsentant der hierarchisch
autoritären, der obrigkeitlichen Verwaltung, ja der
eigentlichenMacht und Herrschaft. Seit 1872war
er endgültig ernannter Staatsbeamter, nicht mehr
von adlig beherrschten Kreisständen vorgeschla-
gener Kreisvertreter. Diese Verstaatlichung des
Amtes war sowohl bürokratisch wie liberal moti-
viert gewesen. Sie führte zu einer gewissen
Entfeudalisierung des Amtes sowie, als die Ver-
waltungsaufgaben zunahmen und mehr Kompe-
tenz erforderlich war, zu seiner Professionalisie-
rung. Trotz seiner Professionalisierung blieb aber
der Anteil des Adels unter den Landräten hoch,
das entsprach der preußischen Beamtenpolitik,
zumal bei der Besetzung von selbständigen Exe-
kutivpositionen, deren Inhaber im Licht der Öf-
fentlichkeit agierten. Die Landräte sollten konser-
vativ sein, der Adel war konservativ. Der politische
Führungsanspruch desAdelsmachte sich gerade
bei diesen Positionen, die zugleich Ausgangs-
basis für alle höheren Exekutivämter waren, gel-
tend. Die vermutete Fähigkeit zur sozialen Re-
präsentation und der bei schmalen Gehältern
notwendige finanzielle Rückhalt waren andere
Gründe zur Bevorzugung des Adels. Bürger, die
Landräte wurden, mussten sich über Leistungen
hinaus durch Herkunft aus ‚guten‘ (zuverlässigen)
Familien und staatsloyal-konservative und
‚stramme‘Gesinnung auszeichnen. Auch die Vor-
bereitung von künftigen Landräten als Assesso-
ren in Landratsämtern diente der Einübung in den
notwendigen konservativ-autoritären ‚Stil’.

Die Landräte waren zunächst die entschiedenen
Vertreter im staatlichen Kampf gegen Reichsfein-
de und Umsturz, gegen Katholiken und Links-
liberale zuerst, gegen Sozialdemokraten und Po-
len sodann. Die Landräte waren zum großen Teil
nicht einfach staatsloyal, sondern partei-konser-
vativ, mit dem altpreußischen Machtestablish-
ment auf dem Lande wie in der Zentrale verbun-
den. Im Osten blieb der sozialfamiliäre Zusam-
menhalt so vieler Landräte mit dem Landadel
erhalten. Das spielte z. B. bei der Kontrolle der
Selbstveranlagung der Großgrundbesitzer zur
Einkommensteuer und in zahllosen anderen Fra-
gen eine ganz reale Rolle. Staatliche und feudale
Herrschaft auf dem Lande stützten sich in Ost-
elbien auch weiterhin gegenseitig.

Die Landkreise im Umland von Berlin sind be-
rühmte Beispiele für große Verwaltungstalente
und Modernisierer unter den Landräten. Aber
auch sonst wird man – trotz der konservativen
Überhänge – seit der Professionalisierung von

einer effektiven, initiativen, einigermaßen sach-
gerechten und einigermaßen wohlmeinenden
Verwaltung, nicht von unerträglichen Kleindes-
poten, Faulpelzen und Versagern, sprechen dür-
fen.

Die preußische Kreisverwaltung hatte noch eine
andere Seite, das waren die Elemente der Selbst-
verwaltung. Auf dem Dorf drang spät und lang-
sam die Leistungsverwaltung vor. Über der
Selbstverwaltung der Gemeinden gab es eine
solche höherer regionaler Gebietskörperschaf-
ten. Das waren freiwillig seltsame Mischgebilde.
Gneist glaubte mit realistischem Blick, die Selbst-
verwaltung auf demplatten Land inOstelbien eher
über die Kreise als über die viel zu schwachen
Dörfer durchsetzen zu können: Die neuen Auf-
gaben der Sozial- und Wirtschaftsverwaltung
schienen ihmbei denKreisen besser aufgehoben.
1872 wurde in Preußen die Kreisordnung ent-
sprechend gefasst.

Generell erwies sich der Landrat im Kreisaus-
schuss den Ehrenamtlichen überlegen, als Ver-
treter der Staatsautorität, aufgrund seiner sozia-
len Stellung und – je stärker die Geschäfte wuch-
sen – weil seine professionelle Sachkompetenz
überlegen war. Das Ehrenamt wurde altmodisch,
die Ungleichheit von Staat und Gesellschaft war
durch dieGneistsche Versöhnungssynthese nicht
aufzuheben. Insoweit ist die kommunale Selbst-
verwaltung auf Kreisebene schwach geblieben,
war ein Misserfolg; sie hat die ostelbischen Herr-
schaftsverhältnisse auf dem Lande nicht aufge-
hoben. Wenn das gesagt ist, muss man freilich
auch die veränderte Wirkung sehen: Die Selbst-
verwaltungselemente haben eine wesentliche
Kontrollfunktion installiert; das führte zu größerer
Transparenz der staatlichen Maßnahmen, zum
Begründungszwang (und damit zu mehr Rationa-
lität alsWillkür) und über die Verwaltungsgerichts-
funktion zu einer – relativen – Stärkung der Bür-
gerposition.

Die Kreisordnung von 1872 war ein Produkt der
liberal-konservativen Zusammenarbeit auch in
Preußen. Der hochkonservative Widerstand rich-
tete sich gegen den Verlust der adligen Über-
macht in den Kreistagen und gegen die Entfeu-
dalisierung des Landratsamtes, gegen das Mehr
an Staat und das Mehr an nicht-feudaler Selbst-
verwaltung. Dass die konservative Machtstellung
auf dem Lande dann doch erhalten blieb, etwa
auch durch die ökonomische Solidarisierung von
Junkern und Bauern, war damals noch nicht
vorauszusehen.

Auch wo das ostelbische Problem der Gutsherr-
schaft nicht bestand, auch wo die Betonung der
Staatsautorität weniger ausgeprägt war als in
Preußen, haben Ansätze zur Selbstverwaltung
auf Kreisebene auf Dauer kaum andere Ergeb-
nisse erzielt. Insoweit muss man auch von einer
Überstrapazierung der Idee der Selbstverwaltung
sprechen.“

E. Kreisaufgaben im Großen Krieg

Nach den Schüssen von Sarajevo am
28.6.1914 und der Juli-Krise begann am
28.7.1914 der Große Krieg, der sich nach
anfänglichen raschen Geländegewinnen
schnell in einen zermürbenden Stellungs-

24 Hofmann (Fn. 10), S. 578 (634 ff.).

25 Conze, Der Landkreis 1966, 226 (226).

26 Thomas Nipperdey, Deutsche Geschichte 1866 bis
1918, Band II, Machtstaat vor der Demokratie,
1993, S. 115 ff.
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krieg verwandelte und im Februar 1916 für
mehr als ein halbes Jahr in die „Hölle von
Verdun“ geriet. Im Verlauf dieses vier Jahre
und drei Monate währenden Krieges traten
die Kreise als Verwaltungsraum und als
Körperschaft zum ersten Male umfassend
in die Fürsorge und Wohlfahrt für die kreis-
eingesessene Bevölkerung ein. Die Kreise
hatten für die Unterstützung bedürftiger
Familien der in den Dienst eingetretenen
Soldaten zu sorgen, waren für die Kriegs-
opferversorgung zuständig und waren Lie-
ferungsverbände. Sie hatten die Versor-
gung der Bevölkerung mit Gegenständen
des täglichen Bedarfs sicherzustellen. In
ländlichen Gebieten dominierten die Ablie-
ferungspflichten, während in den Indu-
striekreisen die Getreide-, Fleisch-, Fett-,
Kartoffel-, Obst- und Gemüsebewirtschaf-
tung in eigener Regie eingerichtet werden
musste.

Aus denbestehenden sozialenNotständen
heraus ging die Gründung der Kreiswohl-
fahrtsämter hervor. So zynisch es klingen
mag: Mit dem Großen Krieg erhielten die
Kreise das sodann fortbestehende Geprä-
ge, Sozial- und Gesundheitsaufgaben in
den Mittelpunkt ihrer Betätigung zu stel-
len27.

F. Kreisentwicklung in den anderen
deutschen Ländern

Im Jahre 1916 gab es in Preußen 487
Landkreise; nach dem Friedensvertrag
von Versailles waren es noch 421 mit
durchschnittlich 50.000 Einwohnern auf
700 qkm Fläche. In den größeren Ländern
des Deutschen Reiches gab es i.d.R. Pa-
rallelstrukturen zu den preußischen Krei-
sen. Zu den kleinen Ländern führt Kurt
Jeserich28 zutreffend aus:

„In den außerpreußischen Ländern bestand ein
Grund, der überhaupt der Herausbildung eines
dem preußischen Landkreise ähnlichen Gemein-
deverbandes hinderlich war. Es ist selbstver-
ständlich, dass ein verhältnismäßig kleines Land
gezwungen ist, viele Aufgaben selbst wahrzuneh-
men, wenn seine eigene Tätigkeit nicht geradezu
bedeutungslos werden soll. Hier bleibt zwischen
Staatsverwaltung und örtlicher Gemeindeverwal-
tung zu wenig Raum, als dass sich ein Landkreis
hätte entwickeln können. Dieser Grund wirkte in
allen außerpreußischen Ländern mit Ausnahme
von Württemberg, wo wiederum die besondere
wirtschaftliche Struktur die Entwicklung des
Landkreisgedankens begünstigte, der Her-
ausbildung der Landkreise als mit reichem kom-
munalem Leben ausgefüllten staatlichen Verwal-
tungsbezirken entgegen. Thüringen und Meck-
lenburg sind für die Vielgestaltigkeit der Verwal-
tungsgeschichte bezeichnende Beispiele. In Thü-
ringen waren vor 1920 noch nicht einmal Ansätze
einer Landkreisorganisation vorhanden. In Meck-
lenburg gelang der Ausgleich zwischen Zen-
tralgewalt und ständischem Anspruch im Gegen-
satz zu Preußen nicht und das Überwuchern der
Stände führte zu einem staats- und verwaltungs-
rechtlichen Kuriosum bis in die jüngste Zeit.“

In Württemberg gab es 65 staatliche, von
1810 bis 1938 im Wesentlichen unverän-

derteOberämter, an deren Spitze ein staat-
lich eingesetzter Oberamtmann stand und
die mit der aus Gemeindevertretern gebil-
deten Amtskörperschaft über eine gemein-
deverbandsähnliche, lange Zeit schwach
entwickelte, amEndedes19. Jahrhunderts
jedoch gestärkte Selbstverwaltung verfüg-
ten29. Die Bezeichnung „Landrat“ für den
Oberamtmann sollte 1928, die Bezeich-
nungen „Kreis“ für dasOberamt und „Kreis-
verband“ für die Amtskörperschaften soll-
ten 1934 eingeführt werden.

In Bayern bestanden 164 staatliche Bezir-
kemit durchschnittlich 30.000 Einwohnern
und einem Bezirksoberamtmann an der
Spitze. Selbstverwaltung gab es dort bis
zum Gesetz über die Selbstverwaltung
vom 22.5.191930 nicht.

Baden war das einzige Land, das sogar bis
1939 nicht über Landkreise im eigentlichen
Sinne verfügte.

Sachsen hatte 28 Amtshauptmannschaf-
ten mit einem staatlichen Amtshauptmann
an der Spitze, in denen die Gemeinden zu
Bezirksverbänden zusammengeschlossen
waren. Sie sollten erst nach dem Großen
Krieg als Selbstverwaltungskörper sichtbar
in Erscheinung treten31.

In Hessen bestanden 14 Landkreise mit
einem von der Landesregierung ernannten
Kreisdirektor an der Spitze. Sie waren un-
tere staatliche Verwaltungsbehörden und
Selbstverwaltungskörperschaften und ver-
fügten als Ausdruck ihrer Eigenständigkeit
bereits seit 1870 über eine Kreiskasse.
Neben dem Straßen- und Wegebau stan-
den freiwillig übernommene Fürsorgeauf-
gaben im Zentrum ihrer Tätigkeit. Die
Kreistagsabgeordneten wurden von den
Kreisangehörigen gewählt. Dem Kreisdi-
rektor stand ein gewählter Kreisausschuss
zur Seite, der – wie auch in Preußen – das
Verwaltungsgericht erster Instanz bildete.
In Hessen blieben auch die größeren Städ-
te kreisangehörig, was sich insbesondere
bei der Ernährungssicherung im Großen
Krieg bewährte. Hier gelang es durch die
einheitliche Verwaltung, auch die Städte
ausreichend mit Lebensmitteln zu versor-
gen32. Georg Christoph von Unruh33 bilan-
ziert treffend:

„Die Erkenntnis von den gemeinsamen Belangen
von Stadt und Land hat die hessischen Kreise
geformt. Durch ihre Stadt und Land umfassende
Organisation haben die hessischen Kreise im
Zeitalter der Industrialisierung einen wesentlichen
Beitrag zur Fortentwicklung kantonaler Verwal-
tungsgrundsätze in Deutschland geleistet.“

In Braunschweig gab es sechs Kreise mit
einem Kreisdirektor als Staatsbeamten an
der Spitze34.

In Oldenburg gab es 12 Ämter mit einem
Amtshauptmann als Staatsbeamten an der
Spitze, dazu zwei besondere Kommunal-
verbände in den Landesteilen Lübeck und
Birkenfeld.

Den fünf anhaltischen Kreisen stand seit
1870 das Recht der Selbstverwaltung zu.
An der Spitze stand der staatlich einge-
setzte Kreisdirektor35.

Die beiden schaumburg-lippischen Kreise
Stadthagen und Bückeburg hatten eine
der preußischen angeglichene Kreisverfas-
sung.

Schließlich wurde auch in Bremen für das
Landgebiet mit Wirkung ab 1.1.1879 ein
„Kreis zur Selbstverwaltung seiner Angele-
genheiten mit den Rechten einer juristi-
schen Person“ gebildet36, wobei die Ein-
wohner den Kreistag wählten, in dem der
Landherr als der für das Landgebiet zu-
ständige Senator den Vorsitz führte. Auch
hier wurde ein Kreisausschuss gewählt.
Hinzuzufügen ist, dass der Landkreis Bre-
men am 20.9.1945 aufgehoben und mit
der Stadt vereinigt wurde, obwohl sich die
Institution des Bremer Landkreises und
seine Zusammenarbeit mit der Großstadt
in jeder Hinsicht bewährt hatte. Grund für
die Aufhebung war die im Sommer 1945 in
Bremen aufgetretene Befürchtung, dass
durch die Bildung der Besatzungszonen
der alte Freistaat aufgelöst werden könnte,
da die Amerikaner zunächst lediglich an
den beiden Häfen Bremen und Bremer-
haven als Enklaven in der britischen Zone
interessiert waren. Bremen wollte mit der
Zusammenführung von Stadt und Land-
kreis verhindern, dass der Landkreis Bre-
men innerhalb der britischen Besatzungs-
zone entweder dem Land Oldenburg oder
dem Land Hannover bzw. dem später ge-
bildeten Land Niedersachsen zugeschla-
gen wurde37. &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte der

Deutschen Landkreise e.V., Berlin

27 Laux, Der Landkreis 1989, 376 (377).

28 Jeserich, Die deutschen Landkreise, 1937, S. XVI ff.

29 Dazu näher von Unruh (Fn. 4), S. 147 ff.

30 BayGVOBl., 239; dazu von Unruh (Fn. 4), S. 155 f.

31 Dazu näher von Unruh (Fn. 4), S. 162.

32 von Unruh (Fn. 4), S. 161.

33 von Unruh (Fn. 4), S. 162.

34 von Unruh (Fn. 4), S. 160.

35 von Unruh (Fn. 4), S. 163.

36 Dazu ausf.: von Unruh (Fn. 4), S. 164 ff.

37 von Unruh (Fn. 4), S. 169.
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100 Jahre Landkreistag – ein Rückblick zum Jubiläum

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
„,Euer Majestät meldet der Verband der Preußi-
schen Landkreise alleruntertänigst seine Begrün-
dung. Die Mehrzahl der preußischen Bevölkerung
und in ihr alle schaffenden Stände und Landes-
teile umfassend, weiß der Verband sich Dol-
metsch aller Preußenherzen mit dem Gelöbnis:
Je heißer der Kampf und je schwerer die Last,
desto zäher der Mut und desto fester die Treue.

Euer Majestät Führung in der Schicksalsstunde
des Vaterlandes in alter Preußentreue unentwegt
folgend, ist der Verband mit dem ganzen Volk
einig in der Zuversicht, dass der schweren Ge-
genwart der endgültige Sieg und mit ihm eine
gesicherte und glänzende Zukunft des deutschen
Vaterlandes unter Euer Majestät folgen wird.‘

Dieses Huldigungstelegramm schickte der
soeben neu gegründete Verband der preu-
ßischen Landkreise aus dem preußischen
Landtag an den Kaiser – der erst vier
Monate später antworten sollte und seinen
Dank für die zugesicherteUnterstützung an
den Verband der preußischen Land- nicht
-Kreise, sondern Landkirche richten sollte.

Organist und Pianist Tobias Scheetz.

So ging es los am8. September 1916 – und
wenn wir diese Jubiläumsveranstaltung
heute, 100 Jahre später mit Ludwig Uh-
lands: ‚Ich hatt’ einen Kameraden‘ einge-
leitet haben, geschah dies aus gutem
Grund: Im September 1916 befanden wir
uns genau in derMitte desGroßen Krieges.
Die Schlacht von Verdun tobte seit dem 21.
Februar. Von Juli bis September 1916 kam
die Schlacht an der Somme mit 1,2 Mio.
Toten und Verletzten hinzu. ‚Ich hatt’ einen
Kameraden‘ war aus traurigem Anlass das
Lied des Jahres 1916, das zugleich aber
auch Trost zu spenden vermochte.

Die deutschen Soldaten waren seit zwei
Jahren im Stellungskrieg im Felde, in der
Ernte im viel zu kalten Sommer 1916 aber
nicht auf dem Feld; es kam zu einer fürch-
terlichen Missernte, der Steckrübenwinter
1916/17 in einem äußerst kalten Winter
stand bevor und die Versorgung der frie-
renden Bevölkerung war nicht gesichert.

Wie bereits bei der Gründung des Deut-
schen Städtetages 1905 bestand auch bei
der Gründung des Verbandes der Preußi-
schen Landkreise 1916 der konkrete
Gründungsanlass in der Ernährungssi-
cherung der jeweils vertretenen Bevölke-
rung. Ging es 1905 um die Fleischversor-
gung der deutschen Städte, war für die
Gründung des Landkreistages die strikte
Lebensmittelrationierung und -bewirt-
schaftung im Großen Krieg der Auslöser.

Der Deutsche Städtetag hatte bei und seit
seiner Gründung 1905 zielgerichtet eine
spezifische Interessenvertretung großstäd-
tischerBelange zumZiel. DieGründungdes
Landkreistages stellte sich als Schaffung
eines bewussten Gegengewichts zum
Städtetag dar, weil sich dieser in der Kriegs-
wirtschaft zugunsten seiner Mitglieder als
übermächtig erwies.

Drei – zeitweilig sogar vier – hauptamtlich
geführte kommunale Spitzenverbände ha-
ben also in Deutschland zwischen dem
Kaiserreich und heute eine nur vom gleich-
geschalteten Deutschen Gemeindetag als
Einheitsverband von 1933 bis 1945 unter-
brochene Tradition. Dass darin keine Zer-
splitterung oder Schwächung der Vertre-
tung kommunaler Belange liegt, hat Bun-
desinnenminister Thomas de Maizière am
24.5.2016 in Berlin auf der gegenüberlie-
genden Seite des Gendarmenmarktes wie
folgt auf den Punkt gebracht:

‚Die Lage der Städte ist unterschiedlich. Nicht
immer gibt es mit dem Städte- und Gemeinde-
bund oder dem Landkreistag gemeinsame Posi-
tionen. Aber das gehört dazu. Es gibt keine
Entscheidungen ohne Zielkonflikte und es
gibt keine Politik ohne divergierende Interessen.
Entscheidungen des Bundes für die Kommunen

sind jedenfalls auch das Ergebnis beharrlicher
Verbandsarbeit.‘

Die Landräte lehnten noch zu Beginn des
Großen Krieges Überlegungen zu einem
Zusammenschluss der Landkreise ent-
schieden ab. An der Spitze der preußi-
schen Kreise stand der Landrat, der vom
König ernannt wurde und in seiner staat-
lichen FunktionKreispolizeibehörde und für
die Veranlagung der Einkommensteuer
und auch die Organisation der Landjägerei
zuständig war. Ernennungsvoraussetzung
war die Befähigung zum höheren Verwal-
tungs- oder Justizdienst. 1852 war bereits
geregelt worden, dass Landräte jederzeit in
den Ruhestand versetzt werden durften.
Nicht nur deshalb verhielten sich die Land-
räte in der Regierungszeit Wilhelms I. und
Wilhelms II. in aller Regel staatstragend
und königstreu –mit Ausnahme der sog.
Kanalrebellen, also den 18 Landräten, die
1899 im Preußischen Abgeordnetenhaus
gegen den Bau des Mittellandkanals ge-
stimmt hatten und vom darüber empörten
Wilhelm II. daraufhin als Landräte in den
Ruhestand versetzt worden waren. Nicht
zuletzt eingedenk dieser Erfahrung hielten
die Landräte als die maßgeblichen Kreis-
repräsentanten eine Verbandsgründung
für unvereinbar mit ihrer Stellung als –

jederzeit abberufbares –Organ der Staats-
regierung, das primär dem König und des-
sen Regierung verpflichtet war, während
eine Interessenvertretung der Kreise in de-
ren eigenen Anliegen und Zielsetzungen
zumindest teilweise in Gegensatz zum
Staatsinteresse geraten konnte, ja musste.
Die Kreisselbstverwaltung war bis 1920
ständisch geprägt und beruhte auf der
mittelbaren Entsendung der Mitglieder
des Kreistages. Auch von hieraus gingen
Impulse zu einer Verbandsgründung nicht
aus.

Als Katalysator für die Verbandsgrün-
dung wirkte die Mitwirkungsmöglich-
keit in der Reichsstelle für Obst und
Gemüse, in der der Städtetags-Ge-
schäftsführer Hans Luther mitwirkte und
von der die Landkreise bei der Lebens-
mittelverteilung benachteiligt wurden. Im
Mai 1916 erteilte der Preußische Innen-
minister sein Einverständnis zur Bildung
einer Vereinigung der Landkreise. Anfang
Juli 1916 schrieben daraufhin die Landräte
von Teltow und Niederbarnim alle Land-
kreise in Preußen mit dem Ziel an,

‚die Bildung einer festeren Organisation – eines
Verbandes der Preußischen Landkreise – in Aus-
sicht zu nehmen‘.

Die Saat ging auf: die Landkreise betei-
ligten sich an der Reichsstelle für Obst und
Gemüse, an der Landesfuttermittelstelle –

und gründeten am 8.9.1916 im Preußi-
schen Landtag den ‚Verband der Preußi-

100 Jahre Deutscher Landkreistag 69

100 Jahre Deutscher Landkreistag



schen Landkreise‘ mit Landrat a.D. Oskar
von der Osten in der politischen Spitze.

Der Verband der Preußischen Landkreise
verfügte unmittelbar nach seiner Gründung
über eine hauptamtliche Geschäftsführung
mit dem späteren Botschafter und Wider-
standskämpfer Ulrich von Hassell. Dieser
versuchte den Verband insbesondere
durch Vorträge und Aufsätze bekannt zu
machen und insbesondere im politischen
Berlin zu vernetzen.

Eine erste Verbandskrise trat schon 1917
ein, als sich der Vorsitzende auf Anregung
von Hassells als Abgeordneter der Konser-
vativen Partei gegen die von Wilhelm II.
proklamierte Gleichheit der Wahl und
Abschaffung des Drei-Klassen-Wahl-
rechts stellte. von der Osten trat darauf-
hin als Landkreistagsvorsitzender zurück.
Aus dem gleichen Grunde war pikanter-
weise sein Nachfolger im Vorsitz, Freiherr
von Schorlemer-Lieser, im Juli 1917 von
seinem Amt als Preußischer Landwirt-
schaftsminister zurückgetreten.

Mit demKriegsende und der Ausrufung der
Republik taten sich die monarchistisch ein-
gestellten Verbandspolitiker des Land-
kreisverbandes durchweg schwer, auch
nachdem Wilhelm II. die Landräte aus
dem Exil von ihrem ihm geleisteten Treue-
eid entbunden hatte.

In der ersten Sitzung ‚in den neuen Ver-
hältnissen‘ wandte sich der Landkreisver-
band massiv gegen eine Demokratisie-
rung desKreistagswahlrechts (‚das un-
gerechteste aller Wahlsysteme, das glei-
che Wahlrecht‘) sowie gegen vorgenom-
mene Landratsabsetzungen und Eingriffe
der Arbeiter- und Soldatenräte. In einer
ersten Analyse sprach der Landkreisver-
band insoweit von einer ‚Zerschlagung der
bisherigen Wahlverhältnisse‘ – und genau
die sollte es ja auch sein. Der Landkreistag
wehrte sich gegen eine Abschaffung der
bisherigen Privilegien der Großgrundbesit-
zer und Gewerbetreibenden, da sonst die
Berufsstände,

‚die in erster Linie an den wirtschaftlichen Auf-
gaben der Kreise interessiert sind und die für sie
die Lasten tragen müssen, zum größten Teil von
der Einflussnahme auf die Politik der Kreise aus-
geschlossen werden‘

würden. Zudem sei diese Gruppe ohne
Frage nach Bildung und Fähigkeit für die
Kreisvertreterschaft besonders geeignet,
während die Landarbeiter der kommunal-
politisch unreifste Teil der ländlichen Be-
völkerung seien. Auch sei die Gleichbe-
handlung von Stadt und Land durch die
Abschaffung der Begrenzung der städti-
schen Mandate im Kreistag für eine ge-
rechte Vertretung aller wirtschaftlichen In-
teressen im Kreis nicht zu rechtfertigen.
Gerade in dünn besiedeltenGebietenmüs-
se neben der Bevölkerungszahl auch der
Gebietsumfang berücksichtigt werden.
Außerdem gelte es, das indirekte Wahl-

recht zum Kreistag beizubehalten. Erfolg-
reich war dieses Agieren in politisch ver-
änderten Zeiten in keinem einzigen Punkt.

Teilten sich Rückblick …

Unabhängig von der Preußischen Kreis-
ordnung erfolgte durch die Direktwahl
zum Kreistag ebenso wie durch die zahl-
reichen gesetzlichen Aufgabenzuweisun-
gen in der Struktur des Kreises ein
Wandel mit einer Verschiebung des
Schwergewichts vom Gemeindeverband
hin zur Gebietskörperschaft.

Außerdem wurden die juristischen Quali-
fikationsanforderungen für den Land-
rat abgeschafft, sodass auch Außensei-
ter ohne akademische Ausbildung zu
Landräten ernannt werden konnten. Das
freiwillige Ausscheiden bisheriger Landräte
wurde gesetzlich dadurch erleichtert, dass
diese seit 1919 nach zehn abgeleisteten
Dienstjahren wegen ‚Umgestaltung des
Staatswesens‘ um ihre Versetzung in den
Ruhestand nachsuchen durften.

DerAufgabenbestandderKreisewuchs
im Krieg und nach dem Großen Krieg
immens an. Dies galt insbesondere bei
der Versorgung der Bevölkerung, im Wohl-
fahrtswesen, in der Jugendwohlfahrt, im
Hygienewesen und bei der Wiedereinglie-
derung der heimkehrendenSoldaten in das
Erwerbsleben. Unzählige Kriegsbeschä-
digte und Hinterbliebene waren zu versor-
gen. Die bis heute andauernde Prägung
der Kreisebene als die steuerfinanzierte
Sozialverwaltungsebene nahm hier ihren
Anfang.

Mit der Weimarer Reichsverfassung
vom 11.8.1919 erhielt die kommunale
Selbstverwaltung der Gemeinden und Ge-
meindeverbände in Art. 127 Verfassungs-
rang. In Art. 17 WRV hieß es, dass die
Grundsätze für die Wahlen zur Volksver-
tretung auch für die Gemeindewahlen gel-

ten. Von Kreisen bzw. Gemeindeverbän-
den war hier nicht die Rede, was nicht
verwundern kann, da es sie bei Inkraft-
treten der WRV längst noch nicht in allen
Ländern gab. Die Weimarer Reichsverfas-
sung sah sowohl bei den Sachgesetzge-
bungskompetenzen insbesondere im So-
zial-, Gesundheits- und Kriegsopferfürsor-
gebereich als auch bei der Einnahmever-
teilung und -verwaltung drastische Kom-
petenzverlagerungen von den Ländern
auf das Reich vor, was dazu führte, dass
die staatlichen Einwirkungen auf die Kreise
und ihren Aufgabenbestand sprunghaft
ausgeweitet wurden und zudem nicht
mehr in erster Linie vonseiten Preußens,
sondern vonseiten des Deutschen Reiches
erfolgten.

Verbandspolitisch war es vorrangig, eine
Mitwirkung im Vorläufigen Reichswirt-
schaftsrat anzustreben, was auf holpri-
gemWege letztlich auch gelang. Zunächst
war der Verband der Preußischen Land-
kreise jedoch erfolglos, da es sich bei ihm
nicht um einen deutschlandweit agieren-
den Verband handelte. Daraus wurde die
zutreffende Lehre gezogen, dass es drin-
gend der Gründung eines Landkreis-
verbandes auf der Reichsebene be-
durfte. Daher schaute man sich letztlich
erfolgreich nach Bündnissen mit kreispa-
rallelen Institutionen in den übrigen Län-
dern des Deutschen Reiches um.

Am 7.9.1922 konnte in München als Ver-
band der Verbände der Verband der
Deutschen Landkreise gegründet wer-
den, der 1924 in Deutscher Landkreistag
umbenannt werden sollte. Mitglieder des
neu gegründeten Verbandes waren also
die jeweiligen Landesverbände. Nur wenn
kein Landesverband existierte oder ein
solcher noch nicht Mitglied geworden
war, konnten auch einzelne deutsche kreis-
parallele Gebietskörperschaften unmittel-
bar Mitglied werden. Bis Ende 1925 war
dieser Ausdehnungsprozess über ganz
Deutschland bei einem weißen Fleck in
Baden abgeschlossen.

Nach der Satzung agierte die Geschäfts-
stelle des preußischen Verbandes auch für
den deutschen Verband und der Vorsitzen-
de des preußischen Verbandes war auto-
matisch auch Vorsitzender des deutschen
Verbandes. Damit war der Weg für Landrat
Dr. Adolf von Achenbach (Teltow) an
die Spitze des Preußischen und Deut-
schen Landkreisverbandes frei, nachdem
er bereits 1916 die Verbandsgründung
maßgeblich initiiert hatte und seither stell-
vertretender Verbandsvorsitzender gewe-
senwar. Er wurde im Juli 1923 – alsomitten
in der Hyperinflationszeit – einstimmig ge-
wählt.

Ende 1927 wurden endlich die fast 12.000
Gutsbezirke in Preußen aufgelöst und es
wurde – grundlegend bis heute – normiert,
dass Veränderungen der Grenzen von
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Kommunen nur aus Gründen des öf-
fentlichen Wohls erfolgen können und
eines Gesetzes bedürfen, wenn hier-
durch Kreisgrenzen verändert werden.
Das 1872 geschaffene Selbstaustrittsrecht
von Städten aus dem Kreis bei Erreichen
einer bestimmten Einwohnerzahl gehörte
damit der Vergangenheit an. Außerdem
wurde 1929 gesetzlich die Kompetenz-
Kompetenz der Kreise eingeführt. Schließ-
lich kam es 1932 in Preußen erstmals zu
einer grundlegenden flächendecken-
den Kreisgebietsreform, die zwar in
der Sache dringlich, politisch aber nur
durch ‚Flucht in die Notverordnung‘
durchsetzbar war.

In der Weimarer Zeit nahmen also der
Aufgabenbestand und die Bedeutung
der Kreise ebenso sprunghaft zu wie die
Wirksamkeit des Landkreistages. Insbe-
sondere wurden bei der Verfasstheit der
Kreise die bis heute wirkenden entschei-
denden Weichenstellungen – zum Teil ge-
gen das Landkreistagsvotum – vorgenom-
men. Die Kreise erhielten ihre Dreifach-
funktion

• zuvörderst als Gebietskörperschaft
mit einem enormen Aufgabenzuwachs
an Selbstverwaltungsaufgaben gerade
auch durch die Reichsgesetzgebung,
wobei die Vertretungskörperschaft nun
unmittelbar gewählt wurde,

• daneben als Gemeindeverband mit
Ergänzungs- und Ausgleichsfunktion
sowie Kompetenz-Kompetenz

• und weiterhin – in der relativen Bedeu-
tung zurückgehend – als untere staat-
liche Behörde, die sie von je her ge-
wesen waren.

Die sich aufgrund der zentralistischen Erz-
bergerschen Finanzreform 1919/20
entwickelnde Kreisfinanzstruktur ent-
sprach dieser von der Aufgabenseite
vorgegebenen Dreifachfunktion dagegen
nicht, sondern stellte die von den kreisan-
gehörigen Gemeinden aufzubringende
Kreisumlage neben staatlichen Finanzzu-
weisungen ins Zentrum, womit auf der

Finanzierungsseite die
gemeindeverbandli-
che Funktion der Krei-
se in den Vordergrund
gerückt wurde – eine
Fehlstellung, die bis
heute nicht beseitigt
wurde, die am bestän-
digen Ausbau der
Stärkung der demo-
kratisch genauso wie
die Gemeinden legiti-
mierten Kreise als Ge-
bietskörperschaft aber
nichts zu ändern ver-
mochte. Die sich zu
Beginn der Weimarer
Republik insoweit her-
ausbildende Sche-

renöffnung zwischen Aufgabenent-
wicklung einerseits und Finanzie-
rungsmöglichkeiten andererseits gilt
es auch gut 95 Jahre danach nach wie
vor wieder zu schließen.

In der Endphase der Weimarer Repu-
blik scheiterte die angesichts der einge-
tretenen Massenarbeitslosigkeit beabsich-
tigte Zusammenführung von Krisenfür-
sorge und Wohlfahrtspflege zu einer
einheitlichen Reichsarbeitslosenfür-
sorge und wurde so erst 74 Jahre später
Anfang 2005 mit der Zusammenführung
von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe zum
SGB II realisiert.

‚Ein Lied geht um die Welt‘ – dieser Spiel-
film mit dem nur 1,54 m großen jüdischen
Tenor Joseph Schmidt in der Hauptrolle
wurde am Muttertag, dem 9. Mai 1933 im
UFA-Palast am Zoo im Beisein von Joseph
Goebbels und 3.000 Premierengästen
welturaufgeführt und löste Begeisterungs-
stürme aus. Goebbels wollte Joseph
Schmidt zum ‚Ehrenarier‘ ernennen. Dazu
sollte es nicht kommen, da bereits am
Folgetag, dem 10. Mai, auf demBebelplatz
in Berlin die Bücherverbrennung stattfand
und Schmidt ins Ausland floh. Später ge-
langte er in ein Internierungslager bei Zü-
rich, körperlich extrem geschwächt starb
er einen Tag, bevor ihm in der Schweiz die
Arbeitserlaubnis hätte zugestellt werden
sollen. 13 Tage, nachdem erstmals dieses
‚Lied um die Welt‘ ging, war das Ende des
Landkreistages gekommen.

Kurz nach der Ernennung Hitlers zum
Reichskanzler kam es nicht nur zur mas-
senhaften Auswechslung von Landräten,
zur Ausschaltung der kommunalenSelbst-

verwaltungsgremien und zur Gleichschal-
tung von Ländern und Kommunen, son-
dern bereits am 22.5.1933 auch zur Aus-
schaltung der kommunalen Spitzen-
verbände und zur anschließenden Bil-
dung des Deutschen Gemeindetages,
ein Kapitel für sich. Erwähnt werden muss
hier, dass am 30.1.1935 eine reichsein-
heitliche Deutsche Gemeindeordnung er-
lassen wurde, während es zum Erlass
einer Deutschen Kreisordnung nicht
kam. Am 28.11.1938 wurden per Verord-
nung über den Neuaufbau des Reiches die
Bezeichnungen ‚Landrat‘ und ‚Land-
kreis‘ reichsweit einheitlich mit Wirkung
ab 1.1.1939 eingeführt. Am 25.6.1939
kam es schließlich zum letzten Lücken-
schluss hinsichtlich der reichsweiten
Kreiseinteilung durch Inkrafttreten des Ge-
setzes über die Landkreisselbstverwal-
tung in Badenmit der Neubildung von 25
Landkreisen.

Mit dem Ende des Zweiten Weltkriegs
hatte in Deutschland jede Form von Staat-
lichkeit aufgehört zu existieren. 12 Mio.
Flüchtlinge aus den Ostgebieten waren
zu versorgen, unterzubringen und in den
Arbeitsmarkt sowie in die jeweilige örtliche
Gemeinschaft zu integrieren. Auch die Ver-
kehrsinfrastruktur war weitgehend zer-
stört. In dieser Situation leisteten die von
den Alliierten entnazifizierten Kommunen
für ihre jeweiligen Einwohner fast
Unbeschreibliches. Angesichts der Zer-
störung vieler Großstädte kamen insbe-
sondere auf die Landkreise ganz beson-
dere Aufgaben zu, die sie in der Regel
hervorragend bewältigten, sodass sie da-
durch erneut einen Aufgabensprung, aber
auch einedauerhafte Aufwertung erfuh-
ren. Aufgrund der kriegsfolgebedingten
großen Bevölkerungsbewegung einerseits
und der Zerstörung der Städte flachte das
insbesondere infolge der Industrialisierung
entstandene Gefälle zwischen Verdich-
tungsräumen und plattem Land sehr deut-
lich ab, zumal die besonders dünn besie-
deltenGebieteDeutschlands imOsten von
der neu entstehenden Bundesrepublik
nicht mehr umfasst waren. War bereits in
den letzten Jahren der Weimarer Republik
von der eingeforderten ‚Parität zwischen
Stadt und Land‘ die Rede, kam nun nach
und nach die Forderung nach ‚Herstel-
lung gleichwertiger Lebensverhältnis-
se‘ im gesamten Bundesgebiet auf.

Allmählich entstand auch politisches Le-
ben vor Ort neu. Auffällig ist, dass es – von
einer Ausnahme im Rheinland abgesehen
– 1946/Anfang 1947 durchweg sozialde-
mokratische Landräte waren, die die Wie-
dergründung des Landkreistages in die
Hand nahmen, wobei Motor der Entwick-
lung Heinrich Treibert aus dem heutigen
Schwalm-Eder-Kreis war.

… und Ausblick: Bettina Schausten und Hans-Günter Henneke (Mitte).
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Die Caprifischer von Ralph Maria Siegel
waren in der NS-Zeit verboten, da die
Amerikaner bereits 1943 auf Capri gelan-
det waren. Als Schellackplatte gab es sie
1947 zunächst in der sowjetischen Besat-
zungszone. In den Westzonen wurde das
Lied später durch Rudi Schuricke berühmt.
Es steht hier für Zukunftssehnsüchte und
flankiert die Wiedergründung des Deut-
schen Landkreistages 1947 im – wie
schon 1917 – erneut bitterkalten Februar
zwischen der Geburt von Peer Steinbrück
(10.1.) undWenckeMyhre (15.2.) drei Tage
vor der Erstausstrahlung von Wolfgang
Borcherts Hörspiel: ‚Draußen vor der Tür‘
im NWDR, der noch im selben Jahr 26-
jährig an den Nachwirkungen von Kriegs-
verwundungen und Infektionen sterben
sollte.

Am 10.2.1947 in Höchst erfolgte die Wie-
derbegründung des Deutschen Land-
kreistages, auch wenn es seinerzeit mit
Hessen, Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen erst drei Landesverbände gab.
Nach der bizonalen Wiedergründung des
Deutschen Landkreistages wurden 1947
Landesverbände in Nordrhein-Westfalen
(März), Württemberg-Baden (Juli) und
Bayern (August) gegründet.

Zu den Landkreisen in der französi-
schen Besatzungszone gab es zwar ein-
zelne Kontakte, auch nahmen ab Mitte
1948 Landräte aus dieser Zone an Gre-
miensitzungen des Deutschen Landkreis-
tages teil; zu einem förmlichen Beitritt der
Landesverbände Rheinland-Pfalz und
Württemberg-Hohenzollern kam es aber
erst im Oktober 1949 in Bad Neuenahr.
Die Arbeitsgemeinschaft südbadischer
Landkreise wurde überhaupt erst am
6.10.1949 gebildet, sodass die dortigen
Landkreise zunächst einzeln dem Deut-
schen Landkreistag beitraten.

Bevor auf der Zentralebene Deutschlands
wieder Eigenstaatlichkeit entstand, bilde-
ten die Alliierten Länder, die ihrerseits alle
Landesverfassungen erließen, die je-
weils Garantien kommunaler Selbstver-
waltung für die Gemeinden und Land-
kreise enthielten und dabei erheblich über
die Selbstverwaltungsregelungen der vor
1933 bestehenden Landesverfassungen
hinausgingen. Die inhaltliche Anreiche-
rung der landesverfassungsrechtli-
chen Regelungen über die kommuna-
le Selbstverwaltung – auchmit Finanz-
garantien für eine aufgabenangemesse-
ne Finanzausstattung und bzw. einschließ-

lich Mehrbelastungsausgleichspflichten
bei der Übertragung von Aufgaben – spie-
gelt deren sprunghaft gewachsene Be-
deutung in der Nachkriegszeit wider.

Außerdem erließen die Länder jeweils
Landkreisordnungen und weitere Kom-
munalverfassungsgesetze, deren Inhalt
stark von den Alliierten beeinflusst wurde.
Durch die Eingriffe der Besatzungs-
mächte entstand das neueKreisverfas-
sungsrecht also in drei unterschiedlichen
Rechtskreisen unter Berücksichtigung
überkommener Traditionen. Die dadurch
bewirkten prinzipiellen Unterschiede blie-
ben auch in den folgenden Jahrzehnten
erhalten und bestehen zum Teil bis heute,
auch wenn es seit Mitte der 1990er Jahre
zu erheblichenAngleichungen gekommen
ist.

Die Inhalte und Formate der Arbeit des
Deutschen Landkreistages wurden bis
zur Aufnahme der Arbeit von Bundestag,
Bundesrat und Bundesregierung stark von
dem auf der Gründungsversammlung in
Höchst zum ersten von bisher zwölf
DLT-Präsidenten der Nachkriegszeit ge-
wählten Ziegenhainer Landrat Heinrich
Treibert geprägt. In seiner Präsidentenzeit
bis Oktober 1949 wurde eine Geschäfts-
stelle wiederaufgebaut (zunächst in Bad
Godesberg, um sie dann von Juni 1948
bis Dezember 1950 in der Erwartung,
dass Frankfurt/M. erster Regierungssitz
werden würde, nach Höchst zu verlagern)
und es wurden diverse öffentlichkeitswirk-
same Veranstaltungen – alle in Hessen –

ebenso durchgeführt, wie die Verbands-
zeitschrift bereits 1947 wieder aufgelegt
und ein Buch über grundlegende Fragen
von ‚Volk – Raum – Wirtschaft‘ herausge-
geben wurde.

Inhaltlich befasste man sich in dieser Zeit
schwerpunktmäßig mit der Versorgung
und Integration der Flüchtlinge als zen-
traler Herausforderung, der Wiederher-
stellung der Infrastruktur und vielfältigen
Folgeproblemen der Währungsreform
vom 20.6.1948. Hauptansprechpartner
waren in jener Zeit Repräsentanten der
Besatzungsmächte und Vertreter der bizo-
nalen Verwaltung.

An den Arbeiten des Parlamentarischen
Rates in Bonn nahm man dagegen kaum
Anteil. Mit den Inhalten einer grundge-
setzlichen Selbstverwaltungsgarantie
für die Kreise befasste sich der Deutsche
Landkreistag nicht. Die Verabschiedung
des GG durch den Parlamentarischen
Rat am 8.5.1949 in Bonn fand in den
DLT-Gremien ebenfalls keine Erwäh-
nung. Auch nach Inkrafttreten des Grund-
gesetzes befasste sich das DLT-Präsidium
mit Art. 28Abs. 2 undAbs. 1 S. 2GGnicht.
Beim Kampf um die Verankerung der
Selbstverwaltungsgarantie für Gemeinden
und Kreise im Grundgesetz hat sich der
Deutsche Landkreistag mithin keine Ver-

dienste erworben – und damit gar nicht erst
versucht, die vom Zuständigkeitsaus-
schuss am 8.10.1948 vorgesehene kreis-
günstige Regelung:

‚Den Gemeinden und Gemeindeverbänden muss
das Recht gewährleistet sein, alle Angelegenhei-
ten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der
Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln‘

unverändert durch die Beratungen zu brin-
gen.

Die DLT-Hauptgeschäftsstelle, die nach
der Rückkehr aus Höchst von Ende 1950
bis 1957 im Kreishaus in Siegburg und
sodann bis Februar 2000 in Bonn an-
gesiedelt war und an deren Spitze von
1947 bis heute acht Hauptgeschäfts-
führer standen, setzte zu Beginn ihrer
Tätigkeit vorrangig auf Kontakte zum
Bundesinnenministerium und weniger auf
Kontakte zu Parlamentariern. Im Laufe der
Zeit traten intensivierte Kontakte zu ande-
ren Ministerien hinzu. Vertiefte Beziehun-
gen zu den Bundestagsfraktionen wurden
erst sehr viel später – und anfangs mit
einem gewissen Missbehagen – aufge-
nommen.

Das Verhältnis zu den anderen kommuna-
len Spitzenverbänden war ambivalent. Mit
dem Gemeindetag war es stets sehr gut,
von Seiten des Städtebundes war es an-
gespannt. Vom Deutschen Städtetag
fühlte sich der Landkreistag sehr häufig
nicht richtig gewürdigt bzw. nicht an-
gemessenwahrgenommen. Immer wie-
der durchziehen insoweit Klagen die
Gremienberatungen. Das wurde auch
nicht anders, als 1953 die Bundesvereini-
gung der kommunalen Spitzenverbände
konstituiert wurde, da sie ein echtes Eigen-
leben nicht entfaltete. So wurde 1957 fest-
gestellt, dass der Gesamtvorstand bereits
seit drei Jahren nicht mehr getagt hatte. Im
Laufe der Jahre haben aber alle Beteiligten
gelernt, den eingangs zitierten Satz von
Thomas de Maizière zu beherzigen und
professionell auszuloten, auf welchen Fel-
dern – es sind sehr viele – es gemeinsame
Belange gibt und wo objektiv Interessen-
unterschiede bestehen, die dann auch
ausgetragen und gegenüber den Bundes-
organen dargelegt werden müssen.

Am 4.6.1957 führte der DLT erstmalig eine
Hauptversammlung in Saarbrücken durch
– eswar ein denkbar unglücklich gewähltes
Datum, zum einen kam es im Landtag des
zum 1.1.1957 der Bundesrepublik beige-
tretenen Saarlandes just an diesem Tag
zumSturz des einen und zurNeuwahl eines
anderen Ministerpräsidenten. Zum ande-
ren hatten es die saarländischen Kreise bis
zu diesem Tage nicht geschafft, einen
Landesverband zu bilden, sie vermochten
nur ihren diesbezüglichen Willen zu erklä-
ren, den sie dann allerdings 14 Tage später
auch umsetzten.

In der Sacharbeit der 50er Jahre standen
der Lastenausgleich, die Förderung des
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Zonenrandgebietes, der Straßenaus-
bau und der Grüne Plan im Zentrum der
Befassung. 1960 kam es dann zu einer
Fülle neuer Gesetze, deren Entstehung
vom DLT ausführlich begleitet wurde: das
Jugendwohlfahrtsgesetz, dasBundes-
baugesetz und die Verwaltungsge-
richtsordnung; 1961 kam das Bundes-
sozialhilfegesetz hinzu. Das JWG wurde
übrigens vom DLT aus Gründen fehlender
Gesetzgebungskompetenz des Bundes
seinerzeit abgelehnt, da es sich seiner Auf-
fassung nach nicht um ein Fürsorge-, son-
dern um ein Erziehungsgesetz handelte.

In den 60er Jahren schoben sich dann
früh undmindestens über dieses Jahrzehnt
hinweg anhaltend Raumordnungsfra-
gen ins Zentrum der Befassung. Hinzu
kam natürlich die Große Finanzreform.
Trotz der potenziell massiven Betroffenheit
der Kreise sollte es demDLTnicht gelingen,
wirksam auf den diesbezüglichen politi-
schen Entscheidungsprozess einzuwir-
ken. Die Große Koalition von 1966 –

1969 hinterließ in der Arbeit des DLT auch
im Übrigen keine tiefen Spuren.

Stattdessen absorbierten Fragen derGe-
biets- und Verwaltungsreform in den
Ländern auf der Grundlage u. a. von Frido
Wageners ‚Neubau der Verwaltung‘ und
Arbeiten Werner Webers die Arbeitskraft
des Landkreistages weitgehend, nachdem
Rheinland-Pfalz 1969 den Startschuss
für eine neueKreisgebietsstruktur gegeben
hatte und die anderen Flächenländer folg-
ten, von denen Niedersachsen 1977 den
Schlusspunkt setzte. Seither hat es in
Westdeutschland auf der Kreisebene keine
Veränderungen mehr gegeben. Seit 1980
gibt es also im alten Bundesgebiet bis
heute 237 Landkreise. Zur ersten freiwil-
ligen Kreisfusion wird es am 1.11.2016
kommen, wenn der Landkreis Osterode
mit dem Landkreis Göttingen fusioniert.

Nach dem sog. ‚Machtwechsel‘ von
1969 lautete das innenpolitische Zau-
berwort kooperativer Föderalismus mit
neuen Gemeinschaftsaufgaben. Im Fe-
bruar 1973 wurde vom Bundestag eine
Enquete-Kommission Verfassungsre-
form unter Mitwirkung des seinerzeitigen
DLT-Hauptgeschäftsführers eingesetzt,
die ihren Schlussbericht am 9.12.1976
vorlegte, also exakt einen Tag, nachdem
die letzte Sitzung dieser Wahlperiode am
8.12.1976 stattgefunden hatte. Ihre Vor-
schläge fielen nicht nur demGrundsatz der
Diskontinuität zum Opfer.

Die Zeit warmit dem Kanzlerwechsel hin zu
Helmut Schmidt über die Reformphase
längst hinweggegangen. Während der
Kanzlerschaft Helmut Schmidts, der meh-
rere Gespräche mit den kommunalen Spit-
zenverbände führte, ging es bezogen auf
die Kommunen umganz andere Fragen, so
immer wieder um die Ankurbelung der
Konjunktur auch durch die Kommu-

nen, um einen von Schmidt so bezeichne-
ten ‚Feldzug gegen dieMetastasen des
deutschen Perfektionismus‘, um die Er-
setzung der Lohnsummensteuer durch ei-
nen erhöhten gemeindlichen Einkommen-
steueranteil und schließlich um Haushalts-
konsolidierungsnotwendigkeiten auf allen
Ebenen sowie – erstmalig 1980 – um eine
zügige Verabschiedung einerBeschleuni-
gungsnovelle zumAsylrecht angesichts
einer 1980 hochgeschnellten Zahl von
107.818 Asylbewerbern.

In der Verwaltungsgerichtsbarkeit begann
der unauflöslich mit der Gemeinde Ra-
stede verbundene Streit um die Hochzo-
nungder Abfallwirtschaft auf die Kreise, der
im November 1988 vom BVerfG im Ergeb-
nis zugunsten der Kreiszuständigkeit ent-
schieden werden sollte.

Innerverbandlich bekam der DLT 1977
nach den Kommunalwahlen in Hessen
ein Problem: kein einziger Landesver-
band wurde seither von einem Landrat
repräsentiert, der der SPD angehörte.
Das Ergebnis war eine DLT-Satzungsän-
derung, die zur besseren regionalen und
politischen Ausgewogenheit zur Kooptie-
rung von bis zu fünf weiteren Präsidiums-
mitgliedern führte. Als dieRegelung endlich
beschlossen wurde, hatte sich übrigens
die einseitige politische Zusammenset-
zung längst wieder verändert.

Zu Beginn der Regierungszeit Helmut
Kohls kam erstmals dasPflegebedürftig-
keitsrisiko auf die politische Agenda. Da-
zu traten vielfältige Fragen des Umwelt-
schutzes. Die Jahre ab 1986 waren zu-
dem – wie bereits 1980/81 – geprägt von
einer Diskussion um die Beschleunigung
von Asylverfahren, die Unterbindung des
Asylmissbrauchs und von dem Ziel einer
stärkeren Harmonisierung des Asyl-

rechts in Europa. Daneben – aber auch
dadurch – stiegen die Soziallasten unauf-
hörlich an und führten zu einem deutlichen
Nord-Süd-Belastungsgefälle in der alten
Bundesrepublik, woraus die sog. Al-
brecht-Initiative entstand. Außerdem
wurde vonseiten des DLT intensiv eine Be-
freiung der Sozialhilfe von systemfremden
Leistungen betrieben.

Bezeichnend für den Zustand und das
politische Lebensgefühl jener Zeit war,
dass der DLT am27./28.9.1989 eine große
bilanzierende Veranstaltung zum 40-jähri-
gen Bestehen der Bundesrepublik durch-
führte und dabei ausführlich auf die künf-
tigen Anforderungen Europas einging,
aber kein einziges Wort zur innerdeut-
schen Entwicklung fiel – obwohl sich nur
zwei Tage später die bewegenden Szenen
mit Außenminister Genscher und Kanzler-
amtsminister Seiters auf dem Balkon der
deutschen Botschaft in Prag abspielen
sollten.

Nach dem 9. November 1989 sollte sich
die Situation allerdings schlagartig ändern
und die 237 westdeutschen Kreise, die
acht Landesverbände und die Bonner
Hauptgeschäftsstelle leisteten wertvolle
koordinierte Hilfe und personelle Unter-
stützung bei der Neustrukturierung
derostdeutschenVerwaltung. Dazu ge-
hörte 1990 zunächst die Schaffung einer
DDR-weiten Kommunalverfassung. Gera-
de im Wiedervereinigungsprozess zeigten
sich die Vorzüge einer dezentralen Verwal-
tungsstruktur ganz offenkundig. Nahezu
überall wurden Partnerschaften begrün-
det. Es konnten frühzeitig Landkreistage
in den fünf neuen Ländern gegründet wer-
den, sodass bereits am 12.9.1990, also
genau drei Wochen vor der staatlichen
Einheit, in Bonn ein gesamtdeutscher
Landkreistag gebildet werden konnte.

Drei oberste Staatsorgane, repräsentiert durch Stanislaw Tillich (2.v.l.), FerdinandKirchhof (3.v.l.) und Angela
Merkel, erwiesen dem DLT die Ehre ihrer Mitwirkung.
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‚Wind of change‘, im Herbst 1989 vom
Sänger der Scorpions, Klaus Meine, aus
dem Landkreis Hannover, der heutigen
Region, komponiert und getextet, wurde
nach seiner Veröffentlichung im November
1990 zur Hymne der Wende und auf Gor-
batschows Glasnost und Perestroika.

Die Befassungen imwiedervereinten Land-
kreistag der 90er Jahre waren dann natür-
lich vorrangig von der Übertragung des
westdeutschen Rechts auf das Beitrittsge-
biet sowie vom Erlass von Landesver-
fassungen in den fünf neuen Ländernmit
kommunalen Selbstverwaltungs- und
Finanzgarantien sowie von Landkreis-
ordnungen geprägt. Außerdem wussten
alle Akteure sogleich, dass es bei189Krei-
sen in Ostdeutschland gegenüber 237
Kreisen in Westdeutschland dauerhaft
nicht bleiben konnte. Daher führten alle fünf
ostdeutschen Länder 1993/94 Kreis-
gebietsreformen durch. Die behutsam
durchgeführten Kreisgebietsreformen und
der sich unterschiedlich auswirkende de-
mografische Wandel sollten zu der Not-
wendigkeit führen, dass ein gutes Dutzend
Jahre später bereits Nachsteuerungs-
bedarf bestand und erneut Kreisgebietsre-
formen in Sachsen-Anhalt, Sachsen und
Mecklenburg-Vorpommern durchgeführt
wurden, durch die die Zahl der ostdeut-
schen Kreise auf seither 58 reduziert
wurde, sodassesseit 2011 inDeutschland
auf der Kreisebene 295 Landkreise und
107 kreisfreie Städte bei sehr heterogener
Struktur auf der Gemeindeebene gibt.

Die kommunalrelevanten politischen Groß-
projekte dieser Zeit waren daneben der
Asylkompromiss mit der Neuregelung
des Asylgrundrechts in Art. 16a GG, die
jedenfalls zeitweilig die Sozialhilfe massiv
entlastende Einführung der Pflegeversi-
cherung, die erneue Neuregelung des
Abfallrechts hin zur Kreislaufwirtschaft
und die Bahnstrukturreform u. a. mit

der Regionalisierung des Öffentlichen Per-
sonennahverkehrs.

Schließlich nahm es der Landkreistag ab
1993 in die Hand,Kreisumlagefragestel-
lungen bundesweit zu klären, finanzbezo-
gene Verfahren vor den Landesverfas-
sungsgerichten durchzuführen, seit 1997
jährlich einen Kreisfinanzbericht vorzule-
gen und landesverfassungsrechtlich neue
Mehrbelastungsausgleichsregelungen
einzufordern, was sich seit 1998 beginnend
mit Schleswig-Holstein auch als flächende-
ckender Erfolg erweisen sollte. Die Grund-
lage für Letzteres bildeten ein Gutachten
und die Beratungen der öffentlich-rechtli-
chen Abteilung des 61. Deutschen Juris-
tentages 1996 in Karlsruhe. Hilfreich war
nicht nur insoweit auch die seit 1994 jähr-
liche Durchführung und Publizierung des
DLT-Professorengesprächs.

Mit dem Regierungswechsel hin zu
Rot-Grün folgte kurz darauf auch der
Umzug von Bundestag, Bundesregierung
und Bundesrat nach Berlin. Daneben
spielte Brüssel eine immer stärkere Rolle
gerade auch für die Kommunen. Genannt
seien insoweit nur die Stichwörter Dienst-
leistungen von allgemeinem wirt-
schaftlichem Interesse, Abschaffung
vonAnstaltslast undGewährträgerhaf-
tung und der Streit um § 40 KWG.

In der Berliner Republik gab es große
Sozialreformen, zwei gescheiterte
Kommunalfinanzreformen, zwei kom-
munalrelevante Föderalismusrefor-
men mit kommunaler Kommissionsbetei-
ligung und seit 2015 das alles be-
herrschende Thema der Flüchtlingsun-
terbringung und -integration, was zwi-
schen September 2015 und dem Frühjahr
2016 zu sechs umfangreichen Gesprä-
chen der Bundeskanzlerin mit den Präsi-
denten und Hauptgeschäftsführern der
kommunalen Spitzenverbände geführt
hat – ein bisher einmaliger Vorgang in der
bundesrepublikanischen Geschichte.

Bei den Sozialreformen ragen die Ein-
führung der Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung bei ein Jahr-
zehnt später erfolgender Zweckausgaben-
tragung durch den Bund, die sich im Ge-
setzgebungsverfahren befindende Re-
formder Eingliederungshilfe für behin-

derte Menschen bei Stärkung der Kom-
munalfinanzen um 5 Mrd. € in der zweiten
Jahreshälfte 2016, vor allem aber die
höchst streitbefangene Zusammen-
führung von Arbeitslosenhilfe und So-
zialhilfe zur Grundsicherung für Ar-
beitsuchende heraus.

Wie bei keinem anderen Gesetzge-
bungsverfahren der Nachkriegszeit ha-
ben sich hier die Kreise und der Land-
kreistag engagiert – und zwar für eine
kommunale Gesamtträgerschaft der
Aufgabe. Herausgekommen ist letztlich
ein Mischmodell, das auf Betreiben einzel-
ner Kreise und des Landkreistages zwei
Mal auf dem Prüfstand des Bundes-
verfassungsgerichts stand und uns dar-
über hinaus eine Verfassungsergänzung
um Art. 91e GG beschert hat.

Dank an den DVBl.-Schriftleiter für das DLT-Jubi-
läumssonderheft.

Bei der Föderalismusreform I ist es ge-
lungen, in Art. 84 Abs. 1 S. 7 und 85
Abs. 1 S. 2 GG ein Aufgabenübertra-
gungsverbot des Bundes auf die kommu-
nale Ebene zu implementieren, flankiert um
eine Begrenzung der Gewährung von Fi-
nanzhilfen des Bundes auf Bereiche, in
denen das Grundgesetz dem Bund Ge-
setzgebungskompetenzen verleiht. Auch
die Einführung der Schuldenbremse in
Art. 109 Abs. 3 GG im Zuge der Födera-
lismusreform II ist ein wichtiges Instrument
zum Schutz gegen eine finanzielle Über-
forderung des Staates im Allgemeinen wie
der Kommunen im Besonderen.

Resümierend wird man zur Arbeit der Krei-
se und ihres Landkreistages im letzten
Jahrhundert wohl sagen können: ‚Da
kannste nich’ meckern!‘“ &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte
der Deutschen Landkreise e.V., Berlin

Teilnehmer des Professorengesprächs ChristianWaldhoff (l.), Rudolf Wendt (Mitte) undDirk Ehlers (2.v.r.) mit
Else Kirchhof und Bernhard Stüer (r.).
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Liegenschaften des 1933 ausgeschalteten
Landkreistages in Berlin und Potsdam

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
A. Erste Geschäftsstellen

Der am 8.9.1916 im Preußischen Abge-
ordnetenhaus (4) gegründete Verband der
Preußischen Landkreise bezog Anfang
1917 in Berlin eine Geschäftsstelle in der
Potsdamer Straße 23a an der Ecke Pots-
damer- und Viktoriastraße (1). Die Belegen-
heit ist wegen veränderter Straßenführung
heute nur schwer zu rekonstruieren. Die
frühere Viktoriastraße, an der sich heute die
Neue Nationalgalerie auf der linken und die
Staatsbibliothek auf der rechten Seite be-
finden, wurde später in Potsdamer Straße
umbenannt. Auf der früheren Potsdamer
Straße – und damit auf der berühmten
Reichsstraße 1 von Aachen über Berlin
nach Königsberg – steht stattdessen auf
dieser Höhe seit 1978 die Staatsbibliothek,
was nicht gerade ein Beweis für den un-
gebrochenen westdeutschen Glauben an
die Wiedervereinigung ist. Zum Beginn
seiner Tätigkeit schreibt der erste Ge-
schäftsführer Ulrich von Hassell1:

„Ich mietete also ein Büro, kaufte einen Schreib-
tisch und spannte meinem Schwiegervater eine
gute Sekretärin aus. Nun konnte es losgehen! Das
Merkwürdige war dabei, daß ich mir, was nun
geschehen sollte, im Wesentlichen selbst aus-
denken musste. Allmählich wuchs einiges Perso-
nal dazu, vor allem als eine Art Vertreter für mich,
der kluge Schlüter. Und siehe da, die Arbeit ent-
wickelte sich gehörig.“

Im September 1919 mietete Ulrich von
Hassell größere Büroräume in der seiner-
zeitigen Königin-Augusta-Straße 14, dem
heutigen Reichpietschufer, das zwischen-
zeitlich pikanterweise nach seinem
Schwiegervater in „Tirpitzufer“ benannt
werden sollte, an (2). Nachdem der Vor-
sitzende des Verbandes der Preußischen
Landkreise vonSchorlemer-Liesergut zwei
Monate vor der Verbandsgründung auf
Reichsebene verstorben war, beschloss
der Vorstand zunächst nur, die Witwe
des Verstorbenen um dessen Bild „zum
Schmucke der Wand im Dienstzimmer
des Leiters der Geschäftsstelle“ zu bitten.

Mit Gründung des Verbandes der Deut-
schen Landkreise im Jahre 1922 agierte
die Geschäftsstelle des preußischen Ver-
bandes auch für diesen. Eine eigene Ge-
schäftsstelle und eigenes Personal besaß
der Reichsverband nicht. Der Preußische
Landkreistag entschied auch weiterhin al-
lein über Stellenbesetzungen, den Ort und
die Ausgestaltung der Geschäftsstelle. Von
der Königin-Augusta-Straße aus wurde
nun also auch die Arbeit für den Verband
der Deutschen Landkreise bis 1925 ver-
richtet.

B. Grunderwerb im Lenné-Dreieck

Am Tag vor Heiligabend 1924 erfolgte der
Durchbruch zum Erwerb eines eigenen
Bürogebäudes des Preußischen undDeut-
schen Landkreistages. Es wurde die Ent-
scheidung für den Ankauf einesGeschäfts-
gebäudes im Lenné-Dreieck unmittelbar
am Potsdamer Platz in der Bellevuestraße
5a (3) und damit gegen einen ebenfalls
erwogenen Neubau der Geschäftsstelle
im „neuen Westen“ getroffen. Der Preis
für den Erwerb, die Instandsetzung und
das Inventar des Landkreishauses betrug
875.000 RM. Im März 1925 konnte die
Geschäftsstelle im Rahmen einer Fei-
erstunde förmlich eröffnet werden. Für die-
se Entscheidung waren nach den Ausfüh-
rungen des seinerzeitigen Landkreistags-
vorsitzenden von Achenbach folgende Ge-
sichtspunkte ausschlaggebend:

„Der Herr Geschäftsführer und seine Mitarbeiter
legen ausschlaggebenden Wert auf die Erhaltung
möglichst umfangreichen Verkehrs mit den Her-
ren Kreisausschussvorsitzenden in der ganz
zweifellos zutreffenden Auffassung, dass die le-
bendige Fühlung allein die Leitung des Land-
kreistages auf die Dauer vor doktrinärer Arbeits-
richtung und Entfremdung von der Praxis, wie sie
bei den Ministerien so häufig beklagt wird, be-
wahren kann. Von allen denjenigen, die Berlin
näher kennen und häufiger mündlich mit der Ge-
schäftsstelle verkehren, wurde unzweideutig er-
klärt, dass sie dazu nur in der Lage seien,wenn ein
Verwaltungsgebäude in unmittelbarer Nähe der
Ministerien, Parlamente, der Geschäfts- und Ho-
telgegend, kurzum: im alten Berlin an günstiger
Stelle, gewählt werde.“

Zum zehnjährigen Bestehen des Land-
kreistages am 8.9.1926 schenkten die Un-
terverbände des Landkreistages in den
preußischen Provinzen dem Gesamtver-
band Kopien von Gemälden, die im Sit-
zungssaal des Landkreishauses präsen-
tiert wurden. Wie sehr die Landräte damals
noch in der konservativen Tradition des
alten Preußen standen, lässt sich an den
Portraitierten gut aufzeigen: Friedrich der
Große, Freiherr vom Stein, Fürst von Har-
denberg, Fürst Bismarck. Verblieben ist
dem Deutschen Landkreistag nur noch
eine Kopie des Gemäldes von Gebhard
Leberecht von Blücher, dem „Marschall
Vorwärts“, welche dem Preußischen Land-

kreistag zum 8.9.1926 von den mittel-
schlesischen Landkreisen geschenkt wur-
de undwelche heute einen Besprechungs-
raum in der DLT-Hauptgeschäftsstelle im
Lenné-Dreieck in Berlin ziert. Hinzu kam
seinerzeit als besondere Ehre für die Land-
räte, dass2

„Ostpreußen dem Landkreistag ein Bild von Hin-
denburg schenken will, und zwar würde der Herr
Reichspräsident entgegen seiner sonstigen Ge-
pflogenheit selbst sitzen.“

Mit Aufnahme der Präsidententätigkeit
durch Kurt Baron von Stempel forderte
dieser 1928 einen personellen Aus- und
Umbau der Geschäftsstelle wegen gestie-
gener Arbeitslast ein, der ihm angesichts
des diagnostizierten „Notstandes“ auch
gewährt wurde. Aus den bisherigen vier
Hauptreferenten wurden ein Vizepräsident
(nämlich Georg Schlüter) und fünf Beige-
ordnete. Dazu kamen zwei Referenten.
Insgesamt beschäftigte die Geschäftsstel-
le in der Bellevuestraße in Berlin nach der
Umstrukturierung 33 Mitarbeiter3, also
deutlich mehr als heute.

Gut acht Jahre konnte der expandierende
Landkreistag hier seine Arbeit verrichten,
bis sie durch die im Mai 1933 erfolgende
Ausschaltung der kommunalen Spitzen-
verbände im Preußischen Herrenhaus (5)
ihr jähes Ende fand. Im September 1934
erreichte den Deutschen Gemeindetag die
Rechnung einer Fachfirma über ausgeführ-
te Bauarbeiten am Haus Bellevuestraße
5a, die das Ende der Tätigkeit des Preußi-
schen Landkreistages und – zumGlück nur
– des ersten Abschnitts der Tätigkeit des
Deutschen Landkreistages versinnbildlich-
te:

„Die Inschrift ,Landkreistag‘ an der Fassade im
Frontgiebel abgestemmt, die Wandflächen sau-
ber verputzt einschließlich Aufstellen und Nieder-
brechen des hierfür erforderlichen Leitergerüstes
sowie liefern aller Materialien und Beseitigung des
Schuttes zum Gesamtpreis von RM 135,00.“

C. Das Lenné-Dreieck in der
deutschen Geschichte des
20. Jahrhunderts

Dass das Grundstück aufgrund seiner Be-
legenheit im Herzen Berlins ein stummer
Zeitzeuge deutscher Geschichte im 20.
Jahrhundert werden und mit der Inrech-
nungstellung der „Beseitigung des Schut-
tes“ das Ende der Geschichte des Deut-
schen Landkreistages noch lange nicht

1 von Hassell, Der Kreis schließt sich, 1994, S. 207.

2 Zitiert nach Kitschun, Der Landkreis 2000, 67 (97).

3 Dazu näher: Kitschun, Der Landkreis 2006, 553
(592 f.).
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erreicht sein sollte, ahnte am Beginn des
„Dritten Reiches“ sicherlich niemand.

Kurz gefasst entwickelte sich die Ge-
schichte des Grundstücks wie folgt weiter:
Dem Geschäftsstellengrundstück des
Landkreistages gegenüber befand sich in
der Bellevuestraße das Hotel Esplanade.
Schräg nordwestlich gegenüber zog 1935
der im April 1934 aufgrund des Reichs-
tagsbrandes neu gebildete Volksgerichts-

hof in das Gebäude des bisherigen König-
lichen Wilhelms-Gymnasiums ein, das bei
einem schweren amerikanischen Luftan-
griff am 3.2.1945 während der Verhand-
lung gegen den späteren Bundesverfas-
sungsrichter Fabian von Schlabrendorff
zerstört wurde, und bei dem Volksgerichts-
hofspräsident Roland Freisler, der am 7./
8.9.1944 auch das zu einem Todesurteil
gegen Ulrich von Hassell führende Verfah-
ren gegen die Attentäter vom 20. Juli 1944

geführt hatte, mit der Akte von Schlabren-
dorffs in der Hand auf dem Fluchtweg in
den nächsten Luftschutzkeller von einem
Bombensplitter tödlich getroffen wurde.
Hinzugefügt sei, dass sich der Führerbun-
ker nur wenige Schritte entfernt ostwärts
des Lenné-Dreiecks befand.

Außer einem kleinen Teil des Hotels Espla-
nademit dem Kaisersaal, dem Frühstücks-
raum und einem Treppenhaus blieb rund
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Abb. 2
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um den Potsdamer Platz im Zweiten Welt-
krieg kein Stein auf dem anderen. Das galt
auch für das Landkreistagsgrundstück mit
der Geschäftsstelle.

Nach dem Krieg lag es im Niemandsland,
weil an dieser Stelle der Grenzverlauf zwi-
schen dem Ostsektor und den Westsekto-
ren Berlins lange unklar und strittig blieb.

Am 25.3.1950 erging folgende Entschei-
dung der Berliner Kommission für Ansprü-
che auf Vermögenswerte laut Kontrollrats-
direktive Nr. 50:

„Auf den Antrag desDeutschen Landkreistages in
Frankfurt-Höchst: Der Anspruch des Deutschen
Landkreistages in Frankfurt-Höchst auf Übertra-
gung des Eigentums an folgenden drei Grund-
stücken:

1. Berlin-Zehlendorf, Acker Kleinaustraße,

2. Berlin-Zehlendorf, Kleinaustraße 9,

3. Berlin W 35, Bellevuestraße 5a

wird aufgrund des Art. II Abs. 2 der Kontrollrats-
direktive Nr. 50 als berechtigt anerkannt.

Die Grundstücke standen früher im Eigentum des
Preußischen Landkreistags. Diese Grundstücke
sind aufgrund des Gesetzes vom 15.12.1933 in
das Eigentum des Deutschen Gemeindetags
übergangen. Der Deutsche Gemeindetag ist im
Anhang des Kontrollratsgesetzes Nr. 2 unter
Nr. 46 ausdrücklich als aufgelöste nazistische
Organisation aufgeführt. Da die früheren kommu-
nalen Spitzenverbände in der Nazizeit durch das
Gesetz vom 15.12.1933 aufgelöst worden sind,
kommt eine Rückübertragung der Grundstücke
auf die alten Verbände nicht in Betracht. Die
Vermögenswerte sind daher gemäß Art. II Abs. 1
KD50 auf eine odermehrere neueOrganisationen
zu übertragen, deren Ziele denen der früheren
Verbände ähnlich sind.

Dem Deutschen Landkreistag steht ein Anspruch
auf Übertragung der Grundstücke zu, die früher
demPreußischen Landkreistag gehört haben. Die
Kommission hat hier die Frage der Zielähnlichkeit
ohne Bedenken bejaht, obwohl das territoriale
Ausdehnungsgebiet beider Verbände nicht völlig
miteinander übereinstimmt.“

Die Eigentumsübertra-
gung erfolgte formal
auf den nach dem
Zweiten Weltkrieg ge-
gründeten Verein für
Geschichte der Deut-
schen Landkreise e.V.,
weil der DLT 1947 be-
wusst als nicht ein-
getragener Verein wie-
dergegründet wurde,
um jedwede staatliche
Einflussnahme aus-
zuschließen. Da das
Grundstück im Grund-
buch vom Potsdamer-
torbezirk des Amtsge-
richts Berlin-Mitte ein-
getragen war und die
Grundakten bei die-
sem Gericht – nun-
mehr im Ostsektor
Berlins – lagen, konnte

der Eigentumswechsel nicht in das Grund-
buch eingetragen werden.

Obwohl sich im Laufe der folgenden Jahre
die Auffassung durchsetzte, dass das Len-
né-Dreieck, also der östliche Teil der Bel-
levuestraße bis zur Lennéstraße, dem Ost-
sektor von Berlin zuzuordnen sei, erfolgte
der Mauerbau 1961 nicht entsprechend
diesem Verlauf der Sektorengrenze, son-
dern wurde östlich des Lenné-Dreiecks
vom Brandenburger Tor zum Potsdamer
Platz in Nord-Süd-Richtung durchgeführt.
Das Lenné-Dreieck und damit auch das
1950 dem DLT wieder zugesprochene
Grundstück lagen mithin diesseits der
Mauer, es konnte aber keine Inbesitznah-
me erfolgen, sodass das Lenné-Dreieck
bis 1988 in einen wahren „Dornröschen-
schlaf“ fiel, aus dem es erst dann geweckt
wurde, als es im Zuge eines Grundstücks-
austauschvertrages zwischen dem West-
Berliner Senat und der DDR anWest-Berlin
in der Annahme gelangte, dass es sich
dabei um öffentliches Eigentum handelte,
hatte doch die Rückübertragung auf den
Landkreistag aus dem Jahre 1950 nicht ins
Grundbuch eingetragen werden können.

Wäre nicht knapp 15 Monate später die
Mauer gefallen, hätte der West-Berliner
Senat seine städtebaulichen Überlegun-
gen auf diesem Gelände durch den Bau
einer Nord-Süd-Straßenverbindung reali-
siert. Durch den Mauerfall sollte alles an-
ders kommen: Am 5.12.1990 teilte die
Berliner Senatsverwaltung für Finanzen
dem Deutschen Landkreistag in Bonn mit:

„Nach den uns von der ehemaligen DDR über-
gebenen Unterlagen stand das Grundstück seit
1951/1952 im Eigentum des Volkes. Die Gebiets-
austauschfläche des Lenné-Dreiecks war von der
anderen Seite als öffentliches Eigentum zu einem
Flurstück zusammengefasst worden. Nach der
Gebietsaustauschvereinbarung 1988 ist öffentli-
ches Eigentum der abgebenden Seite in das
Eigentum der anderen Seite übergegangen.

Aufgrund der Entscheidung der Berliner Kommis-
sion vom 25.3.1950 ist das Eigentum an dem
Grundstück auf den Verein für Geschichte der
Deutschen Landkreise e.V. in Berlin übertragen
worden. Insofern sind wir bereit, das o.a. Grund-
stück zugunsten des vorgenannten Vereins frei-
zugeben.“

Hier war es also dem Deutschen Land-
kreistag gelungen, den von Helmut Kohl
so oft ins Feld geführten „Mantel der Ge-
schichte“ im rechten Moment zu ergreifen.
Am 5.11.1991 wurde daraufhin notariell
vereinbart:

„Das Grundstück Bellevuestraße 5a ist Bestand-
teil der Vereinbarung zwischen der ehemaligen
Regierung der DDR und dem Senat von Berlin
(West) vom 31.8.1988 über einen weiteren Ge-
bietsaustausch. Zum Zeitpunkt des Abschlusses
der Vereinbarung stand es im Eigentum des Vol-
kes. Als Voreigentümer im Grundbuch war der
Deutsche Gemeindetag seit dem Jahre 1934
eingetragen. Das Eigentum an dem Grundstück
Bellevuestraße 5a ist offenbar außerhalb des
Grundbuchs auf den Deutschen Landkreistag
e.V. übergegangen.

Die Umschreibung vom Deutschen Gemeindetag
in das Eigentum des Volkes im Grundbuch er-
folgte am 16.9.1952 unter Bezugnahme auf die
VO vom 30.12.1950 über die Verwertung des
Vermögens der verbotenen und aufgelösten Ge-
sellschaften, Klubs und Vereinigungen.

Laut Entscheidung der Berliner Kommission für
Ansprüche auf Vermögenswerte laut Kontrollrats-
direktive Nr. 50wird der Anspruch desDeutschen
Landkreistages in Frankfurt/Main auf Übertra-
gung des Eigentums auch an dem Grundstück
Bellevuestraße 5a als berechtigt anerkannt.“

Nach der Rückübertragung folgte im Len-
né-Dreieck im nunmehr wiedervereinten
Berlin noch ein Umlegungsverfahren, dann
war der Weg frei zur Wiedererrichtung der
DLT-Hauptgeschäftsstelle, die sodann im
Februar 2000 ihre Tätigkeit in Berlin wieder
aufnahm (6).

D. Dienstwohnung für den
Präsidenten

1927 erwarb der Landkreistag erstmals ein
Hausgrundstück als Dienstwohnung für
den Leiter des Landkreistages (seinerzeit
als Präsident bezeichnet), das in Berlin-
Zehlendorf gelegen war.

Dieses Grundstück wurde bereits 1928
wieder veräußert, 1931 aber im Zuge einer
Zwangsversteigerung zurückerworben
und nach dem Zweiten Weltkrieg nach
der zuvor dargestellten Rückübertragung
1953 an den Konvent der Ursulinen für
65.000 DM veräußert.

An seiner Stelle wurde ein Hausgrundstück
an der Reichsstraße 1 in Potsdam am
Tiefen See kurz hinter der Glienicker Brü-
cke gekauft.

Aus Anlass der Restituierung dieses 1928
erworbenen Hausgrundstücks hat das
Amt zur Regelung offener Vermögensfra-
gen – nach siebenjähriger Bearbeitungs-
dauer – am 5.11.1997 entschieden:

Zunächst ganz allein im Lenné-Dreieck: Der Geschäftsstellenneubau war
in der Berliner Lennéstraße Ende 1999 das erste fertiggestellte Gebäude.

Foto: Schneider
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„Als Folge der ,Machtergreifung‘ der NSDAP und
der Ernennung Adolf Hitlers als Reichskanzler am
30.1.1933 wurden unmittelbar nach der ,Macht-
ergreifung‘ alle wesentlichen Organisationen aus
der Zeit der Weimarer Republik, die sich nicht zu
den nationalsozialistischen Zielen bekannten
oder mit ihnen übereinstimmten, entweder poli-
tisch ,gleichgeschaltet‘ oder,ausgeschaltet’. Eine
,Gleichschaltung‘ bedeutete, dass die Organisa-
tionen zwar fortbestanden, aber in diesen Orga-
nisationen alle demokratischen Kräfte beseitigt,
eine alleinige Herrschaft unter der Führung der
NSDAP errichtet und die bisherigen Führungs-
ebenen beseitigt wurden. Eine ;Ausschaltung‘
erfolgte in aller Regel durch Verbote und Auf-
lösung der Organisationen und Beschlagnahme
und Einziehung ihres Vermögens.

Von Anfang an wurde seitens der NSDAP das Ziel
verfolgt, die bisherigen kommunalen Spitzenver-
bände als Vertreter des Prinzips der kommunalen
Selbstverwaltung aus dem politischen Feld aus-
zuschalten und zu einem Einheitsverband in der
Rechtsform einer Körperschaft des öffentlichen
Rechts unter der Aufsicht des Reichsministers
des Innern zusammenzuschließen. Die kommu-
nalen Spitzenverbände und ihre Vertreter lehnten
demgegenüber eine Zusammenlegung zu einem
Einheitsverband ab. Durch § 13 des Gesetzes
über den Deutschen Gemeindetag vom
15.12.1933 wurden die kommunalen Spitzenver-
bände der Weimarer Republik aufgelöst. Als Ge-
samtrechtsnachfolger wurde der Deutsche Ge-
meindetag bestimmt. Nach Ende des 2. Welt-
krieges wurde der Deutsche Gemeindetag als
NS-Organisation mit Gesetz des Alliierten Kon-
trollrats Nr. 2 vom 10.10.1945 über die Auflösung
und Liquidierung der Nazi-Organisationen aufge-
löst und verboten.

Nach § 1 Abs. 6 VermögensG ist dieses für ver-
mögensrechtliche Ansprüche von Bürgern und
Vereinigungen anzuwenden, die in der Zeit vom
30.1.1933 bis zum 8.5.1945 aus rassischen, po-
litischen, religiösenoderweltanschaulichenGrün-
den verfolgt wurden und deshalb ihr Vermögen in
Folge von Enteignungen verloren haben.

Aus politischen Gründen wurden Personen und
Personenvereinigungen verfolgt, die aufgrund
ernsthafter politischer Erwägungenund imDurch-
drungensein von der Gültigkeit der eigenen Auf-
fassung gegen den Nationalsozialismus einge-
stellt waren und sich zu dieser Einstellung auch
bekannten. Für die politische Gegnerschaft war
die bloße innere Ablehnung nicht ausreichend.
Vielmehr war erforderlich, dass das nationalsozia-
listischeRegimediePersonoderdiePersonenver-
einigung als Gegner der Ideologie ansahen.

Für die Frage, ob vorliegend eine politische Ver-
folgungssituation des Preußischen Landkreista-
ges e.V. angenommen werden kann, kommt es
daher entscheidend darauf an, ob eine politische
Ausschaltung aufgrund politischer Gegnerschaft
festgestellt werden kann, oder ob eine freiwillige
Anpassung an die NS-Ideologie (Gleichschal-
tung) erfolgte.

Der Preußische Landkreistag war nach seiner
Satzung vom8.9.1926 ein freiwilliger Zusammen-
schluss der Landkreise zur Wahrung und Förde-
rung gemeinsamer Interessen. Sie waren Vertre-
ter des in der Weimarer Reichsverfassung fest-
gelegten Prinzips der kommunalen Selbstverwal-
tung und standen der nationalsozialistischen
Ideologie mit der Forderung nach einem Einheits-
staat, welcher auf einen ,Führer‘ ausgerichtet war,
entgegen. Das Prinzip der kommunalen Selbst-
verwaltung wurde zu keiner Zeit in Frage gestellt.
Es wurde wiederholt dargelegt, dass eine Verän-
derung der Strukturen einschließlich einer Zu-
sammenlegung der Verbände nicht gewollt wur-
de. Diese Tatsache belegt eine Vorstandssitzung
vom 19.4.1933 wie auch verschiedene Rund-
schreiben des Landkreistages.

Am 22.5.1933 wurden die Spitzenverbände bei
einem Gespräch mit dem Reichsorganisations-
leiter der NSDAP Robert Ley in Kenntnis gesetzt,
dass die Organisationsstruktur verändert und
vereinheitlicht werden soll. Als Gesprächspartner
solle nur noch der Deutsche Gemeindetag beste-
hen. Die Vertreter der Landkreise wurden in dem
Gespräch dazu gebracht, eine Erklärung zu unter-
schreiben, die eine Veränderung der Strukturen

vorbereitete. Diese erzwungene Auslieferung
des kommunalen Verbandes ist eine Maß-
nahme der Verfolgung aus politischen Grün-
den.

Es ging hierbei nicht um eine bloße Gleichschal-
tung des Verbandes. Dies hätte die NSDAP auch
durch das Erringen von Mehrheiten in den Gre-
mien erreichen können. Es ging um die Ausschal-
tung der auf der Weimarer Verfassung beruhen-
den demokratischen Strukturen, die sie wegen
des ,Führer-Prinzips‘ ablehnten. Folglich ist ei-
ne politische Ausschaltung aufgrund politi-
scher Gegnerschaft des Preußischen Land-
kreistages e.V. festzustellen.

Der Preußische Landkreistag e.V. ist verfolgungs-
bedingt im Sinne des § 1 Abs. 6 VermögensG als
Organisation aufgelöst worden. Das Land Preu-
ßen ist durch Kontrollratsgesetz Nr. 46 vom
25.2.1947 aufgelöst worden. Es hat keinen
Rechtsnachfolger. Aus dem Gebiet des früheren
Landes Preußen haben sich heute die Flächen-
länder Schleswig-Holstein, Mecklenburg-Vor-
pommern (nur Landesteil Vorpommern), Nieder-
sachsen (teilweise), Berlin, Nordrhein-Westfalen,
Hessen (teilweise), Sachsen-Anhalt und Bran-
denburg gebildet. Teile des früheren Landes
Preußen befinden sich heute ferner in den Län-
dern Baden-Württemberg und Bayern. In ihnen
bestehen jeweils Landkreisverbände. Keiner die-
ser Landesverbände kann allein den Anspruch
erheben, Funktionsnachfolger des Preußischen
Landkreistages zu sein. Sie decken sich jeweils
nur mit einem Teilgebiet des früheren Preußi-
schen Landkreistages und fassen nur einen Teil
der früheren Landkreise zusammen. Diese Teile
sind jeweils nicht so groß, dass sie es begründen
könnten, die Funktion für das gesamte frühere
Landesgebiet Preußens zu übernehmen.

Auch die Landkreisverbände in den Nachfolge-
ländern Preußens in ihrer Gesamtheit kommen
nicht als Funktionsnachfolger für den Preußi-
schen Landkreistag in Betracht. Es ist hierbei
zu berücksichtigen, dass auch diese Landesver-
bände zum Teil heterogen aus früheren preußi-
schen und nicht preußischen Gebieten zusam-
mengesetzt sind, sodass keine genaue Abgren-
zung auf frühere preußische Landesteile oder
Landkreise möglich ist. Außerdem vertreten sie
nicht diejenigen früheren preußischen Landes-
teile, die heute nichtmehr Teil der Bundesrepublik
Deutschland sind. Das Gebiet des Landes Preu-
ßen findet sich heute in keinem territorial abge-
grenzten Teil der Bundesrepublik wieder.

Als einzige Nachfolgeorganisation für den Preußi-
schen Landkreistag kommt der jetzige Deutsche
Landkreistag in Betracht. Er umfasst als einzige
Nachfolgeorganisation alle früheren preußischen
Landesteile und Landkreise, soweit diese heute
zur Bundesrepublik Deutschland gehören. Auch
die Aufgaben, Funktionen und satzungsmäßigen
Zwecke des Preußischen Landkreistages und
des heutigen Deutschen Landkreistages sind
identisch.

Der Deutsche Landkreistag ist bereits nach al-
liiertem Rückerstattungsrecht für Grundstücke,
die während der NS-Zeit im Eigentum des Deut-
schen Gemeindetages standen, als Funktions-
nachfolger des Preußischen Landkreistages an-
erkannt worden.“ &&

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte der

Deutschen Landkreise e.V., Berlin

Die DLT-Spitze tagte im Juli 2016 u.a. in der Potsdamer DLT-Liegenschaft: DLT-Präsident Landrat Sager (3.
v.l.), DLT-Hauptgeschäftsführer Henneke (2.v.r.), die DLT-Vizepräsidenten LandratWalter (r.), Landrat Reuter
(3.v.r.) sowie Landrat Christiansen (l.) im Beisein des Vorstandsvorsitzenden der Mittelbrandenburgischen
Sparkasse, die Mieter der Liegenschaft ist, Andreas Schulz. Foto: DLT
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„Ich bitte Sie, es mir nicht zu verübeln, wenn ich die
Art etwas kritisch beurteile“*

Von Prof. Dr. Hans-Günter Henneke, Berlin
Einleitung

Dass in den im heutigen Rheinland-Pfalz
gelegenen Kreisen „die Musik spielt“, hätte
bei der Kreisbildung 1816 in der durch den
Wiener Kongress anstelle der angestreb-
ten Einverleibung ganz Sachsens an Preu-
ßen gelangten Rheinprovinz sicherlich nie-
mand vorherzusagen gewagt.

Um aber das Gebiet aller rheinland-pfäl-
zischen Kreise vollständig zu erfassen,
reicht bei Weitem nicht der Blick auf die
Rheinprovinz 1816, wir müssen auch auf
die Einverleibung des Herzogtums Nassau
und die Kreisbildung in der 1868 entstan-
denen preußischen Provinz Hessen-Nas-
sau ebenso schauen wie auf den 1937 bei
Eingliederung in die Rheinprovinz preu-
ßisch gewordenen Landkreis Birkenfeld,
der als zuvor oldenburgischer Landesteil
in diesem Jahr durch das Groß-Hamburg-
Gesetz mit dem Restkreis St. Wendel-
Baumholder vereinigt wurde. Dazu ist der
Blick natürlich auch auf die 1862 gebilde-
ten bayerischen Bezirksämter in der Pfalz,
die durch Verordnung des nationalsozialis-
tischen Reichsinnenministers vom 28.11.
1938 ab 1939 in Landkreise umbenannt
wurden, genauso zu richten wie auf die
Kreise des Volksstaates Hessen.

Das Puzzle, das aus den preußischen Re-
gierungsbezirken Koblenz und Trier ohne
die zum Saarland gelangenden Teile, der
bayerischen Pfalz ohne die zum Saarland
gelangenden Kreise Homburg und St. Ing-
bert, den von der Provinz Hessen-Nassau
abgetrennten Kreisen Oberwesterwald-
kreis, Unterwesterwaldkreis, St. Goars-
hausen und Unterlahnkreis und den vom
Volksstaat Hessen abgetrennten rheinhes-
sischen Kreisen Alzey, Bingen, Mainz,
Worms und – bis zu seiner Auflösung
1938 –Oppenheim entstanden ist, ist unter
Einschluss der kreisfreien Städte seit nun-
mehr 70 Jahren, genau seit dem 30.8.
1946, ein Land, das seit dem 18.5.1947
über eine eigene Verfassung verfügt, und
dessen Kreise, die sich der ersten Kreis-
gebietsreform der Nachkriegszeit im ge-
samten Bundesgebiet unterziehen muss-
ten, seit dem 22.10.1949 dem Deutschen
Landkreistag angehören.

Prototypisch für die Entstehung des
Landes ist auf den ersten Ministerpräsi-
denten Wilhelm Boden zu verweisen, der
von 1919 – 1933 und dann erneut nach
dem Ende der Kriegshandlungen 1945
Landrat des Kreises Altenkirchen war,
dann zum Regierungspräsidenten in Kob-
lenz und anschließend zum ersten rhein-
land-pfälzischen Ministerpräsidenten mit
Sitz ebenfalls in Koblenz ernannt wurde.

Da die rheinischen Kreise in diesem Jahr ihr
200-jähriges Bestehen begehen und der
Landkreistag am 8.9. d.J. 100 Jahre alt
geworden ist, soll auf einige Stufen der
geschichtlichen Entwicklung – vorrangig
aus preußischer Perspektive – kurz einge-
gangen werden.

A. Kreisbildung in den preußischen
Westprovinzen

Die Einteilung der Mark Brandenburg und
der übrigen Gebiete Preußens in Kreise mit
einem vom König ernannten, dem Adel
entstammenden Landrat an der Spitze
hatte sich im ständisch geprägten Staat
bewährt. Trotzdem waren die Strukturen
nach der Französischen Revolution – nur
drei Jahre nach dem Tod Friedrich des
Großen – ersichtlich überholt. Napoleons
Siegeszug durch Europa führte nach Jena
und Auerstedt imHerbst 1806 zum völligen
Zusammenbruch der preußischen Staats-
ordnung, zur Flucht des Königspaares
nach Memel und durch den Frieden von
Tilsit vom 9.7.1807 zur Halbierung des auf
ostelbische Territorien reduzierten preußi-
schen Staatsgebiets.

Westlich der Elbe bestimmten Napoleon
bzw. von ihm eingesetzte Vasallen das
Geschehen. Nicht nur das linksrheinische
Gebiet, auch große Teile Norddeutsch-
lands mit Bremen und Hamburg gehörten
zum französischen Staatsgebiet.

In dieser „Zeit der schweren Not“ konzi-
pierte Freiherr vom Stein seine auf den
Gedanken von Selbstverwaltung und
Eigenverantwortung beruhende Nassauer
Denkschrift im Juni 1807. Vom Herbst
1807 bis Herbst 1808 amtierte er dann
für 13 Monate als leitender Minister und
setzte mehrere Reformen durch Edikte
um, u. a. die Bauernbefreiung und die –

selbstverständlich auf das seinerzeitige
ostelbische Gebiet, das zudem auch noch
unter französischer Besatzung stand, be-
schränkte – Preußische Städteordnung
vom 19.11.1808. Zur Einführung von
Selbstverwaltungsangelegenheiten auf
dem platten Land kam es dagegen nicht.
Auf Druck Napoleons und den Rat Har-
denbergs wurde Stein im November 1808

(erneut) entlassen. Die Reformphase war
damit abrupt an ihr Ende gelangt.

Nach dem kurzen Zwischenspiel des Mi-
nisteriums Dohna/Altenstein wurde Har-
denberg am 4.6.1810 von König Friedrich
Wilhelm III. zum Staatskanzler Preußens
mit unbegrenztem Gehalt und fast schran-
kenlosen Vollmachten ernannt, die er zur
Stärkung Preußens nach innen wie nach
außen in seiner bis zu seinem Tode 1822
währenden Amtszeit nutzte. Die Notzeit
hielt dabei mindestens bis zu Napoleons
Rückzug aus Russland Ende 1812 an, es
folgten die Befreiungskriege und in dessen
Folge der Wiener Kongress 1814/15 und
das endgültige „Waterloo“ Napoleons. Da-
mit waren die Voraussetzungen für ein
Wiedererstarken Preußens nach innen
wie nach außen gegeben.

Auf dem Wiener Kongress wurden die zu-
vor von Napoleon auf deutschem Territo-
rium großflächig durchgeführten Gebiets-
bereinigungen nicht wieder rückgängig ge-
macht, andererseits wurden aber neue
Gebietszuschnitte unter Rückführung des
französischen Staatsgebiets auf sein Aus-
gangsgebiet von 1792 vorgenommen,
durch die Preußen unter maßgeblicher Ver-
handlungsführung Hardenbergs aus Ge-
sichtspunkten der Schaffung eines Kräfte-
ausgleichs in Europa eine beträchtliche
Westausdehnung auf die Rheinprovinzen
und auf Westfalen zugleich als Bollwerk
gegen Frankreich erfuhr, statt sich – wie
vonPreußen selbst beabsichtigt –Sachsen
vollständig und nicht nur teilweise einver-
leiben zu können. König Friedrich Wilhelm
III. wurde nicht zuletzt dank Hardenbergs
Verhandlungsgeschick ein großer Gewin-
ner auf dem Wiener Kongress, indem er
unter den europäischen Mächten seine
und seines Hauses Reputation nicht nur
wiederherstellen, sondern sogar noch aus-
bauen konnte.

Wichtig zu wissen ist dabei, dass die
Schlussakte des Wiener Kongresses aus
der Ablehnung der Ideen des Freiherrn vom
Stein und seiner Entourage entstand. Die
deutschen Angelegenheiten betrafen allein
die Souveräne, nicht aber das Volk. Das
neue preußische Staatsgebiet wurde da-
her nicht durch das einigende Band der
Anordnung einer ständischen Verfassung
zusammengeführt.

Während sich Stein daraufhin endgültig
resigniert zurückzog, wurde Staatskanzler
Hardenberg bereits im Juni 1814, also
noch vor demWiener Kongress, von König

* Festvortrag im Rahmen der 71. Öffentlichen Haupt-
versammlung des Landkreistages Rheinland-Pfalz
in der Fritz-Wunderlich-Halle in Kusel am
24.11.2016.
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Friedrich Wilhelm III. in den Fürstenstand
erhoben. Am 11.11. desselben Jahres er-
hielt er den Ort Quilitz und das dortige
Schloss als königliche Dotation, wobei
Ort und Schloss kurz darauf den Namen
Neu-Hardenberg erhielten.

Um die neu hinzugewonnenen riesigen
Territorien wirksam in Besitz nehmen und
sie dann nach und nach seitens des Königs
beherrschen zu können, mussten sie nach
Gesichtspunkten der Staatsräson verwal-
tungsmäßig untergliedert werden. Es fand
also eine „Integration durch Verwaltung“
statt. Der König undHardenberg verfügten
am 30.4.1815 eine Unterteilung des preu-
ßischen Staates in zehn Provinzen, in de-
nen wiederum jeweils mehrere Regie-
rungsbezirke gebildet wurden. Die Regie-
rungsbezirke ihrerseits wurden in Kreise
mit einem Landrat an der Spitze unterteilt,
wobei es wörtlich hieß:

„Es ist sehr zu wünschen, dass die Kreise, was
Flächenraum und geografische Lage betrifft, so
gebildet werden, dass niemand leicht weiter als
zwei bis drei Meilen zum Sitz der Kreisbehörde
hat, und also, ohne auswärts zu übernachten,
seine Geschäfte bei derselben abmachen kann.
Ebenso ist sehr zu wünschen, dass in Rücksicht
der BevölkerungdieKreise, auch in sehr bevölker-
ten Gegenden, nicht leicht über 36.000 Einwoh-
ner enthalten, in unbevölkerten, aber doch auch
nicht leicht unter 20.000 Menschen umfassen.“

Die Realisierung der Umsetzung der Ver-
ordnung vom 30.4.1815 erwies sich im
Detail durchaus als schwierig und zeitrau-
bend. Schließlich wurden in den ursprüng-
lich drei preußischen Westprovinzen 1816
insgesamt 101 landrätlicheKreise gebildet.
Kreisfreie Städte waren zunächst nur
Münster, Aachen, Köln und Trier. In der
Provinz Großherzogtum Niederrhein wur-
den am 20.4.1816 Kreise in den Regie-
rungsbezirken Aachen, Düsseldorf, Köln,
Trier und Koblenz, wozu bis 1932 auch die
Kreise Wetzlar (und Braunfels) gehörten,
geschaffen.

Bei den Kreisen handelte es sich für Jahr-
zehnte um rein staatliche Einrichtungenmit
minimalstem Personalbesatz, wobei dem
Landrat weniger eigentliche Verwaltungs-
aufgaben als vielmehr die Aufsicht und die
Sorge um den ordnungsgemäßen Gang
der Verwaltung und die Hebung der Wirt-
schaft und der Landeskultur seines Kreises
übertragen wurden. Er fungierte letztlich
als Kommissar der Bezirksregierung. Den-
noch gelang es den Kreisen in der Folgezeit
nicht zuletzt durch das Wirken ihrer Land-
räte, einen Identitäts- und Identifikations-
raum für die jeweilige Bevölkerung zu
schaffen. Selbstverwaltungskörper waren
es bis weit in die zweite Hälfte des 19.
Jahrhunderts hinein allerdings nicht, was
nicht zuletzt an Hardenberg lag. Dass sich
Stein und Hardenberg nach anfänglichem
Zusammenwirken konzeptionell und per-
sönlichmassiv überworfen haben, habe ich
an anderer Stelle1 ausführlich dargelegt. An

dieser Stelle sollen daher nur einige weite-
re2 Gedanken zurHardenbergsStaatskon-
zeption dargestellt werden.

Lothar Gall3 hat jüngst noch einmal her-
ausgearbeitet, dass der Staat für Harden-
berg der monarchisch verfasste, bürokra-
tisch geleitete Anstaltsstaat war. Die Ge-
sellschaft als solchewar für ihn – anders als
für Stein – nur ein Objekt der Politik, nicht
aber Subjekt, dessen Wille letztendlich be-
stimmend sein müsse. Gegenüber der
Stein‘schenStädteordnung aus demJahre
1808 mit ihren stark antietatistischen Ele-
menten hatte Hardenberg mancherlei Be-
denken. Sie ging ihm gerade im Hinblick
auf die Beteiligung der Bürger in einzelnen
Punkten zu weit. Das Scheitern des Ver-
suchs, die Selbstverwaltung auch auf das
platte Land auszudehnen, wurde von Har-
denberg nicht bedauert. Während Stein
nachdrücklich dafür eintrat, die nunmehr
selbstständig gewordenen Bürger vor al-
lem auf der kommunalen und provinziellen
Ebene an politischen Entscheidungen zu
beteiligen, war Hardenberg hier sehr viel
zurückhaltender. Wörtlich führt Gall aus4:

„Der Landrat galt in Preußen schon seit längerer
Zeit als Staatsbeamter. Er verstand sich aber, da
er in der Regel aus dem Adel stammte, zugleich
als Vertreter der Rittergutsbesitzer des betreffen-
den Kreises. Er stellte in dieser Beziehung also ein
ständisches Element dar, war ein Fremdkörper in
dem von Hardenberg angestrebten, streng hie-
rarchisch geordneten System: ‚Die Wahl dessel-
ben durch die Kreisstände werde nicht mehr
stattfinden, und aller Repräsentativcharakter da-
von getrennt sein.‘ Demselben Ziel diente die
neue, nach geografischen Gesichtspunkten vor-
genommene Einteilung der Kreisbezirke, wobei
nur die großen Städte ausgeklammert wurden.
Dem Vorwurf, die Regierung kehre sich von ihren
eigenen Prinzipien ab und es gehe ihr im Kern nur
um die Stärkung der absolutistischen und büro-
kratischen Zentralgewalt, konnte Hardenberg in
der Sache nur schwer widersprechen. Es ging
ihm zunächst und vor allem um die Durchsetzung
einer straffen bürokratischen Ordnung. Schon in
seiner Rigaer Denkschrift hatte Hardenberg sich
einer Grundsatzdiskussion über die Möglichkei-
ten und Grenzen parlamentarischer Mitbestim-
mung mit dem Argument entzogen, darüber wer-
de erst später, in einer ganz anderen Generation,
zu sprechen sein.“

Damit haben wir die Entstehung der Kreise
Prüm, Daun, Bitburg, Wittlich, Saarburg,
Trier, Bernkastel und des rheinland-pfäl-
zischen Teils des Kreises St. Wendel, der
1937 im zu Preußen gelangenden Kreis
Birkenfeld aufgegangen ist, im Regie-
rungsbezirk Trier ebenso erfasst wie die
Kreise Adenau, Ahrweiler, Neuwied, Alten-
kirchen, Cochem, Mayen, St. Goar, Kob-
lenz, Zell, Simmern, Meisenheim und
Kreuznach im Regierungsbezirk Koblenz.

1827 wurden die Kreise mit der Kreisord-
nung für die Rheinprovinzen undWestfalen
zugleich staatliche und kommunalständi-
sche Bezirke, ohne dass man auch jetzt
von kommunaler Selbstverwaltung spre-
chen konnte5.

B. Kreisbildung in Hessen-Nassau
und preußische Kreisordnungen

Nach Königgrätz verleibte Preußen weite
Teile Norddeutschlands in sein Staatsge-
biet ein, so auch das Herzogtum Nassau,
und bildete 1868 mit Hessen-Nassau eine
weitere Provinz, die in die Regierungsbe-
zirke Wiesbaden und Kassel unterteilt wur-
de, in denen wiederum Kreise gebildet
wurden. Das waren im Regierungsbezirk
Wiesbaden u. a. die Kreise Oberwester-
waldkreis, Unterwesterwaldkreis, Wester-
burg, St. Goarshausen undUnterlahnkreis.

Die eigentliche Geburtsstunde der kom-
munalen Selbstverwaltung schlug dann in
Preußen mit der preußischen Kreisord-
nung. Diese wurde am 13.12.1872 nach
einer sage und schreibe dreizehn Jahre
währenden Entstehungsgeschichte6 zu-
nächst nur für die Provinzen Preußen,
Brandenburg, Pommern, Schlesien und
Sachsen verkündet und in Kraft gesetzt.
Und warum nicht in den neuen Provinzen,
zu denen ja auch noch Hannover und
Schleswig-Holstein gekommen waren?
Die Antwort ist einfach: Man wollte erst
einmal sehen, wie sich die Neuregelung
in den Stammlanden bewährt, während
man der Bevölkerung in den nach dem
Wiener Kongress bzw. nach Königgrätz
neu gebildeten Provinzen noch nicht so
recht traute. Schon Stein wollte sich nur
auf das ostelbische Gebiet (ohne Posen)
verlassen7:

„Hier ist Gewohnheit an das längst Bestehende,
angestammter Gehorsam gegen den Regenten,
Lenksamkeit“.

Über die westlichen Provinzen führte Stein
demgegenüber aus:

„In denwestlichen Provinzen, namentlich auf dem
linkenRheinufer, herrscht ein aufgeregter, beweg-
licher Sinn. Die Regierung ist hier eine neue
Erscheinung, nicht durch die Bande der Gewohn-
heit gefestigt, hier muss die neue Institution nicht
schwankend und dunkel in ihren wesentlichen
Bestimmungen sein, sondern fest und klar. Hier
herrscht viele sinnliche Gemeinheit, Geldsucht,
Neigung zu Frankreich, Hang zur Intrige, die teils
auf der Geistesbeweglichkeit des Volksstammes
beruht, teils durch die französische Gesetzge-
bung entwickelt wird.“

Stein ging es darum,

„die Gefahr abzuwenden, welche das Eigentum
bedroht, die Gefahr nämlich, die aus demWachs-
tum der Zahl und der Ansprüche der untersten
Klasse der bürgerlichen Gesellschaft entsteht.
Diese Klasse besteht auf dem Land aus der
Klasse der kleinen Kötter, Brinksitzer, Neubauern,
Einlieger, Heuerlinge; sie hegt und nährt in sich

1 Henneke, Die deutschen Kreise und ihr Landkreis-
tag – von den Anfängen in Brandenburg bis zur Eta-
blierung der Bonner Republik, 2016, S. 84 ff.

2 Dazu bereits Henneke (Fn. 1), S. 62 ff.

3 Gall, Hardenberg – Reformer und Staatsmann,
2016, S. 9, 177 ff., 216.

4 Gall (Fn. 3), S. 216 f.

5 Dazu näher: Henneke (Fn. 1), S. 94.

6 Dazu ausf.: Henneke (Fn. 1), S. 101 ff.

7 Dazu näher Henneke (Fn. 1), S. 50 f. m.w.N.
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den Neid und die Habsucht, die überhaupt die
verschiedenen Abstufungen in der bürgerlichen
Gesellschaft erzeugen. Wie sehr die Sicherheit
des Eigentums und der Person gefährdet sind,
wenn jene Abstufungen alle der Erde gleich ge-
macht, das lehrt der gegenwärtige Zustand
Frankreichs.“

Und Bismarck kam Jahrzehnte später
kaum zu einem anderen Befund. Er hielt
für die Kreise des Westens andere Normen
für erforderlich8 als:

„in den Landesteilen, welche von alters her ein
historisches Ganzes in sich gebildet haben. Die
geistige Befähigung zur wirksamen Teilnahme an
den Kreistagen wird keineswegs in allen Kreisen
und Provinzen so gleichmäßig verteilt gefunden,
dass dieselbe Kreisordnung überall dieselben Er-
folge gewähren könnte.“

Daher wurde der Erlass von Kreisordnun-
gen für die neuen Provinzen erst nach
Beilegung des Kulturkampfes angegan-
gen. Begonnen wurde mit der Provinz
Hannover mit der Kreisordnung vom
6.5.1884. Es folgten Kreisordnungen für
Hessen-Nassau vom7.6.1885, für die Pro-
vinz Westfalen vom 31.7.1886, für die
Rheinprovinz vom 30.5.1887 und schließ-
lich für Schleswig-Holstein vom26.5.1888.
Ob sich die preußischen Kreisordnungen,
die zwischen 1872 und 1888 erlassen
wurden, wirklich als „Magna Charta des
preußischen Volkes“ erwiesen haben, sei
hier dahingestellt. Diese Fragestellung ha-
be ich an anderer Stelle9 erörtert.

C. Der Verband der preußischen
Landkreise

Die bisher genannten Kreise waren dabei,
als am 8.9.1916 im Preußischen Landtag
der Verband der preußischen Landkreise
gegründet wurde, vorrangig zur Ernäh-
rungssicherung der Landbevölkerung im
Großen Krieg, aber auch zur gemeinsamen
Vertretung politischer Belange. Nach dem
raschen, politisch motivierten Rücktritt des
ersten Vorsitzenden Oskar von der Osten
bereits am 8.8.1917 wurde mit Clemens
August von Schorlemer-Lieser ein West-
deutscher neuer Vorsitzender des Land-
kreisverbandes. Der 1856 geborene von
Schorlemerwuchs imMünsterland auf und
heiratete 1880 Maria Purichelli, die später
ein Millionenvermögen erbte, aus dem das
Ehepaar einWeingut in Lieser an der Mosel
erwarb und die Schlossvilla in Lieser aus-
baute. Von 1888 bis 1897 war von Schor-
lemer-Lieser Landrat des Landkreises
Neuss. In dieser Zeit wurde er dort übrigens
auch Schützenkönig. Anschließend wurde
er Oberpräsident der Provinz Schlesien
und ab 1905 Oberpräsident der Rheinpro-
vinz mit Sitz in Koblenz. Am 18.6.1910
wurde er zum preußischen Minister für
Landwirtschaft, Domänen und Forsten er-
nannt. Im Juli 1917 trat er allerdings von
diesem Amt aus Protest gegen die von
KaiserWilhelm II. angekündigte Einführung
des gleichen Wahlrechts von seinem Mi-
nisteramt zurück. Die geplante Demokra-

tisierung Preußens war für ihn ein so
schwerer Schlag, dass es für ihn beinah
gleichgültig wurde, ob das Deutsche Reich
als Sieger oder als Besiegter aus diesem
Krieg hervorging10.

Im September 1917 trat von Schorlemer-
Lieser der Deutschen Vaterlandspartei bei
und lehnte im Januar 1918 das Angebot
von Wilhelm II. ab, erneut Oberpräsident
der Rheinprovinz zuwerden. Vielmehrwoll-
te er daran arbeiten, Preußen vor den
Folgen einer zu weit gehenden Demokra-
tisierung der Volksvertretung zu bewahren.

Im Februar 1918 wurde von Schorlemer-
Lieser Vorsitzender des Verbandes der
preußischen Landkreise. Verbandsdirektor
und Parteifreund Ulrich von Hassell erin-
nerte sich rückschauend gern daran11, wie

„vonSchorlemer als katholischer Rheinländer und
ausgesprochener Grandseigneur die Aufgabe der
Repräsentation glänzend löste, ohne sich sehr in
die Dinge zu vertiefen. Mit unnachahmlicher
Grandezza saß er Sitzungen vor, deren Gegen-
stand ihm oft nur sehr oberflächlich bekannt war,
sprach überlegt auch ohne Sachkenntnis in sei-
nem eindrucksvollen Stakkato so, dass er die
Zuhörer fesselte und verstand es, im Präsiden-
tenstuhl während langweiliger Reden unbemerkt
zu schlafen, durch einen leisen Druck meines
Ellbogens im richtigen Augenblick erwacht.“

Mit der Verbandsspitze von Schorlemer-
Lieser/von Hassell erlebte der Verband der
preußischen Landkreise nicht nur das letz-
te Kriegsjahr, sondern auchdie Abdankung
des Kaisers, die Übergabe der Regie-
rungsgewalt an die Sozialdemokraten,
die Ausrufung der Republik und die
Begründung der Weimarer Republik mit
der Einführung eines neuen allgemeinen
und gleichen Wahlrechts12. von Schorle-
mer-Lieser übte das Amt des Landkreis-
tagsvorsitzenden bis zu seinem Tode im
Juni 1922 aus. Wenige Monate später, am
7.9.1922, wurde der Verband der deut-
schen Landkreise gegründet, ohne dass
er zu dieser Zeit über einen Vorsitzenden
verfügte13.

D. Kreise in Hessen und Bayern und
die Gründung des DLT

Die Bildung eines Verbandes der deut-
schen Landkreise hatte sich in der Weima-
rer Republik rasch als Notwendigkeit her-
ausgestellt, weil zahlreiche Gesetzge-
bungskompetenzen in der Weimarer Re-
publik von den Ländern auf das Reich
übergegangenwaren. Daher bemühte sich
der Verband der Preußischen Landkreise
um einen Zusammenschluss mit kreispa-
rallelen Organisationen in den anderen
deutschen Ländern. Hier soll der Blick
anlassbedingt nur auf Hessen und Bayern
gerichtet werden.

Im Großherzogtum Hessen, aus dem
1918 der Volksstaat Hessen wurde, wur-
den 1874 nach preußischem Vorbild die
drei Provinzen Starkenburg, Rheinhessen
und Oberhessen mit sieben, fünf bzw.

sechs, insgesamt also 18, Kreisen gebil-
det, davon in Rheinhessen die Kreise Alzey,
Bingen, Mainz, Worms und Oppenheim.
Diese Kreise mit einem von der Landes-
regierung ernannten Kreisdirektor an der
Spitze waren untere staatliche Verwal-
tungsbehörden und Selbstverwaltungs-
körperschaften und verfügten als Aus-
druck ihrer Eigenständigkeit über eine ei-
gene Kreiskasse. Die Kreistagsabgeordne-
ten wurden von den Kreisangehörigen ge-
wählt. Dem Kreisdirektor stand ein
gewählter Kreisausschuss zur Seite, der
– wie auch in Preußen – das Verwaltungs-
gericht erster Instanz bildete. In Hessen –

und somit auch in Rheinhessen – blieben
auch die größeren Städte kreisangehörig,
was sich insbesondere bei der Ernäh-
rungssicherung im Großen Krieg bewähr-
te. Hier gelang es durch die einheitliche
Verwaltung, auch die Städte ausreichend
mit Lebensmitteln zu versorgen. Man kann
also bilanzierend feststellen14, dass die Er-
kenntnis von den gemeinsamen Belangen
von Stadt und Land die hessischen Kreise
in besonderer Weise geformt hat. Durch
ihre Stadt und Land umfassende Orga-
nisation haben sie im Zeitalter der Indu-
strialisierung einen wesentlichen Beitrag
zur Fortentwicklung der Kreisebene in
Deutschland geleistet.

In Bayern bestanden seit 1862 in den
Kreise genannten Regierungsbezirken Be-
zirksämtermit durchschnittlich 30.000 Ein-
wohnern und einem Bezirksoberamtmann
an der Spitze. Selbstverwaltung gab es
dort bis zum Gesetz über die Selbstver-
waltung vom 22.5.1919 nicht15. Im später
Pfalz genannten Rheinkreis waren dies die
Bezirksämter Zweibrücken, Homburg,
Kusel, Kirchheimbolanden, Pirmasens,
Kaiserslautern, Frankenthal, Neustadt a.
Haardt, Ludwigshafen, Speyer, Landau,
Bergzabern und Germersheim.

Einfach war die Gründung des Verbandes
der deutschen Landkreise nicht, wie Su-
sanne Kitschun16 und ich17 an anderer
Stelle ausführlich dargelegt haben. Hier
sei nur auf Folgendes verwiesen:

Der Mitbegründer des Landkreistages und
spätere DLT-Präsident Adolf von Achen-
bach erinnerte sich an die Gründung des
Deutschen Landkreistages am 7.9.1922 in
München wie folgt:

„So leicht es auch gelang, den Preußischen Land-
kreistag zu gründen, so schwierig war es, den

8 Dazu näher Henneke (Fn. 1), S. 100 f., m.w.N.

9 Henneke (Fn. 1), S. 124 ff.

10 Dazu näher Henneke (Fn. 1), S. 154.

11 Dazu näher Henneke (Fn. 1), S. 154.

12 Dazu näher Henneke (Fn. 1), S. 155 ff.

13 Dazu näher Henneke (Fn. 1), S. 171 ff.

14 Dazu näher Henneke (Fn. 1), S. 170.

15 Dazu näher Henneke (Fn. 1), S. 169.

16 Kitschun, Der Landkreis 2006, 553 (586 ff.).

17 Henneke (Fn. 1), S. 171 ff.
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deutschen zusammenzukriegen. Es kam natür-
lich darauf an, Bayern zu kriegen. Mit Bayern
korrespondierten wir zwei Jahre lang und waren
immer noch auf demselben Punkt. Da war es Herr
Constantin, der sagte: ‚So geht es nicht mehr
weiter; wir können hier auf unseren Bogen unsere
Tinte verschmieren, wir kommen mit Bayern kei-
nen Schritt weiter. Es bleibt nichtsweiter übrig, wir
müssen eine Hauptversammlung des Deutschen
Landkreistages in München abhalten. Wir wollen
sehen, was die Bayern machen.‘ Und wir haben
nach Bayern geschrieben: Nächstens würde der
Deutsche Landkreistag inMünchen tagen undwir
bäten, dass sie uns einen Raum zur Verfügung
stellten. Das ist auch geschehen, ganz in der
Nähe des Bahnhofes. Es war nur ein Zimmerchen
reserviert worden. Wir hatten alle Zwölf Platz, und
als Vertreter von Bayern erschien Herr Bürger-
meister Stollreither. Der Vorsitzende hielt es nicht
für tunlich zu erscheinen und sandte seinen Ver-
treter und ebenso der Vorsitzende des Württem-
bergischen Verbandes. Der hielt es für sicherer,
lieber den Oberbürgermeister Hepp zu schicken.
– So wurden wir von Bayern und Württemberg
empfangen.“

Die Sitzung, an der von Achenbach und
Constantin für den Verband der Preußi-
schen Kreise sowie ein Amtshauptmann
für den Verband der sächsischen Bezirks-
verbände, ein Landrat für den Verband der
Thüringischen Kreise, Kreisdirektoren für
die Verbände der Braunschweigischen
und der Anhaltinischen Landkreise sowie
je ein Amtshauptmann für den Verband
Mecklenburgischer Ämter und der Olden-
burgischen Amtsverbände sowie ein
rechtskundiger Bürgermeister für den Lan-
desverband Bayerischer Bezirke und ein
Oberbürgermeister für den Landesver-
band Württembergischer Amtskörper-
schaften teilnahmen, wurde ein Erfolg. Alle
Teilnehmer, auch die Vertreter Bayerns und
Württembergs, hielten den Zeitpunkt zur
Gründung eines rechtsfähigen Reichsver-
bandes für gekommen. Verabschiedet
wurde auf der Sitzung auch eine Satzung
für den neuen Verband. Vereinbart wurde,
dass die verabredete Satzung erst nach
der anstehenden Entscheidung des baye-
rischen und württembergischen Landes-
verbandes über den Eintritt in den deut-
schen Verband in Kraft treten sollte.

Mitglieder des neu gegründeten Verban-
deswaren die Landesverbände. Anders als
der Verband der preußischen Landkreise
war der Verband der deutschen Landkreise
ein Verband der Verbände. Nur wenn kein
Landesverband existierte oder ein solcher
noch nichtMitglied gewordenwar, konnten
auch einzelne deutsche Landkreise unmit-
telbar Mitglied werden.

Nach der Sitzung, die bis in den Abend
dauerte und während der sich die Beteilig-
ten nicht einmal eine Pause zum Essen
gönnten, machte man sich gemeinsam
auf die Suche nach einem Restaurant.
Auch darüber berichtet der spätere DLT-
Präsident Adolf von Achenbach:

„Als wir fertig waren, gingen wir auf den Bahnhof.
Wir kamen mit unseren Mappen, waren furchtbar

hungrig, kamen hinten herein. Ein Kellner standda
und fragte: ‚Sind das die Herren?‘ – ‚Jawohl, das
sind sie’, sagte einer. ‚Können wir denn nun
schnell essen?‘ – ‚Jawohl, alles fertig, bitte.‘
Und als die Herren eintreten wollten, wurden
wir in ein Zimmer gewiesen. Alles war gedeckt.
Ich weiß noch, Schmorbraten gab es, alles war
fertig. Es wurde ein wunderbares Diner für 2,50
Mark nach heutigemWert serviert. Wir haben uns
beeilt, es schnell zu essen. Es war vorzüglich, und
als die Eisenbahndirektion erschien, waren wir
schon fertig und weg. –Der Eindruck, den wir von
München hatten, war der, dass alles billig und gut
wäre.“

Bis zur Eintragung ins Vereinsregister des
Amtsgerichts Berlin am 26.11.1922 erklär-
ten die Landesverbände Bayern, Württem-
berg und Braunschweig ihren Beitritt zum
Landkreistag. Zwei Jahre später folgte der
hessische Verband und im Herbst 1925
schlossen sich die neu entstandenen badi-
schen Bezirksfürsorgeverbände an. Damit
waren mit Ausnahme des Landgebiets der
Freien und Hansestadt Hamburg alle deut-
schen Gemeindeverbände Mitglieder des
Deutschen Landkreistages geworden.

Mit anderen Worten konnte man erst 1924
feststellen, dass alle Landkreise, die sich im
heutigen Gebiet des Landes Rheinland-
Pfalz befinden, Mitglied des Deutschen
Landkreistages geworden waren. Die er-
folgreiche gemeinsame Arbeit unter dem
Vorsitz des Teltower Landrats Adolf von
Achenbach sollte allerdings nur bis zur
Ausschaltung im Mai 1933 währen. Über
die Zeit des Nationalsozialismus habe ich
an anderer Stelle ausführlich berichtet18,
sodass der Blick nunmehr auf die Wieder-
gründung des Landkreistages nach dem
Zweiten Weltkrieg mit besonderem Blick
auf Rheinland-Pfalz gerichtet werden soll.

E. Der DLT und der Landkreistag
Rheinland-Pfalz nach dem
Zweiten Weltkrieg

Während unmittelbar nach Beendigung
der Kriegshandlungen 1945 – und damit
vor Ort zu ganz unterschiedlichen Zeit-
punkten – die Kreise unter dem Besat-
zungsregime mit in der Regel neu einge-
setzten Landräten ihre Arbeit wieder auf-
nahmen und Unglaubliches insbesondere
bei der Lebensmittel- und Wohnungsver-
sorgung, der Flüchtlingsunterbringung und
der Seuchenbekämpfung leisteten, verlief
die Wiedergründung des Deutschen Land-
kreistages eher schleppend und kam in
einzelnen Gebieten Deutschlands unter-
schiedlich schnell voran.

Nach der Bildung von Landesverbänden in
Hessen, Schleswig-Holstein und Nieder-
sachsen im Jahre 1946 wurde am
10.2.1947 in Höchst der Deutsche Land-
kreistag zunächst als bizonaler Verband
wiedergegründet. Das förmliche Zusam-
menwirkenmit denKreisen in der fran-
zösischen Zone erwies sich dagegen als
äußerst kompliziert, während die Landräte
insbesondere aus Rheinland-Pfalz auf-

grund ihrer zuvor ganz unterschiedlichen
Länderzugehörigkeit individuell zumeist
über gefestigte Kontakte zu Kreisen insbe-
sondere in Hessen, Nordrhein-Westfalen
und Bayern verfügten.

Zur erstmaligen Teilnahme eines rheinland-
pfälzischen Vertreters an einer DLT-Präsi-
diumssitzung kam es mit dem seinerzeiti-
gen Geschäftsführer des Landkreistages
(1947 – 1951) und späteren langjährigen
Vorsitzenden (1951 – 1962) und Landrat
von Trier, Heinrich Salzmann, am 15.3.
1948 auf dem Drachenfels. Am 9.7.1948,
also kurz nach der Währungsreform, fand
dann eine historische Präsidialsitzung in
Schlattstall, im heutigen Landkreis Esslin-
gen, statt, an der erstmals nach dem Zwei-
ten Weltkrieg Kreisrepräsentanten aus al-
len westdeutschen Ländern mitwirken
konnten; aus Rheinland-Pfalz waren dies
der seinerzeitige Vorsitzende (1947 – 1951)
und Landrat des Kreises Ahrweiler, Her-
mann Schüling, und der Geschäftsführer
Heinrich Salzmann. Und dennoch dauerte
es bis zum Beitritt der Landesverbände in
der französischen Zone zum Deutschen
Landkreistag bis zum 22.10.1949. Dieser
wurde in einer Präsidial- und Hauptaus-
schusssitzung in Bad Neuenahr vollzogen,
nachdem eine erste Präsidialsitzung in
Rheinland-Pfalz bereits am 7. Mai 1949
in der Lochmühle in Mayschoß stattgefun-
den hatte, also am Tag, bevor der Parla-
mentarische Rat kurz vor Mitternacht das
Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland verabschieden sollte.

In den Gremien des Deutschen Land-
kreistages arbeiteten die Vertreter des
Landkreistages Rheinland-Pfalz in der
Zeit bis zur Wiedervereinigung engagiert
mit, prägten die Arbeit aber nicht in vor-
derster Linie. Nur drei rheinland-pfäl-
zischen Landkreistagsvorsitzenden gelang
es jeweils kurzzeitig, das Amt eines DLT-
Vizepräsidenten zu bekleiden. Das waren
die Landräte Werner Urbanus (Ahrweiler)
vom 22.11.1963 – 28.2.1965, Hermann
Krämer (Altenkirchen) vom 30.10.1970 –

27.10.1972 und Karl-Adolf Orth (Daun)
vom 1.12.1988 – 30.9.1990. Dass die
übrigen Vorsitzenden des Landkreistages
Rheinland-Pfalz in dieser Zeit und auch
kurz darüber hinaus im Deutschen Land-
kreistag nicht stärker zum Zuge kamen, lag
allerdings nicht am DLT, sondern in den
weiteren Karrieren der Vorsitzenden, die ja
alle staatlich ernannte Landräte waren, be-
gründet. Heribert Bickel (1973 – 1976)
wurde zunächst OVG-Präsident und dann
Justizminister. Gerhard Schwetje (1976 –

1981) und Paul Schädler (1982 bis 1983)
wurden jeweils Regierungspräsidenten.
Johann-WilhelmRömer (1983 – 1985) wur-
de Staatssekretär und Karl-Adolf Orth
Sparkassenverbandspräsident. Joachim
Stöckle (1990 – 1993), der mich im DLT

18 Henneke (Fn. 1), S. 227 ff.
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mit gewählt hat, schied aus dem Landrats-
amt aus und Ernst Theilen (1993 – 1994),
der zum DLT-Vizepräsidenten gewählt
werden sollte, schied kurz vor der anste-
henden Wahl aus, um ebenfalls Staats-
sekretär in Rheinland-Pfalz zu werden19

und so den Weg für eine 20-jährige Vize-
präsidentschaft von Landrat Karl-Heinz
Schröter (Oberhavel) im Deutschen Land-
kreistag zu ebnen.

Es war nun aber keineswegs so, dass
Landräte aus Rheinland-Pfalz nicht ambi-
tioniert waren, Führungsfunktionen im
Deutschen Landkreistag zu über-
nehmen. Ganz im Gegenteil. Sie hatten
dabei auch keine Furcht vor Kampfkandi-
daturen, im Ergebnis nur keine Fortune. So
kandidierte Hermann Krämer, der für den
DLT von 1970 – 1978 dem ZDF-Fernsehrat
angehörte, bereits 1966 gegen den bishe-
rigen Vizepräsidenten Hans-Walter Conra-
dy auf dem Nebelhorn für das Präsiden-
tenamt und verlor 29:36. 1971 wurde er
zum DLT-Hauptgeschäftsführer mit Wir-
kung ab Sommer 1972 gewählt, konnte
dieses Amt dann aber aus kriegsfolgebe-
dingten Krankheitsgründen nicht antreten,
was im DLT eine veritable Führungskrise
auslöste. Danach standen jeweils bis zu
meiner ohne Gegenkandidaten auf Vor-
schlag von Hans-Jörg Duppré erfolgten
Wahl am 27.11.2000 Kandidaten aus
Rheinland-Pfalz für das Amt des DLT-
Hauptgeschäftsführers bereit. Helmut Ge-
strich, langjähriger Landrat des Landkrei-
ses Bernkastel-Wittlich und Vorsitzender
des DLT-Kulturausschusses, kandidierte
1973 und 1977 gleich zwei Mal vergeblich
für dieses Amt. Während er Adalbert Lei-
dinger 1973 mit 21:49 noch deutlich unter-
lag, ging es 1977 gegenHans Tiedekenmit
32:38 deutlich knapper zu. Dabei hätte
1977 ein anderer Rheinland-Pfälzer dem
Vernehmen (und den archivierten Unterla-
gen) nach deutlich größere Chancen ge-
habt, das Amt des DLT-Hauptgeschäfts-
führers sogar kampflos zu erringen: Heinz
Dreibus war zu einer Kandidatur aber nur
bereit, wenn kein Landrat aus Rheinland-
Pfalz bereitstünde.

Und auch mein Vorgänger Hans-Henning
Becker-Birck musste sich gegen den (frü-
heren) Landratskollegen des Rhein-Huns-
rück-Kreises Armin Jäger behaupten, der
sich dann aber mit einer beachtlichen Kar-
riere als Staatssekretär in Berlin und Meck-
lenburg-Vorpommern und schließlich als
Innenminister des Landes Mecklenburg-
Vorpommern trösten konnte. Während sei-
ner Zeit als Vorsitzender einer großen
Landtagsfraktion inMecklenburg-Vorpom-
mern ist es uns überdies gemeinsam ge-
lungen, die in Mecklenburg-Vorpommern
geplante Großkreisbildung vor dem Lan-
desverfassungsgericht in Greifswald 2007
zu Fall zu bringen.

Man sieht: die Beziehungen zwischen dem
DLT und dem Landkreistag Rheinland-

Pfalz waren immer eng. Mein Ersterlebnis
mit dem Landkreistag Rheinland-Pfalz will
ich deshalb auch nicht verschweigen. Ich
wurde im Rahmen der Hauptausschusssit-
zung in BadNeuenahr am 10.11.1992 vom
Präsidium zunächst zum Beigeordneten
gewählt, nicht zuletzt wegen meiner inten-
siven rechtlichen Befassungen mit Kreis-
umlagefragestellungen.

„Von Rastede über Eichenau in die Irre?“20

lautete dann auch folgerichtig mein zweiter
Aufsatz im Landkreis nach Dienstantritt.
Kaum war dieser publiziert und auf sehr
positive Resonanz gestoßen, erging am
21.5.1993, also zweieinhalb Monate nach
meinem Dienstantritt in Bonn, die sog.
„Simmern-Entscheidung“ des OVG Kob-
lenz21. Auch diese wertete ich gründlich
aus, verschickte dazu ein Rundschreiben
und verfasste parallel eine ausführliche
Urteilsanmerkung für das Deutsche Ver-
waltungsblatt22. Statt des erwarteten Lo-
bes erreichtemich noch vor Erscheinen der
Urteilsanmerkung ein aufgeregter Anruf
des völlig empörten Landkreistagsdirek-
tors Heinz Dreibus, der mich durch die
Freisprechanlage seines Telefons anbrüll-
te: „Wenn Sie diese Anmerkung im Deut-
schen Verwaltungsblatt veröffentlichen,
tritt der Landkreistag Rheinland-Pfalz aus
dem Deutschen Landkreistag aus.“

Ich weiß es wie heute, es war ein Frei-
tagnachmittag und ich hatte die Korrektur-
fahnen bereits in Rüngsdorf, unserem
Wohnort, in den Briefkasten eingeworfen.
Ich habe dann am Spätnachmittag neben
dem Briefkasten auf die Leerung gewartet
und meinen DIN-A4-Umschlag dem
Postmitarbeiter wieder abgeluchst. Das
ist der einzige Aufsatz meines Lebens,
der am 15.8.1993 mit der nachträglich
verkürzten Verfasserangabe: „Dr. Hans-
Günter Henneke, Lehrbeauftragter Univer-
sität Osnabrück“ erschienen ist.

Heinz Dreibus und ich haben uns im Übri-
gen in den folgenden zehn Jahren, die er
noch im Amt war, hervorragend verstan-

den; besonders hatte es ihm der von mir
1997 erstmals und dann alljährlich vorge-
legte Kreisfinanzbericht angetan. Auch ist
mir die Ehre zuteil geworden, im Januar
2003 anlässlich seiner Verabschiedung in
Budenheim gemeinsam mit Ministerpräsi-
dent Kurt Beck und dem Vorsitzenden des
Landkreistages Rheinland-Pfalz, Hans
Jörg Duppré, eine Laudatio auf ihn halten
zu dürfen.

Aber auch andere DLT-Hauptgeschäfts-
führer erhielten klugen Rat vomGeschäfts-
führenden Direktor des Landkreistages
Rheinland-Pfalz. Dafür genüge ein Bei-
spiel: Am 9.11.1971 sollte der Deutsche
Landkreistag seine Hauptausschusssit-
zung in Saarbrücken durchführen. Das
Einladungsschreiben des DLT vom 17.8.
1971, das die Landesverbände an die
Delegierten weiterleiten sollten, hat im We-
sentlichen folgenden Inhalt:

„Die Tagung wird gegen 9 Uhr in der Industrie-
und Handelskammer des Saarlandes beginnen.
Am Abend des 8. November lädt der Landkreis-
tag Saarland um 19:30 Uhr zu einem gemein-
samen Abendimbiss mit Damen in den Ratskeller
in Saarbrücken ein. Für den Vormittag des 9.
November ist für die Damen eine Besichtigung
der Kristallwarenfabrik der FirmaVilleroy &Boch in
Wadgassen, Kreis Saarlouis, vorgesehen. Treff-
punkt … Rückkehr gegen 12:30 Uhr.“

Daraufhin schrieb der langjährige Ge-
schäftsführende Direktor des Landkreista-
ges Rheinland-Pfalz (1953 – 1985), Hans-
Günther Dehe, an den DLT-Hauptge-
schäftsführer unter dem 23.8.1971 nicht
zu Unrecht:

„Ich bitte Sie, es mir nicht zu verübeln, wenn ich
die Art der Einladung etwas kritisch verurteile.
Nach meiner Auffassung ist es faktisch unklug, zu
einer Sitzung einzuladen, ohne den sachlichen
Gegenstand der Beratungenmitzuteilen. Völlig im
Gegensatz dazu steht die minutiöse Darstellung
des Rahmenprogramms mit gemeinsamem Im-
biss am Vorabend und einer Firmenbesichtigung
am Sitzungstag für die Damen. Diese Art des
Vorgehens könnte einen falschen Eindruck ver-
mitteln. Ich möchte den Vertretern unseres Lan-
desverbandes die Einladung nur dann übersen-
den, wenn ich wenigstens andeutungsweise die
Sachgegenstände der Tagung mitteilen kann.“

Im Rahmen der Hauptausschusssitzung
sprach dann übrigens – wie so oft auf
DLT-Jahrestagungen – Eberhard Laux,
diesmal zu „Führungsmethoden in der
Kommunalverwaltung“.

Die Kreisgebiets- und Funktionalre-
formwar bekanntlich das Thema innerhalb
des Landkreistages für mehr als ein Jahr-
zehnt von Mitte der 60er Jahre bis 1977.
Der Beginn der Befassung verlief allerdings
schleppend, auch wenn man extra Ger-
hard Isbary, den Schwiegervater von Peer
Steinbrück, eingestellt hatte, der sich in-

19 Henneke, Der Landkreis 2014, 692.

20 Henneke, Der Landkreis 1993, 253.

21 OVG Koblenz, DVBl. 1993, 894.

22 Henneke, DVBl. 1993, 900 ff.
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tensiv mit Strukturmerkmalen der Kreise
befassen sollte. Isbary erkrankte allerdings
kurz nach seiner Tätigkeitsaufnahme im
Landkreistag schwer und verstarb bereits
kurz darauf. So konnte es geschehen, dass
DLT-Präsident Conrady im Rahmen der
Präsidiumssitzung im Haus der kommuna-
len Selbstverwaltung in Hannover am
24.11.1968 um einen Überblick über die
politische Durchsetzbarkeit der Reformbe-
strebungen in den Ländern bat, inwelchem
er zu seiner Überraschung erfuhr:

„In Rheinland-Pfalz ist die Reform verabschiedet
worden. Elf Landkreise wurden aufgelöst. Die
Beteiligung der Landkreise im Anhörungsverfah-
ren sei mangelhaft gewesen. Rheinland-Pfalz ha-
be aber an den traditionellen Grundlagen des
Kreises festgehalten.“

Nicht unerwähnt bleiben soll schließlich,
dass der Deutsche Landkreistag zur Zeit
seiner Tätigkeit in Bonn gerne Veran-
staltungen im Landkreis Ahrweiler durch-
führte. Das galt auch für die große Land-
kreisversammlung anlässlich des 75-jähri-
gen Bestehens des Landkreistages am
14.5.1991 in Bad Neuenahr. Dies war kurz
nach der Wiedervereinigung die erste Ver-
anstaltung aller Landkreise im wiederver-
einten Deutschland. Hauptgeschäftsführer
Hans-HenningBecker-Birck fiel dieschwie-
rige Aufgabe zu, den etwa 1.000 Teilneh-
mern an der Jubiläumsveranstaltung das
komplette Fehlen der politischen Ebene zu
erläutern, da diese „wegen wichtiger Sit-
zungen in Bonn weilt“. Stattdessen traten
als Redner für die Bundesregierung der
Parlamentarische Staatssekretär Horst
Waffenschmidt und Innenstaatssekretär
Franz Kroppenstedt sowie für die – sich
aufgrunddesbevorstehendenRegierungs-
wechsels am 21.5.1991 seit der Wahl-
niederlage im April in Abwicklung befind-
liche – rheinland-pfälzische Landesregie-
rung Bundesratsminister Hermann Hill
auf, der für die Schriftleitung offensichtlich
ein so Unbekannter war, dass in der Doku-
mentationderVeranstaltungseineRedemit
dem Foto von MdB Anton Pfeiffer unterlegt
wurde.23 Daneben trat als Hauptredner
wieder einmal Eberhard Laux auf, der nur
eineinhalb Jahre zuvor auf der Jahresta-
gung inKassel Ende1989ebenfalls referiert
hatte.

Im Jahr darauf wollte man es besser ma-
chen, wenngleich der Rahmen mit einer
normalen Hauptausschusssitzung weitaus
kleiner ausfiel. Erneut tagte der Deutsche
Landkreistag in Bad Neuenahr, diesmal am
10. und 11.11.1992, aber erneut klebte
demDLT das Pech an den Füßen: Bundes-
innenminister Rudolf Seiters sagte seine
Rede kurzfristig ab und wurde erneut
vom Parlamentarischen Staatssekretär
Horst Waffenschmidt vertreten. Daneben
war es allerdings gelungen, den Minister-
präsidenten des Freistaates Sachsen, Kurt
Biedenkopf, als Redner zu gewinnen.

F. Die Ära Duppré/Hirschberger

Am 25.11.1994 begann im Landkreistag
Rheinland-Pfalz eine neue Ära, die der
alternierenden Doppelspitze aus Hans
Jörg Duppré und Winfried Hirschberger,
seit Februar 2003 ergänzt um eine ebenso
alternierende Spitze in der Geschäftsfüh-
rung durchBurkhardMüller und Ernst Beu-
cher. An sich äußerst skeptisch gegen jede
FormvonRotation, die ich grundsätzlich für
eine gravierende Schwächung von Funk-
tionsträgern in Gremien halte, welche im
Übrigen nicht dem Rotationssystem fol-
gen,mussman von außen nach 22-jähriger
Dauer dieses Modells feststellen: dieses
System hat sich bewährt. Dass dies so
ist, muss an den benannten Akteuren lie-
gen. Für eineBewertung der gemeinsamen
Amtszeit ist es zu früh, da dieMannschaft ja
weiter agiert; dem Vernehmen nach aller-
dings nur noch für ein Jahr. Da drängt sich
bei mir allerdings bei den im Februar bzw.
März 1945 geborenen Winfried Hirschber-
ger und Hans Jörg Duppré der Verweis auf
den Landratskollegen Frithjof Kühn aus
dem Rhein-Sieg-Kreis auf. Kühn, geboren
am 16.10.1943, war als Landrat 2009 bis
zum 21.10.2015 wiedergewählt worden.
Dann ermöglichte die nordrhein-westfäli-
sche Landesregierung den Hauptverwal-
tungsbeamten in Nordrhein-Westfalen ein
vorzeitiges Ausscheiden zum 22.6.2014.
Im Herbst 2013 von der Presse (und wohl
auch von drängenden Nachfolgekandida-
ten der eigenen Couleur) gefragt, ob er
denn nicht von dieser Möglichkeit Ge-
brauch machen werde, antwortete Kühn:

„Ich bin bis Oktober 2015 gewählt. Dann bin ich
72 Jahre alt. Was ich dann tun werde, werde ich
zu gegebener Zeit entscheiden und mitteilen.“

Tatsächlich machte Kühn kurz darauf von
der Möglichkeit des vorzeitigen Ausschei-
densGebrauch, verhindertemit seiner Ant-
wort aber souverän, zur „lame duck“ zu
werden.

Zum Tandem Duppré/Hirschberger ist aus
DLT-Sicht an dieser Stelle und zu dieser
Zeit nur Folgendes zu bemerken:

Hans Jörg Duppré, dienstältester Landrat
in Deutschland, der seit 1979 amtiert, ge-
hörte demDLT-Verfassungsausschuss seit
1985 und dem DLT-Präsidium seit
30.11.1994 an. Er wurde zum 1.12.1996
zum DLT-Vizepräsidenten gewählt, hätte
dieses Amt aber imNovember 1997wieder
verloren, wenn…, ja, wenn das Rotations-
system in Rheinland-Pfalz gegriffen und ihn
das DLT-Präsidium dann nicht anderweitig
aufgefangen hätte. Das Rotationsprinzip in
Rheinland-Pfalz griff; Winfried Hirschber-
gerwurde imNovember 1997 Vorsitzender
und rückte anstelle von Hans Jörg Duppré
ins DLT-Präsidium ein. Das Präsidium ver-
fügte aber aufgrund einer früheren Sat-
zungsänderung über die Möglichkeit, ein
Mitglied frei von anderweitigen Zusagen
(an drei große Landesverbände und an
einen Vertreter der Höheren Kommunalver-

bände) zu kooptieren. Von dieser Möglich-
keit machte es zugunsten von Hans Jörg
Duppré Gebrauch, der auf diese Weise
Vizepräsident bleiben konnte.

Am ersten Juli-Wochenende 2000 wurde
nicht nur Rudi Völler Teamchef der Deut-
schen Fußball-Nationalmannschaft, son-
dern auch in einer Sitzung des Engeren
Präsidiums des DLT im Landkreis Reutlin-
gen der Verfasser dieses Beitrags als künf-
tigesGeschäftsführendes Präsidialmitglied
nominiert. Gleichzeitig bekundete Hans
Jörg Duppré sein Interesse, ab Ende
2002 DLT-Präsident zu werden, zumal er
ab November 2000 wieder den Vorsitz des
Landkreistages Rheinland-Pfalz über-
nehmen werde. Nachdem diese Bekun-
dung im Teilnehmerkreis auf breite Zustim-
mung stieß, nutzte Duppré die Gunst der
Stunde und verwies darauf, dass er ja nur
deshalb überhaupt noch DLT-Vizepräsi-
dent sei, weil sein sozialdemokratischer
Kollege Winfried Hirschberger seinem Ver-
bleib im Präsidium zugestimmt habe. Nun
aber laufe dieMitgliedschaftHirschbergers
im DLT-Präsidiumwegen der erneuten Ro-
tation in Rheinland-Pfalz aus, ohne dass
Hirschberger im DLT eine weitere Funktion
übernehmen könne. Daher erlaube er sich
die Frage, ob man nicht an seiner Stelle
künftig seitens des Präsidiums Winfried
Hirschberger kooptieren könne.

Nachdem sich die erste Überraschung
über diesen Vorstoß gelegt hatte, stellten
die Gesprächsbeteiligten ein derartiges
Vorgehen in Aussicht und so kam es dann
auch – und so ist es bis heute geblieben
und beide haben in fast 20-jähriger ge-
meinsamer Mitgliedschaft im Präsidium
des Deutschen Landkreistages diesem
Gremium über so manche Klippe hin-
weggeholfen, sei es in Sachfragen oder
sei es bei der Wahl von Beigeordneten,
wie im Sommer 2005 geschehen. Dafür
gilt es auch an dieser Stelle ebenso herzlich
„Danke“ zu sagen wie für die allzeit gute
Kooperation mit dem Geschäftsführer-
Tandem.

Ein Dutzend Jahre habe ich mit Hans Jörg
Duppré als DLT-Präsident sehr konstruktiv
und harmonisch zusammengearbeitet.
Das ist nur vorstellbar, wenn auch unaus-
gesprochen beständig ein gutes persönli-
ches und sachliches Einvernehmen be-
steht. Dieses wiederum setzt eine bestän-
dige Einbeziehung der Geschäftsführung
des Landesverbandes, aus dem der DLT-
Präsident stammt, voraus. Dafür, dass wir
in zwölf Jahren in diesem Dreieck keinen
einzigen Konflikt auszuhalten hatten, bin
ich in der Rückschau allen Beteiligten bis
heute äußerst dankbar. &

Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Vorstand des Vereins für Geschichte der

Deutschen Landkreise e.V., Berlin

23 Hill, Der Landkreis 1991, 289.
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» Die DLT-Hauptgeschäftsstelle seit 1947
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